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. Einleitung

Die deutsche Sozialdemokratie befindet sich nach der schweren Nieder-
lage bei der Bundestagswahl 2017 in einer Phase, die ein griindliches
Nachdenken tiber ihre zukiinftige Ausrichtung unverzichtbar erscheinen
lasst. Will man als Volkspartei eine Machtoption in den Zeiten des simp-
lifizierenden (Rechts)Populismus glaubwiirdig aufrechterhalten, so be-
darf es eingehender Uberlegungen. Dieser kritische Befund! trifft mehr
oder weniger die Parteien links von der Mitte in nahezu ganz Europa. In
Anbetracht dieser auch fuir das Funktionieren parlamentarisch-demo-
kratischer Systeme wenig erfreulichen Konstellation erschien es reizvoll,
gerade ein markantes, jahrzehntelanges Beispiel sozialdemokratischer
Schwiéche, namlich die SPD in Bayern in den Blick zu nehmen.

Seit der Jahrhundertwende 2000 ist die bayerische Sozialdemokratie in
einem auflerordentlichen Mafle noch weiter in der Wé&hlergunst abge-
sunken, so dass sie Gefahr lduft, zu einer politischen Kleinpartei degra-
diert zu werden. Dem Autor ist bewusst, dass die historische, politische
und 6konomische Situation des Landes Bayern als Untersuchungsgegen-
stand fiir eine Analyse der deutschen oder gar der europdischen Sozial-
demokratie nicht verallgemeinerbar ist. Dennoch biindeln sich in diesem
zugegeben spezifischen ,Fallbeispiel” Problemstringe, die nutzbringen-
de Erkenntnisse zu Tage fordern konnen. Dabei geht es um die bei allen
Reformversuchen immer wieder entscheidende Frage, ,wie viel und
welchen Teil der vorgefundenen gesellschaftlichen Realitdt die Partei
akzeptieren muss, um die verbliebenen Teile entlang ihrer Grundwerte
verdandern zu konnen”?2. Die Zuldssigkeit einer regionalen Perspektive im

1) Vgl. mit durchaus kritischem Unterton an einer nur noch vom Niedergang be-
stimmten Publizistik iiber die Sozialdemokratie Grunden/Janetzki/Salandi, SPD,
S. 13f. Angesichts des vorherrschenden Krisendiskurses stelle sich die Frage, wie
es die SPD aulf tiber 150 Jahre ihrer Existenz gebracht habe. Dieser offensichtlichen
Beharrungsfahigkeit nachzugehen, lohne sich ,fiir das Verstandnis der SPD, ihrer
Schwichen, Stirken und Chancen, weit mehr als sich ein weiteres Mal iiber au-
genfillige Krisenphédnomene zu beugen (ebenda, S. 14). Der Autor der vorliegen-
den Studie tiber ein besonders schwieriges Terrain der deutschen Sozialdemokra-
tie hofft, dass er nicht durchgehend der ,Krisenhaftigkeit” seines Gegenstandes
erlegen ist. Dies erscheint beim Blick auf die verhiltnismifiig positive Entwick-
lung der bayerischen Sozialdemokratie zumindest vor 1914 und punktuell in den
1960er Jahren auch nicht angebracht.

2) Grunden, /Janetzki/Salandi, SPD, S. 21. Dazu unten im abschlieSenden Kapitel V
mehr. Anzumerken bleibt kritisch die Fragwiirdigkeit der vielstimmig gedufSerten
Behauptung, eine Reform der Partei sei nur im Zustand der Opposition moglich.
So gesehen hat die bayerische Sozialdemokratie eine mehr als ein halbes Jahrhun-
dert andauernde ,Reformzeit” vorzuweisen. Das Ergebnis steht fiir sich!
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Prozess der Modernisierung der Sozialdemokratie nach 1945 generell
betont Helga Grebing unter Verweis auf lebendige , regionale parteipoli-
tische Traditionen tber alle Diskontinuitdten hinweg”3.

Seit anndhernd sechzig Jahren gibt es eine Konstante in der Wahlent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland, genauer im Bundesland
Bayern, ndamlich eine nahezu unangefochtene Dominanz einer Partei, der
CSU. Damit verbunden ist die Chancenlosigkeit der SPD als der grofiten
oppositionellen Parteit. Diese Vorherrschaft einer politischen Partei
tibertrifft im Ubrigen die angeblich unumsté8liche Dominanz der Sozi-
aldemokratie in ihrem , Herzland” Nordrhein-Westfalten, die aber auf
weitaus briichigerem Fundament ruht und historisch erst in den 1960er
Jahren Gestalt annahm. Die deprimierende Feststellung zur Situation in
Bayern behilt auch nach der Bundestagswahl 2017 ihre Giiltigkeit, denn
die bayerische Sozialdemokratie konnte einmal mehr keinen politischen
Profit aus dem massiven Stimmenriickgang der ,Staatspartei” ziehen
und verzeichnete ebenfalls erhebliche Einbriiche.

Das Thema der vorliegenden Studie, die vorrangig einem historischen
Ansatz5 verpflichtet ist, ldsst sich wie folgt auf den Punkt bringen: Wa-
rum ist die bayerische Sozialdemokratie seit langem schwach bzw. seit
der Jahrhundertwende sogar noch weiter abgesunken? Welche Griinde
oder Faktoren konnen identifiziert werden, dass gerade in der Phase
einer sich intensivierenden Urbanisierung, Industrialisierung und eines
sich beschleunigenden sozialen Wandels nach 1945 die bayerische Sozi-
aldemokratie an Boden verlor? Warum und seit wann konnte sich die
CSU zur mehrheitlichen , Partei der kleinen Leute” aufschwingen? Wann
und warum verlor die bayerische Sozialdemokratie ihre Vorzugsstellung
bei ihrer bis in unsere unmittelbare Gegenwart als Stammwahlerschaft
geltenden Arbeiterschaft?

Damit korrespondiert die Frage, weshalb genau in dieser Zeitspanne der
endgiiltige Aufstieg der CSU zur unangefochtenen bayerischen Staats-
partei gelang? Den Ausgangspunkt zur Untersuchung der (sozialdemo-
kratischen) Arbeiterbewegung bildet letztendlich die Charakteristik der

%) Grebing, , Traditionskompanie”, S. 205.

4) Nach Karin Steinack, Posten, S. 327, hélt die bayerische SPD ,einen europaweit
giiltigen Rekord parlamentarischer Niederlagen”. Der vollstindige Titel des Auf-
satzes von Karin Steinack lautet: ,Katrin Steinack, Auf verlorenem Posten? Eine
Untersuchung zu Einflussmoglichkeiten der Opposition im Bayerischen Landtag,
in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 38 (2007) S. 327-348.

5) Vgl. Grunden/Janetzki/Salandi, SPD, S. 14: ,Die Gegenwart und die Zukunftspo-
tentiale der deutschen Sozialdemokratie lassen sich nur iiber ihre Geschichtlich-
keit begreifen, die noch immer in ihrer Programmatik und Organisation wirksam
ist.”
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bayerischen Industrialisierung, denn die Industrialisierung stellt die
entscheidende Bedingung fiir die Entwicklung der Arbeiterbewegung
tuberhaupt dar.

Diesen Fragen kann man sich aus verschiedenen Blickwinkeln ndhern.
Die vorliegende Arbeit sucht Antworten zum einen in einer Analyse der
bayerischen Industrialisierung als den grundlegenden Rahmen fiir die
Entfaltung der Sozialdemokratie und zum anderen in dem Abschneiden
der Partei bei den bayerischen Landtagswahlen nach 1945 mit dem
Schwerpunkt vom Ende der 1990er Jahre bis in unsere unmittelbare
Gegenwart. Die Wahlen von der Jahrhundertwende bis 2013 sind inso-
fern von besonderer Relevanz, da nach 2000 ein weiterer sozialdemokra-
tischer Abstieg mit Ergebnissen unterhalb der 20 %-Marke eintrat. Diese
Vorgange zu verstehen und mogliche Erklarungsansatze zu formulieren,
ist das Anliegen der Untersuchung.

Die Ebene der bayerischen Landtagswahlen wurde in den Vordergrund
geriickt, da bei diesen Wahlen spezifisch bayerische Belange eher zur
Geltung kommen als bei den Bundestagswahlen. Letztere werden als
Vergleich in einem knappen Exkurs zusédtzlich herangezogen. Nicht
berticksichtigt werden konnen jedoch die Ergebnisse der Kommunal-
wahlen, die zumindest in den grofieren Stddte in Bayern fiir die Sozial-
demokratie wesentlich erfolgreicher verliefen.

Die vorliegende Arbeit basiert auf einem historischen, also zeitgeschicht-
lichen Ansatz und den Ergebnissen sozial- und politikwissenschaftlicher
Wahlforschung. In Anlehnung an das grofse Projekt , Bayern im Bund”
des Instituts fiir Zeitgeschichte bleibt die ,Methode der politischen Sozi-
algeschichte” aktuell und unverzichtbar, ,,um die Geschichte von sozia-
len Gruppen, Prozessen und Bewegungen zu schreiben”.® Eine gegen-
wartsnahe Zeitgeschichte wird als Vorgeschichte der unmittelbaren
Gegenwart gesehen. Als ,Problemgeschichte der Gegenwart”” betreibt
sie ,eine Offnung zu den Problemlagen unser Gegenwart”. Diese Off-
nung der Zeitgeschichte hat zu einer Nihe zu den Sozialwissenschaften
gefiihrt. In unserem thematischen Zusammenhang ist dabei an die Poli-
tikwissenschaft zu denken. Schliefllich wird eingerdumt, dass die vorlie-
gende Arbeit auch aus einem aktuellen Bediirfnis zum Verstdndnis unse-
rer unmittelbaren Gegenwart resultiert.

Der Historiker der Zeitgeschichte muss in Bezug auf seinen Gegenstand
beachten, wie Karl-Ulrich Gelberg® im Handbuch der bayerischen Ge-
schichte formuliert, dass die jiingste Zeitgeschichte ,sich im Charakter

6) Schlemmer /Siifs, Wiege, S. 446.
7) Vgl. Doering-Manteuffel /Raphael, Boom, S. 9; ebenda, S. 12 (das folgende Zitat).
8) Gelberg, Kriegsende, S. 956.
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von der vorherigen Darstellung [unterscheidet]. Hier dominieren der
Bericht der Ereignisse und Hinweise auf die Quellen. Ergebnisse wissen-
schaftlicher Diskussion konnen darin hingegen noch nicht in gleicher
Weise prasentiert werden”. Diese Feststellung gilt auch fiir die vorlie-
gende Arbeit.

Die Studie ist wie folgt aufgebaut: Ein einleitender historischer Abriss
beschiftigt sich zundchst mit der bayerischen Industrialisierung und
deren Implikationen bzw. Folgewirkungen. Anschlieflend wird in einem
knappen Uberblick die Entwicklung der Sozialdemokratie in Bayern von
ihren Anfédngen bis in die unmittelbare Gegenwart skizziert. Den Haupt-
teil bildet die Untersuchung der SPD-Ergebnisse bei den Landtagswah-
len von 1998 bis 2013 anhand der Ergebnisse der Wahlforschung, wobei
die Phase von der ersten Landtagswahl 1946 bis 1994 kursorisch abge-
handelt wird. Nach einem zusammenfassenden Fazit unter Einbezie-
hung der neueren Fachliteratur zur bayerischen Sozialdemokratie wagt
der Autor auf der Basis der Befunde der vorliegenden Arbeit mogliche,
subjektive Schlussfolgerungen fiir eine zukiinftige sozialdemokratische
Politik in Bayern.

Die Materialbasis bilden die Ergebnisse der empirischen Wahlforschung,
hier vor allem der Forschungsgruppe Wahlen, und Daten zu den Land-
tags- und Bundestagswahlen in Bayern des Statistischen Landesamtes
Bayern.

Es handelt sich bei der vorliegenden Arbeit nicht um eine Gesamtdar-
stellung der Sozialdemokratie in Bayern, was den Rahmen der Studie
erheblich sprengen wiirde, sondern um einen Beitrag zur Geschichte der
SPD in Bayern. Adressaten des Buches sind an Zeitgeschichte und am
politischen Geschehen interessierte Biirger sowie Studierende der Ge-
schichte und Politikwissenschaft.

Hinweis: Um eine bessere Lesbarkeit zu erreichen, wird im Folgenden
sprachlich nicht zwischen méannlicher und weiblicher Form unterschie-
den.
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II. Zur Geschichte der Sozialdemokratie in Bayern

Das einleitende historische Kapitel setzt sich aus zwei Abschnitten zu-
sammen: Zundchst beschéftigen wir uns mit der Industrialisierung Bay-
erns, um den grundsitzlichen Rahmen der Entstehung der sozialdemo-
kratischen Arbeiterbewegung zu fixieren. Der folgende historische Ab-
riss zur Geschichte der bayerischen Sozialdemokratie bietet keine Orga-
nisationsgeschichte, sondern riickt die politische Entwicklung der Partei
in den Fokus.

1. Zur Industrialisierung als Grundbedingung der Entstehung
der bayerischen Sozialdemokratie

Als Grundbedingung fuir die Entstehung der sozialdemokratischen Ar-
beiterbewegung muss auch in Bayern die Industrialisierung vorange-
stellt werden, denn die , Gewerbe- und Industrielandschaft, [ist] ein
Aspekt, der fiir eine Geschichte der Arbeiterbewegung von aufseror-
dentlicher Bedeutung”? ist. Um die bis in unsere Gegenwart schwierige
Lage der Sozialdemokratie in Bayern angemessen zu verstehen, sollen
die Entstehungsbedingungen dieser politischen Bewegung vor dem
Hintergrund der spezifischen Art der Industrialisierung in Bayern, so-
weit es diese Besonderheit tiberhaupt gab, thematisiert werden. Die
vorliegende Untersuchung geht in Anlehnung an Karl Heinrich Pohl
davon aus, dass die Geschichte der Arbeiterbewegung nur unter Einbe-
ziehung der ,Bedingungen im Rahmen des gesellschaftlichen Wandels
und der allmédhlichen Industrialisierung angemessen erarbeitet werden
kann”. Insofern gilt als Ausgangshypothese die Feststellung von Klaus
Tenfelde, ,wer tiber bayerische Arbeiter und Arbeiterbewegung im In-
dustrialisierungsjahrhundert redet, mufl zunichst wissen, was das Be-
sondere an dieser Industrialisierung war”10. Damit sind die umstrittenen
Thesen einer ,verspateten”, ,importierten” (Schreyer), ,geminderten”
(Bosl) oder ,punktuellen Industrialisierung” (Tenfelde) in Bayern ange-
sprochen.

Die These der ,,importierten Industrialisierung” nimmt ihren Ausgangs-
punkt von der Aufnahme von zwei Millionen Fliichtlingen in Bayern bis
1947, die eine ,forcierte Nutzung der industriellen Brache zwangslaufig”

%) Pohl, Arbeiterbewegung, S. 20; ebenda, S. 22 (das folgende Zitat).

10) Tenfelde, Arbeiter, S. 15; zum Folgenden ebenda, S. 15ff.; Tenfelde, Wirtschaft, S.
off.; Erker, Sehnsucht, S. 482ff.; Treml, Konigreich, S. 87f.
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gemacht habe.’’ Weil der Anstofs zur Industrialisierung von auflen ge-
kommen sei, konne man von einem , exogene[n] Charakter der Industri-
alisierungswelle nach dem Kriege” sprechen. Zwar sei die ,Geburts-
stunde der Industrialisierung in Bayern” nicht ausschliefllich 1945 zu
verankern, man konne aber dieses Jahr ,als die Schwelle ansehen, wo
Quantitdt zur Qualitdat wurde, gerade weil sich das flache Land gewerb-
lich zu formieren begann”. Von 1946 bis 1961 , schichtete sich die bayeri-
sche Erwerbsgesellschaft zur Industriegesellschaft um”, d.h. ,industrie-
geschichtlich typisch” erfolgten eine Abnahme der selbststindigen Er-
werbspersonen und eine Zunahme der abhéngigen Berufe. Insgesamt sei
die bayerische Erwerbsgesellschaft im Unterschied zu anderen Bundes-
landern mittelstandischer und damit harmonischer geblieben und kénne
,als ein Bereich sozialer Spannungsarmut bezeichnet werden”. Nach
Schreyer hat nur der gewerbliche Ausbau die Integration der gut qualifi-
zierten Fltchtlinge in Bayern ermdoglicht, die auch die kriegsbedingten
Verluste in der Industriearbeiterschaft ausglichen.

Die Kritik relativiert diese Theorie der , importierten Industrialisierung”
dahingehend, dass der Bevolkerungsdruck durch den Fliichtlingszu-
strom in Bayern ,allenfalls ein zusétzlicher Impuls fiir die Industrialisie-
rung”12 war. Der Zustrom sei zu kurz gewesen und Bayern wurde in den
1950er Jahren sogar zum Abwanderungsland. Vielfach seien durch die
intensivere Verlagerung von Industriebetrieben nach Stiddeutschland
,die Weichen auf dem Weg vom Agrar- zum Industriestaat schon in der
Zwischenkriegs- und Kriegszeit gestellt worden”. Die Fliichtlinge waren
zunichst in der Landwirtschaft und in ,alten”, arbeitsintensiven Kon-
sumgiiterindustrien titig, was den Trend zum Ausbau der Investitions-
gliterindustrie noch verzogerte. Jedoch habe der Fliichtlingszustrom
,wohl geholfen, den Industrialisierungsprozef in Bayern abzustiitzen”.
Die ,geminderte Industrialisierung”!3 geht auf Karl Bosl zurtick, der den
gangigen Begriff ,Industrielle Revolution” fiir Bayern als nicht passend
bewertet und zwischen einer Vollform, Halbform und Kiimmerform der
Industrialisierung unterscheidet. Die , geminderte Industrialisierung”
subsumiert er unter der Halbform. Die Kennzeichen von Industrialisie-
rung (Borchardt) wie die Nutzung technischer Neuheiten, der massen-
hafte Einsatz von Rohstoffen, der Aufbau des Fabriksystems und die
neue freie Lohnarbeit trafen ebenso auf Bayern zu, allerdings in ,, gemin-
derter” Dynamik. Die Industrialisierung Bayerns sei bezogen auf die
Quantitdt, nicht die Qualitdt, insgesamt ein ,geminderter” Prozess ge-
wesen.

11) Vgl. Schreyer, Industriestaat, S. 22; ebenda, S. 28, S. 284 und S. 296f. (die folgenden
Zitate).

12) Vgl. Erker, Sehnsucht, S. 490; ebenda (die folgenden Zitate).

13) Vgl. Bosl, Industrialisierung, S. 22f.
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Die Industrialisierung in Bayern wird treffend als eine ,punktuelle In-
dustrialisierung”* bzw. als eine ,im 19. Jahrhundert zunéchst weitge-
hend punktuelle, grofistadtische Industrialisierung mit vereinzelten
hochgradig monoindustriellen, kleinstddtischen Gewerbeinseln” charak-
terisiert. Diese , punktuelle Industrialisierung” hatte ihre Schwerpunkte
zum einen in den Grofistddten Nirnberg, Augsburg und Ludwigshafen
und zum anderen ,insular punktuell“’® in Orten in lindlicher Umge-
bung wie etwa Kolbermoor, Selb, Zwiesel sowie in der Oberpfalz in
Amberg, Sulzbach-Rosenberg oder Burglengenfeld mit monoindustriel-
lem Charakter. Miinchen sei ein Sonderfall geblieben und erlebte erst
spéter eine beschleunigte gewerbliche Entwicklung.

Die ,Punktualitdt der gewerblichen Entwicklung im Flachenstaat Bayern
[war] das entscheidende Merkmal der Industrialisierung des 19. Jahr-
hunderts”1® und wies mehrere Besonderheiten auf: Bayern als Flichen-
staat musste infrastrukturelle Probleme wie die VerkehrserschliefSfung
bewdltigen, Bayern als Binnenstaat war ein ressourcenarmes Land - was
nach 1945 angesichts der Strukturprobleme etwa im Ruhrgebiet eher von
Vorteil war -, in Bayern bestand eine auch nach der Bauernbefreiung
vorherrschende mittelbduerliche (Land)Wirtschaft und ein eher ge-
bremstes Bevolkerungswachstum bei einer relativ geringen Urbanitét
abgesehen von den Regionen Miinchen, Niirnberg und Augsburg. Dar-
tiber hinaus existierten wenige protoindustrielle Erwerbsgebiete (landli-
che Textilindustrie). Relevant erscheint der Faktor der Konfession, d.h.
der Katholizismus als Industrialisierungsgegner. Unter den insbesondere
in Franken und Schwaben auftretenden Unternehmern iiberwogen in
der frithen Phase der Industrialisierung die Protestanten. Manfred Treml
hebt die Unternehmerpersonlichkeiten als ausschlaggebend fiir Bayern
tiberhaupt hervor: ,Entscheidender Faktor des Industrialisierungspro-
zesses war das frithe Unternehmertum, das in Bayern in erstaunlich
grofler Zahl und mit bemerkenswert innovatorischer Kraft auftrat.”1”
Schliefilich ist als wichtigster Indikator die Rolle des Staates hervorzuhe-
ben, der eine zunichst zogerliche Reformpolitik in Richtung Industriali-
sierung betrieben hatte.

Zwar hatte der Industrialisierungsprozess bereits um 1850 eingesetzt,
wenngleich in Bayern der Grad der industriellen Durchdringung wie in
Sachsen nicht erreicht werden konnte. Der Staat nahm eine , wichtige

14) Tenfelde, Arbeiter, S. 16; Erker, Sehnsucht, S. 496 (das folgende Zitat).
15) Tenfelde, Arbeiter, S. 16.

16) Tenfelde, Wirtschaft, S. 9; vgl. auch ders., Industrialisierung, S. 135ff.; ebenfalls als
~punktuell” erscheint die Industrialisierung Bayerns bei Goétschmann, Wirt-
schaftsgeschichte, S. 13, der auf die , hochst differenzierte Entwicklung” innerhalb
Bayerns verweist.

17) Vgl. Treml, Konigreich, S. 90; ebenda, S. 88 (das folgende Zitat).
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Funktion bei der Industrieforderung” ein. Die Gewerbefreiheit und ein
liberales Heimat-, Niederlassungs- und Heiratsrecht wurden aber erst
unter Ludwig II. offiziell eingefiihrt. Jedenfalls kann man fiir die Ara
Konig Ludwigs II. fiir Bayern einen , Aufschwung der Industrie”!® kon-
statieren. Die Jahrzehnte Ludwigs II. waren in Bayern ,industriewirt-
schaftliche *Griinderzeiten™. So wird ftir das Jahr 1875 festgehalten, dass
Bayern bei wichtigen Indikatoren der Industrialisierung wie dem Berg-
bau und dem Maschinenbau zwar den Entwicklungsstand anderer deut-
scher Staaten nicht erreichte, hingegen habe es in der aufkommenden
chemischen Industrie eine fithrende Position eingenommen.

Gegen pauschale Thesen vom industriewirtschaftlichen Riickstand Bay-
erns betont Kramer, dass der , Industrialisierungsprozess seit den 1850er
Jahren auch in Bayern sektoral beachtenswerte Impulse entwickelt hat”
und nennt die Textilindustrie oder den Lokomotivenbau. In den 1880er
Jahren habe Bayern wieder an Boden verloren, wofiir u.a. seine periphe-
re Lage im neuen Deutschen Reich und der Mangel an Rohstoffen eine
Rolle gespielt haben. Jedoch verzeichneten zumindest frankische und
pfédlzische Landesteile sowie Miinchen und Augsburg, Teile der Ober-
pfalz'® und Oberfrankens eine eindeutig stirkere Entwicklung. Hingegen
nahm Siidbayern an dieser wirtschaftlichen Dynamik kaum: teil.

In seinen entwickelten Regionen bestanden auch in Bayern Groflunter-
nehmen wie im tibrigen Deutschland, so die SWA (Spinnerei und Webe-
rei) in Augsburg, die MAN (Maschinenfabrik Augsburg-Niirnberg), die
BASF (Badische Anilin- und Soda-Fabrik) in Ludwigshafen oder die
Schuckert-Werke in Niirnberg. Unterschiede herrschten bei den drei
Grofsstadten, denn Niirnberg war friithzeitig von einer vielfaltigen, ins-
besondere verarbeitenden Industrie im Metallbereich gekennzeichnet,
wiéhrend Augsburg bis zur Jahrhundertwende eine Textilindustriestadt
blieb und danach ebenfalls im Metallsektor stark wurde. Miinchen zeigte
hauptstadtische Strukturen, aber es entstanden zunehmend grofiere
Gewerbe in der Industrie. Die zogerliche Umwandlung Bayerns vom
Agrar- zum Industrie- bzw. Dienstleistungsstaat hatte vor 1914 in der
sog. Prinzregentenzeit zwar ihren ersten Hohepunkt erreicht, aber insge-
samt verlief der ganze Vorgang gemdifigt und hat nicht zu ,extremen
sozialen Spannungen gefithrt“2.

Wesentliche Griinde fiir die ,punktuelle” oder , geminderte” Industriali-
sierung waren nach Tenfelde eine ,anti-urbane und anti-industrielle

18) Krauss, Modernisierungsprozesse, S. 100; zum Folgenden Kramer, ,Griinderzei-
ten”, S. 93; ebenda, S. 95 und S. 94 (die folgenden Zitate).

19) Vgl. zur in der Oberpfalz zogernd einsetzenden Industrialisierung, die erst von
1890 bis 1914 richtig in Gang gekommen sei, Miiller, Oberpfalz, S. 94ff.

20) Treml, Konigreich, S. 119.
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Mentalitdt, die durch landliche Beharrungskraft, Katholizitdt und bayeri-
sche Territorialitit“?! bis ins 20. Jahrhundert bestimmt wurde. Zumin-
dest bis zum Ersten Weltkrieg galt, die ,erste Phase der Industrialisie-
rung ging an Bayern vorbei, das Land blieb eine Agrarregion mit Ge-
werbeinseln“?2. Die Mehrheit aller Erwerbstitigen war 1907 noch in der
Landwirtschaft tatig.

Man unterscheidet gemeinhin drei Verlaufsformen der deutschen In-
dustrialisierung: Erstens das Ruhrgebiet und Sachsen mit den Leitsekto-
ren der Schwerindustrie, des Maschinenbaus und der Textilindustrie.
Zweitens das gemischtwirtschaftliche Modell mit dem Beispiel Wiirttem-
berg und dessen Durchbruch zum Industrieland durch die Textilindust-
rie und die eisenverarbeitende Industrie. Drittens Bayern mit der Domi-
nanz der Landwirtschaft bis weit in das 20. Jahrhundert und dem Um-
schwung durch die Textil-, und Genussmittelindustrie sowie die Elektro-
und chemische Industrie.??

Paul Erker bezeichnet es als ein ,Kennzeichen der Industrialisierungsge-
schichte Bayerns, dafs es sein Selbstverstindnis vor allem vom Vergleich
mit den beiden Modellen Wiirttemberg und Sachsen bzw. Ruhrgebiet
her definierte: das eine als Vorbild, das andere als zu vermeidendes
Beispiel“?*. Demzufolge verortet er Bayern als ,jenen dritten Typ regio-
naler Industrialisierung”, der sich in zeitlichem Abstand zum schwerin-
dustriellen Rheinland bzw. zum textilindustriellen Sachsen und dem
gemischtwirtschaftlichen Modell Wiirttembergs mit einer lange andau-
ernden Bedeutung der Landwirtschaft erst in der Zwischenkriegszeit
gewerblich entfaltete. In der Zwischenkriegszeit blieb Bayern ein Agrar-
staat, allerdings mit nachhaltigem Dienstleistungssektor.

Dennoch war der ,Aufholprozefs Bayerns in der Zwischenkriegszeit
beachtlich”, wenngleich er nicht das Niveau Wiirttembergs erreichte.
Somit gilt es fiir Bayern festzuhalten, dass , bis weit ins 20. Jahrhundert
hinein der agrarische Sektor dominierend”? blieb. Die 1930er Jahre
brachten Bayern einen zweiten Industrialisierungsschub, der sich aber
noch auf die grofien und groferen Stidte begrenzte. Bayern erlebte somit
einen ,Prozess nachholender industrieller Durchdringung, der im We-
sentlichen erst im 20. Jahrhundert einsetzte, in Konkurrenz und im Aus-

21) Tenfelde, Arbeiter, S. 16; dhnlich auch ders., Wirtschaft, S. 12: Eine ,Anti-
Mentalitdt” mit starken industrialisierungsfeindlichen Kréften wie ein ,bauerlich-
lindliches Sonderbewufitsein, kleinstddtische Kleinbiirgerlichkeit, Kirchlichkeit,
verengter Bildungshorizont und Beamtenmentalitidt vermengten sich immer wie-
der zur verdeckten und offenen Fortschrittsfeindschaft”.

22) Erker, Sehnsucht, S. 483.

)

23) Vgl. Lanzinner, Sternenbanner, S. 165ff.

24) Erker, Sehnsucht, S. 481; ebenda und ebenda, S. 485 (die folgenden Zitate).
)

%) Treml, Konigreich, S. 88.
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tausch mit einer lange stark entwickelten Landwirtschaft vonstatten ging
und seine Leitsektoren in der Elektro- und Chemieindustrie fand”?.
Ahnlich argumentiert Maximilian Lanzinner in seiner Gesamtdarstel-
lung tiber Bayern in der Phase des Wiederaufbaus, denn den , kréftigsten
Wachstums- und Industrialisierungsschub erlebte Bayern zwischen 1913
und 1928“%, als die Wirtschaftskraft jeweils rund zehn Prozent tiber dem
Reichsdurchschnitt lag. 1926 hatte Bayern 88 % des Pro-Kopf-Volksein-
kommens des Reiches erreicht. Anhand der Beschiftigtenzahlen in der
Land- und Forstwirtschaft, in der Produktion und im Dienstleistungs-
sektor konne man Bayern ,jedenfalls seit den 1920er Jahren als einen
~Agrar-Industriestaat” bezeichnen. Entsprechend den Beschiftigtenzah-
len (nicht der Wertschopfung) aber tiberfliigelte das produzierende Ge-
werbe erst 1950 die Landwirtschaft. Auf relativ hohem Niveau tiber dem
Reichsdurchschnitt bewegten sich die Anteile im Dienstleistungsbereich
zwischen 1925 und 1939, weshalb manche Historiker die These vertreten,
,Bayern habe sich vom Agrarland in einem Zug zum Industrie- und
Dienstleistungsland zugleich entwickelt”. Die gestiegenen Dienstleis-
tungsanteile werden vorrangig auf den Fremdenverkehr zurtickgefiihrt.
Ungeachtet dieses Aufholprozesses erlebte Bayern im Vergleich zu den
anderen deutschen Landern eine ,,industrielle Verspétung”. So behielt in
Bayern einerseits eine Konsumgiiterindustrie ihre anhaltende Bedeu-
tung, was das Land nicht so extrem krisenanfillig gemacht habe. Aber
andererseits spielte fiir den gesamten Wirtschaftsaufschwung die Inves-
titionsgtiterindustrie die wichtigere Rolle. Eine wesentliche Vorausset-
zung fiir den industriellen Aufschwung bildete die Energiepolitik der
1920er Jahre, um Bayern unabhingiger von Importen zu machen. In
diesem Zusammenhang wurde etwa die Wasserkraft massiv ausgebaut
(Walchenseekraftwerk 1925).

Insgesamt vertritt aber die einschldgige Forschung zur bayerischen In-
dustrialisierung weit tiberwiegend die These, dass Bayern bis unmittel-
bar vor dem Zweiten Weltkrieg ein Agrarstaat blieb und eine ,eigentli-
che, kontrollierte Modernisierung” erst in den 1950er und 1960er Jahren
stattfand. Somit war Bayern als Ganzes von der Industrialisierung , bis in
die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg wenig beriihrt”?8. Auf dem Land
herrschte weiterhin ein ,, antiindustrielles und antiurbanes Ressentiment”
vor. Zwar wanderte die lindliche Uberschussbevélkerung nach 1945 in
die Stddte, aber sie wurde nicht - wie im Ruhrgebiet - von einer schwer-
industriell gepragten Erwerbsklasse aufgesogen. Somit kam es in Bayern

26) Griiner, , Wirtschaftswunder”, S. 22.
27) Lanzinner, Sternenbanner, S. 165; ebenda, S. 166 (die folgenden Zitate).
28) Tenfelde, Industrialisierung, S. 135; ebenda, S. 136 (das folgende Zitat).
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weitgehend nicht zu den problematischen Einfliissen der rigiden, klas-
senbildenden Schwerindustrie.

Nach 1945 tiberwogen aber die gilinstigen wirtschaftlichen Ausgangsbe-
dingungen Bayerns die eher wachstumshemmenden.?® Belastend wirk-
ten zwar der Wegfall der Mirkte in Ostdeutschland, eine ungentigende
Verkehrsinfrastruktur sowie eine nicht ausreichende Energiebasis und
fehlende Rohstoffvorkommen. Infolge der langen Dominanz des Agrar-
bereichs hatte die Industrialisierung in Bayern zwar spét eingesetzt, sich
dann aber, da es kaum Schwerindustrie gab, auf neue Branchen wie die
Elektro-, Chemie- und Automobil- und Flugzeugindustrie gestiitzt. Der
industriewirtschaftliche , Aufholprozess” Bayerns begann aber wie er-
wihnt bereits in den 1920er Jahren und verstiarkte sich in der NS-Zeit
u.a. durch die Riistungswirtschaft.

Neuere Untersuchungen verorten den ckonomischen Aufstieg Bayerns
in einen grofieren zeitlichen Rahmen und beschranken sich keineswegs
auf die Jahrzehnte nach 1945. So betont Gétschmann, dass , die Entwick-
lung Bayerns vom Agrar- zum Industriestaat aber in einem langen und
sehr komplexen Prozess” 3 verlaufen sei. Vergleicht man mit Griiner die
Wirtschaftskraft deutscher Regionen, so begann bereits vor dem Ersten
Weltkrieg ein erheblicher Wachstumsprozess im Stiden Deutschlands
einschliefllich Bayerns. Dem Pro-Kopfvolkseinkommen zufolge zog
Bayern bis Mitte der 1930er Jahre zusammen mit Baden und Wiirttem-
berg mit dem stark industrialisierten Westen (Westfalen, Rheinprovinz,
Hessen) gleich. Wiirttemberg konnte man noch nicht erreichen. Zusam-
menfassend konne nicht mehr von einer ,Sondergeschichte der Bayeri-
schen Industrialisierung” gesprochen werden, denn Bayern ordnet sich
aus einer raumwirtschaftlichen Perspektive betrachtet ,eindeutig in
tibergeordnete Prozesse ein, welche die Gesamtheit der deutschen Regi-
on bertihrten”3!.

Nach 1945 waren in Bayern wie erwahnt viele qualifizierte Arbeitskrafte
infolge des Fliichtlingszustroms vorhanden, aber fiir die weitere Indust-
rialisierung sei dieser Faktor nicht tiber zu bewerten, denn , die von der
Beschiftigung der Fliichtlinge in Industrie, Handwerk und Handel aus-
gehenden Einfliisse haben die Struktur der bayerischen Gewerbes nur
wenig verandert”32. Bereits vor diesem Zustrom waren infolge der inten-
sivierten Verlagerung von Industriebetrieben nach Stiddeutschland
qualifizierte Erwerbstdtige hierher gelangt. Auch die Bedeutung der
nach 1945 aus der sowjetischen Besatzungszone bzw. der nachmaligen

2) Vgl. Erker, Wirtschaftsgeschichte, S. 42; Lanzinner, Sternenbanner, S. 173f.
30) Gotschmann, Wirtschaftsgeschichte, S. 13.

31) Griiner, , Wirtschaftswunder”, S. 22.

32) Vgl. Erker, Sehnsucht, S. 506.
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DDR nach Bayern verlagerten Unternehmen ist zu relativieren, denn
davon profitierten ebenso Baden-Wiirttemberg und Nordrhein-West-
falen.

Wichtiger als diese Indikatoren, die unter dem Schlagwort der ,impor-
tierten Industrialisierung Bayern” zusammengefasst werden, waren aber
nach Paul Erker die Standortfaktoren ,wie die Verfiigbarkeit von Ar-
beitskriften, die Moglichkeiten der rdumlichen Ausdehnung und die
Absatzorientierung, bei der Bayern in den siid- und osteuropdischen
Raum hinein eine strategische Position innehatte”. Abweichend zu
Erkers Ausfithrungen betont Lanzinner®, dass gemessen an der Zahl der
von Vertriebenen gegriindeten Betriebe, die These der ,importierten
Industrialisierung” Bayerns sehr wohl ihre Berechtigung habe. Diese
Betriebe haben die Konjunktur nachhaltig beschleunigt und ungeachtet
der Tatsache, dass sie nach 1960 den Aufschwung nicht mehr entschei-
dend vorangebracht haben, blieben sie ,langfristig eine tragende Saule
des produzierenden Gewerbes”. Auch Friedrich Prinz%® spricht in seiner
Gesamtdarstellung zur Geschichte Bayerns von einem ,Industrialisie-
rungsschub” durch die Fliichtlinge.

Staatlicherseits wurde versucht, die beeintriachtigenden Faktoren wie die
Rohstoffarmut und die Randlage Bayerns zu vermindern. Durch die
Grindung der Messerschmitt-Bolkow-Blohm GmbH (MBB) 1968 mit
Standorten in Ottobrunn bei Miinchen, Augsburg, Manching, Donau-
worth und anderen bayerischen Orten, zeigte die Industrialisierung
Bayerns nach dem Zweiten Weltkrieg neue Entwicklungen auf.?® Die
Industrialisierung, die bis dahin weitgehend auf die grofien Stidte und
Agglomerationsraume beschrankt war, setzte nun in kleineren Stadten in
Mittelfranken, Oberfranken, Schwaben sowie punktuell in Unterfranken
(Schweinfurt, Aschaffenburg), in der Oberpfalz, in Miinchen und dessen
Peripherie ein. Es entstanden zusétzlich industrielle Kerne in Niederbay-
ern und der Oberpfalz neben der dortigen Montanindustrie. Die Bayeri-
sche Staatsregierung forderte die Industrieansiedlung durch einen for-
cierten Ausbau der Infrastruktur in den Bereichen Verkehr, Energiever-
sorgung und durch Investitionen im Bildungswesen. Die Ansiedlung
von Grofiforschungseinrichtungen wie der Fraunhofer-Institute und das
sogenannte "Atomei" in Garching bei Miinchen bereiteten den Boden fiir
Bayern als Standort fiir Forschung und Entwicklung von High-Tech-
Industrien. Dieser Weg wurde in der Ara Goppel und Straufs in den

33) Erker, Wachstum, S. 158.
34) Lanzinner, Sternenbanner, S. 272
35) Prinz, Bayern, S. 430.

)

36) Vgl. zum Folgenden auch Braun, Industrialisierung.
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1970er und 1980er Jahren und insbesondere wihrend der Amtszeit Mi-
nisterprasident Stoibers weiter ausgebaut.

Zwischen 1950 und 1980 erlebte Bayern somit ,eine bis dahin nicht da-
gewesene Verdreizehnfachung des erwirtschafteten Bruttoinlandspro-
dukts”3” und von Anfang der 1960er Jahre bis 1988 eine Steigerung des
Bruttoinlandsprodukts um real 53 % tiber den vergleichbaren Wert des
Bundes. Mitte der 1980er Jahre hatte Bayern die bis dahin stdrkeren
Bundesldnder Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen,
Hamburg und Bremen tiberholt. Innerhalb weniger Jahrzehnte vom
Ende der 1950er bis in die 1990er Jahre verlief ein kréftiger Aufholpro-
zess und das Land wandelte sich ,,zu einer fithrenden Industrie- und
Dienstleistungsregion”. Gleichzeitig aber setzte der Ubergang von der
Industrialisierung zur Deindustrialisierung ein und die Tertiarisierung
begann. Dieser Aufhol- und Uberholprozess war von einem erheblichen
Strukturwandel in der Erwerbstatigkeit flankiert.

Zu Beginn der 1970er Jahre hatte Bayern seinen Riickstand im Industria-
lisierungsprozess ,, voll aufgeholt”38. Von 1958 bis 1978 wies es gemessen
an den Beschiftigtenzahlen , das stirkste Industriewachstum unter allen
Bundeslindern auf”, allerdings war dieses sehr unterschiedlich nach
Regionen und Branchen verteilt. Die Folgen der zweiten, weltweit wir-
kenden Olkrise trafen auch Bayern. Der in den 1970er Jahren einsetzende
Wandel liefs viele arbeitsintensive Arbeitsplidtze in der Industrie in den
Branchen Porzellan-, Textil- und Bekleidungsindustrie sowie zum Teil in
der Unterhaltungselektronik oder in der Schwerindustrie (Maxhiitte)
verschwinden.

Andererseits behaupteten sich zahlreiche, eher mittelstindisch gepragte
Unternehmen im Maschinenbau, bei den Automobilzulieferern, in der
Informations- und Kommunikationstechnologie, Chemie oder Umwelt-
technik. Bereits seit Mitte der 1960er Jahre gelang in der Automobilpro-
duktion (Audi und BMW) der Aufstieg als fiihrende Hersteller mit neu-
en Werken in Ingolstadt, Dingolfing, Landshut und Regensburg. Positiv
wirkte sich die staatlich unterstiitzte wissenschaftliche Forschung an
Hochschulen aus. Der anhaltende Trend zur Dienstleistungsgesellschaft
in den 1980er Jahren war in Bayern nicht zu tibersehen und 1990 arbeite-
te jeder zweite Beschiftigte bereits in Handel, Verkehr, Banken, Versi-
cherung oder im sozialen Bereich.

Bevor im nédchsten Abschnitt die einzelnen Etappen der Geschichte der
Sozialdemokratie in Bayern skizziert werden, wollen wir ausgehend von
der geschilderten spezifischen Charakteristik der Industrialisierung

37) Griiner, , Wirtschaftswunder”, S. 4 und ebenda, S. 5 (das folgenden Zitat).
38) Zorn, Geschichte, S. 70; ebenda (das folgende Zitat).
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Bayerns die Ausgangssituation der politischen Arbeiterbewegung samt
ihrer Merkmale rekapitulieren. Damit wird eine wesentliche Fragestel-
lung der vorliegenden Arbeit aufgeworfen: Wann und warum konnte
bzw. kann die bayerische Sozialdemokratie in der breiten Arbeiterschaft
bzw. Arbeitnehmerschaft nur eingeschrankt politisch Fuf$ zu fassen?
Angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Struktur des bis in das 20.
Jahrhundert agrarisch dominierten Bayern mit seinem ausgepridgten
Katholizismus miissen grundsétzlich die insgesamt wenig giinstigen
Ausgangsbedingungen fiir die Entstehung einer breiten Sozialdemokra-
tie im 19. Jahrhundert hervorgehoben werden.?® Die geringere Zahl der
in Gewerbe, Industrie, Handel und Verkehr Beschiftigten im Vergleich
zum Reichsdurchschnitt engte die Basis fiir eine proletarische Arbeiter-
bewegung ein. Aber dieser Befund bedeutete nicht, so Hartmut Mehrin-
ger, ,dass fiir die sozialdemokratische Bewegung in Bayern tiberhaupt
kein Resonanzboden bestand”. Auch in Bayern beforderten das Bevolke-
rungswachstum und die Urbanisierung®’ die sozialdemokratische Bewe-
gung. Allerdings herrschte im Konigreich zumeist ein weniger ausge-
préagter Gegensatz zwischen Stadt und Land vor, vielmehr bestanden
intensive Beziehungen zwischen diesen. Konfrontativere Verhiltnisse
fanden sich hingegen in kleineren Orten mit einer punktuellen, mono-
kulturellen Industrialisierung wie in Penzberg, Kolbermoor oder Selb.
Die verspétete, punktuelle Industrialisierung hat letztendlich Bayern
begiinstigt.#! Die positive Kehrseite der Riickstandigkeit lag in einer eher
milden Betroffenheit von Wirtschafts- und Wahrungskrisen wie z.B. der
schweren Krise Anfang der 1930er Jahre. Da die sozialen Kosten dieser
krisenhaften Begleiterscheinungen gedampfter abliefen, sei der Begriff
,Rickstandigkeit” eher vorsichtig zu handhaben. Der Prozess der Klas-
senbildung habe sich bis weit in das 20. Jahrhundert auf die wenigen
Zentren und punktuellen Industriegemeinden beschréankt. Tiefgreifende
soziale Gegensitze mit gesellschaftlichen Spaltungen blieben begrenzt.
Als sich nach 1945 die Industrialisierung auf das ganze Land ausbreitete,
waren die Dienstleistungsgesellschaft auf dem Vormarsch und der Sozi-
alstaat mit seinen die Existenz sichernden Einrichtungen weitgehend
ausgebaut.

Mit Klaus Tenfelde fragen wir nun, ,ob und inwiefern die Spezifitit der
bayerischen Industrialisierung einerseits die Ausbreitung der Sozialde-
mokratie schlechthin, mithin auch die Geschwindigkeit dieser Ausbrei-

%) Vgl. zum Folgenden grundlegend Mehringer, Sozialdemokratie, S 290f. (dort
Zahlenmaterial zur industriell-gewerblichen Lage); ebenda, S. 291 (das folgende
Zitat).

40) Vgl. dazu Beckstein, Interessenpolitik, S. 44ff.; Krapf, Entwicklung, S. 33ff.

41) Vgl. Tenfelde, Wirtschaft, S. 14f.
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tung und deren Hemmnisse, andererseits gewisse Besonderheiten in der
Entwicklung der bayerischen Sozialdemokratie und den Akzenten ihrer
Politik erklart“42. Blickt man auf den Typ der bayerischen Arbeiterbewe-
gung, so kam das protestantisch geprigte Niirnberg mit seiner industri-
ellen, aber zugleich diversifizierten Branchenstruktur den fiir Deutsch-
land giinstigen Bedingungen fiir die Genese einer Arbeiterbewegung
nahe. Niirnberg wurde zumindest bis zur Jahrhundertwende , das Zent-
rum der bayerischen Arbeiterbewegung” bzw. avancierte zur ,bedeu-
tendsten Arbeiterstadt Bayerns“43. Hingegen bildete sich im von einer
patriarchalischen Textilindustrie gepragten Augsburg nach einer kurzen
Phase eines radikalen Lassalleanismus erst durch den aufkommenden
Maschinenbau eine stdrkere politische Arbeiterbewegung. Zusitzlich
wurde die dortige Arbeiterbewegung mit starken wirtschaftsfreundli-
chen Gegenkréften konfrontiert.

In Minchen, dessen Industrie in der Prinzregentenzeit erheblich zu-
nahm, stieg die Arbeiterbewegung seit den 1890er Jahren zu einem
Machtfaktor auf. In ganz Bayern hingegen war die Arbeiterbewegung
vor 1914 eher unterdurchschnittlich stark, in den Landstidten war sie
wohl nur in frankischen, protestantischen Regionen présent. Erst um die
Jahrhundertwende entstand in den kleineren, monoindustriellen Ge-
meinden eine echte Arbeiterbewegung. Die tibergrofle Mehrheit der
bauerlichen Landbevolkerung sowie das katholische Handwerk bzw.
Kleinbtirgertum behielt seine Eigenstandigkeit. In katholischen Regionen
war das Zentrum die dominierende politische Kraft.

Die Politik der Arbeiterbewegung war durch den Typ der bayerischen
Industrialisierung geprégt. Es bestand eine relativ hohe Reformbereit-
schaft zu Kompromissen und Mitgestaltung, weshalb die Frage nach
dem Wahlrecht auf den verschiedenen politischen Ebenen so bedeutsam
war. Zum Teil wurde auf der Ebene der Gemeinden manches erreicht,
aber dies liefs sich nach Klaus Tenfelde kaum mehr unter dem Begriff
eines Sozialismus subsumieren. Inwieweit dieser ausgepriagte Pragma-
tismus letztendlich einen Verlust an politischer Identitit der SPD in
Bayern zur Folge hat, sei schwer zu beantworten, ,denn es erscheint
durchaus fraglich, ob die bayerische Sozialdemokratie je eine andere
politische Identitdt besessen oder angestrebt hat”4.

Paul Erker zufolge sei bei der Arbeiterbewegung in Bayern nicht an
einen ,klassenbewussten, schwerindustriell geprédgten Industriearbei-
ter”# zu denken, denn die bayerische Industrialisierung verlief weniger

42) Tenfelde, Industrialisierung, S. 13.

43) Prinz, Bayern, S. 358.

44) Tenfelde, Industrialisierung, S. 137.
)

45) Erker, Sehnsucht, S. 509; ebenda, S. 510 (die folgenden Zitate).
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radikal mit geringer ausgeprdgten, negativen sozialen Begleiterschei-
nungen. So habe der Industrialisierungsschub nach 1945 in einer anhal-
tenden Boomphase stattgefunden, die konfliktmildernde Verteilungs-
spielrdume schuf und zum anderen standen sozialpolitisch flankierende
Mafinahmen bereit. Deshalb sei der Wechsel aus der Handwerkerexis-
tenz und der agrarischen Erwerbstitigkeit, dhnlich wie in Wiirttemberg,
viel spdter und gemifigter als in den schwerindustriellen Regionen
Deutschlands erfolgt. In beiden Industrialisierungsschiiben, also in den
1920er und in den 1950er Jahren, machte sich zugleich eine mittelstandi-
sche Angestellten- oder Beamtenexistenz bemerkbar, die ,eine Verfesti-
gung von Klassenstrukturen verhinderte”.

Somit ist als wichtiges Fazit festzuhalten: Zwischen 1925 und 1970 ent-
stand eine , sehr heterogen zusammengesetzte bayerische Industriearbei-
terschaft”, die nach 1945 durch Fremdarbeiter, Fliichtlinge, vormalige
Bauern oder Gastarbeiter immer wieder umgeschichtet wurde. Die Ar-
beiterschicht war fraktioniert, die Herstellung gewerkschaftlicher Solida-
ritdt erschwert. Fiir die Genese der sozialdemokratischen Bewegung in
Bayern gilt, dass sich die stddtische Arbeiterschaft nicht nur aus den
agrarischen Unterschichten zusammensetzte, sondern - zumindest bis
1933 - Handwerker und Kleinmeister eine fithrende Rolle in der politi-
schen Arbeiterbewegung spielten.

Ahnlich argumentiert Tenfelde4¢, demzufolge die These nicht haltbar sei,
dass es fiir die Entstehung einer Arbeiterbewegung einer Industriearbei-
terschicht bedurfte. Dies traf auch nicht fiir das Ruhrgebiet zu, wo unge-
achtet einer rasch sich ausbreitenden Industriearbeiterschaft die politi-
sche Organisation spéter folgte. In Bayern gab es eine frithe Arbeiterbe-
wegung, in der Handwerker eine fithrende Rolle einnahmen. Dartiber
hinaus fand sich in Bayern noch eine spezifische stidwestdeutsche Libe-
ralitdt, die die Arbeiter in liberalen Vereinen zu integrieren suchte.
Tenfelde leitet aus den spezifischen Konstellationen der bayerischen
Industrialisierung unterschiedliche Typen von Arbeitern ab, ndmlich
zum einen die urbanen, iberwiegend protestantischen Arbeiter in mitt-
leren und grofieren Unternehmen in Augsburg und Niirnberg und zum
anderen organisationsfdhige Handwerker und gelernte Gesellenarbeiter
(Facharbeiter). In Niirnberg hétten sich der Fabrikarbeiter- und der Ge-
sellentypus vermischt, die Stadt , gehorte zu den wirklichen Hochburgen
der Gewerkschafts- und der Parteigeschichte der Sozialdemokratie”. Bis
in den 1890er Jahren war in Niirnberg mit seiner grofien Industrie , die
kleinbetrieblich-handwerkliche Pragung der SPD-Mitgliedschaft noch
recht stark”#’. Einen dritten Typus identifiziert Tenfelde in der vielfalti-

46) Vgl. Tenfelde, Wirtschaft, S. 15f.; ders., Arbeiter, S. 19ff., ebenda, S. 20f. (das fol-
gende Zitat).

47) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 299.
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gen Arbeiterschaft der kleinstadtischen, punktuellen Industrialisierung,
wo im letzten Jahrzehnt vor der Jahrhundertwende nach den Gewerk-
schaftsgriindungen die Parteibildungen erfolgten.

Die Vielfalt der Arbeiterschaft im Prozess der Industrialisierung in Bay-
ern ldsst sich am Beispiel der Oberpfalz zeigen, das die daraus resultie-
renden Hemmfaktoren der Sozialdemokratie verdeutlicht. Folgende
Merkmale des Arbeitertyps zumindest bis 1914 werden hervorgehoben:
Eine noch stark dorfliche Pragung, eine Dominanz klein- und mittelb&u-
erlicher Landwirtschaft, eine verzogerte, eher kleinbetriebliche Industria-
lisierung sowie ein sehr dominanter, lebensweltlich umfassender und
antisozialdemokratischer Katholizismus.*® Bis nach 1900 dominierte
demzufolge ,in der Oberpfalz also eindeutig der agrarisch geprigte
Arbeitertypus: enge Bindung an Kirche und Heimatdorf mit meist im
Nebenerwerb noch betriebener kleiner Landwirtschaft, geringe Bereit-
schaft zum Protest”. Dass diese Strukturmerkmale die Konstituierung
der Sozialdemokratie vor nahezu uniiberwindbaren Hindernissen bis
weit in das 20. Jahrhundert stellte, liegt auf der Hand.

Bis zum Ersten Weltkrieg kann man nun zusammenfassend festhalten:
Vor 1914 erstreckte sich die soziale Basis der bayerischen Sozialdemokra-
tie tiber ein blofles Industrieproletariat hinaus. Sie erfasste soziale Grup-
pen jenseits der Fabrikarbeit, ihr ,volksparteiliche” Charakter ,spiegelte
sich auch in ihrer reformorientierten politischen Praxis wider”4’, wie im
nichsten Abschnitt ndher ausgefiihrt wird. Am Beispiel Miinchen betont
Karl Heinrich Pohl den politischen Aspekt, denn der gewerblich-
industriell , wenig spektakuldre Umstrukturierungsprozefs” bis zum
Beginn des Ersten Weltkriegs habe ,einen erheblich Einfluf3 auf die ge-
sellschaftliche und soziale Bewiltigung des Problems der Industrialisie-
rung gehabt und die ‘gemifligte” Position von Arbeiterorganisationen
und Unternehmern deutlich beeinfluf3t”>0.

Fir die Zeit nach 1945 beschreiben zwei neuere Studien die aufgrund
der spezifischen Industrialisierung Bayerns entstandene Arbeiterschaft
und ihre politischen Implikationen, die bis in unsere unmittelbare Ge-
genwart ihre Wirkung beibehalten. Eine Untersuchung?®! beschiftigt sich
mit der bayerischen bzw. oberpfélzischen Montanindustrie als Beispiel
fur die punktuelle Industrialisierung in einem agrarisch dominierten
Umland: Die beiden grofsen montanindustriellen Grofibetriebe in der
mittleren Oberpfalz, die Bayerische Braunkohlen-Industrie-AG in Wa-
ckersdorf und die Eisenwerkgesellschaft Maximilianshiitte in Sulzbach-

48) Vgl. Miiller, Oberpfalz, S. 100; ebenda, S. 96 (das folgende Zitat).
49) Schonhoven, Gelegenheiten, S. 115.

50) Pohl, Arbeiterbewegung, S. 42

51) Vgl. Sufs, Kumpel.
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Rosenberg und in Maxhiitte-Haidhof. Im Zusammenhang mit der Ein-
fiihrung der Montanmitbestimmung Anfang der 1950er Jahre in der
Maxhiitte konnte man den , geringen Politisierungsgrad der oberpfélzi-
schen Arbeiter”>? und deren mangelndes Interesse an der neuen Mitbe-
stimmung erkennen.

Vielfach handelte es sich um Arbeiter, die im Nebenerwerb noch kleine
Hofe betrieben. Diese waren zwar gegebenenfalls gewerkschaftlich akti-
vierbar, aber fiir eine weitergehende Mobilisierung fiir die Sache der
Arbeitervertretung, hier der IG Metall, fehlte Thnen ,ein gewerkschaftli-
ches Bewufitsein, eine Verwurzelung in der Tradition der Arbeiterbewe-
gung”. Jedoch gaben nach 1960 infolge der erheblichen Lohn- und Ge-
haltszuwéchse viele Arbeiter ihren landwirtschaftlichen Nebenerwerb
auf, so dass um 1970 wahrscheinlich nur noch rund zehn Prozent der
Beschiftigten als sog. Arbeiterbauern in der oberpfilzischen Montanin-
dustrie beschiftigt waren. Zwar war die SPD in dem ,traditionell agra-
risch geprégtem, katholisch-konservativen Regierungsbezirk” Oberpfalz
politisch schwach, aber in den insularen Industrieorten gelangte sie in
eine wesentlich stdrke Position.

Die agrarische Herkunft vieler Arbeiter prégte die bayerische Arbeiter-
bewegung auch fiir den Zeitraum nach 1945, wie eine weitere, neuere
Studie zu Arbeiterbauern hervorhebt: “Die agrarische Herkunft eines
grofien Teils der bayerischen Arbeiterschaft - es wiren in diesem Zu-
sammenhang auch die hdufig aus eher landlichen Gebieten stammenden
sudetendeutschen Heimatvertriebenen anzufiihren - gilt ebenso als eine
Ursache fiir die Schwiche der organisierten Arbeiterbewegung und der
bayerischen Sozialdemokratie wie - vice versa - als Ursache fiir die He-
gemonie der CSU.”%3

Die Arbeiterschaft war somit stark fragmentiert und nachhaltig agrarisch
verwurzelt, was am deutlichsten bei den Arbeiterbauern hervortrat. Fiir
das Jahr 1949 schitzte man die Zahl der Arbeiterbauern, die neben einer
hauptberuflichen Titigkeit noch einen landwirtschaftlichen Nebener-
werb bewirtschafteten, in Bayern auf rund 34 000. Geographische
Schwerpunkte befanden sich zundchst in Unterfranken, im Norden
Oberfrankens und im Bayerischen sowie im Oberpfilzer Wald. In den
1950er Jahren verzeichnete diese Gruppe eine starke Zunahme, hingegen
war ihre Zahl von 1949 bis 1960 in den industriellen Ballungszentren um
Miinchen, Augsburg, Ingolstadt, Niirnberg, Wiirzburg und Schweinfurt

52) Su3, Kumpel, S. 110; ebenda (das folgende Zitat); zum Folgenden ebenda, S. 322.
Der Autor hebt die nach 1945 in der Oberpfalz angesiedelten Vertriebenen und
Fliichtlinge fiir den Aufbau der Arbeiterbewegung hervor (ebenda, S. 7); vgl. zur
Braunkohleindustrie in der Oberpfalz ders., Grabgesange, S. 240ff.

%3) Eichmiiller, Arbeiterbauern, S. 181; ebenda, S. 185ff. (zum Folgenden mit den
verschiedenen statistischen Befunden).
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zurtickgegangen, bevor sie in 1960er Jahren weiter zunahm. Bis 1970
sank ihre Zahl aber in den erwidhnten Gebieten in Unterfranken, Ober-
franken oder im Bayerischen Wald.

Die Arbeiterbauern konnten tiberwiegend keine Ausbildung vorweisen
und fanden vielfach eine Anstellung im Baugewerbe. Von Seiten der
politischen Parteien® setzte sich die CSU auch aus ideologischen Griin-
den fiir den Erhalt der lindlichen Lebensweise ein und wandte sich
gegen eine weitere Verstidterung. Damit befand sie sich im Gegensatz
zur Politik der EWG, die der kleinteiligen Produktionsform der Arbei-
terbauern in der Landwirtschaft ablehnend gegentiberstand. Demgegen-
tiber stiefen die Arbeiterbauern bei den Sozialdemokraten und Gewerk-
schaften eher auf Ablehnung bzw. Desinteresse.

Die Sozialdemokraten wollten die Arbeiterbauern , proletarisieren”, d.h.
sie zu bewussten Arbeitern formen. Sie sollten ihren Besitz abgeben, da
landwirtschaftliche Grofibetriebe rationeller und damit billigere Nah-
rungsmittel produzieren konnten. Man sah fiir sie Umschulungen als
Alternative vor und forderte eine Ansiedlung von Industrie auf dem
Lande. Jedoch wich die bayerische SPD bereits seit den Zeiten Georg von
Vollmars und Wilhelm Hoegners von dieser tiberwiegend distanzierten
Haltung ab. In den sechziger Jahren entwarf der nachmalige Miinchner
Oberbtirgermeister Georg Kronawitter immerhin ein neues agrarpoliti-
sches Programm, das sich fiir den Erhalt der Nebenerwerbslandwirt-
schaft aussprach und zugleich einen Strukturwandel mit Investitionen
im landlichen Raum sowie Industrieansiedlungen beftirwortete.

In ihrer Mentalitdt unterschieden sich die Arbeiterbauern, bei denen die
Familie und insbesondere die Ehefrauen eine sehr wichtige Funktion
einnahmen, von den klassischen Arbeitnehmern. Zwischen diesen bei-
den Typen von Arbeitern bzw. Arbeitnehmern bestanden vor allem
Auffassungsunterschiede hinsichtlich der Arbeiterexistenz an sich. Die
Arbeiterbauern zeigten wenig Interesse an einer gewerkschaftlichen und
politischen Vertretung als abhéngig Beschiiftigte wie auch an eventuellen
Streiks und waren kaum organisierbar. Ihr Augenmerk galt vorrangig
dem Erhalt ihres Nebenerwerbs. Dass es mit den Arbeiterbauern Span-
nungen in den Unternehmen dahingehend gab, ob sie den betrieblichen
Anforderungen wegen ihrer Fixierung auf den Nebenerwerb gentigten,
zeigt das Beispiel der Auto-Union in Ingolstadt, wo man durchaus die
weniger anspruchsvollen Arbeiterbauern als Arbeitskrafte hochschitz-
te. Insgesamt waren die Arbeiterbauern agrarwirtschaftlich eher

54) Vgl. zum Folgenden Eichmiiller, Arbeiterleben, S. 210ff. (zu den Parteien), S. 231ff.
(zu den Lebensverhiltnissen), S. 256ff. (zu den Mentalitidten), S. 264ff. (zum politi-
schen Verhalten).

%) Vgl. Schlemmer, Industriemoderne, S. 103ff.; ders., Heimat, S. 84ff.
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,Bremser oder Verhinderer der Modernisierung”> und verlangsamten
den Strukturwandel, sie entsprachen weitgehend einem "in den landli-
chen Grund und Boden verwurzelte[n] Typ des bayerischen Industriear-
beiters”>7.

Politisch trugen sie zur CSU-Hegemonie bei, denn es sprach viel dafiir,
dass dieser Arbeitertyp der CSU den ,schwierigen Spagat zwischen ihrer
angestammten Anhdngerschaft in Landwirtschaft und Handwerk und
den Arbeitnehmern im expandierenden sekunddren und tertidren Sektor
der bayerischen Wirtschaft erleichtert hat”®. Die Sozialdemokratie ver-
ftigte ,,bei den bayerischen Bauern {iiber keinerlei Basis”>. Bei den Bun-
destagswahlen zwischen 1957 und 1976 beispielsweise bewegten sich die
Ergebnisse fiir die SPD in Gemeinden mit vielen Arbeiterbauern sowie
dort, wo mehr als die Hilfte der Erwerbstitigen in der Landwirtschaft
beschiftigt waren, nur um die 15 %. Erfolgreicher war die SPD in stiarker
industrialisierten Gemeinden bzw. in protestantischen, landlichen Ge-
meinden. Ihre Hochburgen waren in den 1960er Jahren stddtische Regio-
nen und einige altindustrialisierte Inseln im liandlichen Raum wie um
Peifienberg, Penzberg oder Schwandorf, wo sie zum Teil auch Stimmen
von den Arbeiterbauern erhielt.

Die , spite Industrialisierung erwies sich fiir die SPD cum grano salis als
erheblicher Nachteil”, wozu auch ihre Agrarpolitik beigetragen habe.
Wihrend des kurzen sozialdemokratischen Aufschwungs Mitte der
sechziger und Anfang der siebziger Jahre besafs die SPD in Bayern, abge-
sehen von Georg Kronawitter, letztlich kaum einen profilierten Agrarpo-
litiker. Es fehlte einfach an einer personellen Basis unter der Landbevol-
kerung wie grundsétzlich am Wissen und Verstandnis fiir die Belange
der Landwirtschaft.®0 Letztlich sei das Agrarprogramm der Sozialdemo-
kraten darauf hinausgelaufen, ,,den Prozefs des Gesundschrumpfens in
der Landwirtschaft zu forcieren”¢l. Die CSU forderte hingegen den Ne-
ben- und Zuerwerbsbetrieb, was auch wahltaktisch ein , kluger Schach-
zug” war. Die CSU konnte die Arbeiterbauern weiterhin als Wéhlerpo-
tential behalten, diese blieben ungeachtet des ckonomischen Wandels
auch im Agrarsektor der landlichen Lebensweise und Mentalitdt verhaf-
tet.

Die SPD habe, so merkt Jaromir Balcar kritisch an, gar nicht einen Ver-
such gestartet, auf diesem Terrain politisch zu punkten und zur Gruppe

56) Eichmiuiller, Arbeiterleben, S. 260.

57) Erker, Sehnsucht, S. 499f.

58) Schlemmer, ,Ruhrgebiet”, S. 206f.

59) Eichmiiller, Arbeiterleben, S. 265; ebenda, S. 267 (das folgende Zitat).

60) Vgl. nur Balcar, Politik, S. 313.

61) Balcar, Politik, S. 310; ebenda, S. 361, S. 311 und S. 501 (die folgenden Zitate).
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der Neben- bzw. Zuerwerbslandwirte keinen Bezug gefunden, , die als
Arbeiterbauern eigentlich das natiirliche Einfallstor der ehemaligen
Arbeiterbewegung in den primédren Sektor darstellten”. Somit erklire
sich das , paradoxe Phianomen, daf8 mit der CSU eine konservative Par-
tei, die sich die Verbindung von Tradition und Fortschritt auf die Fahnen
geschrieben hatte, politisch vom sozio-okonomischen Strukturwandel
am stdrksten profitierte”. Damit ist ein Baustein der anhaltenden Domi-
nanz der bayerischen Staatspartei nach dem grofsen Wandel formuliert,
worauf unten im Kapitel IV noch nidher einzugehen ist. Umgekehrt
nahmen die Arbeiter aufgrund der Wohlstandssteigerung und ihres
sozialen Aufstiegs , Abschied von der Proletaritat”.

Blickt man auf die Industrialisierung in Bayern seit 1945 bis zur Gegen-
wart und die Schwiche der Sozialdemokratie bzw. - umgekehrt - die
Stirke der CSU, so formuliert Paul Erker die zugespitzte These, ,,dafd in
der bayerischen Industrialisierung auch die langjahrige Herrschaft der
CSU wurzelt, die - wie die SPD nach 1945 im Ruhrgebiet - von der Ent-
wicklung strukturell begiinstigt worden ist“2. Diese , punktuelle”, ver-
spatete Industrialisierung, die sich weitgehend ohne markante Krisener-
scheinungen durchsetzte, erzeugte eine heterogene, vielfach agrarisch
gepragte Arbeiterschaft unter weitgehendem Ausschluss schwerindus-
trieller Arbeiterschichten, so dass letztlich eine starke, ,klassenbewuss-
te” Sozialdemokratie ausblieb. Demgegentiber hat Klaus Schreyer zu-
néchst noch als mogliche politische Konsequenz der verspéteten Indust-
rialisierung Bayerns und des soziockonomischen Wandels die These
gewagt: ,Der Strukturwandel in Wirtschaft und Gesellschaft ist mit
einem wahlsoziologischen Strukturwandel zugunsten der Sozialdemo-
kratie gekoppelt”.63

Zusammenfassend kommt Schreyer aber in seiner Studie zu der Schluss-
folgerung, dass die Industrialisierung kein ,sozialer Spannungsgenera-
tor fritheren Stils” mehr sei und demzufolge ,forderten Verzicht auf das
Extreme und die staatspolitische Loyalitdt der SPD die Kontinuitdt der
bayerischen Nachkriegsentwicklung - und steuerten zur Stabilisierung
der CSU an der Macht ihr gut Teil bei”. Daraus zieht der Autor den
pointierten Schluss im Hinblick auf politische Folgen der bayerischen
Industrialisierung, dass ,der Industrialisierungsprozess in Bayern die
tendenzielle Chance auf ein langfristig in der Mehrheit der Bevilkerung
verankertes sozialdemokratisches Wahlerpotential verringerte”.

62) Erker, Sehnsucht, S. 511 Anm. 92.

63) Schreyer, Industriestaat, S. 15 und ebenda, S. 331 und S 330f. (die beiden folgen-
den Zitate).
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Die folgenden Wahlanalysen der vorliegenden Arbeit werden zeigen,
dass es der Sozialdemokratie tatsdchlich nicht gelang, aus dem sozio-
okonomischen Wandel einen politischen Vorteil zu erzielen. Somit liefert
der wahlbezogene Ansatz einen Beitrag zur Erkliarung der schwierigen
Stellung der Sozialdemokratie in Bayern und untermauert seine Berech-
tigung im Rahmen der vorliegenden Studie.

Mit Bezug auf die politischen Konsequenzen der bayerischen Industriali-
sierung und der Dominanz der CSU unterstreicht Alf Mintzel, dass die
CSU die traditionell industrialisierungsfeindliche Haltung der Bauern in
den spéten 1950er Jahren politisch gebunden habe und ,damit die tko-
nomischen Wandlungsprozesse vor allem im agrarischen Bereich so
regulierte, daf3 sie mit einem Minimum an sozialen Konflikten ablie-
fen”®4. Ausgepragte gesellschaftliche und (sozial)politische Polarisierun-
gen blieben somit aus. Ahnlich argumentiert auch Gétschmann, demzu-
folge man der Industrialisierung in Bayern zwar von Anfang an zurtick-
haltend begegnet sei, aber als diese nach 1945 umfassend das Land er-
fasst habe, habe man weiterhin den biuerlichen Mittelstand unterstiitzt
als ,eine alle geschichtlichen Zasuren tiberdauernde Konstante bayeri-
scher Wirtschaftspolitik”®. Die CSU wurde ,Trdgerin der Modernisie-
rung Bayerns ohne Bruch mit der Tradition”®, der rasante Modernisie-
rungsprozess hatte eben keine politisch radikalisierenden Folgen. Aus
der Schrumpfung der Bauern ,entstanden keine tiberméfiigen sozialen
und humane Kosten”, denn Bayern profitierte vom allgemeinen Boom
und den ,Zuwendungen des den Strukturwandel abfedernden Sozial-
staats”. Helga Grebing zieht Parallelen zu Nordrhein-Westfalen, denn
dort habe die SPD den sozialen Wandel dhnlich wie in Bayern die CSU
sozialvertrdglich gestaltet. Allerdings hinke der Vergleich dahingehend,
dass die SPD sich in Nordrhein-Westfalen nicht auf ,vorgegebenes,
relativ homogenes und intaktes Milieu stiitzen” konnte, sondern dieses
erst konstituieren musste.

Die aus dem Industrialisierungsprozess in Bayern abgeleiteten Folge-
rungen miissen im Hinblick auf die Schwierigkeiten der bayerischen
Sozialdemokratie neben anderen Faktoren bis in unsere Gegenwart be-
dacht werden. Wir werden im zusammenfassenden Kapitel IV unter
Heranziehung von Befunden der Wahlforschung und weiteren, neueren
Forschungen diese Thesen aufgreifen und eingehender diskutieren.

64) Mintzel, CSU, S. 53.

5) Gotschmann, Wirtschaftsgeschichte, S. 629.

60) Grebing, , Traditionskompanie”, S. 21; ebenda und ebenda, S. 215 (die folgenden
Zitate).
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2. Von den Anfingen bis zum Ende des Ersten Weltkriegs

Auch in Bayern standen die Anfénge der Arbeiterbewegung in Zusam-
menhang mit der deutschen Revolution 1848/49, denn wie in der Frank-
furter Paulskirche formierten sich im neuen Landtag in Bayern politische
Gruppierungen.®” Nachdem sdmtliche politischen Vereine im Herbst
1849 verboten worden waren, kam es 1861 in Niirnberg und danach in
weiteren frankischen Stadten zur Griindung von liberalen Arbeiter- und
Arbeiterbildungsvereinen als , Vorboten der Arbeiterbewegung”. In den
1860er Jahren trennte sich diese Arbeiterbewegung vom Liberalismus.
Beim letzten Vereinstag des Verbandes der Deutschen Arbeitervereine in
Nturnberg 1868 verlieff die Minderheit das Treffen, da sie den liberalen
Gedanken beibehalten wollte, die Mehrheit aber die Annahme der Prin-
zipien der ,Internationalen Arbeiterassoziation” beschloss.

Fiir die bayerische Entwicklung gilt, die , Geschichte der bayerischen
Sozialdemokratie beginnt - ungeachtet aller vorhergehenden demokrati-
schen und liberalen Arbeiterassoziationen in Bayern - im Marz 1864 mit
dem Beitritt einer Gruppe Augsburger Arbeiter zu dem 1863 in Leipzig
von F. Lassalle gegriindeten , Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein”
(ADAV)“68, 1869 folgten weitere lassalleanische Griindungen in Miin-
chen, Wiirzburg, Niirnberg und Ansbach, aber in Franken konnte sich
der ADAV wegen der Prdsenz der liberalen Arbeiterbewegung nicht
entscheidend behaupten.

Die Gegensitze zwischen den Lassalleanern, die in Augsburg erstmals
stidlich der Donau Fufi gefasst hatten, und der von August Bebel und
Wilhelm Liebknecht 1869 in Eisenach gegriindeten Sozialdemokrati-
schen Arbeiterpartei (SDAP) waren in Bayern nicht allzu sehr ausge-
pragt. Nachdem im August 1869 bereits die erste bayerische Mitglied-
schaft der SDAP in Niirnberg gegriindet worden war, folgten weitere in
Fiirth, Regensburg, Miinchen, Augsburg und Lechhausen. Das Schwer-
gewicht der neuen Gruppierungen lag in Mittelfranken und insbesonde-
re in Niirnberg. Bereits ein Jahr spéater, 1870, traten die Lassalleaner in
Bayern der SDAP bei. Somit war in Bayern die Vereinigung der beiden
sozialdemokratischen Richtungen fiinf Jahre vor ihrem reichsweiten
Zusammenschluss in Gotha erfolgt. Nach 1870 verlief allerdings im Kon-
text des deutsch-franzosischen Krieges die weitere Entwicklung der
Partei in Bayern stockend, da man sich der nationalen Begeisterung nicht

67) Vgl. zum folgenden historischen Uberblick Behr, Sozialdemokratie, S. 29ff.; Meh-
ringer, Sozialdemokratie, S. 293ff.; Albrecht, SPD, S. 17ff.; Pohl, Arbeiterbewe-
gung, S. 185ff.; Treml, Konigreich, S. 74ff.; ebenda, S. 77 (das folgende Zitat).

8) Albrecht, Reichsgriindung, S. 345f.; ebenda, S. 345ff. (zum Folgenden); vgl. zum
ADAYV in Bayern W. Albrecht, Tauscher, S. 34ff.
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anschlieien wollte. Niirnberg und Fiirth waren Schwerpunkte der baye-
rischen Sozialdemokratie in den 1870er und 1880er Jahren. Insbesondere
Niirnberg, wo 1874 die SDAP die zweitgrofite Parteimitgliedschaft in
Deutschland besaf3, stieg zum ,Zentrum der bayerischen Sozialdemokra-
tie”® auf, ehe sich durch Georg von Vollmar der Schwerpunkt der Partei
nach Miinchen verlagerte.

Im Jahre 1881 gelangte mit dem Schlossermeister Karl Grillenberger”0
erstmals ein bayerischer Sozialdemokrat in den Reichstag, 1884 und 1890
zog Georg von Vollmar”! fiir den Wahlkreis Miinchen II in den Reichstag
ein. Die Stimmenzahl bei den Reichstagswahlen stieg wéahrend der Gel-
tung des Sozialistengesetzes von 3,4 % (1878) auf 13,9 % (1890). Grillen-
berger als eine der ersten fithrenden Personlichkeiten der entstehenden
Arbeiterbewegung in Bayern galt als ,beeindruckender Redner und
begabter Organisator””2. Sein ,kdmpferischer Pragmatismus wurde
préagend fiir den reformerischen Sonderweg, den die Arbeiterbewegung
Bayerns in den folgenden Jahrzehnten einschlug und mit dem sie mehr
als einmal in Konflikt mit den norddeutschen Genossen geriet”. Damit
war schon friihzeitig die tiberwiegende Entwicklungsrichtung der baye-
rischen Sozialdemokratie auf den Weg gebracht.

Das Sozialistengesetz (1878-1890) wurde in Bayern” unterschiedlich
konsequent angewendet. Im Vergleich zu anderen deutschen Regionen
aber unterblieb die Verhingung des ,Kleinen Belagerungszustandes”,
der eine Ausweisung sozialdemokratischer Aktivisten nach sich zog.
Miinchen wurde in den 1880er Jahren ein Zentrum der deutschen Sozi-
aldemokratie, da sich viele Ausgewiesene in der bayerischen Hauptstadt
niederliefen. Nach dem Auslaufen des Sozialistengesetzes konstituierte
sich 1892 mit dem ersten Landesparteitag in Reinhausen bei Regensburg
die bayerische Sozialdemokratie. Aufgrund der bayerischen Vereinsge-
setzgebung war aber erst 1898 nach der Aufhebung des Verbindungs-
verbots fiir politische Vereine ein einheitlicher Landesverband der Sozi-
aldemokratischen Partei Bayerns moglich. Bis dahin hatte faktisch die
Landtagsfraktion die Parteifithrung inne. Das 1892 beschlossene Wahl-
programm fiir die Landtagswahl 1893 beinhaltete u.a. einen unentgeltli-
chen Schulunterricht, die weltliche Schulinspektion, die Forderung nach

9) Prinz, Bayern, S. 358.

70) Vgl. zu Grillenberger und zur Entwicklung der von vielféltigen innerparteilichen
Konflikten gekennzeichneten Sozialdemokratie in Niirnberg bis 1914 knapp
Rossmeissl, Niirnberg, S. 62ff.

1) Vgl. zu Vollmar Beck, Georg von Vollmar, S. 45ff.; Ude, Vollblutpolitiker, S. 54ff.
72) Treml, Konigreich, S. 104; ebenda, S. 78 (das folgende Zitat).

73) Vgl. dazu neuestens Stephan Resch, Das Sozialistengesetz in Bayern 1878-1890,
Diisseldorf 2012.
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einem allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Landtagswahl-
recht, die Abschaffung der Reichsrdtekammer und den Kampf fiir Koali-
tionsfreiheit sowie ein freiheitliches Versammlungs- und Vereinsrecht.
Die bayerische Sozialdemokratie konstituierte sich als parlamentarische
Fraktion bei ihrem Einzug in die Abgeordnetenkammer 1893 mit fiinf
Mandaten, ndmlich mit Georg von Vollmar in Miinchen und vier Man-
daten in Niirnberg. Bereits 1887 war die SPD unter einem anderen Name
bei den Wahlen zur Abgeordnetenkammer angetreten, konnte aber mit
2,1 % der Stimmen noch keinen Sitz erringen. Georg von Vollmar, der
aus einer kleinen Adelsfamilie entstammte, iibernahm als dominierende
Personlichkeit den Fraktionsvorsitz. Da die Fraktion als Landesvorstand
fungierte, wurde Vollmar gleichzeitig Vorsitzender der Partei. In Bayern
bestanden drei regionale Verbiinde der Sozialdemokratie, ndmlich fiir
Stidbayern in Miinchen, fiir Nordbayern in Niirnberg und fiir die Pfalz
in Ludwigshafen. Einer neueren Arbeit zur bayerischen Sozialdemokra-
tie zufolge wird die ,bayerische sozialdemokratische Partei vor dem
Ersten Weltkrieg [wird] personell und programmatisch immer mit dem
Namen Georg von Vollmar verbunden bleiben”74. Zusammen mit Gril-
lenberger und Franz Josef Ehrhart aus der Rheinpfalz bildete Vollmar
ein ,Triumvirat”, das auch fiir die Partei ein ,foderatives System” an-
strebte, ,,um regionale Interessen zur Geltung bringen zu kénnen und
um jeglichen Zentralismus entgegenzuwirken”?.

Die Sozialdemokratie stieg nach dem Zentrum und den Liberalen zur
drittstarksten Fraktion im bayerischen Landtag auf. Mit dem Zentrum
gelangen nach 1900 Reformen im Landtagswahlrecht und bei den Ge-
meindewahlen gegen die liberal-konservative Regierung. Unter Fithrung
Vollmars zéhlte die bayerische SPD zum revisionistischen Fliigel in der
gesamten deutschen Sozialdemokratie. Sie begriindete ,ihren eigenen
politischen Weg in Bayern, sie legte sich nicht auf eine rein marxistische
Ideologie fest, blieb biindnisfidhig und nach allen Seiten offen fiir den
Aufstieg zur Volks- und Massenpartei”’¢. Vollmar und sein Nachfolger
Erhard Auer vertraten die grundsitzliche Auffassung, dass ,unter den
besonderen bayerischen Verhiltnissen eine erfolgreiche Ausbreitung der
sozialdemokratischen Bewegung nur durch eine weitgehende Zuriick-
nahme radikaler Forderungen méglich sei”””.

Dartiber hinaus miisse, so Vollmar, die Partei gerade in Bayern ihren
Adressatenkreis erweitern, um ihr Ziel der , Befreiung der gesamten

74) Schmalzl, Auer, S. 14.

75) Behr, Sozialdemokratie, S. 34.
76) Bosl, Wurzeln, S. 70.
)

77) Schmalzl, Auer, S. 63; ebenda, S. 98f. (zum Konflikt mit der Gesamtpartei wegen
der Parteitaktik).
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Menschheit” zu erreichen: ,, Die Sozialdemokratie kann sich deshalb - aus
grundsitzlichen wie aus praktischen Griinden - nicht auf den engen
Rahmen einer einseitigen Industriearbeiterpartei beschranken, sondern
hat sich mit jedem Schritt vorwiarts mehr zur Vertreterin der sdmtlichen
arbeitenden und ausgebeuteten Schichten, zur riicksichtslosesten und
entschiedensten Vorkdmpferin der grofien Mehrheit des nach wirtschaft-
licher und politischer Befreiung ringenden Volkes entwickelt”7s.

Eine reine Arbeiterpartei hitte im weitgehend agrarischen Bayern keine
Basis, so dass eine, modern gesprochen, volksparteiliche Ausrichtung
unverzichtbar war. Vollmar verlangte in seinen berithmten Eldoradore-
den 1891 eine gegenwartsbezogene, realpolitische Richtung sozialdemo-
kratischer Politik und stiefs damit insbesondere auf dem Parteitag 1891 in
Erfurt auf heftige Kritik in der Parteifithrung um August Bebel. Fiir
Vollmar war es ,,dem Interesse der Arbeiterbewegung und des Gemein-
wesens iiberhaupt und [ist] auch dem aller Utopie und Spekulation fer-
nen, im besten Sinne realpolitischen Wesen unserer Partei nicht zuwider,
wenn wir den Weg der Verhandlung betreten und suchen, auf Grundla-
ge der heutigen Staats- und Gesellschaftsordnung Verbesserungen wirt-
schaftlicher und politischer Art herbeizufiihren””.

Einen wesentlichen Programmschwerpunkt der pragmatischen, gegen-
wartsbezogenen Politik bildeten deshalb fiir die bayerische Sozialdemo-
kratie die Agrar- und Bauernfrage und die Unterstiitzung der kleinen
Bauern, die insbesondere Vollmar am Herzen lag.

Jedoch war es bis zum Ende des Jahrhunderts nicht gelungen, auf dem
Land richtig Fuf8 zu fassen, ungeachtet verschiedener Bemiithungen etwa
Erhard Auers seit 1909 in Stidbayern mit Stofirichtung gegen das Zent-
rum und einer Anndherung an die Liberalen. Die in engem Zusammen-
hang mit der Agrarpolitik stehende Landarbeiterfrage sei von der Politik
erst spdt entdeckt worden, wie der Biograph Auers kritisch anmerkt,
denn , selbst im stark agrarisch geprédgten Bayern entdeckten Bayerischer
Bauernbund, Bayerischer Christlicher Bauernverein und die bayerische
Sozialdemokratie erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Landarbeiter-
frage als Problem”8. Immerhin zeigte der nachmalige Vorsitzende der
bayerischen SPD, Erhard Auer, frith sein Interesse an den ladndlichen
Unterschichten.

78) Georg von Vollmar, Bauernfrage und Sozialdemokratie in Bayern, S. 8 (zit. nach
Pohl, Arbeiterbewegung, S. 176); vgl. dazu ausfiihrlich Pohl, Arbeiterbewegung, S.
174ff.

79) Georg von Vollmar, Uber die nichsten Aufgaben der deutschen Sozialdemokratie,
zit. nach Albrecht, Reichsgriindung, S. 348f.

80) Schmalzl, Auer, S. 28; zum Folgenden ebenda, S. 177ff.; ebenda, S. 34 (zu Auers
Aktivitdten).
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Die SPD-Fraktion vertrat eine reformistische Politik und stimmte entge-
gen der Vorgabe der Gesamtpartei dem Budget der Regierung zu oder
ging 1899 und 1905 Wahlbiindnisse mit dem damals noch tiberwiegend
,linken” Zentrum ein.#! 1906 gelang durch das Zusammenspiel zwischen
dem Zentrum und der SPD eine Wahlrechtsreform, die die direkte Wahl
mit nunmehr einer echten Geheimhaltung, die mindestens einjdhrige
Zahlung einer direkten Steuer sowie die bayerische Staatsangehorigkeit
mindestens ein Jahr vor der Wahl voraussetzte. Die bisherige, die SPD
benachteiligende , Wahlkreisgeometrie” der Regierung wurde unter-
bunden. Nun war die Wahlkreiseinteilung gemafs den Ergebnissen der
Volkszdhlung von 1900 vorgesehen. Allerdings wurde das Wahlalter
vom 21. auf das 25. Lebensjahr erhoht.

Dass weiterhin das Zentrum im Vorteil war, zeigen Daten zur Land-
tagswahl 1912, demnach beim Zentrum 40,9 % Stimmen fiir 53,5 % der
Mandate gentigten, hingegen erhielt die SPD mit 19,5 % Stimmenanteil
nur 18 % der Mandate. 1907 errang die SPD immerhin 21 Mandate im
Landtag. 1912 kam es bei den Landtagswahlen zu einem Biindnis zwi-
schen Liberalen, Sozialdemokraten und dem Bayerischen Bauernbund,
nachdem mit dem Zentrum vor allem wegen der Auseinandersetzung
um die Koalitionsfreiheit der bayerischen Eisenbahnarbeiters? und der
allgemeinen Rechtswendung des Zentrums in Verbindung mit einer
neuerlichen Repressionspolitik eine Zusammenarbeit nicht mehr mog-
lich war. Bei den Wahlen 1912 selbst wurde die SPD zweitstdrkste Kraft
mit 30 Mandaten und damit die grofite sozialdemokratische Landtags-
fraktion aller deutschen Landtage. Bei den Reichstagswahlen 1912 erziel-
te die SPD in Bayern 27,3 %, im gesamten Reich waren es 34,8 %.

Eine besondere Hervorhebung verdient die Sozialdemokratie in Miin-
chen, wo sie sich zu einem Mittelpunkt sozialdemokratischer, reformori-
entierter und gegenwartsbezogener Politik entwickelt hatte. Ausgehend
von diesem Charakter der Miinchener Sozialdemokratie vor 1914 betont
Karl Heinrich Pohl die Eigenart der bayerischen Sozialdemokratie, die
keinesfalls ,riickstindig” gewesen sei, sondern als eine zukunftsweisen-
de, ,reformorientierte, Volkspartei, stark kleinbtirgerlicher Pragung”
einzustufen sei.8® Dabei miisse berticksichtigt werden, dass Miinchen als
vor 1914 grofite bayerische Industriestadt nicht , proletarisch” gepragt
war, sondern viele Parteimitglieder aus der Mittelschicht und den Ge-
werkschaften vorweisen konnte. In Miinchen gab es viele Handwerksbe-
triebe und es herrschte {iberwiegend eine kleingewerbliche Produktion

81) Vgl. Mehringer, Sozialdemokratie, S. 304ff.; Schmalzl, Auer, S. 113ff.; ebenda, S.
147f.; zum Wahlrecht auch Pohl, Arbeiterbewegung, S. 467ff.

82) Vgl. dazu u.a. Schmalzl, Auer, S. 121ff.
83) Pohl, Sondercharakter, S. 20; zum Folgenden ebenda, S. 30.
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vor. Als Belege fiir die letztendlich erfolgreiche sozialdemokratische
Politik in Bayern fiihrt Pohl das weit verbreitete Tarifvertragswesen in
Miinchen und Bayern sowie die erfolgreichen Bemiithungen um eine
Demokratisierung des Landtags- und des Kommunalwahlrechts an.
Restimierend spitzt er seine Ausfithrungen zu einem ,bayerischen Son-
derweg” im Kontext der Diskussionen um einen , deutschen Sonder-
weg” in die Moderne tiberhaupt zu.

Inwieweit fiir die Genese der bayerischen Sozialdemokratie ,eine gerin-
gere Polarisierung und ein gemilderter Fortschritt”8¢ im Unterschied zu
Preufien und Sachsen charakteristisch war, ist ein interessanter Hinweis.
Es sei nach 1890 der Sozialdemokratie schneller in Bayern als in anderen
Gebieten des Deutschen Reichs gelungen, in den - trotz aller Beschran-
kungen - Kommunen und im Landtag Politik mitzugestalten. Die Integ-
rationsfahigkeit des in Bayern vorherrschenden Systems sei in der sog.
Prinzregentenzeit grofs gewesen. Jedenfalls war das Parlament in Bayern,
der Landtag, in dem die Sozialdemokratie eine nicht unbedeutende Kraft
darstellte, am Ende der Prinzregentenzeit 1912 zu einem Machtfaktor
geworden.8?

Die spiirbar liberaleren und offeneren politischen Verhiltnisse in Siid-
deutschland und vor allem in Bayern brachte 1908 beispielsweise Kurt
Eisner nachhaltig zum Ausdruck, indem er Kritik am Verhalten der
bayerischen Sozialdemokratie aus dem Norden zuriickwies: ,Stort uns
durch Euer Geschrei nicht die politische Situation im Sitiden. Thr wifit
von unseren Verhédltnissen gar nichts [...] Noch wichtiger aber ist der
folgende Umstand: Bayern steht am Anfang einer grofien Industrialisie-
rung und Proletarisierung. Die Sozialdemokratie allein vertritt in dieser
Entwicklung die fortschrittlichen Tendenzen. Wenn nun ein reines Be-
amten-Ministerium, wie das jetzige am Ruder ist [Ministerium Podewils,
Anm. d. Verf.], so ist es naturgemdss, schon aus einer Art Ressortinteres-
se, mit uns viel ndher verwandt, als mit den btiirgerlichen Parteien, die
nur ihre Interessen vertreten und nicht die Tendenzen der wirtschaftli-
chen Entwicklung, namentlich nicht in dem kleinbtirgerlichen und bau-
erlichen Bayern”.8¢

Eine Reformfihigkeit des Systems in Bayern erschien demzufolge nicht
unmoglich. In den letzten Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg war

84) Krauss, Modernisierungsprozesse, S. 96; kritischer zum Kurs der bayerischen
Sozialdemokratie nach 1890 und mit Verweisen auf Widerstinde gegen den re-
formorientierten Kurs Vollmars innerhalb der bayerischen SPD (u.a. in Niirnberg
oder in Augsburg) der Aufsatz von Fischer, Kurs, S. 79ff.

8) Nach Loffler sei im Ubrigen die Monarchie in Bayern bis 1918 ,nicht prinzipiell
infrage” gestellt worden, auch nicht von den meisten Linksliberalen und Sozial-
demokraten, vgl. ders., Kénigreich Bayern, S. 31.

86) Schreiben Eisners vom 21.8.1908 (zit. nach Pohl, Arbeiterbewegung, S. 497).
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somit in Bayern eine wachsende stddtische Arbeiterschaft mit einer Ge-
werkschaftsbewegung entstanden. Die bayerische Landespartei versuch-
te vor dem Ersten Weltkrieg , weiterhin ein dezidiert gemafSigte Politik
zu betreiben“®” und den Einfluss der Linken in der Gesamtpartei zu
begrenzen. Ende Marz 1914 hatte die SPD im rechtsrheinischen Bayern
78 804 Mitglieder mit einem Ubergewicht in Nordbayern. Zwischen
Nordbayern und Stidbayern bestanden durchaus politische Differenzen,
d.h. im weniger industrialisierten, katholisch dominierten Stidbayern
herrschte mehr eine ,foderalistisch-partikularistische Tradition und [ein]
pragmatisch-reformistisches Politikverstindnis” vor, dagegen fanden
sich im protestantischen Norden mehr Industriearbeiter mit Grofsbetrie-
ben, d.h. eine mehr , deutsche Sozialdemokratie”88.

Nach Hartmut Mehringer muss, u.a. am Beispiel der SPD-Mitgliedschaft
in Augsburg, Niirnberg und in kleineren und mittleren Stddten in Bay-
ern, die ,Bedeutung von ehemaligen Handwerksgesellen und Kleinmeis-
tern fiir die politische Arbeiterbewegung [muf]] gerade in Bayern hoch
eingeschitzt werden”®, denn diese stellten bis nach 1918 die Fithrungs-
schicht in der Partei und in den Gewerkschaften. An diesen Befunden
zeigt sich, ,dafs die SPD in Bayern keineswegs die Partei der am starks-
ten unterprivilegierten und beruflich und 6konomisch am wenigsten
abgesicherten Schichten der Bevolkerung darstellte”. Abgesehen von
Miinchen mit einem nicht unwesentlichen Anteil an Mitgliedern aus
dem Kleinbtiirgertum stellten Arbeiter zu 95 % die Mitglieder. Dies galt
analog fiir ihre Wahlerschaft, die ganz tiberwiegend der gewerblichen
Arbeiterschaft entstammte. Die Sozialdemokratie im Deutschen Reich
insgesamt erfasste vor 1914 aber ,keineswegs alle Arbeiter”, sie blieb
ihrer Mitgliederstruktur nach ,fast ausschlieslich eine Partei der protes-
tantischen stddtischen Arbeiter, unter denen ihrerseits die Facharbeiter
dominierten”?

Bei Beginn des Ersten Weltkriegs stimmte in Bayern die sozialdemokra-
tische Landtagsfraktion der bayerischen Kriegskreditbewilligung nicht
zu.”' Auch in Bayern kam es im Laufe des Ersten Weltkriegs zur Spal-
tung der Sozialdemokratie in die Unabhidngige Sozialdemokratische
Partei Deutschlands (USPD) und die Mehrheitssozialdemokratie
(MSPD). Ihre Mitglieder fand die USPD vor allem in der Industriearbei-
terschaft (Metallverarbeitung) und damit in den traditionellen sozialde-
mokratischen Hochburgen. Diese Spaltung der Sozialdemokratie war in

87) Schmalzl, Auer, S. 112.

8%) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 309.

89) Mehringer, Wandel, S. 169; ebenda, S. 173 (das folgende Zitat).
%0) Ritter, Arbeiterbewegung, S. 177.

1) Vgl. zum Folgenden Mehringer, Sozialdemokratie, S. 310ff.
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Bayern zundchst weniger ausgeprédgt. Nur in Nirnberg/Fiirth und in
Oberfranken mit Hof, Naila und Selb sowie in Miinchen, wo es die ein-
zige relevante USPD-Mitgliedschaft in Altbayern gab, und in Ludwigs-
hafen?®? bildeten sich grofiere USPD-Gruppierungen. In Miinchen war die
USPD zunichst relativ unbedeutend, spielte aber dann eine mafsgebliche
Rolle bei der Revolution und in der ersten bayerischen Réaterepublik.

92) Vgl. zur Entwicklung der Sozialdemokratie in der bayerischen Pfalz nur knapp
Blinn, Pfalz, S. 71ff.
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3. Von der Revolution 1918/19 bis zum Ende des Zweiten
Weltkriegs 1945

Wenige Tage vor der Revolution, am 2. November 1918, hatten sich
Regierung und Landtagsparteien noch auf die Einfithrung einer Verhalt-
niswahl einschliefilich des Frauenwahlrechts zur Abgeordnetenkammer,
eine Erweiterung und Schwichung der Kammer der Reichsrite, die
Parlamentarisierung und eine sofortige teilweise Regierungsumbildung
unter Berufung von Ministern aus den Reihen der grofien Landtagsfrak-
tionen geeinigt.”® Ein gutes Jahr zuvor hatten die Sozialdemokraten Auer
und SiiSheim bereits einen Vorstofd zur Reform des politischen Systems
im Landtag beantragt, der aber am Zentrum, dem Bauerbund und den
Liberalen gescheitert war und u.a. die Aufhebung der ersten Kammer,
ein modernes Wahlrecht (auch fuir Frauen), mehr Rechte fiir den Landtag
und die Abschaffung von Adelsprivilegien verlangte.

Zur weiteren, unmittelbaren Vorgeschichte der Revolution und deren
Verlauf in Bayern wollen wir nur kurz eingehen:** Nachdem im August
1918 der bayerische sozialdemokratische Vorsitzende Georg von Voll-
mar sein Reichstagsmandat niedergelegt hatte, traten in der anberaum-
ten Nachwahl Erhard Auer von der MSPD und der 1910 nach Miinchen
tibergesiedelte Kurt Eisner von der USPD als Kandidaten an. Eisner,
der wegen der sog. Januarstreiks in Haft gesessen hatte, wurde aus die-
ser entlassen. Sein Gegenkandidat Auer stammte im Unterschied zu
Eisner aus kleinen, drmlichen Verhiltnissen und hatte sich in der Partei
emporgearbeitet. Im Marz 1908 wurde der enge Vertraute Georg von
Vollmars und Anhinger dessen reformorientierten bayerischen Sonder-
wegs hauptamtlich 1. Landessekretédr der bayerischen SPD. Nach einer
gemeinsamen Friedenskundgebung von MSPD und USPD auf der

%) Vgl. Albrecht, Reichsgriindung, S. 433f.

%4) Vgl. zum Folgenden Schénhoven, Gelegenheiten, S. 117ff.; Grau, Kurt Eisner, S.
129ff.; Menges, Freistaat, 166ff.; Bauer, Regierung, S. 13ff.; ebenda, S. 30ff. (Kurz-
portrdts der Regierungsmitglieder); Schmalzl, Auer, S. 263ff.; Albrecht, SPD, S.
40ff.

%) Vgl. zu Erhard Auer Lotterschmid/Mehringer, Erhard Auer, S. 138ff., Auer habe
~ein Vierteljahrhundert lang die entscheidende Rolle in der bayerischen Sozialde-
mokratie” gespielt; nach Schmalzl, Auer, S. 14 sind die vormaligen sozialdemokra-
tischen Fiihrungspersonlichkeiten Bayerns wie Georg von Vollmar, Wilhelm
Hoegner oder Waldemar von Knoeringen heute noch bekannt, hingegen ist der
Name Erhard Auer ,im Vergleich zu den Vorgenannten fast vergessen”; die Bio-
graphie von Schmalzl tiber Erhard Auer bietet eine umfangreiche, detaillierte Dar-
stellung tiber den innerparteilich umstrittenen Politiker Erhard Auer sowie die
bayerische Sozialdemokratie insgesamt und differenziert manche vorschnelle Ur-
teile; zu Kurt Eisner knapp Grau, Kurt Eisner, S. 126ff.
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Miinchner Theresienwiese am 7. November 1918 starteten unter Fiih-
rung von Kurt Eisner die Unabhingigen Sozialdemokraten die Revoluti-
on. Jedenfalls wurde der Konig abgesetzt und Bayern nunmehr als ein
,freier Volksstaat” proklamiert.

Eine Revolution und Beseitigung der Monarchie war fiir die bayerische
Mehrheitssozialdemokratie ,aus pragmatisch-reformistischer Tradition
und aus realpolitischer Einsicht” nicht in Betracht gekommen. Ihr An-
fithrer Auer, der jegliche Revolution ablehnte, schétzte noch am 7. No-
vember die Lage falsch ein, so dass im Landtag ein , Provisorischer Nati-
onalrat des Volksstaates Bayern” von Eisner mit seinen Anhingern ge-
bildet werden konnte. Die Mehrheitssozialdemokraten mit ihrem Vorsit-
zenden Auer traten in die neue Regierung ein, Auer als Innenminister,
Johannes Hoffmann als Kultusminister, Albert RoShaupter fiir das Mili-
tdr und Johannes Timm fiir die Justiz.%” Auer und Eisner unterschieden
sich auch in der Frage der Rite, die der Anfiihrer der MSPD als Anhé-
nger des parlamentarischen Systems nur als voriibergehende Institution
betrachtete. Jedenfalls war es zwischen Auer und Eisner ,zum Biindnis
zwischen zwei sehr unterschiedlichen Personlichkeiten und zwischen
zwei ungleich starken, in ihren Zielen weitgehend kontraren Parteien”
gekommen. Wie sein Biograph ausfiihrt, ,gelang es Erhard Auer in den
einhundert Tagen seiner Amtszeit einer reprédsentativen parlamentari-
schen Demokratie in Bayern den Weg zu ebnen”, worauf er ,bereits
wihrend des Ersten Weltkrieges vehement hingearbeitet” habe.

Am 12. Januar 1919 - also noch vor den Wahlen im gesamten Reich -
fanden auf Druck der MSPD die Landtagswahlen in Bayern statt, bei der
die Mehrheitssozialdemokraten mit 33 Prozent und 61 Mandaten hinter
der neuen katholisch-konservativen Bayerischen Volkspartei, dem Nach-
folger des bayerischen Zentrums, zweitstarkste Kraft wurden, wahrend
die Unabhingigen Sozialdemokraten mit Eisner lediglich drei Mandate
erlangen konnten. Beide linken Parteien erreichten bei dieser Wahl zu-
sammen 35,5 %. Offensichtlich hatte die SPD als , Exponentin einer Poli-
tik von Ruhe und Ordnung”® biirgerliche W&hler gewonnen, ohne diese
langerfristig binden zu kénnen. Dass zumindest bei dieser Wahl die SPD
sich auf dem sog. flachen Land verbessern konnte, zeigte sich u.a. in
frankischen Gebieten, wenngleich die Partei in agrarischen Regionen

%) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 313.

) Vgl. zu Hoffmann knapp Hennig, Johannes Hoffmann, S. 151ff.; zu Timm knapp
Grau, Johannes Timm, S. 163ff.

%) Menges, Freistaat, S. 175; vgl. zur Bildung der Regierung Eisner und Auers Rolle
Bauer, Regierung, S. 20ff. und Schmalzl, Auer, S. 264ff.; ebenda, S. 338 (das fol-
gende Zitat).

%) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 313.
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Wabhlergebnisse erreichte, die sie im weiteren Verlauf der Weimarer
Republik nicht mehr annidhernd erzielen konnte.%

Man spricht in Bezug auf die Wahl von 1919 von einem ,, Ausnahmecha-
rakter der sozialdemokratischen Erfolge”, denn in den folgenden 1920er
Jahren blieb es bei den ,mentalen Barrieren zwischen SPD und Land-
wirtschaft”. Inwieweit eine bessere Kooperation zwischen den beiden
sozialdemokratischen Parteien sowie mit dem Bayerischen Bauernbund
mehr Erfolg gebracht hitte und ,den Parlamentarismus in Bayern auf
eine stabilere Basis gestellt hatte”1%, bleibt eine theoretische Frage ange-
sichts des massiven rechten Gegenschlags der , Ordnungszelle Bayern”
nach 1920.

In Miinchen spitzte sich die Lage zu. Auf dem Weg zur konstituierenden
Sitzung des neuen Landtags wurde Kurt Eisner am 21. Februar 1919
ermordet und anschlieffend Erich Auer im Landtag schwer verletzt. Erst
durch das Attentat auf Auer und die Auflosung des Landtags war ,die
zweite Revolution in Bayern eingetreten und ein politisches Vakuum
entstanden”102. Denn dadurch sei der Ubergang Bayerns zu einer demo-
kratisch legitimierten Regierung genau zu einem Zeitpunkt gestoppt
worden, an dem im Reich die Entscheidung gegen ein Rétesystem gefal-
len sei. Auf die nun folgenden chaotischen und rasch wechselnden Er-
eignisse und die Radikalisierung gehen wir nicht weiter ein. Jedenfalls
verliefs die im Marz vom Landtag gestiitzte Regierung Johannes Hoff-
mann nach der Ausrufung der ,Réterepublik Baiern” am 7. April Miin-
chen und verlegte ihren Sitz nach Bamberg. Sie bekdmpfte von dort die
Réterepublik bzw. die am 13. April proklamierte kommunistische Réte-
republik mit auswirtigen Truppen und bayerischen Freikorps.1% Fiir die
MSPD war die unter zahlreichen Opfern auf beiden Seiten erlangte , Be-
freiung” Miinchens letztlich ein , Fiasko”, denn ihr , Uberleben als Regie-
rungspartei hatten bewaffnete Verbdnde erkdmpft, die von Hafl und
Rachsucht getrieben wurden und ihren Sieg tiber die radikale Linke als
erste erfolgreiche Schlacht der antirepublikanischen Gegenoffensive
feierten”.

Nach der gewaltsamen Niederschlagung der Raterepublik mit weit mehr
Opfern auf Seiten der Revolutiondre bildete sich Ende Mai 1919 unter
Fithrung Hoffmanns eine Koalitionsregierung aus der MSPD, der BVP
und der linksliberalen Deutschen Demokratischen Partei (DDP). Neben
der Verfassungserarbeitung standen wiederum schulpolitische Fragen
im Mittelpunkt. Im Marz 1920 schieden die Sozialdemokraten mit ihrem

100) Vgl. Kittel, , Weimar”, S. 45; ebenda, S. 46 und S. 136 (die folgenden Zitate).
101) Behr, Sozialdemokratie, S. 41.

102) Schmalz, Auer, S. 342.

103) Vgl. Schonhoven, Gelegenheiten, S. 120f.; ebenda, S. 122 (das folgende Zitat).
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Ministerprasidenten Hoffmann im , Windschatten des Kapp-Putsches”
und ,auf geradezu ultimativen Druck” seitens des bayerischen Reichs-
wehrbefehlshabers, der Einwohnerwehren und der BVP aus der Regie-
rung.’ Bayern wurde ein ,Hort der Reaktion” und ein ,Ndhrboden fiir
rechtsextreme Bewegungen®.105

Bei der Landtagswahl 1920 konnte die USPD ihr Ergebnis enorm verbes-
sern und in Miinchen sogar die MSPD tiberfliigeln. Nachdem Ende 1920
ein Teil der USPD sich der neuen kommunistischen Partei angeschlossen
hatte und ein Teil am 24. September 1922 zur Sozialdemokratie (VSPD)
zuriickkehrte, 16ste sich die USPD auf. Die SPD erreichte bei der Land-
tagswahl 1920 ein miserables Ergebnis. Sie verharrte fiir den weiteren
Verlauf der Weimarer Republik in einer , ohnmaichtigen Opposition”
gegeniiber einer tiberméchtigen BVP.100

Politisch und programmatisch blieb die SPD in Bayern eine Arbeiterpar-
tei, der das Vordringen in andere Wahlerschichten wie den Bauern, Be-
amten, Kleinbiirgern oder den Frauen ungeachtet mancher Bemiithungen
nicht gelang: , Die SPD blieb eine Partei der Stadte und industrialisierten
Regionen.”1%7 Die Partei beftirwortete uneingeschrankt die Weimarer
Republik und deren Verfassung und ordnete sich hierbei der Gesamtpar-
tei unter. Insofern hatte die , ehemals foderalistisch eingestellte bayeri-
sche Sozialdemokratie” ihren Kurs gedndert und kritisierte die Ableh-
nung der Weimarer Verfassung durch die bayerische Regierung als ,se-
paratistisch” und , reaktion&r”.108

Die von der bayerischen Sozialdemokratie aufgegriffenen Themen in der
Landespolitik im Verlauf der Weimarer Republik betrafen die Kirchen-
vertrdge, die nach Meinung der SPD in der Schulpolitik die weltliche
Schule gefdhrdeten, die Auseinandersetzungen bei der Reichsprasiden-
tenwahl 1925, die Frage der Fiirstenenteignung, den Widerstand gegen
die Finanzpolitik des seit 1924 amtierenden Ministerprasidenten Hein-
rich Held und dessen extremen Foderalismus. Letztendlich blieben die
Bemiithungen um einen Eintritt in die Regierung Held erfolglos, nach-
dem 1930 die damalige Koalition aus BVP, Bauernbund und DNVP we-
gen der Schlachtsteuer auseinandergebrochen war. Eine gemeinsame
Regierung scheiterte wohl an den erheblichen politischen und ideologi-
schen Gegensdtzen zwischen den beiden Parteien. Ungeachtet dieser
Differenzen stimmte die SPD nach 1930 dem Staatshaushalt der ge-

104) Schonhoven, Gelegenheiten, S. 125; Kittel, ,Weimar”, S. 61.

105) Menges, Freistaat, S. 201f.

106) Mehringer, Opposition, S. 62.

107) Kral, Landespolitik, S. 36; zum Folgenden ebenda, S. 64ff.; Mehringer, Oppositi-
on, S. 61ff.

108) Schmalzl, Auer, S. 408.
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schiftsfithrenden Regierung Held zu und praktizierte somit eine ,still-
schweigende Duldung” wie sie die Gesamtpartei gegeniiber der Regie-
rung Briining in Berlin praktizierte.

Bei der BVP dominierte vor allem das ,antisozialistische Dogma” und
aus Sicht der Sozialdemokraten war die BVP eine klerikal-reaktionére
Partei.l® Die BVP stellte fiir die bayerischen Sozialdemokraten zwischen
1920 und 1930 den Hauptgegner dar, bevor die NSDAP zum entschei-
denden Widerpart wurde.’® Der umstrittene Fiihrer der bayerischen
SPD in der Weimarer Zeit, Erhard Auer, war bereits seit 1920 , durch
seinen Einsatz fiir die Weimarer Republik und gegen die Kampfverban-
de der volkischen und vor allem der nationalsozialistischen Bewegung
zu einem ihrer exponiertesten Gegner in Miinchen” geworden.

Die Reichstagswahl vom September 1930 markierte fiir die bayerische
Sozialdemokratie ,einen entscheidenden Wendepunkt“1!, denn nun
begannen der kontinuierliche Riickgang ihrer Stimmenanteile und ein
Anwachsen der KPD. Seit 1930 riickte der Kampf gegen die NSDAP als
Hauptaufgabe der bayerischen Sozialdemokratie in den Mittelpunkt.
Anfang 1931 versuchte der junge Wilhelm Hoegner politisch die Ausei-
nandersetzungen mit den irrationalen Elementen der Propaganda der
Nationalsozialisten zu intensivieren. Darunter verstand der nach 1945
dominierende bayerische Sozialdemokrat Bemithungen um die Jugend.
Bei der Landtagswahl 1932 erlitt die SPD eine Niederlage, die auch als
eine Folge des mangelnden Engagements um die fiir den Nationalsozia-
lismus anfédlligen Schichten wie Arbeitslose, Jungwéhler oder Kleinge-
werbetreibende erkldart wurde. Bei der Reichstagswahl 1932 blieb die
SPD in Bayern ,eine Partei der grofleren und mittleren Stadte”, in den
kleineren Gemeinden war sie der BVP und der NSDAP ,hoffnungslos
unterlegen”.

Restimierend kann man festhalten: Die bayerische SPD lehnte sich im
Verlauf der Weimarer Republik sehr an die Gesamtpartei. Sie, die in der
Weimarer Republik in Bayern keine spezifische Landesorganisation
aufwies'?, erzielte bei den fiinf bayerischen Landtagswahlen von 1919
bis 1932 folgende Ergebnisse:!13

109) Vel. dazu auch Kock, SPD und BVP, S. 175-184.

110) Vgl. Schmalzl, Auer, S. 451 und ebenda, S. 453 (das folgende Zitat).

1) Kral, Landespolitik, S. 163; zum Folgenden ebenda, S. 165ff., S. 174 (Hoegners
Bemiihungen), S. 182ff. und S. 196ff.; ebenda, S. 227 (zu den Griinden der Nieder-
lage 1932); ebenda, S. 256 (die beiden folgenden Zitate).

112) Vgl. Kral, Landespolitik, S. 12. Die eigentliche , Zentralinstanz der SPD in Bay-
ern” bildete der erweiterte Landesausschuss, der sich aus je einem von den Be-
zirksvorstinden bestimmten Vertreter der Bezirke (Franken Niederbayern-
Oberpfalz, Oberbayern-Schwaben und Pfalz), je einem Redakteur der bayeri-
schen Parteizeitungen und einem bayerischen Mitglied der sozialdemokratischen
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Tabelle 1: Reichstags- und Landtagswahlergebnisse der SPD und der USPD in
Bayern 1919 bis 1933 (in Prozent)

Reichstagswahlen Landtagswahlen

SPD USPD SPD | USPD
1919 335 [37,9] | 37 [7.6] | 33,0 25
1920 164 [21,7]| 129[17,9] | 164 | 129
1924 17,7 [20,5] - 17,2 -
1924 21,0 [26,0] - - -
1928 24,3 [29,8] - 24,4 -
1930 20,8 [24,5] - - -
1932 17,1 [21,6] - 15,5 -
1932 16,3 [20,4] - - -
1933 15,5 [18,3] - - -

Zunidchst fallt auf, dass das sozialdemokratische Ergebnis bei den
Reichstags- und Landtagswahlen, die im gleichen Jahr stattfanden, bis
auf 1932 nahezu jeweils identisch war. Die beiden Wahlgiange 1919 be-
scherten der Sozialdemokratie in Bayern einmalige Hochstwerte. An-
sonsten erzielte die bayerische SPD nur noch bei den beiden Wahlen
1928 gute Ergebnisse. Die Wiedervereinigung mit der USPD 1922 schien
der SPD keinen sichtbaren Erfolg gebracht zu haben. Ungeachtet ihrer
reformistischen Tradition gelang ihr in Bayern in der Weimarer Zeit
,kein Einbruch in die Wahlerschaft der biirgerlichen Mitte“114. Der
Stimmenanteil der bayerischen SPD bei den Reichstagswahlen lag unter
dem jeweiligen Reichsgesamtergebnis der Partei. Allerdings verringerte
sich diese Diskrepanz im weiteren Verlauf der Weimarer Republik, weil

Reichstagsfraktion und je nach zu treffender Entscheidung aus Reichstagsabge-
ordneten oder Kommunalpolitiker zusammensetzte. Aufgrund des Organisati-
onsstatuts von 1924 bestimmte aber der Vorstand der Landtagsfraktion als die
sozialdemokratische Landeszentrale im Wesentlichen Programmatik, Grundsitze
und Richtlinien der sozialdemokratischen Politik in Bayern.

13) Vgl. zu den Landtagswahlen in Bayern in der Weimarer Republik Mehringer,
Sozialdemokratie, S. 321 (Wahlen 1924) und S. 324 (Wahlen 1928-1933); Mehrin-
ger, Opposition, S. 64ff.; Gétschmann, Landtagswahlen; Schmalzl, Auer, S 374ff.
Die Werte in eckigen Klammern stellen die jeweiligen reichsweiten Reichstags-
wabhlergebnisse der SPD und der USPD dar.

114) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 323.
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laut Hartmut Mehringer ,die bayerische SPD innerhalb der Arbeiter-
schaft iiber ein kompakteres und schérfer abgegrenztes Wahlerpotential
verfiigte, als in den Industrieregionen Nord- und Mitteldeutschlands®115.
Die Mitgliederzahl der SPD im rechtsrheinischen Bayern entwickelte sich
im Verlauf der Weimarer Republik wie folgt:11¢ Von 1921 mit 89 328 (44
555 in Franken) tiber 1925 mit 69 642 (44 718 in Franken) bis zum
Hochststand am 1.1.31 mit 91 856 (54 976 in Franken).

Hinsichtlich der Zusammensetzung der Mitglieder der SPD in Bayern
bis in die Endphase der Weimarer Republik blieb es dabei, dass die Par-
tei , keineswegs auf die industrielle oder gar die grofsindustrielle Arbei-
terschaft beschrankt war“17, denn vielmehr spielten Handwerker oder
handwerklich geprédgte Facharbeiter weiterhin eine wichtige Rolle. In-
wieweit man in Bayern einem ihrer wichtigsten Fithrungspersonlichkeit,
Erhard Auer, ,die politische Verantwortung fiir die geringe Anzie-
hungskraft der SPD in den Weimarer Jahren”!18, insbesondere bei jiinge-
ren, linken Wahlern zuschreiben muss, erscheint angesichts dieser die
gesamte Weimarer Sozialdemokratie betreffenden Problematik tiberzo-
gen, da strukturelle, programmatische, tiberindividuelle oder generatio-
nelle Aspekte beachtet werden miissen.

Nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar 1933 hielt
die bayerische SPD wie die Gesamtpartei an einem strikt legalen Kurs
fest, wobei man die Hoffnung hatte, Bayern konne ein Bollwerk gegen
die Nationalsozialisten sein. In diesem Zusammenhang wurde wohl eine
Riickkehr zur Monarchie als kleineres Ubel erwogen.! Die Erinnerung
an die Zeit der Unterdriickung durch das Sozialistengesetz von 1878 bis
1890, die man letztendlich erfolgreich tiberwunden hatte, floss in diese
legalistischen Uberlegungen ein. Die nationalsozialistische Machtiiber-
nahme in Bayern am 9. Mérz 1933 beendete jegliche Spekulationen und
leitete die Unterdriickung der Arbeiterbewegung mit Gebdaudebesetzun-
gen durch die SA, Priigeleien, Zerstorungen und Schutzhaft fiir sozial-
demokratische Funktiondre und zwei Reichstagsabgeordnete ein. Die
Partei selbst wurde noch nicht angetastet, aber ihre Presse geriet bereits
unter Druck. Gegen das Landeserméchtigungsgesetz am 29. April 1933

115) Mehringer, Opposition, S. 65.

116) Zahlen nach Kral, Landespolitik, S. 24.

117) Mehringer, Wandel, S. 174.

118) Schmalzl, Auer, S. 530. Der Autor rdumt aber selbst zu Recht ein, dass eine von
Auers Kritikern geforderte, nach links orientierte Politik ,,den Verlust an Wahler-
stimmen und Mitgliedern oder gar die weitgehende Isolation durch die biirgerli-
chen Parteien sicherlich nicht verhindert” hitte (ebenda).

119) Vgl. Mehringer, Sozialdemokratie, S. 338ff. ; ebenda, S. 341 (das folgende Zitat);

ders., Verbot, S. 195ff.; ders., Opposition, S. 69ff.; Schmalzl, Auer, S. 511.
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stimmte die bayerische SPD als einzige Partei, wobei Albert RoShaupter
die mutige Rede im Landtag hielt.

Die SPD befand sich in dieser Phase zwischen Marz und Juni 1933 ,in
einem eigentiimlichen Schwebezustand instabiler Halblegalitit”, hilflos
und geldhmt, zum illegalen Widerstand war die Partei nicht geriistet. Es
folgten Verbote von sozialdemokratischen Organisationen wie dem
Reichsbanner, der Eisernen Front und den zahlreichen sozialdemokrati-
sche bzw. der Sozialdemokratie nahestehenden Vereinen. Die national-
sozialistische Machtiibernahme in den Stddten fiithrte zum Ausschluss
kommunaler sozialdemokratischer Mandatstrdger. Parallel intensivier-
ten sich der Zerfall und die Auflosung der Partei infolge des Riickzugs
vieler Mitglieder sowie durch Selbstauflosungen ganzer Ortsvereine. Bis
Ende Juni 1933 waren wohl 1000 bis 1500 SPD-Mitglieder voriibergehend
verhaftet. Am 22. Juni 1933 wurde die SPD endgiiltig verboten.

In der NS-Zeit verlagerte sich zumindest in der Anfangszeit der Wider-
stand auf die SOPADE (Vorstand der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands) ins Ausland, der seit Ende Mai 1933 in Prag ansdssig war
und im Frithjahr 1938 nach Paris tibersiedelte.'? Der Neue Vorwdérts und
andere Schriften wurden ins Land geschmuggelt. Aus den Berichten der
Grenzsekretariate, die in den Landern rund um Deutschland eingerichtet
worden waren, entstanden danach die bekannten Deutschland-Berichte
der SOPADE. Grenzsekretér fiir Stidbayern war tibrigens der nach 1945
in Bayern in die vorderste Fithrungsebene der bayerischen SPD aufstei-
gende Waldemar von Knoeringen!2!. Dieser agierte zunichst von Oster-
reich aus, nach 1934 aus der Tschechoslowakei, 1938 musste er nach
Paris fliehen und ein Jahr spéter gelangte er nach London. Knoeringen
durchlief insgesamt einen Lernprozess weg von der revolutiondren Per-
spektive zum Pragmatismus: , Er steht fiir die Entwicklung der SPD zur
modernen pluralistischen Volkspartei, die im Godesberger Programm
von 1959 ihren ersten Ausdruck fand”.

In Nordbayern u.a. in Niirnberg, Wiirzburg, Weiden, Schwandorf und
Fiirth trafen sich von 1933 bis 1935 kleine Gruppen ehemaliger, tiberwie-
gend jlingerer Sozialdemokraten. Diese standen vielfach in Opposition
zum offiziellen Parteikurs. Im Frithjahr und Sommer 1934 gelang es der
Bayerischen Politischen Polizei, in diese sozialdemokratische Organisati-
on in Niirnberg einzudringen, so dass der gesamte nordbayerische Ver-

120) Vgl. zum Folgenden Mehringer, Sozialdemokratie, S 351ff.; ders., Verbot, S.
198ff., ders., Opposition, S. 76ff.; Weigand, NS-Zeit, S. 329ff. Die Grenzsekretari-
ats-Berichte enthielten Informationen tiber illegale Vorgehensweisen oder Orga-
nisationen und stellen damit eine hochwertige Quelle aus den Kreisen des Wi-
derstands selbst und nicht von Seiten der Verfolger dar.

121) Vgl. zu Knoeringen im Exil Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 29ff.; eben-
da, S. 48 (das folgende Zitat).
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teilungsapparat aufgedeckt wurde. Gegen 171 Personen wurde ein Er-
mittlungsverfahren eroffnet.

Ein wesentlicher Unterschied sozialdemokratischen Widerstands zu den
gleichzeitigen kommunistischen (Widerstands)Aktivititen lag darin,
dass es ,geradezu als Strukturmerkmal sozialdemokratischen Wider-
stands definiert werden kann“122, dass die Aktivitdten sich auf die ,Wah-
rung bzw. Wiedergewinnung personlichen politischen und organisatori-
schen Zusammenhalts und die Aufrechterhaltung politischen Bewusst-
seins unter bekannten und erprobten Genossen” beschrankten. Diese
Treffen bewegten sich vorrangig in den eigenen Reihen und , selbstmor-
derische” Aktionen wie sie vergleichsweise die Kommunisten partiell
ausfiihrten, unterblieben. 1935 war ein weiteres nordbayerisches Netz in
Oberfranken, das ausgehend von Schonwald die Verteilung von Schrif-
ten tibernommen hatte, aufgedeckt worden.

Auch in Minchen oder in Augsburg und in anderen stidbayerischen
Stadten und Gemeinden agierten lose Gruppen ehemaliger Genossen,
doch bis zum Friihjahr 1935 waren diese zerschlagen. Vielfach wurden
die in den Prozessen Verurteilten nach der Haftstrafe in das Konzentra-
tionslager (Dachau) verbracht. Diese illegalen Gruppen oder Zirkel be-
standen vorwiegend aus jiingeren Genossen, zumeist Facharbeiter und
Handwerker, die von Arbeitslosigkeit weniger betroffen waren.
Besondere Erwdhnung bedarf die Gruppierung Neu Beginnen, in der
Knoeringen eine fithrende Rolle einnahm und die sich ,als der eigentli-
che Représentant des sozialistischen Widerstands”1?® fiihlte. Diese Wi-
derstandsgruppierung, die sich vom ,alten” SPD-Vorstand absetzte,
interpretierte den Nationalsozialismus nicht als ein kurzzeitiges Phano-
men. Man legte weniger Wert auf Propaganda- und Massenaktionen,
sondern riickte mehr eine langfristig gedachte Aufbauarbeit und inhalt-
liche Schulung im Unterschied zur Politik des SOPADE in den Mittel-
punkt. Gruppen von Neu Beginnen - ohne Kontakte untereinander -
bestanden in Miinchen, in Augsburg und an anderen siidbayerischen
Orten. Sie gaben sich den Namen ,Revolutiondre Sozialisten”. Nach
Kriegsbeginn 1939 wurde aber die bis dahin behutsame und sorgfiltige,
absichernde, Gefihrdungen vermeidende Arbeitsweise der Gruppen
abgelost durch einen eher hektischen, aktionistischen Aktivismus. Die
Annahme einer baldigen eintretenden militdrischen Niederlage des Re-
gimes spielte dabei eine Rolle.

Ab April 1942 schlug die Polizei in Miinchen und Augsburg gegen die
Gruppierungen zu und es folgten Todesurteile des Volksgerichtshofes

122) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 371 und ebenda (das folgende Zitat).

123) Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 37; zum Folgenden Mehringer, Sozial-
demokratie, S. 391ff.; ebenda, S. 415ff.; ders., Verbot, S. 203ff.; ders., Opposition,
S. 95ff.
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gegen die fithrenden Kopfel?* der Neu Beginnen-Organisation in Stidbay-
ern Hermann Frieb (Miinchen) und Bebo Wager (Augsburg) sowie wei-
tere, lange Haftstrafen. Mildere Urteile wurden hingegen vom Oberlan-
desgericht Miinchen verédngt. Frieb und Wager war es ungeachtet eines
tibermédchtigen Uberwachungsapparates gelungen, mehrere Jahre aktiv
gegen das NS-Regime Widerstand zu leisten. Wegen ihrer Personlichkeit
und moralischen Kompromisslosigkeit stellten ,Frieb wie Wager aufier-
gewohnliche Erscheinungen in der sozialdemokratisch geprdgten Wi-
derstandsbewegung dar”1%.

Schlielend sei noch ein Blick auf Unterschiede zwischen den sozialde-
mokratischen Widerstandsaktionen in Nord- und Siidbayern geworfen.
Im Norden fiihrte man von 1933 bis 1935 in der Illegalitit eher ein tradi-
tionelles sozialdemokratisches Parteiwesen fort. Nach dessen Scheitern
erfolgte ein Riickzug in das unmittelbare berufliche und private Umfeld.
Widerstand geschah nur noch in Form einer ,, Arbeiterresistenz”. In Stid-
bayern ist zundchst eine dhnliche Entwicklung zu konstatieren, aber
nach der Zerschlagung der anfinglichen Gruppierungen traten eher
Gruppierungen mit einer Langzeitperspektive und revolutiondrem End-
ziel hervor wie die Gruppe Neu Beginnen.

Dass die Gruppe des Neu Beginnen gerade in Stidbayern retissierte, hatte
verschiedene Griinde. Neben der charismatischen Personlichkeit
Waldemars von Knoerigens, dem nachmaligen bayerischen SPD-Vor-
sitzenden, war dies vor allem darauf zuriickzufiihren, dass ein derart
geheimbtindlerischer, konspirativer Aktionismus ein Merkmal einer
schwachen, organisatorisch noch nicht entfalteten und kleinbiirgerlich
gepragten Bewegung war, wie sie im 19. Jahrhundert in Stidbayern vor-
zufinden war: ,Gerade weil die sozialdemokratische Arbeiterschaft als
eigene soziale Gruppe in Stidbayern weniger ausgebildet, an Zahl und
Gewicht schwicher und in ihrer gesellschaftlichen Entwicklung starker
zurtickgeblieben war als in Nordbayern, bestanden hier giinstigere Vo-
raussetzungen fiir den Aufbau einer Verschworungsorganisation, wie sie
den Maximen von Neu Beginnen entsprach”.12

Schliefslich weist Hartmut Mehringer neben diesen Aktivitidten noch auf
eine breite Palette oppositionellen Handelns in der NS-Zeit mit sozial-
demokratischer Gesinnung hin. Diese Aktionen blieben unbekannt und

124) 1943 verfassten Frieb und wohl Wager ein Verhandlungsangebot an die NS-
Fithrung - ,eines der erstaunlichsten Zeugnisse des Widerstands im Dritten
Reich” (Mehringer, Sozialdemokratie, S. 411) -, in dem sie der NS-Fithrung den
freiwilligen Abtritt einschliefSlich der Auflosung ihrer Organisationen nahelegten
und diese der neu gegriindeten SPD - orientiert nach den Prinzipien von Neu
Beginnen - die Macht tiberlassen sollte.

125) Mehringer, Verbot, S. 205.

126) Mehringer, Sozialdemokratie, S. 416; dhnlich auch ders., Opposition, S. 106f.
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entstanden vorrangig aus den vielfiltigen sozialdemokratischen Neben-
und Massenorganisationen.'” Man traf sich weiterhin, wechselte in biir-
gerliche Vereine - z.B. im Fufsball - oder griindete neue Vereine oder traf
sich in Ldden, Gasthdusern oder man musizierte oder sang gemeinsam.
Dabei sind als besonderer Typus , schlieilich jene Gruppen anzufiihren,
die es in Form von Tischgesellschaften und Stammtischen, mehr oder
minder losen und zufilligen Diskussionszirkeln, Abhorgemeinschaften,
Cliquen und Freundeskreisen usw. in Stadten und Industrieregionen mit
entsprechend dichter Arbeiterbevolkerung offensichtlich in Hiille und
Fiille gab und die sicherlich nur zum kleinsten Teil aktenkundig gewor-
den oder als Erinnerung tiberliefert sind”128.

Die Resistenz dieses Milieus erfuhr nach Kriegsbeginn allerdings eine
Beeintrachtigung. Diese vielféltigen ,Peripheriegruppen” und nicht die
bekannten ,Fiihrungsgruppen” seien die ,eigentlichen Siegelbewahrer
sozialdemokratischer Tradition und sozialdemokratischen Bewusstseins
gewesen”. Langfristig fungierten sie als die ,eigentlich tragenden Ele-
mente der oppositionellen sozialdemokratischen Milieus”. Diese nur
,scheinbar unpolitischen Uberlebensstrategien sozialdemokratischer Ge-
sinnungsgemeinschaften und ihre ,kleinen Formen gesellschaftlicher
Resistenz” haben eine ,tiefergreifendere historische Wirkung”1?® gezeigt
als die mit umfangreichen Material (Literatur, Gedrucktes) operierenden
,groflen Widerstandsaktionen” illegaler Gruppen. In diesen Formen
lagen die ,,Wurzeln fiir jene Immunitat und Nichtverfiithrbarkeit durch
das NS-Regime, wie sie fiir die Einstellung zahlreicher ehemaliger Sozi-
aldemokraten in der NS-Zeit charakteristisch waren”10.

127) Vgl. Mehringer, Sozialdemokratie, S. 418ff.; ders., Opposition, S. 107ff.

Mehringer, Verbot, S. 206f.
Mehringer, Sozialdemokratie, S. 432.
Mehringer, Verbot, S. 207.

128

129

130

—_ = =2
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4. Von der Besatzungszeit bis zum Ende der Viererkoalition
1957

Die Geschichte der bayerischen SPD in der Nachkriegszeit kann man in
zwei Phasen einteilen, ndmlich in eine Regierungszeit bis 1957 - abgese-
hen von 1947 bis 1950 - und eine seitdem andauernde Oppositionszeit.'3!
Nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus erfolgte auch in
Bayern die Wiedergriindung der SPD von unten vor allem aus den Krei-
sen der vor 1933 bereits aktiven lokalen Parteifunktiondre, noch bevor
die amerikanische Besatzungsmacht offiziell'3? Parteien wieder zulief3.!33
Dies verweist auf die , personellen Kontinuitidten” der sozialdemokrati-
schen Wiedergriindung, die somit nicht als eine Neubildung angesehen
werden kann. Vielmehr lésst sich festhalten, dass , die bayerische Sozial-
demokratie im Jahre 1945 personell wie ideologisch bzw. weltanschau-
lich erstaunlich bruchlos an der Tradition der Weimarer Partei ankntipf-
te”134, So hiefs es in Niirnberg in der Prdambel des ortlichen SPD-
Programmes: , Die Sozialdemokratische Partei braucht weder ihren Na-
men noch ihr Programm zu &ndern. Sie bekannte sich von jeher zur
demokratischen Staatsauffassung, zur Volkerverstindigung und interna-
tionalen Zusammenarbeit.”13

Zwar kntipfte die Sozialdemokratie somit nahezu {iiberall an ihre 1933
abrupt abgebrochene Tradition an, dennoch kann man - diese Feststel-
lung differenzierend - etwa in Miinchen, Niirnberg oder in den kleinen
industriellen Zentren der Oberpfalz nicht nur eine , blofle Wiedergriin-
dung, nahtlose Ubernahme des zweifellos noch weithin dominierenden
Weimarer Politikstils“13 konstatieren. Die letztgenannten Orte in der

131) Vgl. Ostermann, Sozialdemokratische Politik, S. 132.

132) So fand in Pfaffenhofen im November 1945 eine inoffizielle, ,im Grunde illegale
Landeskonferenz der bayerischen SPD” statt (Mehringer, Opposition, S. 117f.).

133) Vgl. zum Folgenden Mehringer, Verbot, S. 208ff.; ders., Opposition, S. 113ff.;
Lanzinner, Sternenbanner, S 40ff.; Behr, Sozialdemokratie, S. 53ff.; Kronawitter,
Wirtschaftskonzeptionen, S. 1f.; diejenigen, die vor 1933 bereits in der Sozialde-
mokratie aktiv waren, waren auch beim Wiederaufbau nach 1945 fithrend, besta-
tigt die Arbeit von Siifs, Kumpel, S. 57 am Beispiel der mittleren Oberpfalz in den
Orten Burglengenfeld, Schwandorf, Haidhof und Sulzbach-Rosenberg; vgl. Wer-
ner, Demokratie, passim, mit vielen Hinweisen zum Beginn des politischen Le-
bens in Bayern nach Kriegsende aus sozialdemokratischer Sicht; nach Gelberg,
Kriegsende, S. 773ff., stellt eine ausfiihrliche Geschichte der bayerischen SPD seit
1945 ,,das grofite Desiderat der bayer. Parteienforschung” dar.

134) Mehringer, Opposition, S. 116.

135) Zit. nach Lanzinner, Sternenbanner, S. 40.

136) Stiff, Kumpel, S. 62 und ebenda, S. 63 (das folgende Zitat); ebenda, S. 63ff. zum
Verhiltnis zur KPD, wo in den katholischen Regionen in West- und Stiddeutsch-
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Oberpfalz erlebten durch die Fliichtlingszuwanderung ,einen organisa-
torischen Schub und eine Dynamik, ohne die die Partei schwer hitte
wieder Tritt finden kénnen”.

Nachdem in der amerikanischen Besatzungszone zunichst Parteien
verboten waren, wurde am 8. Januar 1946 die SPD als Landespartei wie-
der zugelassen und Wilhelm Hoegner am 2. Februar 1946 ihr erster Lan-
desvorsitzender. Programmatisch ging es um Verstaatlichungen in der
Schwerindustrie und im Bergbau, um Lenkung und Kontrolle von In-
dustrie und Handel sowie die Ablehnung des Grofigrundbesitzes. Zu-
kunftsweisend mahnte frithzeitig Hoegner, der fithrende Vertreter der
bayerischen Sozialdemokratie in der unmittelbaren Nachkriegszeit, fiir
seine Partei eine Erweiterung des anzusprechenden Personenkreises an:
,Wir Sozialdemokraten miissen eine Volkspartei werden. Wir miissen
die kleinbtirgerlichen Schichten, die Handwerker, die Gewerbetreiben-
den, die Angestellten und Beamten um uns sammeln.”1%”

Ebenso rdaumte auch Waldemar von Knoeringen, der Nachfolger Hoeg-
ners als Landesvorsitzender, ein: ,Wir sind eine grofle Partei des Volkes,
aber wir sind noch nicht jene Volkspartei, die wir werden miissen.”138
Die amerikanische Besatzungsmacht hatte in Bayern zunichst den kon-
servativen Fritz Schiffer als Ministerprasidenten installiert und mit Al-
bert RoShaupter war ein Sozialdemokrat als Arbeitsminister in dieser
Regierung vertreten. Nachdem Schiffer von der Militdrregierung abge-
setzt worden war, folgte ihm vom 28. September 1945 bis 21. Dezember
1946 der aus dem Schweizer Exil zurtickgekehrte Sozialdemokrat Wil-
helm Hoegner'®, die ,neue Integrationsfigur” der Sozialdemokraten.40
Neben Hoegner gehorten noch drei weitere Sozialdemokraten als Minis-
ter der Regierung an (Rofshaupter, Seifried, Fendt). Hauptaufgabe der
von der Besatzungsmacht eingesetzten Regierung war die Versorgung
der Bevolkerung mit Lebensmitteln und Wohnungen, aber ,beherr-
schendes politisches Thema der Regierungszeit Hoegners war die Ent-

land, also nach Siif, auch in der Oberpfalz, vyenig Kooperationsbereitschaft sei-
tens der Sozialdemokraten, insbesondere der Alteren, bestanden habe.

137) Zit. nach Lanzinner, Sternenbanner, S. 41.
138) Waldemar von Knoeringen zit. nach Mehringer, Knoeringen, S. 378.

139) Vgl. zu den vielfiltigen Aktivitdten Hoegners in der Schweiz und seine Wendung
vom Unitarismus zu einem ausgepréigten Foderalismus und Plinen fiir eine -
auch geographische - Neugestaltung Bayerns und Deutschlands Kritzer, Hoeg-
ner, S. 134, S. 150ff. und S. 154ff.; die beiden folgenden Zitate bei Ostermann, So-
zialdemokratische Politik, S. 130 und S. 133.

140) Vgl. zur Kabinettsbildung der ersten Regierung Hoegner auch Kronawitter,
Wirtschaftskonzeptionen, S. 27ff.: ,Dem Ministerprasidenten war von der Mili-

térregierung ein tiberragende Machtstellung eingerdaumt worden.” (ebenda, S.
31)
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nazifizierung” gemifs dem Gesetz vom 5. Mérz 1946 sowie die Erarbei-
tung einer Verfassung fiir den Freistaat Bayern. Insofern hat die Feststel-
lung von Maximilian Lanzinner ihre Berechtigung: ,Unter Hoegner
wurden die Fundamente gelegt fiir ein demokratisches politisches Le-
ben.”141

Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung im Juni
1946 erhielt die CSU mit 58,3 % Stimmenanteil eine eindeutige Mehrheit,
die SPD war mit einem Anteil von 28,8 % weit abgeschlagen. Bereits drei
Monate zuvor hatte Hoegner, der wie ,kein anderer [hatte] einen so
grofsen Einflufd auf und eine so grofie Bedeutung fiir die bayerische Ver-
fassung von 1946”142 hatte, einen Verfassungsentwurf mit 134 Artikeln
vorgelegt. Die Person Hoegner, die ,in ihrer Kantigkeit und ihrer un-
verwechselbaren Originalitdit zu den eindrucksvollsten Gestalten der
bayerischen und der deutschen Nachkriegsgeschichte” gehore, sei tiber-
haupt ,bis Ende der fiinfziger Jahre die iiberragende Figur der Sozial-
demokraten” gewesen. Hoegner strebte danach, durch Erweiterung
,unserer Kerntrupps, der Arbeiter” die ,Mehrheit des bayerischen Vol-
kes zu gewinnen”, aber die Partei folgte ihn nicht, so dass , zwischen der
Bayern-SPD und ihrem besten und populdrsten Kopf kein Gleichklang
zustande kam”.14 Hoegner wollte eine weitgehend selbstindige bayeri-
sche SPD griinden, was auf den Widerstand des zentralistisch ausgerich-
teten Fiihrers der Gesamtpartei, Kurt Schumacher, stiefs. Hoegners Nach-
folger als Parteivorsitzender Waldemar von Knoeringen kam mit der
Partei besser zu Recht, beteiligte sich aber interessanterweise kaum an
der Verfassungsausarbeitung.

Ungeachtet ihrer klaren Mehrheit in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung bestimmte die CSU wegen ihrer Spaltung in zwei grofe
Lager - einen altbayerisch-katholischen Fliigel um Alois Hundhammer
und einen frankischen, liberaleren Fliigel um Josef Miiller - nicht den
Gang der Verfassunggebung. Aufgrund dieser innerparteilichen Konflik-
te gelang es der SPD, fiir sie giinstige Kompromisse im Prozess der Ver-
fassunggebung durchzusetzen (z.B. den Sozialisierungsartikel 160, das

141) Lanzinner, Sternenbanner, S. 33; vgl. zu den programmatischen Vorstellungen
Hoegners 1945/46 Fait, Erneuerung, S. 79ff.

142) Kritzer, Verfassungspolitik, S. 232; Gelberg, Kriegsende, S. 701ff. (zur Verfas-
sunggebung) und ebenda, S. 704 (zu Hoegners Verfassungsentwurf); die folgen-
den Zitate bei Ritter, Hoegner, S. 360 und Gelberg, SPD-Fraktion, S. 1051; vgl.
Volkert, Geschichte, S. 101f., demzufolge Hoegner ,tatkriftig beim Wiederauf-
bau des Verfassungsstaates” in Bayern mitwirkte; Hoegner war 1924 in den bay-
erischen Landtag eingezogen und wurde der Offentlichkeit durch seine kritische
Aufarbeitung des Hitler-Putsches und -Prozesses bekannt. 1930 wurde er Mit-
glied des Reichstags; vgl. auch Ostermann, Sozialdemokratische Politik, S. 134£f.

143) Lanzinner, Sternenbanner, S. 351.
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Verhiltniswahlrecht oder die Kompetenzbeschneidung des Senats). So
habe das Ergebnis der Wahl zur Verfassunggebung ,die Richtung der
Verfasssunggebung nicht mehr entscheidend beeinfluf3t”144.

Von der sozialdemokratischen Parteimehrheit wich Hoegner aber in der
Frage eines bayerischen Staatsprasidenten ab, den er nachhaltig befiir-
wortete. Hinsichtlich der Schulfrage favorisierte er die Wahlfreiheit der
Eltern zwischen der Bekenntnis- und der Gemeinschaftsschule. Die we-
sentlichen Streitpunkte der Verfassungsdebatten betrafen somit die Fra-
ge eines eigenen bayerischen Staatsprédsidenten, die Bildung einer zwei-
ten Kammer, das Wahlrecht und die Kulturpolitik.*> Zusammenfassend
hilt der Biograph Hoegners in Bezug auf die Verfassungsentstehung
fest: ,Eine Verfassung kann nicht das Werk eines einzelnen sein. Stellt
man aber die Frage, wer als einzelner die bedeutendste Leistung fiir die
Bayerische Verfassung von 1946 erbracht hat, so muf} die Antwort lau-
ten: Es ist Wilhelm Hoegner gewesen.”146

Hoegners Verhiltnis zu seiner Partei war keinesfalls spannungsfrei.
Nach der ersten Landtagswahl 1946, bei der die CSU die absolute Mehr-
heit errungen hatte, blieb die SPD bis zum September 1947 in der Regie-
rung mit der CSU, ehe sie - gegen den Widerstand Hoegners - ausschied
und fiir die nédchsten drei Jahre in die Opposition wechselte.1#” Ob die
Forderung zur Beendigung der Koalition aus Kreisen der bayerischen
Sozialdemokraten selbst oder vom SPD-Parteivorstand in Hannover kam
und von Knoeringen umgesetzt wurde, bleibt offen.!#8 Ein Beendigungs-
grund war neben der extrem konservativen Kulturpolitik eines Alois

144) Kronawitter, Wirtschaftskonzeptionen, S. 82.

145) Vegl. zu den Auseinandersetzungen Hoegners mit seiner Partei wegen der Verfas-
sung Kritzer, Hoegner, S. 198ff.; Lanzinner, Sternenbanner, S. 68ff.; Gelberg,
Kriegsende, S. 709fff. (kontroverse Verfassungsgegenstiande) und ebenda, S. 725:
,Betrachtet man die Einzelkomplexe, tibertraf das Ergebnis der SPD das der
CSU”; zum Thema der Wirtschaftsordnung in der bayerischen Verfassungge-
bung ausfiihrlich Kronawitter, Wirtschaftskonzeptionen, S. 56ff., S. 59ff. (Hoeg-
ners Konzept des Genossenschaftswesens und Gemeineigentums). ,Die SPD er-
kannte im besonderen den Hauptteil Wirtschaft und Arbeit der Bayerischen Ver-
fassung als von ihrem Denken gepragt.” (ebenda, S. 184); vgl. auch ebenda, S. 94f.

146) Kritzer, Hoegner, S. 196; vgl. auch ebenda, S. 155.

147) Vgl. Kock/Treml, Weltkrieg, S. 430; Stephan, Knoeringen S. 205f.; nach Behr,
Sozialdemokratie, S. 63 stand Knoeringen in der Frage des Ausscheidens aus der
Koalition in Kontakt mit Schumacher; ebenda, S. 60ff. (zur ersten Koalition mit
der CSU bis zum September 1947).

148) Nach Mehringer, Knoeringen, S. 21 habe die bayerische SPD diese Entscheidung
selbst getroffen, ,aber im Einklang mit Kurt Schumacher”, was im Riickblick
wohl ein Fehler gewesen sei, da man sich im Hinblick auf anstehende Entschei-
dungen in Richtung eines Weststaats etwaige Einwirkungsmdoglichkeiten beraub-
te.
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Hundhammer die Auseinandersetzung um das Amt des Wirtschaftsdi-
rektors im Frankfurter Wirtschaftsrat der Bi-Zone, wo der SPD-Kandidat
nicht durchgesetzt werden konnte und die SPD auf Druck Schumachers
in die Opposition ging.

Hoegner war bereits im Mai 1947 vom Amt des Landesvorsitzenden der
SPD zurtickgetreten. Sein Nachfolger wurde Waldemar von Knoerin-
gen'¥ (1947-1963), der euphorisch als die ,herausragende Personlichkeit
der bayerischen Sozialdemokratie nach dem Zweiten Weltkrieg, um
nicht zu sagen ihre Lichtgestalt” bezeichnet wird. Knoeringen war aktiv
an der Entstehung des Godesberger Programms beteiligt.'>

Das Verhiltnis zwischen Hoegner und Knoeringen war nicht ungetriibt.
Ob mit der Riickkehr Knoeringens aus dem Exil ,Hoegners erstaunlich
schneller Abstieg in der sozialdemokratischen Partei“!>! begann, kann
nur vermutet werden. Konflikte Hoegners mit seiner Partei bestanden
aber schon friihzeitig tiber ihre Ausrichtung bzw. den Parteiaufbau ins-
gesamt. Die frankischen Sozialdemokraten favorisierten in Uberein-
stimmung mit Kurt Schuhmacher, mit dem Knoeringen ein gutes Ver-
héltnis pflegte, den herkommlichen zentralistischen Aufbau mit den
Bezirken und dem Gesamtparteivorstand sowie einen eher schwachen
Landesverband. Hingegen wiinschte der ausgepragt foderalistisch orien-
tierte Hoegner eine starke Landesorganisation, die den Bezirken {iberge-
ordnet sein sollte und der Gesamtpartei nur wenige Kompetenzen ein-
raumte.

Knoeringen avancierte seit 1947 zum Gegner einer weiteren Koalition
mit der CSU und ,befand sich hierin ganz auf einer Linie mit Kurt
Schumacher, der ihn wohl bereits ab Anfang 1947 als Gegenspieler
Hoegners forderte”152. Der Konflikt zwischen dem , Foderalisten” Hoeg-
ner und dem , Zentralisten” Schumacher muss tiber die Frage der Partei-
ausrichtung hinausgehend grundsitzlich in eine umfassendere Sichtwei-
se auf die neuere deutsche Geschichte eingeordnet werden. Wilhelm
Hoegner ,wollte vor allem die selbstindige Stellung Bayerns stiarken
und eine Wiederherstellung der in der Vergangenheit so verhéngnisvol-

149) Vgl. zu Waldemar von Knoeringen und dessen Vorstellungen vom demokrati-
schen Sozialismus Ostermann, Knoeringen, S. 261ff.; Werner, Demokratie, S.
164ff.; Ostermann, Sozialdemokratische Politik, S. 166 (das folgende Zitat); Ste-
phan, Knoeringen, S. 201ff.

150) Vgl. Mehringer, Knoeringen, S. 4: demzufolge Waldemar von Knoeringen , ganz
allgemein Symbol und Zugpferd jener Programmausrichtung darstellte, die sich
schliefllich im Godesberger Programm niederschlug”.

151) Kritzer, Hoegner, S. 252; vgl. zum Streit Hoegners mit der Partei und seiner
Abneigung gegen Knoeringen ebenda, S. 265f., ebenda, S. 254 und S. 268; vgl.
auch Mehringer, Opposition, S. 118ff.

152) Mehringer, Knoeringen, S. 21.
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len Vormachtstellung Preufiens innerhalb des Deutschen Reichs verhin-
dern”1%. Hoegner zufolge haben wir Bayern , es satt, uns von oben herab
behandeln zu lassen. Wir wollen Deutsche sein und bleiben, jedoch kraft
freiwilliger Einordnung in ein grofleres Vaterland, nicht durch einen
Befehl von Berlin.” Er stand dementsprechend zum unitaristischen SPD-
Vorsitzenden Schumacher ,in diametralen Gegensatz”15,

Am 20. Mai 1949 lehnte der bayerische Landtag mit den Stimmen der
CSU das Grundgesetz mehrheitlich ab, wihrend die SPD dafiir votierte.
Hoegner hatte sich nur mit erheblichem Widerwillen diesem Votum
angeschlossen. Bei einer anschlieSenden zweiten Abstimmung sprach
sich eine Mehrheit der Abgeordneten fiir die Rechtsverbindlichkeit des
Grundgesetzes aus, falls es in zwei Drittel der Lander angenommen
werde. Die SPD praktizierte eine Stimmenthaltung.

Nach der fiir die bayerische SPD enttduschenden Bundestagswahl 1949
hatte insbesondere Waldemar von Knoeringen darauf verwiesen, dass es
gerade fiir die bayerische Sozialdemokratie erforderlich sei, eine Volks-
partei zu werden. Sie miisse bereits sein, ,bei aller Anerkennung der
gesellschaftlichen und sozialen Bedeutung der Industriearbeiterschaft
ihren Einfluf auch auf die anderen werteschaffenden Bevolkerungs-
gruppen auszudehnen”1%. Knoeringen hatte noch 1949 gegen “eine bay-
erische SPD mit krachledernen Hosen” agitiert, denn ,diese Theorie,
dass wir uns bajuwarisch hétten gebarden sollen, miissen wir als Sozial-
demokratie deutscher Pragung ablehnen1%°.

An dieser Stelle sei die Rolle der Vertriebenen fiir die bayerische Sozial-
demokratie erwdhnt, denn im Jahre 1948 befanden sich unter den rund
70 000 Parteimitgliedern in Bayern rund 30 000 Sudentendeutsche. Diese
waren sehr aktiv in der SPD und griindeten zahlreiche Ortsvereine.l%”
Bekanntestes Beispiel war wohl Volkmar Gabert, der 1923 in Teplitz-
Schonau in der damaligen Tschechoslowakei geboren worden. Er war
1946 nach Miinchen gekommen. Gabert hatte von 1950 bis 1957 den
Vorsitz bei den bayerischen Jungsozialisten inne, gehorte dem Landtag
seit 1950 an, stieg 1962 sogar zum Fraktionsvorsitzenden auf und iiber-

153) Mehringer, Verbot, S. 210; Werner, Demokratie, S. 49 (das folgende Zitat Hoeg-
ners); Werner, Demokratie, S. 40ff. (zum Verhiltnis der bayerischen Sozialdemo-
kratie zur Gesamtpartei unter Schumacher), S. 47ff. (zum Konflikt Hoegners mit
Kurt Schumacher); Hoegner stimmte schon vor 1933 zum Teil nicht mit Schuma-
chers Auffassungen tiberein, vgl. Kritzer, Hoegner, S. 65 und S. 77; vgl. zur Ent-
wicklung der SPD nach 1945 auch Werner, SPD, S. 2791f.

154) Gelberg, Kriegsende, S. 677.

155) Zit. nach Werner, Demokratie, S. 106.

156) Zit. nach Stephan, Knoeringen, S. 209.

157) Vgl. dazu Werner, Sudetendeutsche, S. 237ff.; ders., Demokratie, S. 152ff.; Gel-
berg, Kriegsende, S. 751.
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nahm ein Jahr spidter den Landesvorsitz. 1966 erreichte die Partei mit
35,8 % das beste Ergebnis bei Landtagswahlen tiberhaupt. Aber auch
kommunalpolitisch sorgten Sozialdemokraten mit sudetendeutscher
Herkunft in den 1950er und 1960er Jahre fiir Wahlerfolge.

Nachdem bei der Landtagswahl 1950 die SPD zum ersten und einzigen
Mal prozentual stiarkste Partei in Bayern geworden war, trat sie wieder
in die Grofse Koalition mit Hans Ehard (CSU) ein. Knoeringen wurde
Fraktionsvorsitzender und Hoegner tibernahm das Amt des stellvertre-
tenden Ministerprdsidenten sowie des Innenministers, was die ,wich-
tigste Personalentscheidung fiir das Gelingen der Koalition”1 gewesen
sei. Immerhin gelang der SPD vor allem auf Initiative Hoegners eine
weitergehende Demokratisierung der Gemeindewahlen durch die baye-
rische Gemeindeordnung von 1952 mit der Volkswahl der Biirgermeister
und nachmalig auch der Landrite. Biirgerentscheide konnte Hoegner
aber nicht durchsetzen. In der Schul- und Kulturpolitik allerdings blie-
ben Fortschritte aus, hier bildete die durch das Konkordat garantierte
konfessionelle Ausbildung der Lehrer einen wesentlichen Streitpunkt.
Bayern erlebte in diesen vier Jahren der Groflen Koalition einen ,bis
dahin nicht gekannten Industrialisierungsschub“®® mit einer enorm
gewachsenen Industrieproduktion, vor allem weil ein Uberfluss an Ar-
beitskréften vorhanden war.

Vier Jahre spéter stand die SPD wiederum einer GrofSen Koalition posi-
tiv gegentiber, vor allem Hoegner und Knoeringen votierten nachhaltig
daftir. Doch die CSU, die zwar stdrkste Partei geworden war, zogerte
nach der Wahl und verfolgte nicht energisch ein mogliches Biindnis. Der
Streit um die Lehrerbildung und die Bekenntnisschule, der zwar ein
Dauer-, aber kein Hauptthema im Wahlkampf war, spielte wohl eine
wichtige Rolle wie Franz Josef Strauf$ im Riickblick kritisch zum Verhal-
ten seiner Partei und der Bildung der Viererkoalition bemerkte: “Ein
konfessionelles Randthema hatte vier Parteien, die voller extremer Ge-
gensitze waren, zusammengefiihrt”.160

Der Entschluss zur Viererkoalition aus SPD, Gesamtdeutschen
Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten, Bayernpartei
und FDP mit Hoegner als Ministerpréasidenten und vier weiteren sozial-
demokratischen Ministern sei auf die alleinige Entscheidung Knoerin-
gens zuriickgegangen. Knoeringen, mindestens ,der Architekt der Vie-
rer-Koalition“161, wechselte aber selbst nicht ins Kabinett und iibte mehr
im Hintergrund Einfluss aus. Er sei der Bayernpartei weit entgegen ge-

158) Stephan, Knoeringen, S. 211.

159) Kock/ Treml, Weltkrieg, S. 450.

160) Zit. nach Lanzinner, Sternenbanner, S. 374.
161) Stephan, Knoeringen, S. 215.
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kommen und habe den ,Treffer seines politischen Lebens”162 gelandet.
Letztlich war die politische und soziale Basis der Viererkoalition aber
sehr schmal, sie wurde - nicht nur in Bayern - ,als Sensation” bzw. als
,Kuriosum der bayerischen Nachkriegsgeschichte”16 empfunden. Ihr
gemeinsamer Nenner ,bestand in der Frontstellung gegeniiber der
CsU”1e4,

Das ,eigentliche, das grofle Vorhaben der Viererkoalition”, war die ,si-
multane, wissenschaftliche Bildung der Lehrer fiir alle Volksschulen,
auch fiir die Bekenntnisschulen”.1% Dieses Projekt konnte die Viererkoa-
lition aber nicht durchsetzen, wobei Hoegner wohl die Konfrontation mit
der Kirche scheute. Aber immerhin konnte das Max-Planck-Institut fiir
Physik und Astrophysik nach Miinchen geholt werden. Die Errichtung
des Versuchsreaktors (,Atom-Ei”) in Garching war ein ,erster Schritt in
Bayern hin zu der spéter zum Charakteristikum werdenden technisch-
industriellen Modernisierung”166. Zu diesem Zeitpunkt stimmte im Ub-
rigen die SPD der friedlichen Nutzung der Kernenergie noch zu. Des
Weiteren kam es gegen den Widerstand der oppositionellen CSU zur
Errichtung der Akademie fiir Politische Bildung in Tutzing, deren Ziel
eine tiberparteiliche staatsbiirgerliche Bildung fiir alle Biirger war.

Die Viererkoalition stand von Anfang an vor allem wegen der innerpar-
teilich zerrissenen BP auf eher wackligen Fiiflen, jedoch verlief der wirt-
schaftliche Aufschwung kontinuierlich und sichtbar. Drei Jahre spater
brach das Biindnis auseinander, den , Todesstof3 erhielt die Viererkoali-
tion durch den Ausgang der Bundestagswahlen vom 15. September
195717, bei denen die Bayernpartei und der BHE enttiuschende Ergeb-
nisse eingefahren hatten. Es folgten Gesprache zwischen der um ihre
Existenz fuirchtenden Bayernpartei und der CSU, die mit dem GB/BHE
verhandelte. Pointiert formuliert, diese Regierung ,fand durch Vertrags-
bruch ein unrithmliches Ende”18. Hoegner trat am 8. Oktober 1957 als
Ministerprasident zurtick und die SPD landete wieder in der Opposition.

162) Kritzer, Hoegner, S. 330; zum Folgenden Kritzer, Hoegner, S. 329ff.; Bretschnei-
der, Viererkoalition, S. 999ff.; Lanzinner, Sternenbanner, S. 372ff.; zur Viererkoali-
tion umfassend Taubenberger, Licht tibers Land.

163) Bretschneider, Viererkoalition, S. 999.
164) Stephan, Knoeringen, S. 214.

165) Kritzer, Hoegner, S. 334.
)

166) Kock/Treml, Weltkrieg, S. 456; Kritzer, Hoegner, S. 342ff. (zum weiteren Verlauf
der Viererkoalition).

167) Kritzer, Hoegner, S. 352.

168) Ostermann, Sozialdemokratische Politik, S. 144; ebenda, S. 154, S. 158 und S. 170
(die folgenden Zitate).
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5. Vom Beginn der Alleinherrschaft der CSU bis in die 1990er
Jahre

Seit dem Riicktritt Hoegners vom Amt des Ministerprédsidenten 1957 war
die SPD an keiner Landesregierung mehr in Bayern beteiligt. Insofern ist
es zundchst verstdndlich, dass die ,Geschichte der bayerischen SPD seit
1957 nichts anderes als ein stindiges Anrennen gegen den Ausbau des
Landes zum CSU-Staat” sei. Das beste Ergebnis bei Landtagswahlen seit
1946 erreichte die bayerische SPD 1966 mit 35,8 % und ihrem Spitzen-
kandidaten Volkmar Gabert, der 1963 das Amt des Landesvorsitzenden
von Waldemar von Knoeringen tibernommen hatte. Bereits vier Jahre
zuvor war mit 35,3 % ebenfalls ein gutes Resultat erzielt worden. Das
beste Ergebnis bei Bundestagswahlen in Bayern verzeichnete die SPD
1972 mit 37,8 % (,Willy-Wahlen”). Dabei habe sich die Popularitit des
damaligen sozialdemokratischen Spitzenpolitikers auch in Bayern be-
merkbar gemacht, aufierdem baute die SPD ihre Organisationsstruktur
aus.

Aufgrund ihrer parlamentarischen Unterlegenheit griff die Partei auf das
Instrument des Volksbegehrens bzw. Volksentscheids als eine Moglich-
keit der Opposition zuriick. In den sechziger Jahren riickte die Ausei-
nandersetzung um die Volksschule in den Vordergrund. Schliefslich
konnte 1968 die christliche Gemeinschaftsschule als Regelvolksschule
nach einem Volksentscheid und einer Verfassungsanderung durchge-
setzt werden. Weitere Themen waren das Rundfunkvolksbegehren
1972/1973 und die Verankerung von Natur- und Umweltschutz in die
Verfassung.

Hinsichtlich der Wahlergebnisse gilt die kritische Feststellung Rainer
Ostermanns, denn ,,schon 1970 setzte jedoch eine Trendwende ein” und
die Sozialdemokratie hatte ihren Hohepunkt bei den Wéhlern {iber-
schritten. Der Hinweis auf die , abgehobenen Strategiediskussionen der
innerparteilichen Linken” innerhalb der SPD mit dem Schwerpunkt in
Miinchen als ein Erkldarungsfaktor ist berechtigt, wenngleich im weiteren
Verlauf der vorliegenden Studie ein umfassenderes Bild des Riickgangs
der bayerischen Sozialdemokratie gezeichnet wird. Jedenfalls stellten
diese Querelen , das Konzept der Volkspartei in Frage”. Und weiter
zuspitzend formuliert der Autor: ,Die Zerrissenheit der Miinchener SPD
wirkte sich bei den Landtagswahlen 1974 verheerend aus”. Die Partei fiel
1970 auf 33,3 % zuriick und vier Jahre spiter beim grofien Triumpf der
CSU waren es nur noch 30,2 %. Nach einer kurzzeitigen Erholung bei
den Landtagswahlen 1978 und 1982, sackte die SPD 1986 auf 27,5 % ab.
Die Griinen waren als neuer politischer Akteur aufgetreten und
schwéchten ausgerechnet die bisherige alleinige Oppositionspartei!
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Auf einen beachtenswerten Sachverhalt weist Karl-Ulrich Gelberg im
Handbuch der bayerischen Geschichte hin, ndmlich den Befund, dass die
SPD nach 1945 vielfach in den bayerischen Grofistidten (Minchen,
Niurnberg, Augsburg, Erlangen usw.) den Oberbiirgermeister stellte und
tuberhaupt, dass sie ,kommunalpolitisch ein starkes Fundament”1¢ be-
safs bzw. besitzt. Der Rickgang der Sozialdemokratie bei den Landtags-
wabhlen seit den 1970er Jahren wird u.a. auf die fehlenden Fithrungsper-
sonlichkeiten, die ,Kompetenz und landsmannschaftliche Identitét
gleichermafien verkodrperten” sowie in den innerparteilichen Konflikten
als Folge des Zustroms zahlreicher neuer Mitglieder mit anderem sozia-
len Hintergrund verortet. Diese Neumitglieder nahmen relativ schnell
Fihrungsfunktionen in den Parteigremien ein und forcierten den inner-
parteilichen Richtungsstreit mit einer vielfach neomarxistischen Ideolo-
gie, was man eigentlich seit dem Godesberger Programm als tiberwun-
den glaubte. Die Wahlergebnisse gerade in Bayern wurden durch diese
Konflikte verstindlicherweise negativ fiir die Sozialdemokratie beein-
flusst.

1972 tibernahm der Miinchner Oberbiirgermeister Hans Jochen Vogel
den Parteivorsitz und zwei Jahre spéter trat er als sozialdemokratischer
Spitzenkandidat bei den Landtagswahlen an. Allerdings wechselte Vogel
fiinf Jahre spiter ganz in den Bereich der Bundespolitik. Sicher spielten
dabei die Konflikte in der Miinchner SPD eine Rolle.”0 Seine Nachfolger
wurden Helmut Rothemund (1977-1985) und Rudolf Schofberger
(1985-1991).

Aufgrund der klaren Minderheitsposition im Landtag suchte man mit
Hilfe der unmittelbaren Volksgesetzgebung, d.h. also den Volksbegeh-
ren und Volksentscheiden politische Anliegen durchzusetzen.'? 1984
gelang es mittels eines vom damaligen SPD-Vorsitzenden Helmut Rot-
hemund initiierten Volksentscheids, das Staatsziel , Umweltschutz” in
die bayerische Verfassung aufzunehmen. 1998 unterstiitzte die SPD die

169) Gelberg, Kriegsende, S. 777. Dieses auch in unserer aktuellen Gegenwart festzu-
stellende Phinomen verlangt eine dringende wissenschaftliche Bearbeitung und
konnte ein begehbarer Versuch sein, der ,Leidensspirale” der bayerischen Sozi-
aldemokratie Einhalt zu gebieten; ebenda (das folgende Zitat).

170) Vgl. dazu nur Losche/Walter, SPD, S. 3391f.

171y Vgl. zu Rothemund SPD-Landtagsfraktion (Hg.), Dr. Helmut Rothemund, Ak-
zente in der bayerische Politik, Miinchen o.]. (dort Redebeitrdge von Rothemund
zu vielfaltigen Themen der bayerischen Politik von den 1960er bis in die 1980er
Jahre wie der Landesplanung, Gebietsreform, Umweltschutz, Biirgerbegehren
und Biirgerentscheid, Kernenergie, Rundfunkfreiheit, Schulreform u.4.).

172) Vgl. Gelberg, SPD-Fraktion, S. 1051, demzufolge die seit 1957 sich in der Opposi-
tion befindenden Sozialdemokraten durchaus partiell Initiativen durchsetzen
konnten.
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Abschaffung des Senats durch einen von der ODP initiierten Volksent-
scheid. Vor der Landtagswahl 1990 ergab sich eine neue Situation fiir die
SPD nach dem Tod des amtierenden Ministerprasidenten Franz J. Straufs
zwei Jahre vorher und vor allem aufgrund der deutschen Wiederverei-
nigung. Das Ende der deutschen Teilung riickte in den Mittelpunkt und
schob andere Themen (Umwelt, Soziales, Asyl usw.) in den Hintergrund.

Wegen einiger Erfolge bei der vorausgegangenen Kommunalwahl
herrschte unter den bayerischen Sozialdemokraten Optimismus, die
absolute Mehrheit der CSU bei der Landtagswahl 1990 zu brechen.!”3
Jedoch musste die SPD bei der Wahl 1990 das schlechteste Ergebnis seit
1945 hinnehmen. Den Christsozialen war es gelungen, ihre Themen, wie
die skonomische Stdrke Bayerns, in den Vordergrund zu schieben. Hin-
gegen konzentrierte sich die SPD ,wegen ihrer mentalen Reserve der
nationalen Frage gegentiber” weniger auf die deutsche Einheit und mehr
auf die Sozialpolitik. Damit war klar geworden, dass die bayerische SPD
wie auch tiberwiegend die Bundespartei mit dem ebenfalls der Wieder-
vereinigung kritisch gegeniiberstehenden Spitzenkandidaten Oskar
Lafontaine die Zasur dieser Prozesse nicht erfasste. Vor allem in der
Oberpfalz, wo nach dem Ende der WAA , einer Protestwahl der Boden
entzogen” worden war, fuhr die Partei hohe Verluste ein. Nur in Grof-
stidten wurden gute Ergebnisse erzielt, wobei lediglich zwei Direkt-
mandate - in Miinchen - erobert wurden. Schliefflich war ihr Spitzen-
kandidat bei der Wahl 1990, Karl-Heinz Hiersemann, der sich vorher
gegen Peter Glotz aus Stidbayern durchgesetzt hatte, unpopular.

Als Konsequenz des enttduschenden Wahlergebnisses kiindigte Rudolf
Schofberger seinen Riicktritt an. Renate Schmidt war bereit fiir den Vor-
sitz (1991-2000), aber sie setzte eine Reform der Parteiorganisation vo-
raus. Nach langen Diskussionen kam 1991 endgiiltig die Organisations-
reform!7* zur Steigerung der Effizienz zustande, demnach die Partei

173) Vgl. Hausleiter, Krise, S. 173; ebenda, S. 174 (das folgende Zitat).

174) Auf dem Landesparteitag in Fiirth im Juni 1948 (auch Landeskonferenz) war der
organisatorische Aufbau der Nachkriegszeit zunidchst abgeschlossen worden:
Nunmehr hie8 es ,Statut des Landesverbandes der bayerischen Bezirke der Sozi-
aldemokratischen Partei Deutschlands”. Die Bezirke wurden unmittelbar dem
Parteivorstand in Hannover unterstellt. § 1 des Statuts lautet: ,,Die bayerischen
Bezirksverbande der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands bilden einen
Landesverband mit dem Sitz in Miinchen.” Der Landesverband hatte sich in den
»~Rahmen der Gesamtpolitik der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands ein-
zuordnen” (§2). Des Weiteren wurden nach und nach organisatorische Kompe-
tenzen des Landesverbandes aufgehoben und dieser weiter geschwécht. 1950
wurden vortibergehend die politische Aufgaben des Landesvorstands mit der
Landtagsfraktion zusammengefasst (auch der Fraktionsvorsitz mit dem Landes-
vorsitz), vgl. Behr, Sozialdemokratie, S. 107ff.
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entsprechend dem politischen Aufbau Bayerns in sieben Regierungsbe-
zirke gegliedert wurde. Die bisherigen eigenstindigen drei Bezirke Siid-
bayern, Niederbayern-Oberpfalz und Franken wurden zu einem Lan-
desbezirk zusammengefasst, wobei Franken als der stdrkste Bezirk sich
lange gegen Veranderungen gewehrt hatte. Auch eine Offnung der Par-
tei vor allem fiir Frauen wurde als Ziel formuliert. Die Zahl der Ortsver-
eine zwischen 1987 (1772) und 1994 (1877) war gewachsen. Der Nach-
kriegshochststand war 1972 mit 135 787 Mitgliedern erreicht worden.
Problematisch blieb der Mitgliederrtickgang von 112 420 (1990) auf 105
400 (1994) und 65 419 (2011).

Die Jahre nach 1990 waren von bundespolitischen Themen wie dem
Asylrecht und den Einsédtzen der Bundeswehr aufserhalb des NATO-
Gebietes beherrscht. In Bayern bestimmten im Nachklang zur Ara Strauf3
Skandale - ,, Amigo-Affiren” - und der Riicktritt des Ministerprasiden-
ten Streibl die Agenda. In den 1990er Jahren gelang es bei den Land-
tagswahlen mit der Spitzenkandidatin Renate Schmidt nur noch 1994 die
30%-Marke zu erreichen. Nach 2000 kam der Einbruch, von dem sich die
bayerische SPD bis heute nicht erholt hat und der uns im Hauptteil III
eingehender beschiftigen wird.

Personell wechselte das Amt des Landesvorsitzenden der BayernSPD
nach der Jahrhundertwende mehrmals: Nachfolger von Renate Schmidlt,
die 2002 in das Kabinett Schroder wechselte, wurde Wolfgang Hoderlein
(2000-2003), der nach der verheerenden Niederlage bei der Landtags-
wahl 2003 aus gesundheitlichen Griinden zurticktrat. Ihm folgte der
bundespolitische aktive Ludwig Stiegler (2003-2009) und von 2009 bis
2017 hatte Florian Pronold das Amt des Landesvorsitzenden inne, wobei
organisatorische Erneuerungen in den Mittelpunkt riickten. Natascha
Kohnen fiihrt nach einer Urwahl die Partei seit Mai 2017 im Prozess der
weiteren Verjiingung der Partei.

Wie Rainer Ostermann treffend Mitte der 1990er Jahre feststellte, hatte
der Wandel Bayerns vom Agrar- zum Industriestaat nach dem Zweiten
Weltkrieg ,, der SPD keine Vorteile” gebracht. Politisch sei dieser Prozess
von der CSU getragen worden, die alle positiven Folgen wie den gestie-
genen Wohlstand und Wahlerfolge fiir sich einheimsen konnte. Der CSU
ist ,sogar der Einbruch in das traditionell sozialdemokratisch w&hlende
Arbeitermilieu gelungen”!. Nur in den frankischen Industriezonen
konnte sich die CSU noch nicht durchsetzen. Diese grundsitzlichen

175) Ostermann, Sozialdemokratische Politik, S. 159; ebenda, S. 160 (das folgende
Zitat); zur weiteren Vertiefung dieser fundamentalen Einsichten siehe oben das
Kapitel IL1. und unten das restimierende Gesamtfazit im Kapitel IV.
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Fragestellungen werden in der vorliegenden Arbeit noch eingehender
betrachtet.

Die Sozialdemokratie habe zu spit das Potential der Griinen erkannt,
jedoch sei auf die Problematik verwiesen, dass die neue griine Partei in
Bayern in dem Wihlerklientel reiissierte, das an sich tiberwiegend sozi-
aldemokratisch votierte hatte. Insofern bemiihten sich die beiden Oppo-
sitionsparteien um die gleiche Wahlerschaft ohne die ,Staatspartei” CSU
zu gefdhrden. Zustimmung verdient die Forderung Ostermanns, die
Sozialdemokratie ,nicht nur als Partei der Leidtragenden” zu definieren
- insbesondere im prosperierenden Bayern -, sondern auch die Besser-
verdienenden als Wihlerschicht anzusprechen. Von erheblicher Bedeu-
tung sei letztlich die Organisation, d.h. die Vermehrung der Mitglieder-
zahl und die flichendeckende Ausweitung von Ortsvereinen!
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III. Die SPD in den Landtagswahlen in Bayern (seit 1946)

Der Hauptteil der vorliegenden Studie hat die Ergebnisse der Landtags-
wahlen in Bayern unter besonderer Beriicksichtigung des Abschneidens
der Sozialdemokraten zum Gegenstand. Die entsprechenden Resultate
der CSU dienen dem jeweiligen Vergleich. Nach einem kurzen Abriss
zum bayerischen Landtagswahlrecht folgt ein kursorischer Uberblick
tiber die Wahlen von 1946 bis 1994, bevor eingehend Befunde der Wahl-
forschung zu den Landtagswahlen von 1998 bis 2013 mit dem Schwer-
punkt SPD referiert werden. Ein kleiner Exkurs am Ende dieses Haupt-
teils bietet einen Vergleich zwischen den Ergebnissen der Bundestags-
wahlen und den Landtagswahlen in Bayern.

1. Zum bayerischen Landtagswahlrecht

Das bayerische Landtagswahlrecht”® kombiniert das Verhaltniswahl-
recht mit dem Mehrheitswahlrecht. Wahlberechtigt ist jeder deutsche
Staatsbiirger, der das 18. Lebensjahr vollendet hat und mindestens drei
Monate seinen Hauptwohnsitz in Bayern hat. 1998 wurden bei den
Landtagswahlen letztmals 204 Abgeordnete gew&hlt, nach einem Volks-
entscheid vom Februar 1998 reduzierte sich ab 2003 ihre Zahl auf 180,
wovon 92 direkt mit einem relativen Mehrheitswahlrecht bestimmt wer-
den, die Ubrigen gelangen aufgrund der auf ihnen entfallenden Stim-
menanteile auf Parteilisten in einem Wahlkreis (= Regierungsbezirk) in
das Parlament. Das Wahlgebiet ist in sieben Wahlkreise eingeteilt, die
identisch mit den Regierungsbezirken sind. Die Wahlkreise wiederum
werden in Stimmkreise eingeteilt, Stimmkreise sind Landkreise und
kreisfreie Stadte bzw. abweichend auch ,rdumlich zusammenhingende
Stimmbkreise”. Ein Stimmkreis umfasst rund 125 000 Einwohner. In je-
dem Stimmkreis wird ein Abgeordneter direkt gewahlt (relative Mehr-
heit). Jeder Direktkandidat eines Stimmkreises ist zugleich Listenkandi-
dat in allen tbrigen Stimmkreisen eines Wahlkreises, aber nicht in sei-
nem eigenen Stimmkreis.

Die Zahl der Mandate orientiert sich an der Einwohnerzahl: Oberbayern
verfiigt tiber 60 Abgeordnete, Niederbayern tiber 18, die Oberpfalz und
Oberfranken jeweils tiber 16, Mittelfranken tiber 24, Unterfranken tiber
20 und Schwaben iiber 26 Abgeordnete. Von den Sitzen eines Wahlkrei-

176) Vgl. u.a. Landtagswahlrecht (www.wahlrecht.de/landtage/bayern.htm); Ober-
reuter, Landtagswahlen (nach 1945); Mintzel /Wasner, Landesparlamentarismus,
S. 113f.
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ses werden die Hailfte mittels Mehrheitswahl in den Stimmkreisen und
die andere Hilfte tiber die Wahlkreislisten vergeben. Die Wahler verfii-
gen somit tiber zwei Stimmen und wahlen mit der Erststimme nach dem
(relativen) Mehrheitswahlverfahren die Stimmkreiskandidaten (Abge-
ordneten). Mit seiner Zweitstimme kann der Wahler - in Abweichung
von den Bundestagswahlen - einen Bewerber im Rahmen der in den
Regierungsbezirken (= Wahlkreise) bestehenden Parteilisten auswihlen.
Dies bedeutet, dass er dann gleichzeitig der betreffenden Partei seine
Stimme gibt (Man kann seine Zweitstimme auch einer Wahlkreisliste
bzw. Parteiliste ohne Kennzeichnung eines Bewerbers geben).

Die Ergebnisse der Wahlkreise bestimmen somit die Verteilung der
Landtagsmandate, nicht das Gesamtresultat im ganzen Freistaat. Sodann
werden die Erst- und Zweitstimmen fiir die Parteien insgesamt und fiir
jeden einzelnen Kandidaten gesondert addiert. Dieses gesamte Stimmen-
paket bzw. das Gesamtstimmenergebnis ist mafigeblich fiir die Sitzver-
teilung im Landtag. Entsprechend dem prozentualen Verhiltnis an der
Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen unter Beriicksichtigung der lan-
desweiten 5 %-Klausel bestimmt dieses Gesamtergebnis den Anteil der
auf die Parteien fallenden Mandate. Ubrigens erhalten siegreiche Stimm-
kreiskandidaten kein Mandat, wenn sie an der landesweiten Sperrklau-
sel scheitern. Dieses Berechnungsschema wird bei der Landtagswahl
jeweils getrennt nach Regierungsbezirken, also nach Wahlkreisen ange-
wandt. Insgesamt entscheiden also Erst- und Zweitstimmen gemeinsam,
wer gewdhlt wird. Falls eine Partei in den Stimmkreisen mehr Mandate
erzielt, als ihr nach dem Verhiltniswahlergebnis in dem Wahlkreis zu-
stehen, darf sie diese zusitzlichen Sitze behalten (Uberhangmandate).
Fiir die tibrigen Parteien gibt es dann Ausgleichsmandate.
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2. Die Landtagswahlen von 1946 bis 1994

Zunichst wenden wir uns in einem kursorischen Uberblick den Land-
tagswahlen in Bayern von 1946 bis 1994 zu.

Tabelle 2: Ergebnisse der Landtagswahlen in Bayern 1946 bis 1994 (in Pro-

zent)177
Landtagswahlen
Wahljahr | Wahlbeteiligung in % SPD CSU

1946 75,7 28,6 (54) | 52,3 (104)
1950 79,9 28,0 (64) | 27,4 (64)
1954 82,4 28,1 (61) | 38,0 (83)
1958 76,6 30,8 (64) | 45,6 (101)
1962 76,5 35,3 (79) | 47,5 (108)
1966 80,6 35,8 (79) | 48,1 (110)
1970 79,5 33,3 (70) | 56,4 (124)
1974 77,7 30,2 (64) | 62,1 (132)
1978 76,6 31,4 (65 | 59,1 (129)
1982 78,0 31,9 (71) | 58,3 (133)
1986 70,3 27,5 (61) | 55,8 (128)
1990 65,9 26,0 (58) | 54,9 (127)
1994 67,9 30,0 (70) | 52,8 (120)

Auffillig erscheint zunichst die hohe Wahlbeteiligung bis Anfang der
1980er Jahre, bevor auch Bayern einem gesamtdeutschen Trend sinken-
der Wahlbeteiligungen bei Landtagswahlen folgte. Nachdem die neu
gegriindete CSU bei der ersten Landtagswahl 1946 klar gesiegt hatte,
begann die Auseinandersetzung mit der extrem foderalistischen Bayern-
partei (BP), die bis Anfang der sechziger Jahre andauerte. 1950 wurde
die SPD zum ersten und einzigen Mal stirkste Partei wegen dieses
Machtkampfes zwischen der CSU und der BP, die bei ihrem ersten Auf-
treten bei Landtagswahlen immerhin 17,9 % der Stimmen erringen konn-
te. Ihre ,Hochphase” erlebte die SPD in der dritten Legislaturperiode, als
sie von 1954 bis 1957 mit Wilhelm Hoegner den Ministerprasidenten im
Rahmen der sog. Viererkoalition aus SPD, BP, Gesamtdeutscher Block
(GB)/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE) und FDP

177) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 52; Bayerisches
Landesamt, Landtagswahlen - Gesamtstimmen (Erst- und Zweitstimmen) in
Bayern); Oberreuter, Landtagswahlen (nach 1945); Becker, Ergebnisse der Land-
tagswahlen 1868-2003, S. 745-750; in Klammern die Zahl der Sitze im Landtag.
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stellte. Seit dem Ende der Viererkoalition 1957 war die SPD an keiner
Regierung mehr beteiligt.

Ihre besten Wahlergebnisse erzielte die bayerische Sozialdemokratie in
den 1960er Jahren, in denen gleichzeitig aber die Dominanz der CSU
begann. Bis zum Hohepunkt der Landtagswahl 1966 mit dem Spitzen-
wert von 35,8 % war der sozialdemokratische Stimmenanteil nahezu
kontinuierlich gewachsen, bevor er allmidhlich wieder riicklaufig verlief
und kaum mehr die Marke von 30 Prozent iibertraf. Die CSU hingegen
baute in den 1970er und 1980er Jahren ihre Vormachtstellung weiter aus,
sie hatte die Wahler der Bayernpartei und der Vertriebenenpartei inte-
griert. Offensichtlich wahlte, was wir unten nidher behandeln werden,
»auch die Industriearbeiterschaft in Bayern zu einem erheblichen Teil
und anders als im Bundesgebiet nicht SPD, sondern CSU”178. Bei der
Wahl 1970 sackte die SPD auf 33,3 % ab und vier Jahre spéter weiter auf
30,2 %. Der Abstieg in das 20 % -Ghetto der frithen 1950er Jahre begann
mit der Landtagswahl 1986, als erstmals die Griinen in den Landtag
einrtickten. Dieser Riickgang setzte sich, unterbrochen lediglich vom
relativ guten Ergebnis 1994, bis in die unmittelbare Gegenwart fort, wo-
riiber im néchsten Kapitel eingehender informiert wird.

Im bayerischen Landtag der 1950er Jahre waren noch funf Parteien ver-
treten, seit 1962 bzw. 1966 ging der Trend zu zwei, hochstens drei Partei-
en. Die Christsozialen saugten nach ihrem Sieg tiber die Bayernpartei die
kleineren Gruppierungen auf.'”? Nach Heinrich Oberreuter werden in
Bayern die Wahlergebnisse grundsatzlich bestimmt von der ,Sonderrolle
der CSU als bayerische Regionalpartei mit bundesweitem Anspruch”180.
Diese Sonderrolle ermdglichte ihr grofiere Aktionsrdaume und Profilie-
rungschancen und sicherte ,dem Land eine einzigartige Vertretung auf
Bundesebene”18!. Die Bundespolitik wirkte somit immer auf bayerische
Wahlen zurtick.

Im Folgenden wollen wir tiber die einzelnen Wahlen von 1946 bis 1994
informieren und diese kurz charakterisieren:

Die erste Landtagswahl 1946'%2 nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs
brachte einen klaren Sieg der CSU als , mit Abstand stidrkste Partei” und
eine weit abgeschlagene SPD. Die Bayernpartei war von der amerikani-
schen Militdrregierung noch nicht zugelassen worden. Fiir das Ergebnis

178) Gelberg, Kriegsende, S. 772.
179) Vgl. dazu Lanzinner, Sternenbanner, S. 336f.
180) Oberreuter, Landtagswahlen (nach 1945).
181) Gelberg, Kriegsende, S. 771.

)

182) Vel. Kock/Treml, Weltkrieg, S. 428; Lanzinner, Sternenbanner, S. 57f.; Gelberg,
Kriegsende, S. 684f.; Hartmann, Weg, S. 550f.
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dieser ersten Landtagswahl waren mehrere Faktoren verantwortlich:
Erstens sei die CSU milder im Umgang mit den vielen sog. kleinen
NSDAP-Parteigenossen gewesen, zweitens habe eine ausgesprochen
antikommunistische Stimmung und eine fiir Sozialdemokraten ungiins-
tige soziookonomische Struktur auf dem Lande einschlieflich fehlender
Gewerkschaften geherrscht, drittens wirkten die Kirchen aktiv fiir die
Christsozialen, viertens besafen diese das bekanntere Personal und
ftinftens waren aufgrund der restriktiven Zulassungspraxis der Militar-
regierung andere Parteien noch nicht zugelassen.83

Ungeachtet ihrer Mehrheit gestaltete sich die Regierungsbildung nicht
einfach, da sich in der CSU zwei Lager kontrir gegeniiberstanden, die
jeweils um die SPD warben. SchliefSlich wurde mit sozialdemokratischen
Stimmen Hans Ehard zum Ministerprédsidenten gewéhlt, der eine Koali-
tion mit der SPD und der Wirtschaftlichen Aufbau-Vereinigung (WAV)
bildete. Wilhelm Hoegner behielt das Justizministerium. Im September
1947 aber trat die SPD, wie oben im Kapitel I1.2. ndher ausgefiihrt, gegen
den Willen Hoegners aus der Regierung wieder aus.

Die Landtagswahl 19508 war gekennzeichnet durch die ,vernichtende
Niederlage” der CSU als Folge der Auseinandersetzungen mit der BP.
Den Wahlkampf bestritt die BP mit dem Wahlspruch , Bayern den Bay-
ern” und erzielte geradezu ,sensationelle” Einbriiche in die CSU-
Wahlerschaft vor allem in Ober- und Niederbayern bei einem Gesamter-
gebnis von 17,9 %. In absoluten Zahlen wurde die bayerische Sozialde-
mokratie zum ersten und bislang einzigen Male stérkste Partei. Die Sozi-
aldemokraten erzielten in Oberbayern und in den iiberwiegend evange-
lischen, industrialisierten Bezirken Oberfranken sowie Mittelfranken ihre
besten Resultate. In Miinchen triumphierte die SPD mit 39,1 % klar iiber
die CSU mit 18,8 %. Aufgrund von Uberhangmandaten gewann die CSU
jedoch einen Sitz mehr im Landtag als die Sozialdemokraten. Nach er-
heblichen Konflikten kam es zu einer neuerlichen Grofsen Koalition der
beiden fithrenden Parteien mit Hans Ehard als Ministerprasidenten und
Wilhelm Hoegner als Innenminister und Stellvertreter des Ministerpra-
sidenten. In der CSU hatten sich die Befiirworter einer Grof3en Koalition,
Ehard und Franz Josef Straufs, gegen die Anhiénger eines Zusammenge-
hens mit der BP, Alois Hundhammer und Fritz Schiffer, durchgesetzt.

Vier Jahre spiter bei der Landtagswahl 19548 hatte sich die CSU wieder
erholt und mehr als zehn Prozentpunkte dazugewonnen, die SPD hinge-

183) Vgl. Balcar, Politik, S. 166ff.

184) Vel. Kock/Treml, Weltkrieg, S. 446f.; Gelberg, Kriegsende, S. 803; Lanzinner,
Sternenbanner, S. 309ff.; Hartmann, Weg, S. 558f.

185) Vel. Kock/Treml, Weltkrieg, S. 451f.; Gelberg, Kriegsende, S. 818; Lanzinner,
Sternenbanner, S. 372f.; Hartmann, Weg, S. 562ff.
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gen nur marginal verbessert, wihrend die BP massive Verluste erlitt. Die
allgemeine Stabilisierung in Politik und Wirtschaft wirkte allmé&hlich.
Die CSU errang ihre hochsten Stimmenergebnisse in Unterfranken und
in der Oberpfalz. Die Sozialdemokraten wiederum waren am stirksten
in Oberbayern, wo sie nur knapp hinter den Christsozialen landeten. In
Oberfranken und in Mittelfranken nahm die SPD jeweils den ersten Platz
ein. Sozialdemokratische Hochburgen waren bei dieser Wahl die kreis-
freien Stadte Ingolstadt (39,4 %), Miinchen (38,5 %), Rosenheim (42,2 %)
in Oberbayern, Schwandorf (49,4 %) und der Landkreis Burglengenfeld
(40,2 %) in der Oberpfalz, die Stadte Hof und Kulmbach sowie die Land-
kreise Bayreuth (40,2 %), Coburg (41,2 %), Hof (47,7 %) und Naila (45,6
%) in Oberfranken, die Stddte Fiirth (45,5 %) und Nurnberg (43,6 %)
sowie der Landkreis Niirnberg (40,4 %) in Mittelfranken, die Stadt
Schweinfurt (44,6 %) in Unterfranken und die Stidte Memmingen (37,3
%) und Neu-Ulm (38,3 %) in Schwaben. Unter den Bezirken schnitt die
SPD mit gut zwanzig Prozentpunkten in Niederbayern am schlechtesten
ab. Die Sozialdemokraten waren mit ihrem Ergebnis in Bayern insgesamt
unzufrieden und viele ihrer Mitglieder fiithrten dies auf das Verhalten
von Innenminister Hoegner anlésslich des Metallarbeiterstreiks zurtick,
als er Polizeikréfte gegen die Streikenden angefordert hatte.

Nach vielfiltigen Sondierungen kam es tiberraschend zur Bildung einer
Viererkoalition aus SPD, BP, Gesamtdeutscher Block (GB)/Bund der
Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE) und der FDP mit dem Mi-
nisterprasidenten Wilhelm Hoegner. Diese ,bundesweit als Sensation
betrachtete Bildung der Viererkoalition” habe die CSU ,als grofite politi-
sche Niederlage der Parteigeschichte” eingestuft.18¢ Die Viererkoalition
endet letztendlich aufgrund des Ergebnisses der Bundestagswahl 1957.
Die neue Regierung fithrte nunmehr Hanns Seidel von der CSU als Mi-
nisterprédsident in einer Koalition mit dem GB/BHE und der FDP. Die
Wirtschaftspolitik riickte in den Mittelpunkt und in den ndchsten Jahren
erlebte Bayern im Bund mit ,Riesenschritten” (Gelberg) einen wirtschaft-
lichen Aufschwung.

Die Landtagswahl 1958187 brachte keine besonderen Uberraschungen, die
CSU war unangefochtener Wahlsieger, verfehlte aber knapp die absolute
Mehrheit. Die SPD verbesserte sich immerhin, wie tiberhaupt die groflen
Parteien auf Kosten der kleineren Parteien, insbesondere der BP, zuge-

186) Gelberg, Kriegsende, S. 819; ebenda, S. 821: Dieses Ausscheiden der CSU aus der
Regierung habe im Ubrigen zu einer erheblichen Modernisierung des Parteiap-
parats gefiihrt, so dass sich die CSU immer mehr zu einer Massenpartei entwi-
ckelte.

187) Vgl. Kock/Treml, Weltkrieg, S. 459f.; Gelberg, Kriegsende, S. 846f.; Hartmann,
Weg, S. 569.

66

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

legt hatten. Die Regierung mit Seidel als Ministerprédsidenten bildeten
die CSU, GB/BHE und die FDP, der Schwerpunkt war wiederum die
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Nachdem Seidel im Januar 1960 aus
gesundheitlichen Griinden zuriickgetreten war, wurde Hans Ehard er-
neut zum Regierungschef vom Landtag gewahlt.

Unbeeindruckt von der ,Spiegel-Affire” um Franz Josef Straufi baute die
CSU bei der Landtagswahl 19628 ihre Stellung aus und erreichte die
absolute Mehrheit im Landtag. Aber die SPD konnte sich ebenso deut-
lich steigern, wahrend die kleineren Parteien die grofien Verlierer waren.
Allerdings konnten die Sozialdemokraten ihren Abstand zur fiihrenden
Partei nicht verkiirzen. Sehr erfolgreich war die SPD in den Grofistadten
Miinchen (49 %) und Niirnberg/Furth (50,6 %). Mit der Regierung des
neuen Ministerprasidenten Alfons Goppel, der ungeachtet einer absolu-
ten Mehrheit eine Koalition mit der BP bildete, begann eine L, Ara” mit
einem populédren ,Landesvater” und vielfaltigen wirtschaftlichen Initia-
tiven. Somit wurde der ,Wandel des Landes vom Agrar- zum modernen
Industriestaat abgeschlossen”. In seinem ersten Regierungsprogramm
stand ebenfalls die Wirtschaftspolitik an erster Stelle.’® Ungeachtet der
fortschreitenden Industrialisierung wollte Goppel aber die Landwirt-
schaft samt der dorflichen Sozialstruktur erhalten, auch um das , Ge-
spenst der Proletarisierung mit all ihren negativen Folgen” im Zaum zu
halten.

Die Landtagswahl 1966 ,stand im Zeichen der Bonner Regierungskri-
se”1% infolge der erstmals in der Geschichte der jungen Bundesrepublik
aufgetretenen Rezession und dem Riicktritt Bundeskanzler Erhards
sowie der Bildung einer Groflen Koalition mit Kurt Georg Kiesinger als
dessen Nachfolger. Bei einer hohen Wahlbeteiligung von 80,5 % behaup-
tete die CSU ihre absolute Mehrheit. Die SPD gewann erneut leicht und
erzielte mit 35,8 % das beste Ergebnis bei Landtagswahlen in Bayern
tiberhaupt. Neu in den Landtag gelangte vor dem Hintergrund der ers-
ten Wirtschaftskrise der Bundesrepublik die rechtsradikale NPD. Die
SPD iibertraf aufler in Niederbayern in allen Bezirken die 30 %-Marke,
wobei die besten Stimmenergebnisse in Oberfranken (41,7 %), Oberbay-
ern (39,0 %) und Mittelfranken (38,1 %) verbucht werden konnten. In
diesen beiden frankischen Bezirken verringerten sich die Abstinde zu
den Christsozialen.

188) Vgl. Gelberg, Kriegsende, S. 858f.; ebenda, S. 860 und ebenda, S. 867 (die folgen-
den Zitate); Hartmann, Weg, S. 571f.

189) Vgl. Riickblicke, S. 22f.

190) Kock/Treml, Weltkrieg, S. 466; zur Wahl auch Gelberg, Kriegsende, S. 874 ;
Hartmann, Weg, S. 573f.
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Die Landtagswahl 1970 wurde vor allem von der Bundespolitik be-
herrscht, nachdem im Jahr zuvor erstmals eine sozialliberale Koalition
als Bundesregierung gebildet worden war. Die CSU konnte sich markant
verbessern, wiahrend die SPD leicht verlor, was als ,eine Quittung auch
von verunsicherten einstigen Stammwdéhlern fiir die neomarxistischen
Planspiele im Parteinachwuchs” angesehen wurde. Erkldrungsversuche
zum enttduschenden sozialdemokratischen Abschneiden verwiesen auf
die Einwirkungen der Bundespolitik, denn die Agitation der bayerischen
Staatsregierung gegen die neue Ost- und Deutschlandpolitik der sozial-
liberalen Koalition fiel beispielsweise bei den Heimatvertriebenen auf
fruchtbaren Boden. Aufierdem belasteten die Auseinandersetzungen
zwischen dem SPD-Landesvorsitzenden Gabert und den Miinchner
Jusos unter Fiithrung Schofbergers die Sozialdemokraten, da sie die
~Schlagkraft der eigenen Partei schwichten und dem politischen Gegner
mit seinen Warnungen vor einer roten Zukunft recht zu geben schie-
nen”19%2,

Die NPD blieb landesweit klar unter der 5 %-Marke bzw. erreichte bei-
spielsweise in Mittelfranken nicht die erforderliche 10 %-Grenze. Die
vielen Jungwihler haben wohl das Wahlergebnis nicht verdndert. An-
sonsten war die Gebietsreform das dominierende bayerische Thema. Die
SPD konnte im Laufe der folgenden Legislaturperiode ungeachtet ihrer
Unterlegenheit im Landtag eine Anderung des Rundfunkgesetzes, die
der CSU mehr Einfluss auf den Bayerischen Rundfunk ermoglichen
sollte, unter Androhung eines Volksentscheides verhindern.

Die Landtagswahl 1974'% wurde ein Triumph fiir den bayerischen Minis-
terprasidenten Alfons Goppel, denn die CSU verfehlte bei diesem , Aus-
nahmeresultat”1® mit 62,1 % nur knapp die Zwei-Drittel-Mehrheit. Je-
denfalls war dies das hochste Ergebnis bei Landtagswahlen, das bis
dahin in der Bundesrepublik erzielt worden war. In Mittelfranken ge-
wann sie beispielsweise 7,6 % (!) dazu. Die SPD musste ,horrende[n]
Verluste” in Oberbayern hinnehmen und erlitt in Miinchen eine ,schwe-
re Wahlniederlage”, denn alle dortigen elf Direktmandate gingen verlo-

91y Vgl. Troitzsch, Landtagswahlen 1970, S. 174ff.; Gelberg, Kriegsende, S. 892f,;
Kock/Treml, Weltkrieg, S. 469 (das folgende Zitat).

192) Schlemmer, Industriemoderne, S. 326; vgl. zu den ,,Miinchner Verhéltnissen” und
den auch andernorts sich verschiarfenden, innerparteilichen Auseinandersetzun-
gen unten im Kapitel IV.

193) Vgl. Mintzel, Landtagswahl 1974, S. 429ff. (dort die Zitate, soweit nicht anderwei-
tig belegt); zu den Thesen von Mintzel zur Dominanz der CSU ausfiihrlicher un-
ten im zusammenfassenden Kapitel IV; Gelberg, Kriegsende, S. 928f;
Kock/Treml, Weltkrieg, S. 469ff.

194) Gelberg, Kriegsende, S. 928.
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ren. Dies sei das ,tiberragende Ereignis dieser Wahl” gewesen und be-
deutete eine ,personliche Schlappe des SPD-Landesvorsitzenden und
Bundesjustizministers Hans-Jochen Vogel“1%. Die drei im Landtag ver-
tretenen Parteien CSU, SPD und FDP untermauerten mit 97,5 % ihre
elektorale Stabilitat.

Die Wahlanalyse von Alf Mintzel erweitert die Perspektive und betont
eine seit 1945 grundsitzlich verdnderte Parteienkonstellation, denn die
CSU habe den eigentlichen Durchbruch zu einer ,gesamtbayerische[n]
Partei” geschafft, der es zunehmend Ende der sechziger und Anfang der
siebziger Jahre gelungen sei, in die traditionellen Gebiete der Sozialde-
mokratie vorzudringen. Dies sei fiir die ,neueste bayerische Landesge-
schichte ein Novum und historisches Ereignis”. In diesen Jahren habe sie
auch mittels einer ,nationalistischen” Deutschland- und Ostpolitik vor
dem Hintergrund der umkadmpften neuen Ostpolitik der sozialliberalen
Bundesregierung die Mehrheit der Fliichtlinge angezogen und zuneh-
mend ihre Wahlerschaft in der Arbeiter-, Angestellten- und Beamten-
schaft gewonnen. Als soziookonomischen Rahmen dieser Prozesse fixiert
der Autor den ztigigen Umbruch in Bayern zum Industriestaat nach 1945
mit der Verdnderung der Erwerbsstruktur unter gleichzeitig weitgehen-
der Beibehaltung eines mittelstdndischen Charakters.

Richten wir den Blick auf die SPD, so ist im Hinblick auf eine der we-
sentlichen Fragestellungen der vorliegenden Studie festzuhalten, die
,bayerische SPD ist trotz des rapiden gesellschaftlichen Umbruchs in
Bayern nicht wesentlich iiber die 30-Prozent-Marke hinausgekommen”.
Bei der Wahl 1974 konnte sie sich aber zumindest im protestantischen
Franken und in den grofieren Industriestddten, abgesehen von Miinchen,
noch behaupten. In diesem Zusammenhang wurde von Mintzel auf
sozialstrukturelle Umschichtungen verwiesen, demnach in Miinchen in
keinem Stimmkreis mehr die Arbeiterbevolkerung aufgrund des seit
1945 eingetretenen Bevolkerungswachstums und des Vormarsches der
Dienstleistungen {iberwogen habe. Als Ergebnis dieses sozialstrukturel-
len Wandels sei vielmehr ein Riickgang der Arbeiterschaft zu konstatie-
ren.

Die Wahlanalyse von Mintzel vermutet, dass in Miinchen zumindest
Teile des neuen Mittelstandes, die bisher sozialdemokratische Stamm-
wihler gewesen seien, diesmal die CSU bevorzugten. Ungeachtet dieser
bedenkenswerten strukturellen Erkldrungsansitze, bei der die heftigen
innerparteilichen Zerwiirfnisse, insbesondere in der Landeshauptstadt
selbst, als weniger ausschlaggebend beurteilt werden, diirften dennoch
diese politischen Konflikte, die sich im Ubrigen nicht auf Miinchen be-

195) Kock/Treml, Weltkrieg, S. 469.
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schriankten, entscheidend zur sozialdemokratischen Wahlniederlage bei-
getragen haben. Insgesamt habe die bayerische SPD bei dieser Wahl
,ihren Charakter als stark evangelisch geprégte *Arbeiterpartei” weitge-
hend erhalten”. Schliefllich war 1974 noch auffallend, dass die CSU bei
jungen Wihlern tiberproportional Zustimmung fand.

Karl-Ulrich Gelberg fasst Griinde fiir das , Ausnahmeresultat” der Wahl
von 1974 zusammen: Erstens die Oppositionsrolle der CSU gegentiber
der sozialliberalen Koalition in Bonn, zweitens die erwdhnten sozialde-
mokratischen innerparteilichen Konflikte, vor allem in Miinchen, und
drittens galt die CSU als , die bayerische Staatspartei” mit ihrer Doppel-
spitze aus dem populdren Landesvater Alfons Goppel und dem demge-
geniiber polarisierenden Parteivorsitzenden Franz Josef Strauf3.

Die Landtagswahl 197819 verlief spannungslos und ihr Ergebnis war we-
nig tiberraschend. Es interessierte vor allem die Frage, ob Franz Josef
Straufs als Nachfolger von Alfons Goppel dessen Ergebnis erreichen
werde. Im von wenig Sachauseinandersetzungen gepriagten Wahlkampf
agierten die beiden Oppositionsparteien weitgehend defensiv. Die Sozi-
aldemokraten mit ihrem Spitzenkandidaten Helmut Rothemund ver-
suchten, nachhaltiger ,bayerisch” aufzutreten. Das Ergebnis brachte bei
einer leicht gesunkenen Wahlbeteiligung Verluste der CSU und leichte
Gewinne der SPD. Regional gesehen waren die Werte fiir die Sozialde-
mokraten am niedrigsten in Niederbayern und am hochsten in Mittel-
franken, demzufolge blieben ihre Hochburgen die gleichen wie vier
Jahre zuvor. Sie verzeichneten ihre grofiten Verluste in Oberbayern und
in Schwaben, gewannen aber tiberdurchschnittlich in der Oberpfalz. Der
Amtsantritt von Strauff in Bayern verschirfte den Ton zwischen der
Regierung und der Opposition, doch Hoffnungen der SPD, von dem im
Vergleich zu seinem Amtsvorgianger Goppel mehr polarisierenden neu-
en Ministerpréasidenten politisch zu profitieren, erfiillten sich nicht.

Zwar rangierten die Christsozialen abgesehen von Niirnberg und Furth
in allen Grof3stidten Bayerns vor der SPD, ,generell aber gilt, dafs die
CSU-Erfolge umso grofler waren, je kleiner die Gemeinde” war und
umgekehrt schnitt die SPD besser ab, je grofier die Gemeinde war. Jiir-
gen Falter betont in seiner Wahlanalyse zu Recht den Faktor der Ge-
meindegrofse als relevant fiir das Ergebnis neben anderen sozialstruktu-
rellen Merkmalen. So war das Ergebnis der CSU in landlichen Arbeiter-
gemeinden besser als in stddtischen Gebieten mit vorherrschender Ar-
beiterschaft. Insgesamt konnten die Sozialdemokraten und die FDP ihre

196) Vgl. Falter, Landtagswahl 1978, S. 50ff.; ebenda, S. 55 und S. 60 (die folgenden
Zitate); Gelberg, Kriegsende, S. 958f.
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Anhinger besser mobilisieren als die Konkurrenz. Bei den Jungwéhlern
erzielte diesmal die SPD deutliche Zuwichse.

Hinsichtlich der Stammwdéhlerschaften bestétigte sich das herkémmliche
Bild der Wahlforschung: Die CSU schnitt bei den Katholiken weit besser
ab als die SPD (68 % zu 25 %), was in Bayern als dem neben dem Saar-
land ,katholischsten” Bundesland ein grundsatzlicher Vorteil war. Bei
den regelméfigen katholischen Kirchgéngern erreichte die CSU 85 % (!)
und die SPD folgte mit enormem Abstand (11 %). Hingegen rangierte die
SPD bei den Protestanten minimal vor den Christsozialen (45 % zu 44 %)
und mit grofiem Vorsprung bei den Konfessionslosen (55 % zu 26 %). Bei
den Berufsgruppen stimmten zwar mehr Arbeiter fiir die CSU als die
SPD, aber gemessen am Wahlerdurchschnitt war die SPD bei den Arbei-
tern und den Angestellten besser.’” Nach Wahlerbereichen rangierte die
SPD im , Arbeiterbereich”, bei den gewerkschaftlich organisierten Ange-
stellten und den Beamten sowie im neuen Mittelstand an der ersten
Stelle. Somit bestdtigen diese Befunde, ,dafs auch in Bayern die beiden
wichtigsten Einflufsfaktoren des deutschen Wihlerverhaltens, die Kon-
fessions- und die Schichtzugehorigkeit, 1978 von besonderer Bedeutung
waren”.

Nach der Landtagswahl 198219 waren nur noch zwei Parteien im Landtag
vertreten, da die FDP klar unter der 5 %-Marke blieb und die Griinen
diese relativ knapp verfehlten (4,6 %). Die CSU musste leichte Verluste
bei einer gestiegenen Wahlbeteiligung hinnehmen, die SPD dagegen
verzeichnete kleine Zugewinne. Das Krifteverhaltnis zwischen den bei-
den grofiten Parteien blieb weitgehend unverdndert. Das Scheitern der
Kanzlerkandidatur von Straufs 1980 hatte sich in Bayern nicht negativ
ausgewirkt. Das Ausscheiden der Liberalen war ein Resultat des Regie-
rungswechsels der FDP in Bonn. Der vorausgegangene Wahlkampf
verlief wie vier Jahre zuvor weitgehend spannungslos und erst in der
Schlussphase kam aufgrund der bundespolitischen Vorgidnge um den
Regierungswechsel Spannung auf.

Eine Frage war, ob die Sozialdemokraten mit ihrem wenig bekannten
Spitzenkandidaten Helmut Rothemund die symbolische 30 %-Marke
tbertreffen konnten. Regional betrachtet entsprachen die Ergebnisse
weitgehend derjenigen von 1978, d.h. die SPD erreichte wiederum in
Mittelfranken ihr bestes Resultat und die htchsten Zuwichse in Ober-
und Niederbayern, hingegen verlor sie Wéahler in Oberfranken und
Schwaben. Zusammenfassend hilt die Wahlanalyse von Falter fest: , Auf

197) Vgl. Falter, Landtagswahl 1978, S. 60 (Tabelle 4).

198) Vgl. Falter, Landtagswahl 1982, S. 82ff,; ebenda, S. 85, S. 87 und S. 93 (die folgen-
den Zitate); Kock/Treml, Weltkrieg, S. 485; Gelberg, Kriegsende, S. 965.
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einen Nenner gebracht verlieren CSU, SPD und FDP in ihren Hochbur-
gen von 1978 iiberproportional stark Wahleranteile, wihrend die Griinen
sich vor allem in den SPD- und FDP-Hochburgen zu etablieren vermoch-
ten”. Sozialstrukturell wird fiir diese Wahl festgehalten, dass - eher zum
Vorteil der klar dominierenden Regierungspartei - die ,Hochburgen von
SPD, FDP und Griinen [befinden] sich folglich in Gebieten &hnlicher
Sozialstruktur, ndmlich in den urbanen Verdichtungsgebieten mit einem
hohen Anteil von Beschiiftigten im tertidren Sektor”, befinden. Wahler-
fluktuationen habe es diesmal bei den groflen Parteien kaum gegeben,
die SPD profitierte vor allem vom Abstieg der Liberalen, denn jeder
vierte bis fiinfte FDP-Wihler von 1978 wechselte wohl zu den Sozialde-
mokraten.

Die soziale Zusammensetzung der Wéhlerschaft verzeichnete keine
relevanten Verdnderungen, d.h. bei der SPD waren Jungwahler, Grofs-
stadtbewohner, Mitglieder der Gewerkschaft, Personen mit mittlerer
und gehobener Bildung, Arbeiter sowie Wahler mit einer abgeschlosse-
nen Berufsausbildung und Angestellte und Beamte tiberrepréasentiert.®
Dieser sozialstrukturelle Befund wird uns im néichsten Kapitel zu den
Wahlen ab 1998 eingehender beschiftigen. Mit Blick auf die Spitzenkan-
didaten der Landtagswahl 1982 gab es zwischen den beiden grofien
Parteien markante Differenzen: So war im Oktober 1982 nur jeder zehnte
Wihler der CSU mit dem eigenen Spitzenkandidaten - also Franz Josef
Straufs - unzufrieden, hingegen &duflerte jeder vierte Wahler der SPD
Bedenken gegeniiber dem eigenen Spitzenkandidaten Rothemund. Hier
kamen eindeutige innerparteiliche Vorbehalte zum Ausdruck. Kurzzeit-
einfliisse der Auseinandersetzungen um den Wechsel der Bundesregie-
rung scheinen sich ausgewirkt zu haben, eventuell sei es moglich, dass
die SPD ,, vermutlich etwas stdrker von den Bonner Ereignissen profitie-
ren konnte als die CSU”.

Die Landtagswahl 19862 brachte eine schwere Niederlage fiir die bayeri-
sche Sozialdemokratie mit einem Abrutschen auf 27,5 % und damit das
,schlechteste Landtagswahlergebnis seit 1946”201 Die Griinen gelangten
erstmals in den Landtag mit 7,5 % Stimmenanteil. Die CSU musste Ver-
luste hinnehmen, ihre absolute Mehrheit war aber weiterhin gesichert.
Die SPD mit ihrem neuen Spitzenkandidaten Karl-Heinz Hiersemann
verlor ihre Hochburgen in Miinchen und Niirnberg und samtliche dorti-
gen Direktmandate. Ihr Einbruch wird zuvorderst mit dem Erfolg der
Griinen erklédrt, die vor allem in den Grofistidten deutlich zulegten.

199) Vgl. Falter, Landtagswahl 1982, S. 88 (Tabelle 3).

200y Vgl. Schultze, Landtagswahl 1986, S. 38ff.; ebenda, S. 46, S. 49 und S. 54 (die
folgenden Zitate); Kock/Treml, Weltkrieg, S. 486.

201) Gelberg, Kriegsende, S. 971.

72

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Insofern bestitigen diese Ergebnisse den Befund, dass die Griinen im
weitgehend dhnlichen sozialstrukturellen Milieu retissierten und demzu-
folge keine Gefahr fiir die ,Staatspartei” CSU bestand.

Die Wahlbeteiligung war erneut gesunken, da fiir die weit tiberwiegende
Mehrheit der Wihler ihr Ausgang von vorneherein feststand. Der unan-
gefochten regierenden CSU wurde ein hohes Mafs an Kompetenz - vor-
rangig in Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung - attestiert. Die SPD
schnitt im Unterschied zu den 1970er Jahren bei den Wihlern unter 35
Jahren schlechter ab. Die erhthte Wahlenthaltung traf vor allem sie, was
umso mehr erstaunlich erschien, denn normalerweise schadete eine
geringere Wahlbeteiligung den regierenden Parteien in Bonn und die
Opposition konnte daraus einen Nutzen ziehen. Offensichtlich gelang es
den Sozialdemokraten nicht, ihre Stammwihler zu mobilisieren, viel-
mehr habe die SPD bei einer niedrigen Wahlbeteiligung ,zugleich und in
betrachtlichem Umfang Wahler an die Griinen verloren”.

Der Wahlkampf war neben den Themen Asylrecht und Arbeitslosigkeit
vom Streit um die Kernenergie nach dem schweren Ungliick von
Tschernobyl und den geplanten Bau einer Wiederaufbereitungsanlage
im oberpfalzischen Wackersdorf bestimmt. In dem dortigen Stimmbkreis
Schwandorf verlor die CSU 14,3 %. Allerdings habe, so der Wahlforscher
Schultze, die SPD, abgesehen vom Stimmkreis Schwandorf, aus der
Debatte um die Kernkraftnutzung keinen Vorteil gezogen. Angesichts
der Wahlkampfthemen und der Kompetenzerwartung formuliert
Schultze, dass die Bayernwahl die wahlsoziologische Erkenntnis bestati-
ge, demzufolge ,retrospektive Erfahrungen und Kompetenzerwartun-
gen und nicht das konkrete Programm wichtig fiir das individuelle Wah-
lerverhalten sind”. Das Beispiel der Nutzung der Kernenergie unterstrei-
che, dass von , Kurzzeiteinfliissen nur sehr mittelbare Wirkungen auf die
Wahler ausgehen. Wichtiger sind noch immer die strukturellen Deter-
minanten des Wahlerverhaltens”.

Diese Strukturmuster seien in Bayern die gleichen wie im Bundesgebiet,
d.h. weiterhin spielen das konfessionelle und das sozio-okonomische
Cleavage zwischen Kapital und Arbeit eine ausschlaggebende Rolle.
Jedoch miissten aber bayerische Besonderheiten berticksichtigt werden
wie die einseitige katholische Konfessionsstruktur, die verspétete In-
dustrialisierung mit ihrem Mittelstandscharakter und die Homogenisie-
rung der politischen Kultur Bayerns unter der Agide der CSU, der es
gelang, die drei politisch-kulturellen Traditionslinien Altbayern, Franken
und Schwaben zu einer politischen Kultur zu verschmelzen.

Im Einzelnen zeigte sich wieder die Bedeutung der Konfessionsstruktur
und der kirchlichen Bindung, wobei allerdings die Unterschiede zwi-
schen Stadt und Land zu beachten sind. Der SPD-Stimmenanteil nahm
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ab bei steigendem Katholikenanteil und geringerer Bevolkerungsdichte,
dazu kam aber diesmal ein neuer Aspekt: die StimmeneinbufSen waren
am geringsten in ldndlichen Gebieten bzw. in ldndlich-katholischen
Gebieten und niedriger als in protestantische Gebieten. Demgegentiber
waren die grofiten Verluste in den bisher besseren Regionen der mittle-
ren und grofleren Stadte mit unterdurchschnittlicher katholischer Bevol-
kerung zu verzeichnen. Genau in diesem Segment aber erzielten die
Griinen ihre besten Ergebnisse und Zuwiéchse!

Die beiden grofiten Parteien mussten stirkere Verluste in ihren Hoch-
burgen hinnehmen, d.h. bei den christsozialen Hochburgen erreichten
die rechtsextremen Republikaner und bei den sozialdemokratischen
Hochburgen die Griinen hohe Zugewinne. Nach Berufsgruppen war die
CSU in Gebieten mit hohem Selbstindigenanteil, die SPD mit hohem
Arbeiteranteil am besten. Jedoch, wiederum bedeutsam fiir die Fragestel-
lungen der vorliegenden Studie, erzielte die CSU in Stimmbezirken mit
einem mittleren und hohen Arbeiteranteil leicht {iberdurchschnittliche
Ergebnisse. Dazu galt erneut unter Einbeziehung der Bevolkerungsdich-
te: Die Christsozialen erreichten in ldndlichen Arbeitergegenden einen
hoheren Stimmenanteil als in der Stadt.

Die SPD behauptete sich zwar in ldndlich gepragten Arbeitergegenden,
aber verlor in den Stadten. Sie musste wie vorher erwéhnt betrédchtliche
Einbuflen in Gebieten mit mittlerer und hoher Arbeiterbevolkerung
sowie starke Verluste in Gebieten mit hoher Angestellten- und Beamten-
bevolkerung hinnehmen. Dort wiederum verzeichneten die Griinen die
hochste Zuwiéchse (!) Die Beispiele der Grofstidte Miinchen, Augsburg,
Nturnberg und Erlangen untermauern die Zusammenhidnge mit den
sozialdemokratischen Verlusten nachhaltig.

Zusammenfassend ldsst sich festhalten: Auch in Bayern wurde das Wah-
lerverhalten von den drei Konfliktlinien bestimmt, also der konfessionel-
len-religiosen, der soziookonomischen und der postmaterialistischen
Konfliktlinie im Hinblick auf das griine Wahlerklientel. Diesmal erwie-
sen sich fiir die SPD neben den strukturellen Faktoren die Kurzzeitein-
flisse mafigeblich als Nachteil, d.h. ,politisch-konjunkturell die wirt-
schaftlichen Erwartungen und die positive Bewertung der Bonner wie
der bayerischen Regierung, politisch-situativ: die fehlende Machtchance
der SPD”.

Die Landtagswahl 1990202 bestdtigte die CSU-Dominanz, wahrend die
Sozialdemokraten auf ihr schlechtestes Ergebnis seit 1946 abrutschten (26
%). Der Wahlgang war durch den Tod des bisherigen Ministerprésiden-

202y Vel. zur Wahl Schultze, Landtagswahl 1990, S. 40ff.; ebenda, S. 53, S. 54 und S. 58
(die folgenden Zitate); Gelberg, Kriegsende, S. 984f.
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ten Straufs, dessen Nachfolge und die deutsche Einigung gekennzeich-
net. Aufgrund guter Ergebnisse bei der im Friihjahr stattgefundenen
Kommunalwahl zielte die SPD auf eine mogliche Rolle als Juniorpartner
der CSU. Dazu agierte man gemeinsam mit den Christsozialen gegen das
Volksbegehren ,Das bessere Miillkonzept” von Biirgerinitiativen und
Griinen. Im Wahlkampf dominierte die Bundespolitik und die Oppositi-
on konnte ihre sachbezogenen Themen fiir Bayern nicht in den Vorder-
grund platzieren, die Politik der deutschen Vereinigung war nicht im
Fokus der beiden Oppositionsparteien.

Auffillig war die stark abgefallene Wahlbeteiligung, die auf Wahl-
miidigkeit und einen prognostizierten klaren Wahlsieg der CSU sowie
die erneute Chancenlosigkeit der Opposition zurtickgefithrt wurde.
Regional rutschte die CSU nur im Bezirk Mittelfranken unter die 50 %-
Marke, wo umgekehrt die SPD am wenigsten Stimmen einbiifste. Am
meisten verlor die SPD in der Oberpfalz, was mit dem Ende der WAA
zusammenhing, da sich der Protest dagegen ertibrigt hatte. Die Sozial-
demokraten erreichten wieder ihre besten Ergebnisse in den Ballungs-
zentren Miinchen, Niirnberg, Furth und Schweinfurt, gefolgt von den
tiberwiegend protestantischen Klein- und Mittelstddten Oberfrankens
(bspw. Coburg oder Hof). Hingegen gab es sogar stiarkere Verluste in
den landlichen Gebieten.

Chancenlos war der sozialdemokratische Spitzenkandidat Hiersemann,
der selbst unter den SPD-Wahlern nur eine Zustimmung unter 50 %
erhalten hatte und weit abgeschlagen hinter dem amtierenden Minister-
présidenten Streibl landete. ,,Keine Experimente”, so wurde die ,Stim-
mungslage der bayerischen Wahler im Herbst 1990” charakterisiert. Die
sog. Cleavage, also sozialstrukturelle Wahlentscheidungsindikatoren
bestatigten sich unverdndert: Gewerkschaftsmitglieder wéhlten tiber-
durchschnittlich die Sozialdemokraten und umgekehrt blieb die CSU
unangefochten bei den Katholiken.

Interessant fiir unsere Themenstellung ist der Befund, dass die CSU bei
den Arbeitern in etwa ihren Landesdurchschnitt erreichte, woraus zu
schliefSen ist, dass , die Mehrheit der Arbeiter CSU wihlen”. Zuriickzu-
fithren sei dies auf die katholische Bindung und die niedrigere gewerk-
schaftliche Organisation in Bayern. Letztlich bleibe der SPD, wie die
Wahlanalyse von Schultze zutreffend formuliert, nichts anderes {ibrig,
zu versuchen, ,in ihrer eigentlichen Klientel, der Arbeiterschaft, bei
niederen und mittleren Angestellten im Produktions- wie im Dienstleis-
tungssektor an Boden zu gewinnen”(!) Dass sie strategisch auf , das post-
materielle Biirgertum setzt, niitzt dabei in Bayern der SPD noch weniger
als anderswo in der Bundesrepublik”. Ein Befund, der fiir die bayerische
Sozialdemokratie durchaus einige Berechtigung hat, denn tiber eine
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Machtoption verfiigte man nur beim Eindringen in das ,Terrain” der
CSU. Die bayerische Sozialdemokratie zog aus der Enttduschung dieser
Wahl eindeutige Konsequenzen: Die bisher bundespolitisch aktive Rena-
te Schmidt l6ste den Landesvorsitzenden Rudolf Schofberger ab und
verband dies mit dem Junktim einer tiberfalligen Parteireform.203

Bei der Landtagswahl 1994204 ist zunéchst auf die in der vorangegangenen
Legislaturperiode auftretenden Affdren (,Amigo”), Riicktritte (u.a. Mi-
nisterprésident Max Streibls), die rechtsextremen Republikaner, aber
auch die Nominierung von Renate Schmidt als sozialdemokratische
Spitzenkandidatin ,als eine weitere ernstzunehmende Herausforde-
rung” fiir die Staatspartei” CSU zu verweisen. Da Renate Schmidt die
einzige sozialdemokratische Fiithrungspersonlichkeit in den 1980er und
1990er Jahren gewesen war, die den amtierenden Ministerprasidenten
ndherkommen konnte, seien kurz einige biographische Hinweise gege-
ben:

Zur Person: Renate Schmidt?®® wurde 1943 in Hanau/Main geboren, evangelisch und vom
Beruf Systemanalytikerin/Programmiererin. Politisch aktiv wurde sie in der Zeit der Grofien
Koalition und auch in der Gewerkschaft, seit 1972 Mitglied der SPD. Sie war Mitglied des
deutschen Bundestags von 1980 bis 1994, von 1987 bis 1990 stellvertretende Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion und von 1990 bis 1994 Vizeprisidentin des deutschen Bundestags.
Mitglied des bayerischen Landtags war sie von 1994 bis 2002. Von 1991 bis 2000 war sie
Landesvorsitzende der Bayern-SPD auf Dringen des SPD-Bundesvorsitzenden Hans Jochen
Vogel nach dem schlechten Wahlergebnis bei der bayerischen Landtagswahl 1990. Von 2002
bis 2005 amtierte sie als Bundesministerin fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend im
Kabinett Schréder 11 und von 2005 bis 2009 war sie Mitglied des deutschen Bundestags.

Bemerkenswerterweise hinterliefSen die Affaren usw. der Regierungspar-
tei beim Wahlvolk keine entscheidenden Spuren, was auf das zielstrebi-
ge Handeln des neuen Regierungschefs Stoiber zurtickgefiihrt wurde.
Hierbei spielte die positive wirtschaftliche Entwicklung Bayerns eine
wichtige Rolle, die die CSU fiir sich reklamierte. Die SPD habe, so die
Wahlforscher Jung und Rieger, ,mit ihrer populdren und selbstbewuf3-
ten Spitzenkandidatin“?% zwar einerseits in traditioneller Weise sozial-
politische Themen und Probleme in den Mittelpunkt geriickt, aber sie
,ignorierte andererseits allerdings das tatsdchliche 6ffentliche Problem-
bewufitsein”. So konnte im ldndlichen Raum mit Themen wie Arbeitslo-

203) Vgl. Gelberg, Kriegsende, S. 987.

204) Vgl. Jung/Rieger, Landtagswahl 1994, S. 232ff.; ebenda, S. 233 (das folgende
Zitat); Gelberg, Kriegsende, S. 994f.

205) Vgl. Biographie von Schmidt, Renate; Deutscher Bundestag Mitglieder des 15.
Deutschen Bundestags (2002-2005): Renate Schmidt; Bayerischer Landtag (Hg.),
Balke, Die Ersten, S. 148ff.

206) Jung/ Rieger, Landtagswahl 1994, S. 235 und ebenda (das folgende Zitat).
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sigkeit oder Wohnungsnot nicht gepunktet werden, da diese dort eine
untergeordnete Rolle spielten.

Erneut scheint, ohne an dieser Stelle aktuelle Beziige zu sehr bemiihen
zu wollen, dass die SPD thematisch das Wahlvolk nicht in einem erfor-
derlichen Ausmaf} erreichen konnte. Das Ergebnis der Landtagswahl
brachte fiir die CSU ein leichtes Minus (52,8 %), die SPD legte immerhin
um vier Prozentpunkte zu und erklomm wieder die 30 %-Marke. Als
dritte Partei schafften noch die Griinen mit 6,1 % den Einzug in das Par-
lament, wihrend die FDP wieder scheiterte.

Da das Wahlverhalten in der Bundesrepublik wie auch in Bayern wei-
terhin durch sozialstrukturell definierte Wahlergruppen bzw. Milieus
vorrangig bestimmt wurde, erinnern die Wahlforscher Jung und Rieger
an die einmal mehr giinstigen sozialstrukturellen Rahmenbedingungen
fur die Regierungspartei: Die verspatete Industrialisierung mit ihrem
geringeren gewerkschaftlichen Organisationsgrad, die sichtbare , klein-
rdumig-landliche Siedlungsstruktur mit ihren belegbaren Vorteilen fiir
die CSU, die im Ubrigen auch den Zumutungen eines 6konomischen
Strukturwandels besser begegnet”, d.h. etwaige ,Tendenzen sozialer
Desintegration konnen leichter aufgefangen werden”207.

Somit lassen sich auch bei dieser Wahl die sozialstrukturellen Befunde
vorheriger Urnengénge bestitigen: Die CSU dominierte unangefochten
bei den Katholiken, insbesondere den aktiven Kirchgingern, aber im-
merhin rangierten die Sozialdemokraten bei den Protestanten und den
Konfessionslosen vor den Christsozialen. Nach den Berufsgruppen
nahmen die Sozialdemokraten bei den gewerkschaftlich organisierten
Wiéhlern den Spitzenplatz ein, aber ansonsten war beim direkten Ver-
gleich zwischen den beiden Parteien die CSU in allen Berufsgruppen die
starkste Kraft. Im Zusammenhang mit einer der wesentlichen Fragestel-
lungen der vorliegenden Studie nach dem Wabhlverhalten der klassi-
schen sozialdemokratischen Stammwdéhlerschaft ist an dieser Stelle er-
neut festzuhalten: Die CSU stiefs schon in den 1970er Jahren - vor dem
Hintergrund der in Bayern geringeren Zahl gewerkschaftlich organisier-
ter Arbeiter und einer dominierenden katholischen Konfession - in das
,Arbeiterlager” vor. Die Etablierung der Griinen als dritte Kraft trug im
Ergebnis nicht zur Erschiitterung der Vorherrschaft der bayerischen
,Staatspartei” bei, denn die Griinen konkurrierten zum Teil mit den
Sozialdemokraten um dieselbe Wahlerschicht.

Neben den strukturellen, langzeitlichen Bestimmungsfaktoren beeinflus-
sen politische Kurzzeiteinfliisse das Wahlverhalten. So war bei dieser
Wahl die aus der Perspektive der Mehrheit der bayerischen Wahler emp-

207) Jung/Rieger, Landtagswahl 1994, S. 238.
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fundene positivere 6konomische Situation Bayerns im Vergleich zu an-
deren Bundesldndern ein entscheidender Faktor. Diesen Befund rechnete
man weit {iberwiegend der seit Jahrzehnten regierenden Partei zu. Der
Aspekt der Kompetenzerwartung wird unten bei den genauer zu analy-
sierenden Landtagswahlen seit Ende der 1990er Jahre noch eingehender
behandelt und verdient bei einer gesamten Betrachtung der problemati-
schen Stellung der SPD in Bayern eine besondere Beachtung.

Schliefilich ist als Rahmenbedingung fiir Wahlen in Bayern das asym-
metrische Parteiensystem mit der hegemonialen Stellung der CSU zu
beachten, demnach eine Regierungsbildung ohne die unangefochten
dominierende Regierungspartei grundsitzlich fiir unrealistisch gehalten
werde. Dass bei dieser Wahl unter Beriicksichtigung , sich kumulieren-
der negativer Rahmenbedingungen”?% die SPD dennoch erheblich zule-
gen konnte, sei vor allem ihrer Spitzenkandidatin Renate Schmidt zu
verdanken, die ,duflerst positive Popularitdtswerte” erzielte. Zur Aus-
dehnung der Sozialdemokratie sei es im Hinblick auf organisatorische
Zusammenhinge ,von entscheidender Bedeutung, inwieweit es der SPD
gelingt, ihre Prasenz vor Ort durch die Griindung von Ortsvereinen und
kommunalpolitisches Engagement zu steigern”.

Zusammenfassend ldsst sich tiber die Landtagswahlen von 1946 bis 1994
knapp festhalten: Nachdem die CSU bei der ersten Landtagswahl 1946
noch unangefochten gesiegt hatte, waren die folgenden Jahre bis Anfang
der 1960er Jahre vom Kampf mit der altbayerisch-konservativen Bayern-
partei gekennzeichnet. In dieser Phase gelang es den Sozialdemokraten
ungeachtet wenig zufriedenstellender Ergebnisse bei den Landtagswah-
len an der Regierung beteiligt zu sein und von 1954 bis 1957 sogar eine
Regierung, die Viererkoalition, anzufiihren. In den fiinfziger und sechzi-
ger Jahren tibertraf die SPD klar die 30 %-Marke und erzielte 1962 und
1966 bis zum heutigen Tag unerreichte Spitzenergebnisse. Danach setzte
ein allmdhlicher Riickgang ein, wihrend umgekehrt die Christsozialen
zur alleinherrschenden Partei im Freistaat aufstiegen. Die CSU als ganz
Bayern dominierende Kraft konnte auf Zuspruch aus allen Bevolke-
rungsschichten bauen. Auch die Arbeiterschaft wahlte nunmehr mehr-
heitlich die Christsozialen. Bereits bei den Landtagswahlen 1986 war die
SPD wieder auf ein Ergebnis von unter 30 % zuriickgefallen und ledig-
lich 1994 konnte mit einer populdren Spitzenkandidatin nochmals diese
Marke erreicht werden. Von den kleineren Parteien konnten sich seit
1986 die Griinen dauerhaft im Landtag etablieren, allerdings gingen ihre
Stimmen zu Lasten der grofsten Oppositionspartei.

208) Jung/Rieger, Landtagswahl 1994, S. 239, S. 242 und 248 (die folgenden Zitate).
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3. Die Landtagswahlen von 1998 bis 2013

Im Folgenden werden Ergebnisse der Wahlforschung zu den bayeri-
schen Landtagswahlen von 1998 bis 2013 mit dem Schwerpunkt auf dem
Abschneiden der Sozialdemokratie prasentiert und analysiert. Zur nihe-
ren Bestimmung des Wahlverhaltens wird Bezug genommen auf ausge-
wihlte Variablen bzw. Indikatoren der , klassischen” Wahlforschung.

Da in allen westlichen Demokratien das geheime Wabhlrecht gilt, ist eine
direkte Beobachtung des Wahlverhaltens nicht moglich. Um aber den-
noch Aussagen tiber Wahlentscheidungen treffen zu konnen, ,ist die
Wahlforschung auf das Instrument des wissenschaftlichen Indizienbe-
weises angewiesen: Tragfihige theoretische Erklarungsmodelle leiten
das jeweils konkrete Wahlergebnis aus einer Anzahl kausal vorgelager-
ter Faktoren ab”?®. Gegenstand der Wahlforschung, die ,ohne Zweifel
zu den am hochsten entwickelten Teilbereichen der Politikwissen-
schaft“?10 zihlt, sind die politischen Wahlen. Im Mittelpunkt steht , vor-
wiegend Wahlerforschung”?'1, denn , politische Wahlen sind die zentrale
Institution der représentativen Demokratie” und die ,,empirische Wahl-
forschung liefert Erkenntnisse tiber die Legitimation des demokratischen
politischen Systems, seine Funktionsmechanismen und Leistungen sowie
letztlich seine Qualitat”.

Allerdings gilt fiir den Gegenstand der vorliegenden Arbeit eine Ein-
schrankung. Die Wahlforschung hat sich in Deutschland vorrangig mit
den Bundestagswahlen beschiftigt, hingegen gehoren die Landtagswah-
len ,zu den am stdrksten vernachlédssigten Gebieten der empirischen
Wahlforschung”. Diese Feststellung betrifft sowohl die generelle Analy-
se der Bestimmungsfaktoren landespolitischer Wahlentscheide als auch
Untersuchungen tiber den Einfluss bundespolitischer Groflen auf das
Wihlervotum bei Landtagswahlen”?!2. Insgesamt ist fuir die Wahlfor-
schung festzuhalten: Es gibt zwar mittlerweile unterschiedliche Erkla-
rungsansdtze mit unterschiedlichen Perspektiven und Schwerpunkten,
aber den letztendlich komplexen Prozess der jeweiligen Wahlentschei-
dung in theoretische Modelle zu tiberfiihren, ist schwierig, denn ,indi-
viduelle Handlungskalkiile, gruppenspezifische Interessen sowie Lang-
und Kurzzeiteinfliisse lassen sich kaum in einem einzigen Modell ange-

209) Lauth/Wagner, Politikwissenschaft, S. 301.

Vgl. Eith/Mielke, Politische Soziologie, S.295; ebenda S. 294ff. (zum Folgenden).
Schmitt-Beck, Stand, S. 5 und ebenda, S. 4 (das folgende Zitat).
Gabriel/Holtmann, Einfluss, S. 462.
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messen berticksichtigen und zudem auch noch empirisch auseinander-
halten”213,

Die vielfdltigen Daten tiber Alter, Beruf, Einkommen oder Geschlecht
alleine konnen ein Wahlergebnis bzw. eine Wahlentscheidung nicht
erkldren, deshalb wird im Wesentlichen zwischen vier Erkldrungsansét-
zen differenziert, namlich dem soziologischen Erkldrungsansatz, dem
individualpsychologischen Erkldrungsansatz, dem Modell des rationalen
Wihlers und dem Modell des sozialen Milieus.

Der soziologische Ansatz hebt die Bedeutung des sozialen Umfelds her-
vor, d.h. ,Wahlverhalten ist Gruppenverhalten”. Die Zugehorigkeit zu
einer sozialen Gruppe mit politischen Verhaltensnormen entscheidet
tiber die Wahlpréferenz (z.B. die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft
oder eine starke Bindung an die katholische Kirche). Dieser Ansatz be-
schaftigt sich mit den in einer Gesellschaft vorhandenen politischen
Gruppeninteressen, wobei die politischen Eliten als priagende Krifte fiir
das Weltbild der Gruppenmitglieder eine wichtige Rolle spielen. Derart
ausgerichtete Wahlanalysen heben somit die Bedeutung von Milieu-
bzw. Gruppenstrukturen fiir die Wahler hervor, hingegen erfassen sie
weniger kurzfristige Stimmungsschwankungen.

Eher entgegengesetzt argumentiert das Modell des rationalen Wéhlers,
das sich ganz auf die Analyse von individuellem Kalkiil konzentriert,
d.h. die Wahlentscheidung wird von dem maximal zu erzielenden politi-
schen Nutzen bestimmt. Soziale Einfliisse finden keine Berticksichti-
gung. Man wihlt diejenige Partei, von der man sich den grofiten person-
lichen Vorteil verspricht. Die Wahlentscheidung héngt von aktuellen
politischen Problemen ab und wirtschaftliche Indikatoren wie Inflations-
raten, Arbeitslosenzahlen oder Wachstumsraten nehmen einen hohen
Stellenwert ein. Allerdings kann diese Theorie eine Wahlentscheidung
fiir eine kleine Partei, die ohne Chance auf eine Regierungsbeteiligung
ist, nicht erklédren.

Der individualpsychologische Erkldrungsansatz wiederum fiihrt das
Wabhlverhalten auf eine individuelle psychologische Beziehung zu einer
Partei zuriick, also eine individuelle Parteiidentifikation, d.h. eine ,lin-
gerfristige emotionale Bindung der Wahlerinnen und Wahler an ihre
Partei“?14. Diese Bindung resultiert aus einer politischen Sozialisation
durch das Elternhaus, durch den Freundeskreis oder aus der Mitglied-
schaft in einer Gruppe. Die , Parteiidentifikation eines Wahlers stellt eine
der wichtigsten Pragekrifte fiir sein Entscheidungsverhalten an der Urne
dar” und sie ,fungiert dadurch als ein politischer Kompass im untiber-

213) Korte, Wahlen, S. 107 und zum Folgenden ebenda, S. 99ff., S. 107ff.; vgl. auch
ders./Frohlich, Politik, S. 154ff.; Eith/Mielke, Politische Soziologie, S. 301ff.

214) Korte, Wahlen, S. 103.
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sichtlichen Geldnde der Politik”.?!5 Zu diesem eher langzeitlichen Faktor
kommen noch die Kandidatenbewertung und die Einstellung zu politi-
schen Streitfragen hinzu, d.h. eher kurzfristig wirkende Momente.
Schliefilich ist als vierter Erklarungsansatz seit den 1980er Jahren das
Modell der sozialen Milieus als Erkldrungsansatz von Wahlverhalten
entwickelt worden, d.h. die Zuordnung der Wahler zu sozialmoralischen
Milieus. Unter letzteren wird nicht zwangsldufig eine 6konomisch defi-
nierte soziale Schicht oder ein durch gemeinsames Handeln oder ge-
meinsame Kommunikation gekennzeichnetes Milieu verstanden. Viel-
mehr basieren diese sozialen Milieus auf gemeinsamen fundamentalen
Wertorientierungen, die das Leben bestimmen und die die Einstellung
zu Arbeit, Familie, Konsumverhalten, Zukunftserwartungen determinie-
ren.

Riidiger Schmitt-Beck21¢ skizziert in seinem Uberblick tiber die Wahlfor-
schung in Deutschland drei wesentliche Theorieimporte in die politik-
wissenschaftliche Wahlforschung, namlich erstens den soziologischen
Ansatz, der sozialstrukturelle Hintergriinde von Wahlentscheidungen
und die Rolle von Gruppen als deren Grundlage analysiert. Allerdings
kann dieser Ansatz nicht erkldren, warum die Wahlentscheidungen und
somit der Wandel zustande kommen. In Deutschland unterscheidet man
bei diesem Ansatz zwei Konfliktlinien, aus denen zwei wesentliche
Gruppen zur Bestimmung von Wahlentscheidungen resultieren, namlich
ein konfessionell-religivses und ein soziookonomisches ,cleavage”.
Konkret sind einerseits kirchentreue Katholiken als den Unionsparteien
nahestehende und gewerkschaftlich organisierte Arbeiter als der Sozial-
demokratie nahestehende Klientel gemeint. Jedoch verzeichnen diese
Préadispositionen in den letzten Jahrzehnten als Folge von Sikularisie-
rung und dem Wandel der Berufsstruktur einen kontinuierlichen Abbau.
Der zweite Theorieimport, bekannt als Michigan-Modell, ist sozialpsy-
chologisch orientiert, d.h. das Wahlerverhalten wird diesem Ansatz
zufolge unmittelbar von politischen Einstellungen gepriagt und sozial-
strukturelle Aspekte treten in den Hintergrund. Hierbei stehen langfris-
tige stabile Parteiidentifikationen im Vordergrund, bei denen es sich um
eine ,tief in der Personlichkeit verankerte, gefithlsméflige Bindung von
Individuen an bestimmte politische Parteien” handle. Der dritte Theorie-
import ist mikrookonomischer Natur und versteht Wéhler und Parteien
als Nachfrager und Anbieter. Alle handeln rational, wobei die Parteien
das Ziel Machterhalt oder Machterwerb verfolgen. Langfristige Partei-
bindungen spielen keine Rolle.

215) Schmitt-Beck, Parteibindungen, S. 155f.
216) Vgl. Schmitt-Beck, Stand, S. 6ff.; ebenda, S. 8f. (das folgende Zitat).
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Der Politikwissenschaftler Manfred G. Schmidt unterscheidet drei Grup-
pen von Faktoren, die auf das Wéahlerverhalten einwirken:?'7 Zu den
unmittelbaren Bestimmungsfaktoren zihlt er die Bewertung der Spit-
zenkandidaten der Parteien, die Haltung der Wahler zu zentralen Streit-
fragen in der jeweiligen Wahl und die Problemlosungskompetenz der
Parteien. Diese genannten Bestimmungsfaktoren werden ihrerseits von
einer ,tiefer liegenden Grofie bestimmt: Der Parteiidentifikation”, die die
Néhe oder umgekehrt Distanz eines Wihlers zu einer Partei oder dessen
Erfahrungen mit einer Partei umfasst. Diese Parteiidentifikation wiede-
rum ist das Resultat anderer Faktoren wie Erfahrungen aus vorausge-
gangenen Wahlen, der Sozialstruktur, in der der Wahler verankert ist,
die Zugehorigkeit zu einer Klasse und Berufsgruppe (z.B. wihlen ge-
werkschaftlich organisierte Wihler weitgehend eine linke Partei) sowie
seine Werteorientierung. So bevorzugen Wihler mit materialistischen
Zielen die biirgerlichen Parteien und die SPD, wahrend postmaterial-
istische Wahler sich iiberwiegend fiir 6kologisch orientierte Parteien
entscheiden.

Laut der Forschungsgruppe Wahlen ist der Anteil von Wahlern mit
schwacher oder fehlender Parteienidentifikation von 1972 bis 2009 in
Westdeutschland von rund 40 auf 64 % gestiegen. In den neuen Bundes-
landern ist der Anteil von Wiahlern ohne besondere Parteibindung noch
etwas hoher. Somit sei der Wahlerstimmenmarkt auch in Deutschland
Jfliissiger” geworden, dennoch hilt Schmidt fest, , von einer generellen
Loslosung der Wahler von den Parteien kann also keine Rede sein”,
wenngleich der Wahlerstimmenmarkt , untibersichtlicher” geworden sei.
Schliefdlich bestimmen noch Faktoren wie das Geschlecht, die Region, die
Altersgruppe, der Ausbildungsstand oder der Einfluss von Medien das
Wahlverhalten, so dass Aussagen zum Wahlerverhalten immer mit Ein-
schrankungen gemacht werden, je nachdem, welcher Aspekt tiberwiegt.
Mit diesen Uberlegungen ist die Frage nach der Bindungskraft von ge-
sellschaftlichen Milieus in unserer Gegenwart zu stellen. Zwar sei die
Milieubindung bei religics gebundenen Wahlern oder bei gewerkschaft-
lich organisierten Industriearbeitern heute weniger ausgeprégt als in
fritheren Zeiten, in den ,Kernmilieus bleibt allerdings die Parteineigung
relativ stark”, d.h. Erstgenannte wahlen tiberwiegend die Union und
letztere vorrangig die SPD. Jedoch steige auch in Deutschland der Anteil
der Wéahler mit eher schwacher oder fehlender Parteiidentifikation.

Wolfgang Rudzio konstatiert ebenfalls die zunehmende Schwierigkeit
von langfristig-strukturellen Wahlanalysen, die mit der Wahl bestimmter
Parteien korrespondieren wie die Merkmale Kirchgang oder die Zuge-

217) Vgl. zum Folgenden Schmidt, System, S. 29ff.; ebenda, S. 29 und S. 33 (die folgen-
den Zitate).
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horigkeit zu einer Schicht, hier der Arbeiter.?!® Gegen die These von der
alleinigen Wirkungskraft sozial-6konomischer Merkmale fiir das Wahl-
verhalten hebt er die Konfession als weiterhin relevanten Gesichtspunkt
fiir Parteipraferenzen hervor. Demnach sind Katholiken in der Wé&hler-
schaft der CDU/CSU deutlich iiberreprasentiert, Nichtkatholiken hinge-
gen in der Wihlerschaft der anderen Parteien. Somit determinierten die
sozio-okonomische ,Schichtwahl” und die , Konfessionswahl” zumin-
dest bis in die 1990er Jahre das Wahlverhalten. Angesichts der historisch
nachweisbaren grofien Bedeutung der Konfession fiir die Wahlentschei-
dungen in der deutschen Geschichte verdient dieser Wahlindikator un-
geachtet seines eingetretenen Bedeutungsverlustes weiterhin Beachtung
im Rahmen von Wahlanalysen, insbesondere mit Blick auf die Sozialde-
mokratie?!?.

Jedoch sinke die Parteiidentifikation und umgekehrt wachse der Anteil
von Wechselwihlern, wobei fiir die entwickelten westlichen Gesellschaf-
ten die Lockerung von Parteibindungen als Ursache genannt wird. Diese
Erosion der politisch-sozialen Milieus, die bisher das Individuum umfas-
send in allen Lebenslagen integrierten, sei auf die Individualisierung von
Lebenslagen und die Bildungsexpansion zurtickzuftihren. Zusammen-
fassend kann man mit den Wahlforschern Dieter Roth und Andreas M.
Wiist festhalten, dass das Wahlverhalten der Wihler ,, immer sowohl von
langfristigen als auch kurzfristigen Einflussfaktoren, sowohl von rationa-
len wie auch emotionalen Faktoren und von grundlegenden und auch
situationsabhéngigen Faktoren bestimmt wird”22.

Mit Bezug auf die Erforschung von Landtagswahlen formulieren Gabriel
und Holtmann in ihrem Forschungstiberblick zum Wihlerentscheid bei
Landtagswahlen: ,Situative Effekte spielen eine betrédchtliche Rolle bei
der Wahlentscheidung auf der Landesebene, und diese lassen sich durch
generelle politische Regelungen kaum erfassen??!. Entsprechend der
strukturierenden Pramisse fiir die folgenden Ausfiihrungen sind , Wahl-
ergebnisse immer das Resultat multipler Einflussfaktoren vor allem aus
den Bereichen Parteien-, Kandidaten- und Themenorientierung sowie
den psychologisch-integrativen Bindungen an die Parteien”??. Die vor-
liegende Arbeit basiert vor allem auf soziologischen bzw. sozialstruktu-

218) Vgl. dazu Rudzio, System, S. 216ff.; zum Folgenden ebenda, S. 206ff.

219) Vgl. dazu die aufschlussreichen Ausfiihrungen zum schwierigen Verhiltnis
zwischen der Sozialdemokratie und dem Katholizismus bei Losche/Walter, Die
SPD, S. 298-336 und unten das Kapitel zu den Stammwiéhlerschaften.

220y Roth/Wiist, Volksparteien, S. 284.
221) Gabriel/Holtmann, Einfluss, S. 462.
222 Kornelius/Roth, Bundestagswahl 2005, S. 39.
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rellen Ansitzen, also iiberwiegend einem ,klassischen” Zugang der
Wahlforschung.

Als strukturierender Leitfaden fungiert somit der folgende Fragekatalog;:

(1) Wie sieht das Gesamtergebnis bei den Landtagswahlen unter Be-
riicksichtigung der Wahlbeteiligung und der geographischen Ver-
teilung innerhalb Bayerns aus?

(2) Sozialstrukturell fragen wir nach dem méglichen Einfluss von Be-
rufsgruppenzugehorigkeit, Konfession, Geschlecht, Alter und Bil-
dung auf die Wahlentscheidung

(3) Welchen Stellenwert hinsichtlich des Abschneidens bei den Land-
tagswahlen nehmen die jeweiligen Spitzenkandidaten und damit
der Faktor der Personlichkeit und die Kompetenzerwartung sei-
tens der Wéhler ein?

(4) Welche Kompetenzen werden den Parteien aus der Perspektive
der Wihler attestiert?

(5) Abschlieflend soll ein knappes Fazit die wesentlichen Bestim-
mungsfaktoren der sozialdemokratischen Landtagswahlergebnisse
im Zeitraum von 1998 bis 2013 zusammenfassen

3.1 Die Wahlergebnisse

Im Folgenden beschiftigen wir uns mit den Landtagswahlen vom Ende
der 1990er Jahre bis zum Wahljahr 2013. Zunichst erfolgt ein zusammen-
fassender Blick auf die vier Landtagswahlen, dem sich eingehendere
Analysen anschlieflen.

Tabelle 3: Gesamtergebnisse der Landtagswahlen 1998 bis 2013 (Erst- und
Zweitstimmen in Prozent)22

Parteien Landtagswahlen

1998 (+/-) 2003 (+/-) 2008 (+/-) 2013 (+/-)
SPD 28,7 (-1,3) 19,6 (-9,1) 18,6 (-1,0) 20,6 (+2,0)
CsuU 52,9 (+0,1) 60,7 (+7,8) 434 (-17,3) | 47,7 (+4,3)
FDP 17 (-11) 2,6 (+0,9) 80 (+54) 33 (47)

223) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 52; Bayerisches
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Landtagswahl - Gesamtstim-
men (Erst- und Zweitstimmen) in Bayern; in Klammern die Gewinne und Ver-
luste.
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Griine 57 (-04) 7,7 (+2,0) 94 (+1,7) 8,6 (-0,7)
REP 3,6 (-0,3) 2,2 (-14) 1,4 (-09) -
Freie 37 (-) 4,0 (+0,3) 10,2 (+6,2) 90 (-1,2)
Waihler

Linke - - 44 ( -) 2,1 (-2,3)
Sonstige 3,7 (-0,5) 3,2 (-0,5) 47 (+1,5) 8,7 (+4,0)

Im Wahlkampf zur Landtagswahl vom 13. September 1998%* hatte die CSU
Wert auf ihre landespolitischen Leistungen gelegt, wahrend die SPD
versuchte, ihren Kanzlerkandidaten Gerhard Schroder fiir die zwei Wo-
chen spiter stattfindende Bundestagswahl als ,Lokomotive” in Bayern
zur Geltung zu bringen. Die CSU errang den Wahlsieg, die SPD musste
wie die Griinen leichte Verluste hinnehmen, ansonsten gelangte keine
Partei in den bayerischen Landtag. Der klare Sieg der CSU wurde auf
das Vorherrschen vor allem landespolitischer Themen und die grofie
Popularitidt des Amtsinhabers Edmund Stoiber sowie die der Regie-
rungspartei zugeschriebenen Handlungskompetenz zuriickgefiihrt. Der
Regierungspartei sei es gelungen, ,vermeintlich SPD-nahe Bevolke-
rungsgruppen fiir sich zu gewinnen”. Ebenso hitten die Wahler in Bay-
ern ungeachtet des nahen Zeitpunktes der Bundestagswahl sehr wohl
zwischen der Landtags- und der Bundestagswahl unterschieden. So
wurde Schroder in Bayern positiver beurteilt als Bundeskanzler Helmut
Kohl, was aber bei der Landtagswahl keinen entsprechenden Einfluss fiir
die SPD hatte.

Die bayerischen Sozialdemokraten rangierten vor allem in der Frage der
Losungskompetenz weit abgeschlagen. Neben Stoibers Ansehen und
den attestierten Kompetenzen wirkte die im bundesdeutschen Vergleich
gute wirtschaftliche Lage Bayerns zusitzlich (,Stoiber-Effekt”??). Jedoch
konnten die bayerischen Sozialdemokraten bei der Bundestagswahl zwei
Wochen spéter klare Zuwichse erzielen, wihrend die CSU deutliche
Verluste einfuhr. Dies zeige, dass ,die Probleme der bayerischen SPD in
Bayern und nicht in Bonn liegen”. Es gelinge ihr nicht, ,, mit einem ent-
sprechenden Themen- und Personenangebot wechselbereite Wahler zur
Stimmabgabe fiir die SPD zu bewegen”.

Nach Meinung der sozialdemokratischen Spitzenkandidatin Renate
Schmidt sei es wegen der fehlenden Aussicht auf einen Regierungswech-

24) Vgl. zur Landtagswahl 1998, soweit nicht andere Belege angefiihrt werden, die
folgenden Daten nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, passim;
ebenda, S. 55 (das folgende Zitat); Renz/Rieger, Landtagswahl 1998, S. 77ff.

225) Renz/Rieger, Landtagswahl 1998, S. 91; ebenda S. 94 u. S. 96 (die folgenden
Zitate); vgl. auch Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 63.
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sel im Unterschied zu der von der Amigo-Affire getroffenen CSU bei der
Wahl vier Jahre zuvor, schwierig gewesen, ,ein mobilisierendes Element
zu finden”??6. Des Weiteren miisse die Burgerndhe, das ,Rantrauen an
die Menschen”, zukiinftig besser werden. Zur Frage, wofiir die bayeri-
sche SPD eigentlich stehe, miissten neben den ,Kernanliegen” der Ar-
beit, soziale Gerechtigkeit, bessere Schulen und die Férderung der Regi-
onen auch umstrittene Themen wie die innere Sicherheit und die Aus-
landerpolitik beachtet werden. Aus unserer heutigen Sicht durchaus
zutreffend bemerkte Schmidt bereits 1998 hellsichtig mit kritischem Blick
auf die eigene Partei, dass sich , viele Menschen in diesem Bereich von
der SPD in einem hohen Maf$ alleingelassen fithlen. Und zwar Men-
schen, die uns eigentlich wahlen wollen”.

Ebenfalls auf unsere aktuelle Gegenwart tibertragbar erscheint der Hin-
weis der sozialdemokratischen Spitzenkandidatin in Bezug auf die sozia-
len Leistungen fiir alle in Deutschland lebenden Menschen, demnach
man das - selbstverstdandlich subjektive - Gefiihl einer Benachteiligung
der Einheimischen bei sozialpolitischen Leistungen im Vergleich zu den
Zugewanderten berticksichtigen miisse. Der Nachfolger Schmidts als
sozialdemokratischer Spitzenkandidat Franz Maget sprach in seinem
politischen Riickblick mit bemerkenswerter Klarheit etwaige innerpartei-
liche Probleme an, die ebenfalls im Kontext der Diskussion iiber die
anhaltende Schwéche der bayerischen Sozialdemokratie Beachtung ver-
dienen:??” ,Es gehorte schon lange zu den Merkwiirdigkeiten und Er-
schwernissen der BayernSPD, dass sich ihre tonangebenden Funktionire
mehrheitlich eher im linken Spektrum der Partei verorten, obwohl sich
die Bevolkerung Bayerns gemeinhin konservativer fiihlt als im tibrigen
Deutschland.” Und er fahrt mit folgerichtiger Konsequenz fort: ,Jeder,
der diese Diskrepanz beseitigen wollte, musste kampfen. Es galt, die
bayerische SPD in der Mitte der Gesellschaft zu verankern und sie als
eine linke Volkspartei attraktiver zu machen.” Diese Feststellung hat
auch 2018 nichts an Bedeutung fiir die BayernSPD verloren, um politisch
erfolgreicher agieren zu konnen.

Die Landtagswahl vom September 2003 ,endete in einer eindrucksvollen
Machtdemonstration der CSU”?» und ihrem , Ausnahmesieg”. Nach
einem fur sie gunstigen Wahlkampf mit guten wirtschaftlichen Daten
und der herausragenden Rolle des Ministerprasidenten Edmund Stoiber,

226) Renate Schmidt im Interview mit der Stiddeutschen Zeitung v. 10.10.1998 (die
folgenden Zitate).

227) Maget, Es geht auch anders, S. 45.

228) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 10; ebenda, S. 22 (das folgende
Zitat); zum Wahlergebnis ausfiihrlich ebenda, S. 10ff.; Rieger, Landtagswahl
2003, S. 702ff.
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der den sozialdemokratischen, eher unbekannten Herausforderer Franz
Maget beim Vergleich der Spitzenkandidaten in allen Bereichen tibertraf
und ihn im Verlauf des Wahlkampfes weitgehend ignorierte, war dieses
auflerordentliche Ergebnis zustande gekommen.

Zur Person Franz Maget:22 Geboren 1953 in Miinchen, katholisch, Studium der
Geschichte Germanistik und Sozialwissenschaft (M.A.), Mitglied des bayerischen
Landtags 1990 bis 2013, Fraktionsvorsitzender 2000 bis 2009, Vorsitzender der
Miinchner SPD von 1997 bis 2009.

Bestimmt wurde der Wahlkampf von der Kritik der bayerischen Regie-
rungspartei an der rot-griinen Bundesregierung. Demgegeniiber gelang
es Maget nicht, landespolitische Themen auf die Tagesordnung zu set-
zen. Mit grofsen Zuwichsen erreichte die CSU ,,als wahre Volkspartei® 230
mit 60,7 % erstmals in der Geschichte Bayerns eine Zweidrittelmehrheit
im Landtag, wahrend die SPD ihr bislang schlechtestes Ergebnis in Bay-
ern bei Landtagswahlen bei einem Verlust von fast einem Drittel ihrer
Wiéhler hinnehmen musste. Die SPD verlor fast eine dreiviertel Million
Wihler, was nur bedingt auf die stark gesunkene Wahlbeteiligung zu-
riickzufiihren war. Die CSU eroberte alle Direktmandate, denn der SPD
gingen die letzten fiinf gehaltenen Stimmkreise Hof, Fiirth-Stadt, Niirn-
berg-Nord, Miinchen-Altstadt und Miinchen-Milbertshofen verloren.
Die Griinen, die sich verbesserten, waren im Landtag als dritte Kraft
vertreten.

Bei einer markant niedrigeren Wahlbeteiligung, da diesmal keine Bun-
destagswahl stattfand, und einer in Bayern ausgeprédgten bundespoliti-
schen Unzufriedenheit mit der rot-griinen Bundesregierung waren bun-
despolitische Themen im Wahlkampf sehr présent. Aber auch landespo-
litisch erhielt die SPD eine negative Beurteilung ihrer Oppositionsarbeit
bei einem gleichzeitig hohen Kompetenzvertrauen in die CSU. Damit
sind entscheidende Momente fiir diesen Einbruch der Partei genannt. Es
sei fiir die SPD bei dieser Wahl ,eigentlich nur noch um Schadensbe-
grenzung” vor dem Hintergrund des ,miserablen bundespolitischen
Trend[s]”*! gegangen.

Die SPD stand nach diesen enormen Verlusten vor einem ,Scherbenhau-
fen” und war auf einen ,historischen Tiefstand” abgesackt. Deshalb
verlangt dieser Einbruch 2003 eine ndhere Analyse, die in den folgenden
Kapiteln prasentiert wird. An dieser Stelle kénnen als mogliche Indika-
toren zur Erklarung der schweren Wahlschlappe genannt werden: Zu-

229) Biographie Maget Franz Josef.
230) Rieger, Landtagswahl 2003, S. 709.

231) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 17; ebenda, S. 22, S. 10, S. 24
(die folgenden Zitate).
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nichst der Amtsinhaber Stoiber, der auf auflerordentlich hohe Zustim-
mungswerte in Bezug auf seine Person und seine Kompetenz gekommen
war. Moglicherweise spielte noch im Nachgang die knapp verlorene
Bundestagswahl des Vorjahres eine Rolle zugunsten des bayerischen
Ministerprasidenten und damaligen Kanzlerkandidaten. Demgegentiber
fallen die extrem enttduschenden Daten bei den Losungskompetenzen
fiir die SPD schwer ins Gewicht. Hier sind vor allem die zentralen The-
mengebiete des Arbeitsmarktes, der Wirtschaft und der Finanzen zu
nennen, denn es baute ,nicht einmal einer von Zehn Bayern auf sozial-
demokratische Politik”. Selbst bei Arbeitslosen oder Konfessionslosen
avancierte die CSU zur stdrksten Kraft.

Der bundespolitische Aspekt lieferte der Forschungsgruppe Wahlen
zufolge einen ,weiteren Grund fiir das miserable Abschneiden der
SPD”. Der sozialdemokratische Spitzenkandidat Maget formulierte be-
reits vor der Wahl, dass , wir in Bayern stellvertretend fiir die Bundespo-
litik abgestraft”?3? werden, d.h. die Reformpolitik der Agenda 2010. Ma-
get?33 selbst betonte auch den Zwiespalt 2003 zwischen der Einsicht in
die Notwendigkeit der Reformen und deren gleichzeitigen Problematik
fur die Partei. Im Ubrigen waren die Kernelemente der sog. Agenda-
Reformen, die Hartz IV-Reformen, noch nicht in Kraft getreten und es
herrschte ein vielstimmiger Diskussionsprozess vor. Inwieweit die Aus-
einandersetzungen um die im Mérz 2003 von Bundeskanzler Gerhard
Schroder initiierte Agenda 2010 zum Zeitpunkt der bayerischen Wahl
tatsachlich bereits nachhaltig das Wahlergebnis der SPD beeinflussten,
kann u.a. durch einen Blick auf andere Landtagswahlen 2003 relativiert
werden:

So kann auf die Biirgerschaftswahl im Mai 2003 in Bremen Bezug ge-
nommen werden, da die beiden anderen Landtagswahlen in Hessen und
Niedersachsen im Februar vor dem ,Paukenschlag” Schroders im deut-
schen Bundestag am 23. Marz 2003 stattfanden. In Bremen verloren die
Sozialdemokraten nur minimal, wahrend die Union starke Einbufien
erlebte. Hingegen erlitt die SPD in Niedersachsen und in Hessen bei den
Wahlen im Februar (!) jeweils schwere Einbriiche. Insofern spielte wohl
bei allen drei Wahlen 2003 das bundespolitische Erscheinungsbild der
rot-griinen Regierung eine wichtige Rolle (und weniger die erst begin-
nende Diskussion tiber die Agenda 2010). Es soll der Hinweis nicht feh-
len, dass die bayerische SPD bei der Bundestagswahl 2002, also ein Jahr
zuvor, bereits mehr als acht Prozentpunkte im Vergleich zur Bundes-
tagswahl 1998 eingebiifsit hatte. Dieser Einbruch erfolgte zu einem Zeit-
punkt, als die Reformen der Agenda 2010 tiberhaupt noch kein Thema

232) Maget zit. nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 15.
233) Vgl. Maget, Es geht auch anders, S. 74ff.
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der politischen Auseinandersetzung waren. Die Griinen als politische
Konkurrenz fiir die BayernSPD diirften ungeachtet ihrer Zunahme um
zwei Prozentpunkte nicht als besonders relevanter Erklarungsfaktor fiir
die hohen sozialdemokratischen Verluste in Frage kommen.

Dariiber hinaus verweist Maget auf die materielle und finanzielle Uber-
legenheit der CSU beim Wahlkampf insgesamt hin. Fiir den sozialdemo-
kratischen Spitzenkandidaten bedeutete dieser Einbruch ein , Desaster”,
denn ,eine Wahl so zu verlieren, ist mehr als eine politische Niederlage,
es ist eine personliche Katastrophe”?*. Zutreffend erscheint seine Beur-
teilung der tatsdchlichen Griinde der Niederlage: ,Ich wusste immer,
dass wir ohne groflere wirtschaftspolitische Kompetenz keine Wahlen
gewinnen wiirden”. Eine wesentliche Problematik der Politik der bayeri-
schen Sozialdemokratie insgesamt, die wir unten noch eingehender
betrachten werden, ist damit erkannt worden. Fiir die 2008 anstehende
Wahl wollte Maget dariiber hinaus, die Thematik der sozialen Gerech-
tigkeit in den Mittelpunkt stellen.

Die Griindung einer eigenen bayerischen SPD als Konsequenz des mise-
rablen Ergebnisses 2003 wurde vom fritheren stellvertretenen Vorsitzen-
den der BayernSPD, Peter Glotz, unmissverstindlich zuriickgewiesen.
Glotz erinnerte zu Recht an die seit Jahrzehnten fehlende Abwesenheit
seiner Partei von einer Regierungsarbeit und die daraus resultierenden,
fehlenden Beziehungen zur Verwaltung.?®> Diese lange Abwesenheit von
einer Regierungstatigkeit und damit der Macht erzeuge immer unrealis-
tischere politische Vorstellungen. So habe sich gerade die bayerische
SPD weltfremd sowohl gegen den Asylkompromiss als auch aktuell
gegen die Agenda 2010 gerichtet. Fiir Glotz galt beim Blick auf die baye-
rische Sozialdemokratie, das ,eigentliche Problem liegt bei den Kadern
der Partei, also der Mittelschicht der Aktiven”. Die vorausgegangene,
dritte Amtsperiode Stoibers war fiir den Wahlforscher Rieger durch eine
,scharfe Kontrastierung bayerischer Landespolitik gegentiber der rot-
griinen Bundespolitik” als dem ,eigentliche[n] Erfolgsrezept” gekenn-
zeichnet gewesen.?¢ Damit ist auf exogene Faktoren zu verweisen, die
eben auch das Erscheinungsbild der bayerischen Sozialdemokratie be-
eintrachtigten.

Personelle Anderungen bei den bayerischen Sozialdemokraten - Wolf-
gang Hoderlein tibernahm den Parteivorsitz und Franz Maget wurde

234) Maget, Es geht auch anders, S. 84; ebenda, S. 110 (das folgende Zitat).
2%5) Vgl. Interview mit Peter Glotz in der Stiddeutschen Zeitung v. 23.09.2003.

236) Rieger, Landtagswahl 2003, S. 703f. Auch der Hinweis auf das tiberragende
Ergebnis fiir Stoiber bei der Bundestagswahl 2002 mit 58,6 % gegeniiber 26,1 %
fiir die SPD; ebenda, S. 705 (das folgende Zitat).
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neuer Fraktionsvorsitzender - brachten keine Abhilfe, die bayerische
Sozialdemokratie blieb , schutzlos dem negativen Trend von Bundespar-
tei und Bundesregierung ausgeliefert”. Sie verlor unzufriedene Wech-
selwéhler an die CSU und musste vielfache Wahlenthaltung ihrer eige-
nen Wihlerklientel hinnehmen. Insgesamt seien dies rund 700 000 W&h-
ler aus allen Schichten im Vergleich zur Landtagswahl 1998 gewesen.?3”
Es blieb angesichts der ungiinstigen sozialstrukturellen und politisch-
kulturellen Rahmenbedingungen bei der , Leidensspirale” der SPD.

Hervorstechendes Ergebnis der Landtagswahl 2008 war der Verlust der
absoluten Mehrheit der CSU nach 46 Jahren, so dass ein Koalitions-
partner erforderlich wurde. Es habe sich bei dieser Wahl um das ,Bild
eines Erdrutsches”?%® und , eine historische Zasur”?* gehandelt, denn ein
Absturz auf 43,4 % bedeutete das schlechteste Ergebnis fiir die seit einem
halben Jahrhundert unangefochten dominante CSU. Der Einbruch der
Christsozialen 2008 stand nach Heinrich Oberreuter?® im Zusammen-
hang mit ,gesellschaftliche{n] Wertwandelprozesse[n]”, die auch in
Bayern sichtbar wurden und eine Verdnderung der Themenhierarchie
bewirkten. Ungeachtet einer ausgesprochen positiven Einschédtzung der
wirtschaftlichen Lage durch die Wahler, die man in hohem Mafie der
CSU zuschrieb, war Bildung das entscheidende Thema geworden. Zuge-
spitzt formuliert Oberreuter, der ,entscheidende Grund fiir das Wahler-
gebnis [ist] die Tatsache, dass die Modernisierung, die die CSU in Bayern
vorangetrieben hat, ihre Eltern frisst”. Die Sakularisierungs- und Mo-
dernisierungsprozesse hitten die Anziehungskraft der Volksparteien
einschliefdlich der CSU geschwécht. Gewinner waren die kleinen Partei-
en, die beiden grofien erreichten zusammen nur noch 62 %. Die SPD
konnte von diesem Debakel der tiberméchtigen Regierungspartei aber
nicht profitieren, sondern musste im Vergleich zum sehr unbefriedigen-
den Ergebnis von 2003 nochmals Verluste hinnehmen und rutschte auf

237) Vgl. Rieger, Landtagswahl 2003, S. 712 mit Verweis auf die W&hlerwanderungs-
bilanzen von Infratest dimap; ebenda, S. 712ff. (zum Folgenden).

238) Roth, Politische Landeskunde, S. 3 und mit dem gleichen Begriff Schult-
ze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 34; vgl. zur Landtagswahl 2008 und deren
Vorfeld Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 10ff; Schult-
ze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 34ff.

239) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 8.

240) Oberreuter, Zeitenwende, S. 9f.; vgl. die hier nicht weiter verfolgten Ausfithrun-
gen von Richard Hilmer zu den Griinden des Einbruchs der CSU auf der Basis
von Erhebungen von Infratest dimap wie u.a. die Tatsache, dass die Wahl 2008
nicht mehr unter dem Eindruck einer parallelen Bundestagswahl stand wie 1998
und 2003; auch habe die CSU ,,auf die Lebenswirklichkeit bestimmter Bevolke-
rungsgruppen keine zureichenden Antworten mehr parat” gehabt (Hilmer, Zei-
tenwende, S. 17 und insgesamt ebenda, S. 15ff.).
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ihr schlechtestes Ergebnis seit dem Zweiten Weltkrieg ab. Die kleinen
Parteien waren die Gewinner: Die FDP riickte nach drei Legislaturperio-
den wieder in den Landtag ein, die Griinen behaupteten sich. Somit
hatten sich 2008 nur die Gewichte im biirgerlichen Lager verschoben.

Im Unterschied zur Wahl des Jahres 2003 dominierte diesmal die Lan-
despolitik, insbesondere die Schul- und Bildungspolitik. Die CSU, in der
es im Vorfeld im Zusammenhang mit dem mehr oder weniger erzwun-
genen Riicktritt Edmund Stoibers personelle Querelen gegeben hatte,
wies ,bei Ansehen, Leistungsbilanz und Personal verglichen mit frither
erhebliche Defizite” auf. Nach Auffassung der Forschungsgruppe Wah-
len bestand die , viel beschworene Identitdt von CSU und Bayern” nicht
mehr unangefochten.?*! Umstrittene Themen waren 2008 die unbedingte
Haushaltskonsolidierung verbunden mit Kiirzungen, die Schulpolitik
um das G 8, sowie kleinerer oder groflerer Skandale oder das Hin und
Her Stoibers, ob er nach Berlin gehen solle. Insgesamt zeige der Uber-
gang von Stoiber zu Beckstein Insignien einer , Arroganz der Macht”?42.
Nach Auffassung der Wahlforscher Schultze und Grasnick spielten ge-
nerelle Trends in Richtung Regionalisierung und Lokalisierung der
Wahlkampfinhalte sowie die auch in Bayern zu beobachtende sukzessive
Auflosung bis dahin priagender Milieus und traditioneller Bindungen -
als Folge einer erfolgreichen Regierungspolitik - eine wesentliche Rolle
zur Erkldrung des CSU-Ergebnisses.

Die bayerische SPD ,in der Diaspora”, fiir deren ,desolate Situation”
neben den bekannten strukturellen Defiziten ihre fehlende Handlungs-
fahigkeit aufgrund der mit einer Zweidrittelmehrheit ausgestatteten
Regierungspartei verantwortlich war, hatte zwar als Wahlziel 25 Prozent
ausgegeben, aber schien selbst daran nicht zu glauben. Nach Schultze
und Grasnick?® habe es sich bei der SPD um ,Sachkompetenz ohne
Wabhlerfolg” gehandelt.

Der sozialdemokratische Spitzenkandidat Franz Maget?*, ein ,Pragma-
tiker”, fithrte zunidchst negative, externe Einwirkungen auf den SPD-
Wahlkampf in Bayern 2008 an: Die bundespolitisch schlechte Stimmung
fir die SPD, das Gezerre um die Linkspartei in Hessen (die sozialdemo-
kratische Spitzenkandidatin Andrea Ypsilanti hatte versucht, entgegen
ihrer vorherigen Ankiindigung, sich von der Linkspartei tolerieren zu

241y Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 52; ebenda, S. 15 (die folgen-
den Zitate).

242) Schultze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 38; ebenda, S. 55 (zum Folgenden).

243) Schultze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 47; ebenda, S. 49 (zu den Wanderun-
gen von der SPD zur Linkspartei); ebenda, S. 38 (,, Pragmatiker”).

244) Vgl. Maget, Es geht auch anders, S. 122; zum Folgenden ebenda, S. 131f.
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lassen) oder die negativen Schlagzeilen zum SPD-Parteivorsitzenden
Kurt Beck. Unter Verweis auf Analysen von Infratest dimap betonte
Maget, dass die gewdhlten Themen?® richtig gewesen seien und die
sozialdemokratischen Zustimmungswerte verbessert werden konnten
(Sozial, Bildung, Familie). Dariiber hinaus sah Maget in der gewachse-
nen Konkurrenz unter den Parteien - vor allem dem Aufkommen der
Linkspartei - einen Grund fiir das schlechte Abschneiden.?*¢ Die SPD
habe 50 000 Stimmen an die Linkspartei verloren. Maget verwies zutref-
fend darauf, dass man in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich in den
Kreisen der einkommensschwicheren Bevolkerung, den fritheren
»~Hochburgen der SPD” verloren habe. Dies habe u.a. an der Zuwande-
rung in diese Wohnviertel gelegen, die ,, unsere Wahlerschaft sehr verun-
sichert” hat.

Der sozialdemokratische Spitzenkandidat beurteilte die Entwicklung in
diesen sozial eher schwicheren Kreisen hellsichtig, die im Ubrigen durch
eine zunehmende Wahlabstinenz auffielen. Schliefllich hitten zusatzlich
bundespolitische Entscheidungen, wie die Agenda 2010 oder die Rente
mit 67, negativ gewirkt, die bei aller zum Teil berechtigten Notwendig-
keit ,unsere eigene Wéhlerklientel in besonderer Weise getroffen ha-
ben”. Ohne den Stellenwert der Diskussion um die Agenda 2010 bei
dieser Wahl gerade fiir die bis dato der Sozialdemokratie treu gebliebe-
nen Stammwdéhler zu bestreiten, das Hauptthema der Bayernwahl 2008
war die Bildungspolitik.

Maget leitete aus seinen sehr bedenkenswerten Einsichten die Schluss-
folgerung ab, dass die SPD unabhingig von der Linkspartei zum einen
auf wirtschaftlichen Erfolg setzen miisste, und zum anderen dies mit
einer Politik der sozialen Gerechtigkeit verbinden sollte. Es blieben letzt-
endlich die , erniichternden Befunde”, dass der Kandidat und seine Par-
tei wegen mangelnder Wirtschaftskompetenz aus Sicht vieler Wahler
nicht wahlbar seien. Die SPD sei nicht in der Lage, die Probleme des
Landes besser zu losen. Die fehlende Wirtschaftskompetenz und eine
Wechselstimmung der Menschen in Richtung Freie Wahler und FDP
seien, so der Spitzenkandidat Maget in einer Nachbetrachtung, , bittere
Wahrheiten?4’. Die Wahler hitten nicht Zutrauen in die Kompetenz der
Partei in der Wirtschaftspolitik, das sei , unsere Achillesferse”.

245) Demgegentiber weisen Schultze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 38 daraufhin,
dass das soziale Thema der Gerechtigkeit nicht im Mittelpunkt der Wahler ge-
standen sei, denn zentral fiir die bayerischen Wihler sei die Bildungs- und
Schulpolitik gewesen.

246) Vel. Interview mit Franz Maget in: Stiddeutsche Zeitung v. 11.10.2008.

247) Vgl. BayernVorwarts 11/2008.
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Die Wahlforschung beschiftigte sich mit der Frage, warum es der SPD
nicht gelang, wie bisher tiblich in der Geschichte der Bundesrepublik,
aus den Verlusten der einen Volkspartei politischen Profit zu ziehen.?*8
Zunichst konnte die SPD die vielen Nichtwéhler von 2003 grofitenteils
nicht fiir sich zurtickzugewinnen, des Weiteren war die Parteienkonkur-
renz gestiegen, d.h. die Sozialdemokratie stand vor allem mit zwei wei-
teren, oppositionellen Parteien wie den Griinen und den Linken in Kon-
kurrenz. Schliefilich traute eine grofie Mehrheit - darunter ein beachtli-
cher Anteil von SPD-Anhédngern - der Partei ,in zentralen Bereichen
keine Problemlosungskompetenz” zu (Wirtschaft!). Zusétzlich fehlte der
Partei eine ernsthafte Machtalternative, denn die Idee der historischen
Viererkoalition (1954-1957) hatte keine Basis. Schlieslich blieb die Un-
klarheit bei vielen Wahlern, in welche Richtung die SPD sich bewegen
wiirde und dariiber hinaus machte sich der neuerliche Wechsel an der
Spitze der Bundespartei eher negativ bemerkbar.

Die Landtagswahl 2013 brachte die , Riickkehr zur Normalitdt”?#, d.h. die
CSU erlangte wieder die Alleinherrschaft, die sie bis 2008 fast ein halbes
Jahrhundert innehatte. Dies war zwar ein ,hervorragendes Ergebnis”,
dennoch handelte es sich um ihr zweitschwichstes Abschneiden der
letzten 50 Jahre. Die beiden grofien Parteien erreichten nunmehr zu-
sammen 68,3 %, was immer noch weit weg von den Werten der 1980er
und 1990er Jahre war. Die SPD konnte zwar ihr sehr schlechtes Ergebnis
von 2008 um zwei Prozentpunkte verbessern, aber mit ihrem dritt-
schlechtesten Abschneiden seit 1946 blieb sie insgesamt ,bayerntypisch
schwach” und holte nur ein Direktmandat. Im Vorfeld der Wahl von
2013 hatten immerhin 34 % der Befragten mit Blick auf die SPD die Mei-
nung vertreten, dass diese , einfach nicht zu Bayern passt”?, ohne dies
néher zu begriinden. Die FDP verlor erheblich und war im neuen Land-
tag nicht mehr vertreten. Die Wahlbeteiligung nahm gegentiber 2008 um
sechs Prozentpunkte zu und die Wahl selbst war ungeachtet ihrer zeitli-
chen Nihe zur Bundestagswahl eher landespolitisch gepragt.

Laut Befund der Forschungsgruppe Wahlen beruhte der Erfolg der CSU
neben ihrer traditionellen Verbundenheit mit dem Land auf ihrem hohen
Ansehen und einen starken Ministerprasidenten. Aber vor allem wirkte
ihre, von der Wahlermehrheit attestierte, 6konomische Dominanz. Fast
ein Drittel der Wahler haben sich von bundespolitischen Motiven bei

248) Vgl. Hilmer, Zeitenwende, S. 23ff.; ebenda, S. 24 (das folgende Zitat).

249) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 42; ebenda, S. 8 und S. 42 (die
folgenden Zitate); zur Wahl insgesamt Schultze, Landtagswahl 2013, S. 326-348.

20) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 14 (Hervorhebung im Origi-
nal).
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ihrer Wahlentscheidung leiten lassen, wihrend fiir anndhernd zwei
Drittel die Landespolitik vorrangig gewesen sei.

Ein positives Fazit der Landtagswahl 2013 zog der SPD-Landesvor-
sitzende Florian Pronold, denn die ,BayernSPD steht heute um einiges
besser da als vor vier Jahren”?5!. Bei einer hoheren Wahlbeteiligung habe
man in absoluten Zahlen rund 460 000 Stimmen dazugewonnen, was im
prozentualen Gesamtergebnis nicht so erkennbar sei. Als einzige Oppo-
sitionspartei habe man zulegen kénnen. Dennoch kénne man nicht zu-
frieden sein, denn der Anspruch, eine sozialdemokratisch gefiihrte
Staatsregierung mit einem Ministerprasidenten Christian Ude zu stellen,
sei nicht geschafft worden. Mit einiger Berechtigung wies der Landes-
vorsitzende auf die gute wirtschaftliche Lage hin, die eine Wechselstim-
mung letztlich bei beiden Wahlen 2013 erschwert habe. Im Jahrbuch der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 2013-2014 wurde zur Wahl in
Bayern bemerkt, dass ungeachtet des hohen Einsatzes das Ergebnis hitte
besser ausfallen konnen bzw. sogar miissen. Insgesamt gesehen sollte
niemand ,das Erreichte gering schidtzen und kleinreden, denn: Nach
vielen Jahren der politischen Talfahrt schaffte die BayernSPD - trotz
eines finanziell und personell um das Zehnfache besser ausgestatteten
konservativen Konkurrenten - die Trendumkehr.” Nach Meinung des
sozialdemokratischen Spitzenkandidaten der vorausgegangenen Land-
tagswahlen 2003 und 2008, Franz Maget, habe es sehr wohl einen , Ude-
Effekt” gegeben, immerhin sei eine, ,wenn auch kleine - Trendwende”
erreicht worden.?>

Zur Person Christian Ude:25 Geboren 26.10.1947 in Miinchen, Jurist, 1979 bis 1990
selbstindiger Rechtsanwalt, 1990 im Stadtrat Miinchen und seit Mai 1990 2. Biir-
germeister, September 1993 bis Mai 2014 Oberbiirgermeister in Miinchen.

Zuwichse wurden in den Stddten erreicht, ,weil die sozialdemokrati-
schen Themen urbane Bevolkerungsschichten stiarker ansprechen”, den-
noch blieb es bei der , groflen kulturellen Distanz der lindlichen Bevol-
kerung zur Sozialdemokratie”. Statistisch zutreffend, wie unten noch
eingehender dargelegt, betonte Maget, die Schwierigkeiten der SPD im
landlichen Raum. Diese anhaltenden, strukturellen Probleme auf dem
flachen Land sollten unbedingt bekdmpft werden. Selbst bei einem
Stimmenanteil von nur 15 % auf dem Lande diirfe sich eine Volkspartei
dort nicht aufgeben: ,Sie muss fiir alle Landesteile da sein und gesamt-
bayerisch auftreten”. Dass das sozialdemokratische Ergebnis 2013 doch

251) Interview mit Florian Pronold im BayernVorwérts 11/2013; zum Folgenden
Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 2013-2014, S. 172.

252) Vgl. Maget, Es geht auch anders, S. 168; ebenda, S. 169 (die drei folgenden Zitate).
23) Vgl. Christian Ude, Lebenslauf.
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unter den Erwartungen blieb, lag wohl auch an der erfolgreichen Agita-
tion des politischen Gegners, demnach Ude zwar zu Miinchen passe,
aber nicht zu ganz Bayern.

Weiterhin trauten viele Wahler der SPD nicht zu, Bayern zu regieren,
wofiir erneut die niedrigen Kompetenzwerte in den Bereichen Wirtschaft
und Arbeit (!) verantwortlich zeichneten. Dariiber hinaus war es fiir eine
Opposition tiberhaupt schwer, bei einer glanzenden wirtschaftlichen
Stimmung in Bayern gegen die Regierung zu punkten. Maget verwies
zutreffend auf die weit verbreitete Ansicht in der Bevolkerung, die CSU
habe Bayern gut getan und sie habe bayerische Interessen im Bund
durchgesetzt. Ein wesentliches Problem bestiinde eben darin, dass die
bayerische SPD eine Landespartei sei und einer eigenstindigen, regional
verankerten Bundespartei gegentiberstehe, die immer zuvorderst bayeri-
sche Interessen vertreten konne.?>*

3.2 Die Wahlbeteiligung

Die Wahlbeteiligung in Deutschland zwischen 1946 und 2013 bei Bun-
destags-, Landtags- und Kommunalwahlen offenbart zwei Trends: Ers-
tens war die Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen hoher als bei den
anderen Wahlen und zweitens hat die Wahlbeteiligung bei allen Wahlen,
ungeachtet eines ,beteiligungsfreundlichen Wahlsystems” mit einer
automatischen Wahlregistrierung, unkomplizierten Briefwahl und einen
Sonn- oder Feiertag als Wahltag insbesondere seit den 1980er Jahren
abgenommen. Bei Kommunalwahlen ist sie auf rund fiinfzig Prozent
gesunken, bei den Landtagswahlen liegt sie mittlerweile bei knapp tiber
60 %.%> Die Wahlbeteiligung bei Landtagswahlen erreichte durchgehend
nicht das Niveau der Bundestagswahlen, was auch, abgesehen von der
Bundestagswahl 2013, auf Bayern zutraf.?¢

Die sinkende Wahlbeteiligung wird als ein unterschiedlich interpretier-
tes Phdnomen analysiert. Einige Forscher sehen hier vor allem einen
Ausdruck von Protest, d.h. eine Parteien- und Politikverdrossenheit, eine
Unzufriedenheit mit dem politischen System oder eine allgemeine sozia-
le und wirtschaftliche Unzufriedenheit. Andere Sichtweisen schlussfol-
gern aus niedrigeren Wahlbeteiligungen eher umgekehrt Zeichen von
Zufriedenheit und letztendlich einen Trend zur Normalisierung.

254) Vgl. zu dieser Thematik unten im Kapitel IV. weitere Anmerkungen.
25) Vgl. Schifer, Wahlbeteiligung, S. 41 (Abbildung 1).

26) Vgl. Schmidt, System, S. 28; zum Folgenden Schéfer, Wahlbeteiligung, S. 39ff.;
vgl. insgesamt Krapf, Schroder, S. 73ff.
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Die Forschung unterscheidet vier Typen von Nichtwihlern: Erstens einen
,unechten Nichtwihler”, der z.B. wegen eines Umzugs oder Auslands-
aufenthalts oder wegen Krankheit nicht wahlt. Zweitens gibt es , grund-
sdtzliche Nichtwidhler” aus politikfernen, sozial schlecht integrierten
Randgruppen oder solche, die wie die Zeugen Jehovas das Wéhlen aus
religiosen Griinden ablehnen. Drittens entscheiden als grofite Gruppe
,konjunkturelle Nichtwahler” jeweils nach der aktuellen Situation, ob sie
wihlen oder zu Hause bleiben oder nur an bestimmten Wahlen teilneh-
men. Und als vierte Gruppe gibt es , bekennende Nichtwihler”, die zwar
politisch interessiert seien, aber mit der Regierungspolitik, mit den Par-
teien oder mit der vorherrschenden Demokratie nicht einverstanden
seien. Generell wahlen jiingere Menschen seltener als Altere. Die hochste
Wabhlbeteiligung findet sich in den Altersgruppen zwischen 40 und 70
Jahren.

Fiir Deutschland im Zeitraum von 1980 bis 2010 konstatiert Schéfer??
mit Bezug auf CDU/CSU und SPD zwar einen Abbau von Klassenunter-
schieden in der Wahlabsicht, aber Untersuchungen zu den Wahlern der
Griinen und der FDP haben nachgewiesen, dass deren Unterstiitzung
,Kklassenbasiert” ist. Arbeiter wahlen selten griin, vielmehr unterstiitzen
die Vertreter der neuen Mitte mit tiberdurchschnittlich hoher Bildung
und hohem Einkommen diese Partei. Die Wahlpraferenz fur die FDP
beruht auf hohe Unterstiitzung durch Selbststiandige und Arbeitgeber
und kaum durch Arbeiter. Zwar hétten schon immer Unterschiede in der
Wahlbeteiligung bestanden, demzufolge sozial Bessergestellte regelmaé-
Big wahlen wiirden, doch die Beteiligungsunterschiede entlang des Ein-
kommens haben sich nach Schifer fiir den Zeitraum zwischen 1983 und
2009 bei Bundestagswahlen nachhaltig verscharft: Der ,Riickgang der
Wahlbeteiligung vollzieht sich fast vollstindig am unteren Ende der
Einkommensverteilung”?%. Es treffe nicht zu, dass die Wahlverweigerer
sich gleichmiflig auf alle Gesellschaftsschichten verteilen, vielmehr un-
terscheiden sich die Nichtwéhler ,systematisch nach Schichtzugehorig-
keit, Einkommen und Bildung”.

Griinde fur die niedrigere Wahlbeteiligung der sozial Schwachen wer-
den im geringeren politischen Interesse, einer weniger ausgepridgten
Parteibindung, einem mangelnden Vertrauen auf eigene Kompetenzen
und im fehlenden Glauben gesehen, durch politisches Engagement et-
was verdndern zu kénnen. Somit kann in Bezug auf das Wahlverhalten
,auch heute nicht von einer Einebnung der Klassenunterschiede gespro-
chen werden”??. Das Kriterium , Klasse” bleibe ein Entscheidungsfaktor

27) Vgl. Schifer, Riickkehr, S. 29ff.

258) Schafer, Wahlbeteiligung, S. 44; ebenda, S. 46 (das folgende Zitat).

259) Schafer, Riickkehr, S. 34; ebenda, S. 29 (das folgende Zitat); vgl. auch ders., Wahl-
beteiligung, S. 39ff. mit weiterfithrender Literatur zu dieser Thematik.
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sowohl mit Bezug auf die ,Nichtwahloption” wie auch hinsichtlich der
Wahlentscheidung fiir kleinere Parteien, bei denen abweichend von den
Volksparteien die ,Klassenunterschiede in der Unterstiitzung zuge-
nommen haben”.

Parteipolitisch ist, was fiir unsere Arbeit von besonderem Belang ist, das
linke Lager eher von Nichtwé&hlern betroffen, da die SPD und die Linke
die meisten Anhénger bei geringer gebildeten und einfacheren Schichten
finden. Daraus kann man folgerichtig einen demokratietheoretisch wich-
tigen Schluss ziehen und eine mogliche Bedrohung des demokratischen
Ideals einer zumindest grundsitzlichen politischen Gleichheit prognosti-
zieren.

Das Problem der riickldufigen Wahlbeteiligung analysiert Decker?®® mit
drei Differenzierungen. Die erste Differenzierung betrifft die Hohe der
Wahlbeteiligung und deren soziale Reprasentanz, d.h. also die Frage
nach der Legitimitat einer Regierung bei einer geringen Wahlbeteiligung
und die Reprdsentanz der gewédhlten Organe als Abbild der Wahler-
schaft. Damit ist die ungeniigende Interessenvertretung bestimmter
Schichten in den zu wihlenden Institutionen angesprochen. Diese Re-
préasentanz nehme weiter ab, wenn diese Schichten aufgrund der fehlen-
den Interessenvertretung wiederum ihre Abstinenz bei Wahlen erhéhen,
so dass sich ein negativer Zirkelschluss verfestige.

Eine zweite Differenzierung thematisiert die Frage, ob eine sinkende
Wahlbeteiligung tiberhaupt als ein Krisenzeichen anzusehen ist, denn
z.B. konne eine abnehmende Wahlbeteiligung auch als ein Hinweis auf
die Zufriedenheit der Biirger mit der Politik und der Demokratie inter-
pretiert werden. Dabei wird auf das Beispiel der Weimarer Republik
verwiesen, die gerade in ihrer existentiellen bedrohten Endphase hohe
Wahlbeteiligungen mit der Konsequenz der Starkung demokratiefeindli-
cher Gruppierungen aufwies.?! Eine dritte Differenzierung betrifft die
verschiedenen Ebenen des politischen Systems, also die Kommunal-,
Landtags-, Europa- und Bundestagswahlen, wobei aufgrund der hochs-
ten Beteiligungswerte bei letzteren die Biirger dieser Ebene den grofiten
Stellenwert fiir die Gestaltung ihrer Lebenswirklichkeit zuschreiben.

Die Hohe der jeweiligen Wahlbeteiligungen hat oftmals Auswirkungen
auf das jeweilige Abschneiden der Parteien, d.h. kleinere Parteien profi-
tieren von niedrigeren Teilnahmequoten, wihrend die grofieren Parteien
bei hoheren Wahlbeteiligungen bessere Ergebnisse erzielen. Damit ist
das Mobilisierungsproblem der grofieren Parteien angesprochen, insbe-
sondere dann, wenn das Wahlergebnis schon vorher sich abzeichnet.

260) Vgl. Decker, Sinkende Wahlbeteiligung, S. 30-35.

201) Inwieweit aktuell die Erfolge der rechtspopulistischen AfD auch auf wieder
steigende Wahlbeteiligungen zuriickgefithrt werden konnen, bedarf weiterer
Untersuchungen.
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Da Untersuchungen zur Wahlbeteiligung bei den Landtagswahlen in
Bayern fehlen, sind nur punktuelle Aussagen moglich. Beginnen wir mit
einem Gesamtblick unter Einbeziehung der Bundestagswahlen und
mogliche Korrelationen zwischen dem Wahlergebnis der SPD und der
jeweiligen Wahlbeteiligung.

Tabelle 4: SPD-Ergebnisse und Wahlbeteiligung bei Landtags- und Bundes-
tagswahlen (in Prozent)?262

Landtagswahlen (Gesamtstimmen) Bundestagswahlen (Zweitstimmen)

1998 | 2003 | 2008 | 2013 | 1998 | 2002 | 2005 |2009 | 2013

Wabhlbeteiligung 70,0 57,1 | 57,9 63,6 | 792 | 8,5 | 779 | 71,6 | 70,0

Zu-/-Abnahme der +22 | 129 | +08 | +6,0 | +23 | +23 | 36 | -63 | -16
Wahlbeteiligung

SPD-Ergebnis 28,7 | 19,6 18,6 | 20,6 | 34,4 26,1 | 255 | 16,8 | 20,0

Zu-/ Abnahme des -13 | -91 | -10 | +20 | 48 83 | -06 | -87 | +32
SPD-Ergebnisses

Inwiefern die Wahlbeteiligung bei den Landtagswahlen 1998 und 2013
wegen der nahezu zeitgleichen Bundestagswahl hoher war, kann nur
vermutet werden. Fiir die SPD-Ergebnisse und die Wahlbeteiligung
kann man keinen Trend ausmachen. 1998 hatte zwar die Wahlbeteili-
gung zugenommen, aber die SPD verlor Stimmen, fiinf Jahre spéter kam
es bei einem starken Riickgang der Wahlbeteiligung zu entsprechend
starken sozialdemokratischen Verlusten. 2008 verlief die Korrelation
wiederum nicht synchron, d.h. trotz leicht erhohter Wahlbeteiligung
mussten die Sozialdemokraten erneut Verluste hinnehmen, hingegen
brachte die Landtagswahl 2013 bei klar erhohter Wahlbeteiligung im-
merhin sichtbar verbesserte SPD-Ergebnisse.

Vergleicht man demgegeniiber die Wahlbeteiligung bei den Bundestags-
und den Landtagswahlen, so ist jene bei den Bundestagswahlen generell
hoher als bei den Landtagswahlen. Wiederum lasst sich kein Trend bei
der SPD festmachen, d.h. eine erhchte Wahlbeteiligung fiithrte nicht
durchgehend zu einem Stimmenzuwachs wie umgekehrt eine niedrigere
Wahlbeteiligung nicht zwingend Stimmenverluste zur Folge hatte.

262) Tabelle nach Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Land-
tagswahlen, Stimmberechtigte, Wéahler und Wahlbeteiligung in Bayern; Bayeri-
sches Landesamt fuir Statistik und Datenverarbeitung, Bundestagswahlen in
Bayern seit 1949. Wahlberechtigte, Wéahler und Wahlbeteiligung in Bayern und
eigene Berechnungen.
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Zunichst interessieren die Wabhlbeteiligung und das Abschneiden der
SPD in den Bezirken, nach Gemeindegrofienklassen sowie in den

Stimmbezirken:263

Tabelle 5: Wahlbeteiligung und SPD-Ergebnisse nach Bezirken und Gemein-
degrofienklassen (Gesamtstimmen in Prozent)

1998 2003 2008 2013

Bayern 70,0 28,7 57,1 19,6 57,9 18,6 63,6 20,6
Bezirke Wahlbet. | SPD | Wahlbet. | SPD | Wahlbet. | SPD | Wahlbet. | SPD
Oberbayern 70,1 26,6 58,6 19,9 59,6 19,3 65,9 22,1
Niederbayern 65,8 25,1 52,5 14,2 53,9 14,1 59,8 14,0
Schwaben 67,8 24,5 55,0 15,8 55,4 15,3 61,1 17,2
Oberpfalz 71,0 30,8 57,0 19,2 58,2 18,9 63,8 19,5
Oberfranken 70,6 36,0 58,0 23,8 57,8 21,2 63,1 23,3
Unterfranken 71,4 27,4 57,9 18,4 57,9 16,7 64,2 19,5
Mittelfranken 71,3 38,0 58,1 24,9 59,2 22,6 63,2 24,6
GemeindegrdfSenklassen

unter 2000 - - - - 62,1 13,1 67,6 14,6
2000 bis unter 5 000 - - - - 60,6 15,2 66,8 16,6
5000 bis unter 20 000 - - - - 58,6 17,5 64,4 19,4
20 000 und bis unter - - - - 54,1 19,6 59,6 21,9
100 000

100 000 oder mehr - - - - 55,1 26,3 60,4 29,3

263) Tabelle nach Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Land-
tagswahlen, Stimmberechtigte, Wéhler und Wahlbeteiligung; zu den Gemeinde-
grofienklassen Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung. Der
Landeswahlleiter des Freistaates Bayern. Endgitiltiges Ergebnis. Wahl zum Baye-
rischen Landtag am 28. September 2008. Regionalergebnisse, S. 178; Bayerisches
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Die Landeswahlleiterin des
Freistaates Bayern, 2014. Landtagswahl in Bayern 2013. Wahl zum 17. Bayeri-
schen Landtag in Bayern am 15. September 2013. Endgiiltiges Ergebnis: Regiona-
le Ergebnisse, S. 180; Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbei-
tung, Bundestagswahlen in Bayern seit 1949.
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Auch in den einzelnen Bezirken bestanden keine eindeutigen Wechsel-
beziehungen zwischen der Wahlbeteiligung und den sozialdemokrati-
schen Ergebnissen, d.h. man kann nicht aus einer hoheren Wahlbeteili-
gung ein besseres SPD-Ergebnis ableiten (und umgekehrt). Zumindest
gab es 2013 bei einer gestiegenen Wahlbeteiligung durchgehend bessere
sozialdemokratische Resultate, jedoch abgesehen von Niederbayern.

Unter Berticksichtigung der Gemeindegrofsenklassen war bei den Wah-
len 2008 und 2013 die Wahlbeteiligung gesunken, je grofier die jeweilige
Gemeindegroflenklasse war. Lediglich bei einer Einwohnerzahl von 100
000 und mehr stieg die Wahlbeteiligung leicht an. Das SPD-Ergebnis
blieb davon unberiihrt, d.h. je grofSer die Gemeinden waren, desto besser
das sozialdemokratische Ergebnis. Bei der Landtagswahl 2013 nahm in
allen Gemeindegrofsenklassen die Wahlbeteiligung zu und die SPD er-
zielte hohere Stimmenanteile. Insofern ldsst sich fiir 2013 festhalten, je
hoher die Wahlbeteiligung, desto besser das Abschneiden der bayeri-
schen Sozialdemokraten.

Fiir die Landtagswahl 1998 hat die Forschungsgruppe Wahlen die Wahl-
beteiligung und die Ergebnisse der Parteien in den Stimmkreisen in
Relation gesetzt und gelangte dabei zu folgenden Befunden:2¢* Bei der
CSU bestand zwischen der Hohe der Wahlbeteiligung und dem Wahler-
gebnis kein relevanter Zusammenhang. Die Sozialdemokraten konnten
in den Stimmkreisen mit hoher Wahlbeteiligung tiberdurchschnittlich
abschneiden (29,9 %), jedoch befand sich ihr Ergebnis dort, wo die
Wahlbeteiligung niedriger war, auf dem Niveau des Landesdurch-
schnitts. In den Stimmkreisen mit einer durchschnittlichen Wahlbeteili-
gung schnitt die SPD am schwéchsten ab.

Zusammenfassend halt die Forschungsgruppe Wahlen fest, dass beim
Vergleich zwischen den Landtagswahlen 1994 und 1998 ,der Einfluss
der Wahlbeteiligung auf das Ergebnis der Wahl nur von nachgeordneter
Bedeutung war”. Ein zum Teil abweichendes Bild ergab die Landtags-
wahl 2003 in Bayern:2¢> Die SPD schnitt am besten in den Stimmbezirken
mit der niedrigsten Wahlbeteiligung ab, lag knapp unter ihrem Landes-
durchschnitt bei den Stimmkreisen mit hoher Wahlbeteiligung und er-
heblich unter dem Landesdurchschnitt in den Stimmkreisen mit durch-
schnittlicher Wahlbeteiligung. Bei den Wahlen 2008 und 2013 erreichte
sie erneut ihre besten Werte in den Stimmbezirken mit niedriger Wahl-
beteiligung, bei durchschnittlicher Wahlbeteiligung wurde mehr oder

264) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 11ff. und ebenda, S. 14
(das folgende Zitat).

265) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 74.
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weniger das Durchschnittsergebnis erreicht und unter dem Durchschnitt
blieb sie bei den Stimmbezirken mit hoher Wahlbeteiligung.26¢

3.3 Zur regionalen Verteilung der Wahlergebnisse

Dieser Abschnitt fragt nach der regionalen Prisenz der bayerischen So-
zialdemokratie auf drei Ebenen: Zunichst berichten wir tiber die Ergeb-
nisse in den sieben Regierungsbezirken, bevor auf mogliche Differenzen
im Wahlverhalten zwischen Stadt und Land eingegangen wird. Ab-
schliefend werden die sozialdemokratischen Hochburgen kurz vorge-
stellt, soweit man diesen Begriff angesichts der anhaltend schwierigen
Position der SPD im Freistaat tiberhaupt angemessen verwenden kann.

Bezirke:

Die folgende Ubersicht informiert {iber die Ergebnisse von SPD und CSU
im Zeitraum von der ersten Landtagswahl 1946 bis 1994:2¢7

Tabelle 6: SPD/CSU-Ergebnisse in den Bezirken bei den Landtagswahlen 1946
bis 1994 (Gesamtergebnisse in Prozent)

Bayern Oberbayern | Mittelfranken | Oberpfalz Niederbayern | Oberfranken | Unterfranken | Schwaben

SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU SPD | CSU | SPD CSU | SPD | CSU

1946 | 28,6 | 523 | 283 | 48,8 34,4 38,0 | 262 | 62,7 | 257 60,7 36,7 | 426 23,8 64,5 | 23,0 | 60,0

1950 | 28,0 | 274 | 293 | 22,5 | 368 235 | 251 | 338 | 182 29,8 321 | 197 26,6 394 | 242 | 31,2

1954 | 28,1 | 38,0 | 298 | 324 | 34,0 33,7 | 273 | 47,7 | 20,1 38,3 33,6 | 31,2 | 250 | 489 | 230 | 434

1958 | 30,8 | 456 | 34,0 | 40,7 | 381 39,0 | 272 | 557 | 21,1 47,7 36,9 | 40,7 | 262 | 553 | 24,8 | 49,7

1962 | 353 | 47,5 | 383 | 419 | 392 42,1 | 31,7 | 581 | 269 53,2 41,6 | 43,9 | 314 | 552 | 310 | 50,5

1966 | 358 | 48,1 | 38,6 | 428 | 385 402 | 31,7 | 582 | 294 56,6 41,9 | 444 32,2 553 | 31,6 | 529

1970 | 33,3 | 56,4 | 36,9 | 521 | 354 46,0 | 27,6 | 653 | 24,6 68,0 38,9 | 53,1 31,0 61,7 | 30,1 | 618

1974 | 30,2 | 62,1 | 315 | 596 | 352 53,6 | 261 | 683 | 23,1 72,0 355 | 586 | 292 | 648 | 263 | 663

1978 | 31,4 | 59,1 | 30,7 | 57,6 | 382 51,1 | 294 | 63,2 | 246 68,5 376 | 555 | 305 | 61,1 | 274 | 63,5

1982 | 31,9 | 58,3 | 322 | 557 | 385 51,2 | 295 | 61,9 | 253 66,7 | 36,6 56,8 | 31,0 | 60,7 | 273 | 62,8

1986 | 27,5 | 558 | 252 | 542 | 325 496 | 31,8 | 543 | 244 60,0 328 | 550 26,7 60,1 | 233 | 61,2

1990 | 26,0 | 549 | 242 | 532 | 318 484 | 27,7 | 574 | 23,1 59,7 306 | 553 252 588 | 221 | 57,3

1994 | 30,0 | 52,8 | 27,8 | 531 | 382 46,6 | 31,7 | 54,7 | 254 57,4 36,1 | 50,1 292 | 542 | 252 | 551

266) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 68 und dies., Landtags-
wahl 2013, S. 58.

267) Tabelle nach Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Land-
tagswahlen in Bayern seit 1946. Gesamtstimmen (Erst- und Zweitstimmen) in
Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken, Unterfran-
ken, Schwaben.
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Im Zeitraum von 1946 bis 1994 stellten die Oberpfalz, Niederbayern,
Unterfranken und Schwaben die erfolgreichsten Bezirke der CSU dar.
Die niedrigen Ergebnisse der Christsozialen 1950 in Oberbayern und in
Niederbayern sind durch die Auseinandersetzung mit der Bayernpartei
zu erkldren. Die SPD verzeichnete ihren Gipfel 1962 und 1966 in Ober-
franken mit 41,6 bzw. 41,9 %. In diesen beiden Jahren hatten die Sozial-
demokraten in ganz Bayern ihre bis zum heutigen Tag unerreichten
Rekordresultate erzielt. Minusrekorde musste man bei den Landtags-
wahlen 1950 und 1954 jeweils im Bezirk Niederbayern hinnehmen. Ne-
ben Niederbayern verharrten die Sozialdemokraten in Schwaben und
Unterfranken bei jeder Wahl unterhalb ihres Landesdurchschnitts. In der
Oberpfalz tibertraf man 1986, 1990 und 1994 - vor dem Hintergrund der
sich zuspitzenden Konflikte um die WAA bei Wackersdorf - das bay-
ernweite Gesamtergebnis.

Zu den sozialdemokratischen Ergebnissen in den Bezirken im Einzelnen:

Oberbayern: Das beste Ergebnis wurde in Oberbayern wie im gesamten
Bayern bei der Landtagswahl 1966 erzielt. Von 1986 bis 1994 konnte das
gesamtbayerische Resultat nicht mehr erreicht werden.

Oberpfalz: Wie in einer neueren Arbeit?®® beschrieben, war Ostbayern
bereits in der Zeit der Weimarer Republik und auch nach 1945 fiir die
Sozialdemokratie ein dufierst schwieriges Terrain. Der SPD-Bezirk Nie-
derbayern/Oberpfalz umfasste nach 1945 die strukturschwéchsten Ge-
biete im geteilten Deutschland, die durch den , Eisernen Vorhang” der
deutschen Teilung schwer getroffen wurden. So stellte die ,agrarisch
geprégte, weitgehend katholische Oberpfalz [war] wie kaum eine andere
Region in der Bundesrepublik fiir die SPD ein steiniges Feld” dar und es
galt, ,je katholischer und agrarischer die Stimmbezirke waren, desto
schmerzlicher fielen die Ergebnisse fiir die SPD aus” 2.

Dennoch konnten die Sozialdemokraten in den fiinfziger und in den
sechziger Jahren zumindest in den Orten der punktuellen Industrialisie-
rung in der Oberpfalz im Landkreis Burglengenfeld in Maxhiitte und
deren Nachbargemeinden Pirkensee, Leonberg, Teublitz, in Burglengen-
feld, Wackersdorf (!), Klardorf oder Katzdorf erfolgreicher agieren. Auch
in Schwandorf erzielte die Partei bei der Bundestagswahl 1953 mit 39,6

268) Vgl. SuifS, Kumpel, S. 235ff.; bei den Kommunalwahlen 1952 und 1956 erreichte
die SPD ,als dominierende Milieupartei” in den oberpfilzischen Industriearbei-
tergemeinden, wo eine funktionierende Parteistruktur vorhanden war, tiberall
die erste Position, wobei galt, ,je hoher der Anteil der Industriearbeiter war, des-
to grofiere Erfolge feierten die Sozialdemokraten” (ebenda, S. 247). Bei beiden
Wahlen war der Zusammenhang zwischen Betriebsgrofle, Arbeiteranteil und so-
zialdemokratischer Wahlerfolg markant.

269) Suif3, Kumpel, S. 235.
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% ein weit tiberdurchschnittliches Ergebnis, wéihrend sie in der Ober-
pfalz insgesamt nur 22,6 % (1957: 24,6 %) erreichte. Bei den Landtags-
wahlen 1962 schnitt man in Schwandorf und Burglengenfeld mit 49,9 %
bzw. 52,4 % hervorragend ab. In Wackersdorf?”? errang die SPD bis weit
in die siebziger und achtziger Jahre bei den Landtags- und Bundestags-
wahlen als eine der sozialdemokratischen bayerischen Hochburgen
Stimmenanteile zwischen 65 und 70 Prozent. Burglengenfeld, Schwan-
dorf und Teublitz zdhlten in den Wahlen in den 1950er und 1960er Jah-
ren zu den , wichtigsten sozialdemokratischen Hochburgen in der Ober-
pfalz”?71.

Bei den Landtagswahlen 1962 wurde in der Oberpfalz erstmals die 30 %-
Marke tibertroffen und die SPD verzeichnete in allen Stimmkreisen Ost-
bayerns Zuwachs. In Regensburg gewann sie erstmals ein Direktmandat.
Der ,, Genosse Trend”?”2 schien auch in Ostbayern, d.h. in der Oberpfalz
und in Niederbayern, der SPD die Chance zu geben, ihr Image als , ge-
borene Verliererin® abzustreifen. Nach Dietmar Siif$ sei aber seit 1966
das ,Wachstumspotential der SPD in der Oberpfalz“?® ausgeschopft
gewesen. Nur kurz erwihnt sei, dass die SPD bei der Bundestagswahl
1972 in der Oberpfalz mit 34,4 % bei den Zweitstimmen das beste Ergeb-
nis ihrer Geschichte in diesem Bezirk errang. Bei den Bundestagswahlen
1976 sank man wieder auf 32,5 % ab. Ende der sechziger bzw. Anfang
der siebziger Jahre fanden die parteiinternen Auseinandersetzungen
nicht nur in Grofistadten (Miinchen) statt, sondern auch in den oberpfal-
zischen Industrieorten. Vor allem in Schwandorf kam es zu heftigen
Konflikten mit den linken, neu eingetretenen Mitgliedern aus Schiiler-
und Studentenkreisen.?#

Immerhin tibertraf die SPD in der Oberpfalz bei den Landtagswahlen
1986, 1990 und 1994 ihr bayernweites Ergebnis. Der Hochststand im
Jahre 1986 ist auf den besonderen Fall der Auseinandersetzung um die
Wiederaufbereitungsanlage in Wackersdorf zurtickzufiihren. Die SPD
blieb bis in die sechziger Jahre in Ostbayern ,eine Partei der Arbeiter”?”>
und Mitte der 1960er Jahre war ,die ostbayerische Sozialdemokratie
noch weit von ihrem Anspruch entfernt, Volkspartei zu sein”. Ihre
»Selbstdefinition als Industriearbeiterpartei” lieff kaum groflere Stim-

270) Vgl. Siif3, Grabgesinge, S. 242.

271y s, Kumpel, S. 254 und ebenda, S. 385f. (zum Folgenden).

272) Zit. nach Suifs, Kumpel, S. 385 und ebenda, S. 386 (das folgende Zitat).
)

273) Siifs, Kumpel, S. 387; vgl. zum weiterhin problematischen Verhiltnis zu den
Katholiken ebenda, S. 398ff.

274) Vgl. Stifs, Grabgesange, S. 255ff. Dazu unten im Kapitel IV mehr.

275) S, Kumpel, S. 389 und ebenda, S. 390, S. 237, S. 403 und S. 393 (die folgenden
Zitate).
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mengewinne zu. Weiterhin herrschte in der Oberpfalz eine nachhaltige
Ablehnung seitens der Katholiken vor, wenngleich sich auf Bundes- und
Landesebene das Klima zwischen der Partei und der katholischen Kirche
entspannte.

Niederbayern: In Niederbayern blieb die SPD durchgehend seit 1946 unter
ihrem Landesdurchschnitt bei den Landtagswahlen, was erneut auf die
besonders schwierige Lage der Partei in Ostbayern generell verweist.
Den Gipfelpunkt erreichte man ebenfalls im Jahre 1966. Das beste Ergeb-
nis in einem Regierungsbezirk seit 1946 iiberhaupt, konnte im Ubrigen
die CSU bei der bayernweiten Rekordwahl 1974 mit 72,0 % verbuchen(!)

Nachdem im Vorfeld der Bundestagswahl 1965 bei den ein Jahr zuvor
stattgefundenen Kommunalwahlen in Bayern gute SPD-Ergebnisse in
Ostbayern erzielt worden waren - so gelang beinahe sensationell die
Eroberung des Biirgermeisteramtes in Vilshofen, des Landratspostens in
Grafenau und Passau, des Biirgermeisterpostens in Burglengenfeld und
erstmals des Biirgermeisteramtes in Sulzbach-Rosenberg -, herrschte fiir
die Bundestagswahl in Ostbayern eine optimistische Erwartungshaltung.
Die Bundestagswahl 1965 blieb aber unter den Erwartungen, was u.a.
auf die Verunglimpfungen des Spitzenkandidaten Willy Brandt durch
die regionalen CSU-Mandatstréger zurtickgefithrt wurde. Wichtiger
waren aber die nachteiligen, strukturellen Faktoren fiir sozialdemokrati-
sche Wahlresultate in Ostbayern, d.h. die ,drei Hemmfaktoren” Ge-
meindegrofienklassen, der insgesamt geringe Industrieanteil und die
anhaltend starke Bindungskraft der Kirchen.

Mit Blick auf Niederbayern untermauert die bereits erwdhnte Studie
tiber die Arbeiterschaft und Sozialdemokratie in der bayerischen Mon-
tanindustrie nach 1945, ,dafS es einen engen Zusammenhang zwischen
Organisationsdichte und Wahlerfolg gab”. Dieser wichtige organisati-
onsspezifische Aspekt wird unten im Kapitel IV im Hinblick auf die
Prasenz der Sozialdemokratie in Bayern noch einmal aufgegriffen.

In Mittelfranken, einem traditionell starkeren, sozialdemokratischen Ge-
biet, musste die Sozialdemokratie bereits 1986 und 1990 gravierende
Einbriiche bei den Landtagswahlen hinnehmen. Jedoch kehrte man 1994
wieder zurtick zum vorherigen Niveau. Insgesamt tibertrafen in Mittel-
franken die Sozialdemokraten zumeist erheblich ihr jeweiliges bayern-
weites Resultat bei den Landtagswahlen seit 1946. Die einstmalige
Hochburg der bayerischen Sozialdemokratie Mittelfranken rangierte nur
1950 vor der durch den , Bruderzwist” unter massiven Druck geratenen
CSU. Von 1954 bis 1966 bewegte sich der Abstand zwischen den beiden
Parteien noch unter vier Prozentpunkten.
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Oberfranken war neben Mittelfranken der Bezirk mit den insgesamt bes-
ten SPD-Ergebnissen bei den Landtagswahlen und galt lange als eine
ihrer Hochburgen. 1950 und 1954 tibertrumpfte die SPD die CSU, deren
Vorsprung zumindest bis 1966 jeweils unter fiinf Prozentpunkten gehal-
ten werden konnte. In Oberfranken wurde der Hohepunkt der sozial-
demokratischen Landtagswahlergebnisse mit dem Spitzenwert von 41,9
% im Jahre 1966 erreicht, dem besten Ergebnis unter allen Bezirken in
Bayern bei Landtagswahlen seit 1946 tiberhaupt. Die Verlaufskurve der
Landtagsresultate zeigte aber bereits 1986 und 1990 markante Einbrtiche.
Zusammenfassend lagen die sozialdemokratischen Werte in Oberfran-
ken bei den Landtagswahlen seit 1946 meist klar iiber dem jeweiligen
bayernweiten Abschneiden.

Mit Unterfranken und Schwaben sind schliefslich zwei Bezirke zu nennen,
in denen die bayerische Sozialdemokratie in keiner einzigen Landtags-
wabhl seit 1946 zumindest ihren jeweiligen bayernweiten Wert erreichen
konnte. Immerhin gelang in beiden Bezirken entsprechend dem Bayern-
trend der SPD im Jahre 1966 das jeweils beste Ergebnis.

Die ndchste Tabelle rtickt den im Rahmen der vorliegenden Arbeit im
Mittelpunkt stehenden Zeitraum von 1998 bis 2013 ins Zentrum:?76

Tabelle 7: Landtagswahlergebnisse nach Bezirken 1998-2013 (Erst- und Zweit-
stimmen in Prozent)

1998 2003 2008 2013
SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU
Gesamtergebnis | 28,7 {529 19,6 | 60,7 | 18,6 | 43,4 | 20,6 | 47,7
Bezirke
Unterfranken |27,4 |52,8 | 18,4 | 60,6 | 16,7 | 47,3 | 19,5 |50,1
Oberfranken | 36,0 [47,6 [23,8 |59,2 | 21,2 |44,7 | 23,3 | 45,9
Mittelfranken | 38,0 | 46,7 | 24,9 | 55,4 | 22,6 | 43,7 | 24,6 | 43,1
Oberpfalz 30,8 | 54,0 (19,2 | 62,6 | 18,9 |44,5 [19,5 | 49,9
Niederbayern | 251 55,8 |14,2 | 649 |14,1 | 455 | 14,0 | 50,4
Oberbayern 25,2 1553 19,9 | 60,2 |19,3 |39,3 | 22,1 |47,2
Schwaben 245 | 54,7 158 | 63,9 | 153 (47,1 |17,2 | 494

276) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 9, ebenda, Land-
tagswahl 2003, S. 64, ebenda, Landtagswahl 2008, S. 70 und ebenda, Landtags-
wahl 2013, S. 60; Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung,
Landtagswahlen in Bayern seit 1946. Gesamtstimmen (Erst- und Zweitstimmen)
in Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken, Unter-
franken, Schwaben.
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Am besten schnitt die SPD bei den Landtagswahlen von 1998 bis 2013 in
Mittelfranken, in Oberfranken sowie in Oberbayern ab. Fiir den letztge-
nannten Bezirk waren vor allem die Resultate in der Stadt Miinchen von
entscheidender Bedeutung. Abgesehen von der Wahl 1998, bei der in
Schwaben das niedrigste Ergebnis hingenommen werden musste, nahm
Niederbayern im betreffenden Zeitraum durchgehend den letzten Platz
ein. Der grofie Einbruch fand dort erst bei der Wahl 2003 statt, wobei die
Partei von 25,1 % auf 14,2 % abstiirzte und sich davon bis 2013 nicht
mehr erholte. Vergleicht man die Resultate mit dem jeweiligen Gesamt-
ergebnis fiir Bayern, so tibertraf die SPD, abgesehen von der Wahl 1998
und 2008 in der Oberpfalz, nur in ihren stirksten Bezirken Mittelfranken,
Oberfranken und Oberbayern - aufier 1998 - ihren jeweiligen Landes-
durchschnitt. Neben Niederbayern verzeichneten die Sozialdemokraten
in Schwaben ihre schlechtesten Resultate.

Klar erkennbar ist in allen sieben Bezirken der wichtigste Befund, ndm-
lich der auflerordentliche Einbruch bei der Landtagswahl 2003 mit den
grofiten Verlusten in ihren stiarksten Bezirken, in Mittelfranken (- 13,1 %)
und in Oberfranken (- 12,2 %). Diese massiven Riickginge konnte die
bayerische Sozialdemokratie bis 2013 nur begrenzt wieder ausgleichen,
wobei man in Niederbayern auch bei dieser Wahl minimale Verluste
hinnehmen musste.

Die CSU weist ein weniger einheitliches Bild auf und erreichte ihre bes-
ten Ergebnisse in Niederbayern. Bei der insgesamt enttdiuschenden Wahl
2008 rangierte jedoch Unterfranken knapp vor Schwaben an erster Stelle.
Aufier bei der Wahl 2008, wo in Oberbayern das niedrigste Ergebnis
eingefahren wurde, war fur die Christsozialen jeweils Mittelfranken der
Bezirk mit den niedrigsten Werten. In der Oberpfalz sind wegen dem
Stellenwert der bayerischen bzw. oberpfélzischen Montanindustrie, die
mittlerweile bekanntlich verschwunden ist, noch einige Orte erwih-
nenswert, in denen ungeachtet von Verlusten, die Sozialdemokraten bis
in unsere unmittelbare Gegenwart {iberdurchschnittliche Ergebnisse
einfahren konnten:

So die vormaligen Hochburgen Sulzbach-Rosenberg, wo bei der Land-
tagswahl 2008 34,6 % (2013: 36,6 %) der Wiéhler fiir die Sozialdemokraten
votierten (bei der Bundestagswahl 2013 waren es 32,4 %) oder Burglen-
genfeld /Stadt mit 29,5 % (2008) bzw. 31,1 % (2013) sowie lediglich 27,3 %
bei der Bundestagwahl 2013, Maxhiitte-Haidhof/Stadt mit 33,0 % (2013:
32,2 %) und bei der Bundestagswal 2013 30,0%, Schwandorf/Stadt mit
31,0 (2013: 29,2 %) sowie 27,2 % bei der Bundestagswahl 2013 und Teu-
blitz/Stadt mit 39,5 % (2013: 39,6 %) und immerhin 35,7 % bei der Bun-
destagswahl 2013.
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Ordnet man die sozialdemokratischen Landtagswahlergebnisse in den
Regierungsbezirken in ein ,grobes” Nord-Stid-Schema ein, so ist der
Befund eindeutig: Uberdurchschnittliche Resultate waren nur im Nor-
den Bayerns in den iiberwiegend frénkisch-protestantischen Bezirken
Mittelfranken und Oberfranken zu erzielen. Lasst man einmal Miinchen
im stidbayerischen Raum aufien vor, war die Prédsenz der Sozialdemo-
kratie bei Landtagswahlen in Stidbayern nach 1998 sehr enttduschend.
Hier ist wohl der Begriff einer ,, Diaspora” tatsdchlich anwendbar.

Stadt-Land-Unterschiede:

Die Forschungsgruppe Wahlen untersucht im Rahmen ihrer Wahlanaly-
sen ausfiihrlich Unterschiede zwischen Stadt und Land, denn die ,, unter-
schiedliche sozialstrukturelle Pragung verschiedener Regionen geht in
der Regel auch mit unterschiedlicher Bevolkerungsdichte einher”2””.
Diese Differenzen finden letztendlich ihren Niederschlag im Wahlver-
halten. Stadt-Land-Differenzen werden am Kriterium der unterschiedli-
chen Bevolkerungsdichte festgemacht, denn stiddtische Gebiete zeichnen
sich durch eine wesentlich hohere Bevolkerungsdichte aus. Zusatzlich
finden sich dort zumeist mehr Angestellte und Beamte, ein hoherer In-
dustrialisierungsgrad und ein zumindest formal hoheres Bildungsni-
veau.

Grundsitzlich war die CSU nach wie vor erfolgreicher in ldndlichen
Regionen als in stddtischen, aber dieser Befund hat sich in den letzten
Jahren, auch bei Beriicksichtigung der konfessionellen Struktur, abge-
schwicht. Die Ergebnisse der Landtagswahl 1998 fiir die SPD fielen
hingegen umso besser aus, je dichter die Stimmkreise besiedelt waren: In
stadtisch gepragten Regionen gewann die SPD 33,6 % (CSU: 48,0 %) der
Stimmen im Vergleich zu 25,7 % (CSU: 56,6 %) in diinn besiedelten Regi-
onen, d.h. mit einer niedrigen Bevolkerungsdichte. Allerdings ndherten
sich auch bei den Sozialdemokraten die Unterschiede zwischen landli-
chen und stadtischen Gebieten an.

Beim Blick auf die Ballungszentren Miinchen, Niirnberg und Augsburg
zeigte sich 1998 ein unterschiedliches Wahlverhalten: Die CSU blieb in
diesen drei grofiten Stadten Bayerns deutlich unter der 50 %-Marke,
wihrend die SPD in Niirnberg 41,8 % und in Miinchen 33,1 % erreichte.
Allerdings fiel die SPD in Niurnberg, wo sie vier Jahre zuvor noch den
ersten Rang eingenommen hatte, diesmal hinter die Christsozialen zu-
riick. In Augsburg lag die SPD mit 31,7 % klar tiber ihrem bayernweiten
Gesamtergebnis.

277) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 29 und ebenda, S. 29ff. (zum
Folgenden).
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Bei ihrer schweren Niederlage anldsslich der Landtagswahl 2003 muss-
ten die Sozialdemokraten in allen drei Stddten zum Teil herbe Verluste
hinnehmen, d.h. minus drei Prozent in Miinchen (30,1 %), minus 12,4 %
(!) in Niirnberg (28,9 %) und minus 9,3 % in Augsburg (22,4 %).?8 In den
beiden letztgenannten Grofistadten tibertraf die CSU die 50 %-Marke.

Die Landtagswahl 2003 bestitigte den Befund fiir ganz Bayern, demnach
die SPD-Ergebnisse mit der Bevolkerungsdichte korrelierten, d.h. je
geringer die Bevolkerungsdichte war, desto schlechter fielen die SPD-
Ergebnisse aus. Bei einer niedrigen Bevolkerungsdichte erzielte sie 16,6
% (CSU: 65,1 %), bei einer mittlerer Dichte 18,3 % (CSU: 61,3 %) und bei
hoher Dichte 25,5 % (CSU: 53,6 %). Damit bestétigte sich der Trend von
1998, demzufolge die sozialdemokratischen Verluste von der niedrigsten
bis zur hochsten Bevolkerungsdichte sukzessive geringer ausfielen. Bei
der CSU zeigte sich ein genau umgekehrter Verlauf, d.h. bei der nied-
rigsten Bevolkerungsdichte erzielte sie die hochsten Zugewinne, wih-
rend die geringsten Zuwdidchse bei der hochsten Bevolkerungsdichte
feststellbar waren.

Fiinf Jahre spater hatte sich fiir die bayerische Sozialdemokratie die Situ-
ation bei der Landtagswahl leicht stabilisiert:*”” In Miinchen gab es zwar
erneut Verluste bei einem Gesamtergebnis von 28,2 % (-1,9 %) wie auch
in Niirnberg bei nun 26,6 % (-2,3 %), immerhin gelang in Augsburg ein
Zugewinn von 2,2 % auf 24,6 %. Erneut bestétigte sich der gesamtbayeri-
sche Befund, demnach die SPD-Ergebnisse mit der Bevolkerungsdichte
korrelierten, d.h. je geringer die Bevolkerungsdichte desto schlechter die
SPD-Ergebnisse. Bei einer niedrigen Bevolkerungsdichte erzielte sie 16,2
% (CSU: 47,1 %), bei einer mittlerer Dichte 16,4 % (CSU: 44,3 %) und bei
hoher Dichte 23,2 % (CSU: 38,9 %).

Bei der Landtagswahl 201320 konnte sich die Sozialdemokratie in den
drei bayerischen Grofistidten durchgehend steigern und erreichte in
Miinchen 32,2 % (+ 4,0 %), in Niirnberg 29,3 % (+ 2,7 %) und in Augs-
burg 25,4 % (+ 0,8 %). Wiederum machte sich die Bevolkerungsdichte
beim Wahlergebnis der bayerischen SPD insgesamt eindeutig bemerk-
bar: Das schlechteste Ergebnis fuhr man erneut bei der niedrigsten Be-
volkerungsdichte ein und bei der mittleren Bevolkerungsdichte lag man
erheblich unter dem Gesamtergebnis fiir Bayern, hingegen tibertraf sie
bei der hohen Bevolkerungsdichte klar ihr Bayernergebnis (26,3 % zu
20,6 %).

278) Vgl. zum Folgenden Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 76f.
279) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 73.
280) Vel. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 62.
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Stadt-Land-Unterschiede am Beispiel der kreisfreien Stidte

Da die Wahlforschung die Stddte als das wesentliche Terrain fiir sozial-
demokratische Wahlerfolge herausgearbeitet hat, wollen wir dies am
Beispiel der kreisfreien Stiddte Bayerns und den Landtagswahlen priifen.

Tabelle 8: SPD-Ergebnisse bei Landtagswahlen in kreisfreien Stadten (Gesamt-
stimmen in Prozent)2!

1946 | 1954 | 1962 | 1966 | 1970 | 1974 | 1978 | 1982 | 1990 | 2008 | 2013

Bayern: 28,6 | 28,1 | 353 | 358 | 33,3 | 30,2 | 31,4 | 31,9 | 26,0 | 18,6 | 20,6
Oberbayern 28,3 1298|383 |386|369|315]|307 322|242 | 193 | 221
Ingolstadt 30,5 | 38,2 | 44,6 | 42,0 | 38,9 | 351 | 350 | 353 | 28,0 | 19,7 | 20,3
Miinchen 36,0 | 385 | 49,1 | 48,5 | 47,6 | 40,1 | 39,6 | 421 | 32,6 | 28,2 | 32,1

Rosenheim 26,8 | 40,6 | 42,4 | 38,6 | 37,6 | 33,7 | 325 | 33,1 | 229 | 182 | 19,1

Niederbayern 25,7 1201 | 26,9 | 294 | 246 | 23,1 | 24,6 | 253 | 23,1 | 141 | 14,0

Landshut 28,1 | 27,9 | 40,3 | 40,7 | 36,2 | 30,9 | 334 | 34,1 | 23,4 | 13,6 | 151
Passau 30,6 | 28,2 | 354 | 354 | 32,6 | 28,0 | 284 | 29,0 | 24,0 | 17,6 | 20,5
Straubing 29,8 | 26,6 | 43,9 | 40,6 | 30,0 | 27,5 (28,3 | 29,8 | 24,0 | 23,7 | 17,3
Oberpfalz 26,2 | 273|317 (317|276 | 261|294 | 295|277 | 189 | 19,5
Amberg 304 | 29,8 | 37,3 | 359 | 36,0 | 32,7 | 341 | 353 | 33,1 | 22,7 | 23,6
Regensburg 30,5 | 364 | 47,1 | 42,8 | 32,2 | 27,6 | 32,0 | 32,3 | 32,0 | 21,0 | 22,9
Weiden 34,6 | 33,1 | 37,6 | 36,1 | 37,0 | 3555 | 349 | 353 | 28,7 | 28,9 | 27,0

Oberfranken 36,7 | 33,6 | 41,6 | 419 | 389 | 3555 | 37,6 | 36,6 | 30,6 | 23,3 | 23,3
Bamberg 26,2265 | 373|368 | 325|298 301|310 254|154 | 20,7

281) Tabelle nach Wahlen in Bayern, S. 20ff. zu 1946 bis 1990 (diese Werte nach dem
Gebietsstand zum 31. Dezember 1993, d.h. also die Gebietsreform in Bayern be-
riicksichtigend); zu 2008: Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbei-
tung, Landeswabhlleiter, Landtagswahl 2008, Endgiiltiges Ergebnis. Regionaler-
gebnisse, (Bezirke jeweils mit kreisfreien Stddten), S. 4 (Oberbayern), S. 44 (Nie-
derbayern), S. 64 (Oberpfalz), S. 82 (Oberfranken), S. 100 (Mittelfranken), S. 116
(Unterfranken), S. 140 (Schwaben); zu 2013: Bayerisches Landesamt fiir Statistik
und Datenverarbeitung, Landeswahlleiterin, Landtagswahl 2013, Endgiiltiges
Ergebnis, Regionale Ergebnisse, (Bezirke jeweils mit kreisfreien Stddten), S. 6
(Oberbayern), S. 46 (Niederbayern), S. 66 (Oberpfalz), S. 84 (Oberfranken), S. 102
(Mittelfranken), S. 118 (Unterfranken), S. 142 (Schwaben).
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Bayreuth 49,5 | 36,5 | 48,1 | 44,7 | 42,5 | 39,7 | 41,1 | 41,0 | 30,8 | 20,6 | 24,8
Coburg 41,4 | 357 | 46,5 | 47,5 | 459 | 40,3 | 41,4 | 43,8 | 357 | 28,3 | 28,3
Hof 46,8 | 47,6 | 56,8 | 50,0 | 47,2 | 40,3 | 43,8 | 41,5 | 34,2 | 24,6 | 28,1

Mittelfranken 344 | 340 392|385 |354|352|382| 385|318 | 226 | 24,6

Ansbach 33,6 | 27,2 | 356 | 34,7 | 32,0 | 33,0 | 33,9 | 36,0 | 29,2 | 22,8 | 25,3
Erlangen 40,2 | 36,5 | 43,4 | 41,7 | 389 | 375 | 40,6 | 423 | 32,1 | 244 | 25,5
Fiirth 44,7 | 451 | 50,7 | 47,4 | 452 | 44,2 | 46,4 | 48,0 | 38,0 | 26,5 | 29,7
Niirnberg 43,4 | 43,8 | 48,7 | 46,9 | 42,7 | 42,7 | 45,6 | 45,7 | 36,9 | 26,8 | 29,7

Schwabach 359 1398|453 | 424 | 359 | 36,1 | 409 | 40,5 | 31,1 | 26,3 | 27,4

Unterfranken 23,8 | 250 | 31,4 | 322 | 31,0 | 29,2 | 30,5 | 31,0 | 252 | 19,5 | 19,5
Aschaffenburg | 36,0 | 34,6 | 43,3 | 41,2 | 39,7 | 35,6 | 38,9 | 38,9 | 28,4 | 18,1 | 22,9
Schweinfurt 452 | 446 | 51,4 | 480 | 46,5 | 44,1 | 448 | 464 | 375 | 22,7 | 25,2

Wiirzburg 26,3 | 283 |37,0| 361 | 374 | 352|349 | 375|290 | 202 | 23,7
Schwaben 23,0 230|310 | 316 | 301|263 |274 273|221 153|172
Augsburg 353 | 368 | 45,5 | 439 | 433 | 38,4 | 40,2 | 384 | 26,9 | 25,7 | 25,9
Kaufbeuren 29,51 21,5 339|342 |315| 285|269 | 282|242 | 120 | 159
Kempten 28,0 | 29,3 | 42,2 | 41,7 | 38,6 | 349 | 334 | 34,6 | 258 | 13,8 | 16,7

Memmingen 37,8 | 355 | 459 | 43,2 | 40,2 | 359 | 354 | 356 | 30,7 | 17,2 | 204

Ohne auf einzelne Abweichungen in den Stddten im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit ndher einzugehen, gilt es festzuhalten, dass die bayerische
Sozialdemokratie weit tiberwiegend in Stddten ihre besten Ergebnisse
erzielte.

Erstens fallt sofort ins Auge, dass die SPD in keiner einzigen der kreis-
freien Stadte im gesamten Zeitraum von 1946 bis 2013 sich verbessern
konnte. Begrenzt man den Zeitraum auf die Jahre von 1946 bis 1990
erhellt sich das Bild, denn nun war sie in den beiden oberpfilzischen
Stadten Amberg und Regensburg sowie im unterfrankischen Wiirzburg
am Ende des Abschnittes starker als 1946.

Zweitens rangierte die Partei in den kreisfreien Stidten zum Teil klar
tiber dem Abschneiden in ganz Bayern, allerdings mit bezeichnenden
Ausnahmen in den sozialdemokratischen ,Krisenregionen”, wo dies
nicht gelang wie Ingolstadt (2013), Rosenheim (1946, 1990, 2013), Lands-
hut (1946, 1954, 1990, 2013), Passau (1966-2013), Straubing (1954, 1970-
2013), Regensburg (1970, 1974), Ansbach (1954) und Bamberg (1946,
1954, 1970, 1974, 1978, 1982, 1990) sowie Aschaffenburg (2008), Kaufbeu-
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ren (1954, 1970, 1974, 1978, 1982, 1990, 2008, 2013) Kempten (1946, 1990,
2008, 2013) und Memmingen (2008, 2013). Auf das Beispiel der Stadt
Ingolstadt, in der die SPD bei den Landtagswahlen nach dem Hohe-
punkt in den 1960er Jahren, einen kontinuierlichen Abstieg erlebte, un-
geachtet der Tatsache, dass die oberbayerische Stadt weiterhin hohe
Industriebeschiftigtenzahlen aufweist, wird unten im Kapitel IV noch
niher eingegangen.

Drittens tibertrafen die Stadtergebnisse zumeist ebenfalls das jeweilige
Resultat fiir den gesamten Regierungsbezirk mit den folgenden Aus-
nahmen: Ingolstadt (2013), Rosenheim (1946, 1990, 2008, 2013), Landshut
(2008), durchgehend Bamberg (1946-2013), Bayreuth (2008), Ansbach
(1946-1990), Schwabach (1990), Aschaffenburg (2008), Kaufbeuren (1954,
1978, 2008, 2013) und Kempten (2008, 2013). Anzumerken ist, dass die
unterdurchschnittlichen Resultate in den Stddten vor allem in Nieder-
bayern und in Unterfranken immer noch tiber dem Abschneiden im
gesamten Regierungsbezirk lagen. Dies ist ein weiterer Indikator fiir die
prinzipielle Problematik der SPD in den tiberwiegend landlichen Regio-
nen, wie sie in den Landkreisergebnissen?? zum Ausdruck kam.

Viertens untermauern die sozialdemokratischen Wahlergebnisse diffe-
renziert nach kreisfreien Stadten und Landkreisen den markanten Stadt-
Land-Unterschied. Allerdings sind selbstverstdandlich nicht alle Land-
kreise durchgehend ldndlich geprégt. Die bereits erwdhnten montanin-
dustriellen, oberpfalzischen Landkreise Burglengenfeld und Schwandorf
oder der Landkreis Dingolfing (Sitz eines grofien Automobilwerkes)
seien nur kurz genannt. Fiir die Landtagswahlen 2008 und 2013 zeigen
die folgenden Werte die Diskrepanz zwischen der sozialdemokratischen
Prasenz in den (kreisfreien) Stiddten und dem unbefriedigenden Ab-
schneiden in den Landkreisen:

282) Vgl. Wahlen in Bayern, S. 88ff. als Beispiel fiir die sozialdemokratischen Ergeb-
nisse in den Landkreisen Niederbayerns: Demnach blieb die SPD bei den Land-
tagswahlen von 1946 bis 1990 in den Landkreisen Deggendorf, Freyung-
Grafenau, Kelheim, Landshut, Passau (aufier 1966), Regen (aufier 1946, 1962,
1966), Rottal-Inn, Straubing-Bogen, Dingolfing-Landau (aufser 1990) immer un-
terhalb der 30 %-Marke.

111

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Tabelle 9: SPD-Ergebnisse in den kreisfreien Stadten und Landkreisen bei den
Landtagswahlen 2008 und 2013 (in Prozent)283

2008 2013
Kreisfreie Stiadte | Landkreise | Kreisfreie Stadte | Landkreise
Ganz Bayern 24,7 16,5 27,5 18,3
Oberbayern 27,2 15,8 30,7 18,2
Niederbayern 17,6 13,6 17,4 13,5
Oberpfalz 22,9 18,0 23,8 18,6
Mittelfranken 26,2 20,0 28,7 21,7
Oberfranken 21,1 21,2 24,8 229
Unterfranken 20,2 16,1 23,8 18,7
Schwaben 21,4 13,8 22,8 15,8

Die grofsten Abstidnde zwischen den beiden Ebenen fanden sich dabei in
Oberbayern und Schwaben, wobei beim Ersteren die Grofistadt Miin-
chen als Erkldrung herangezogen werden muss. Der Stimmengewinn
2013 ist tiberwiegend auf die Zuwaichse in den kreisfreien Stiddten zu-
riickzufithren. Deutlich ist auch die Gesamtschwiache der SPD in Nie-
derbayern zu erkennen.

Fiinftens findet sich unter den kreisfreien Stadten der Spitzenwert in Hof
bei der Landtagswahl 1962 (56,8 %) und der Tiefpunkt in Kaufbeuren
anldsslich der Wahl 2008 (12,0 %).

Sechstens schliefSlich ist am Beispiel der kreisfreien Stadte die These von
Alf Mintzel?$* zur sog. zweiten Landnahme in Bayern durch die CSU zu

283) Die Tabelle nach: 2008: Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbei-
tung, Landeswabhlleiter, Landtagswahl 2008, Endgiiltiges Ergebnis. Regionaler-
gebnisse, S. 4 (kreisfreie Stadte und Landkreise zusammen in Bayern); kreisfreie
Stadte und Landkreise zusammen in den Bezirken: S. 4 und S. 42 (Oberbayern),
S.44 und S. 62 (Niederbayern), S. 64 und S. 80 (Oberpfalz), S. 82 und S. 98 (Ober-
franken), S. 100 und S. 114 (Mittelfranken), S. 116 und S. 138 (Unterfranken), S.
140 und S. 164 (Schwaben); 2013: Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Da-
tenverarbeitung, Landeswahlleiterin, Landtagswahl 2013, Endgiiltiges Ergebnis,
Regionale Ergebnisse, S. 6 (kreisfreien Stadte und Landkreise zusammen in Bay-
ern); kreisfreie Stadte und Landkreise zusammen in den Bezirken: S. 6 und S. 44
(Oberbayern), S. 46 und S. 64 (Niederbayern), S. 66 und S. 82 (Oberpfalz), S. 84
und S. 100 (Oberfranken), S. 102 und S. 116 (Mittelfranken), S. 118 und S. 140
(Unterfranken), S. 142 und S. 166 (Schwaben).

284) Vel. u.a. die Abschnitte zum Parteiensystem in Bayern unten im Kapitel IV.
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differenzieren. Demnach sei die bayerische Staatspartei in den siebziger
Jahren in bislang von der Sozialdemokratie dominierte frankisch-
protestantische Regionen eingedrungen. Zundchst kann man in einem
Uberblick erkennen, dass in nahezu allen Stiddten die besten sozialde-
mokratischen Ergebnisse in den sechziger Jahren erzielt wurden, also
vereinfacht von 1962 bis 1970. Betrachten wir nun spezifischer die tiber-
wiegend frankisch-protestantischen Stddte, so muss man den zeitlichen
Rahmen nach vorne verlegen, d.h. markante Stimmenriickgénge der SPD
in den mittelfrankischen und oberfrankischen Stiadten sind erst nach der
Landtagswahl 1982 festzustellen (Bayreuth, Hof, Coburg, Niirnberg,
Erlangen, Fiirth und Schwabach). Hierbei kam es beim Vergleich der
Wahl 1982 mit 1990 zu teilweisen Stimmenriickgéngen von zehn Pro-
zent.

Ein zweiter Einbruch ist fiir den Zeitraum von 1990 bis 2008 zu konsta-
tieren, in dieser Phase mit drei Landtagswahlen waren prozentual zwei-
stellige Riickgénge vielfach die Regel. Hierbei sind insbesondere die
Landtagswahlen 2003 als Einbruchstelle festmachen. Die Landtagswahl
2013 konnte den Abwirtstrend der Sozialdemokraten stoppen und es
kam wieder zu, wenngleich tiberschaubaren, Zuwéchsen.

Siebtens bestdtigen diese Befunde zu den unterschiedlichen Wahlergeb-
nissen der SPD die Thesen, dass die bayerische Sozialdemokratie bei den
Landtagswahlen auch seit den 1990er Jahren - und mit hoher Wahr-
scheinlichkeit gilt dies dhnlich fur die Bundestagswahlen - eindeutig als
eine stddtische Partei zu charakterisieren ist.

Stadt-Land-Unterschiede nach Gemeindegrofienklassen

Stadt-Land-Unterschiede zwischen den beiden grofien Parteien bei den
Landtagswahlen 2008 und 2013 sind des Weiteren anhand der Wahler-
gebnisse nach Gemeindegrofienklassen abzuleiten. Es gilt die verallge-
meinerte Prdmisse, umso weniger Einwohner in den Gemeinden sich
finden, desto mehr ist von einem landlichen Charakter auszugehen (und
umgekehrt):2%

285) Tabelle nach Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung. Der
Landeswahlleiter des Freistaates Bayern. Endgiiltiges Ergebnis. Wahl zum Baye-
rischen Landtag am 28. September 2008. Regionalergebnisse, S. 178. Bayerisches
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung. Die Landeswabhlleiterin des
Freistaates Bayern, 2014. Landtagswahl in Bayern 2013. Wahl zum 17. Bayeri-
schen Landtag in Bayern am 15. September 2013. Endgiiltiges Ergebnis: Regiona-
le Ergebnisse, S. 180.
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Tabelle 10: Landtagswahlergebnisse nach Gemeindegrofsenklassen (Gesamt-
stimmen in Prozent)

2008 2013
SPD | CSU | SPD | CSU
Gesamtergebnis: 18,6 | 43,4 | 20,6 | 47,7
Gemeindegrdfienklassen
unter 2000 13,1 | 46,6 | 14,6 | 54,5

2000 bis unter 5000 | 15,2 | 50,1 | 16,6 | 52,0
5000 bis unter 20000 | 17,5 | 44,0 | 19,4 | 49,1
20 000 bis unter 100 000 | 19,6 | 41,6 | 21,9 | 45,5
100 000 und mehr 26,3 [ 36,0 {293 |38,6

Wie ersichtlich, stieg der SPD-Anteil kontinuierlich mit der Gemeinde-
groflenklasse, d.h. die niedrigsten Ergebnisse wurden in den kleinsten
Gemeinden mit bis zu 2000 Einwohnern erzielt, der Hochstwert wurde
bei den Grofistidten mit mehr als 100 000 Einwohnern erreicht. Bei bei-
den Landtagswahlen 2008 und 2013 wurde erst in den Gemeinden zwi-
schen 20 000 und 100 000 Einwohnern erst der Gesamtlandesdurch-
schnitt erreicht bzw. tibertroffen. Somit untermauern diese Befunde die
Feststellung, dass die bayerische Sozialdemokratie eine stddtische Partei
mit wenig Présenz in den kleinen Gemeinden ist. Bei der CSU verlief die
Tendenz weitgehend umgekehrt, d.h. je kleiner eine Gemeinde, desto
hoher sind die Wahlergebnisse.

Diese Befunde werden in einer neueren Studie tiber die Sozialdemokra-
tie in der Oberpfalz bestitigt, demzufolge ,je kleiner die Gemeinden und
je katholischer die Regionen waren, desto schwerer tat sich die SPD und
desto geringer waren ihre Zuwéchse”?%. Somit ist mit Dietmar SufS in
Bezug auf Ostbayern festzuhalten: ,Die SPD war eine Partei der Grof3-
stddte und regionalen Zentren wie Regensburg, Weiden, Schwandorf
und Passau und ihr Wahlerfolg hing ab vom Industrieanteil, der Bevol-
kerungsdichte und der Durchmischung der Konfessionen”. Die mangel-
hafte Prdsenz der bayerischen Sozialdemokratie im ldndlichen Raum
hatte Auswirkungen auf ihr konkretes Handeln. So konzentrierte sich ihr
Wahlkampf in den fiinfziger Jahren noch eindeutig auf die stadtischen
Ballungszentren, also auf ihre Hochburgen Miinchen, Niirnberg oder
Augsburg, was die ,gravierenden Unterschiede zwischen Hochburgen

286) Stif3, Kumpel, S. 403 und ebenda das folgende Zitat.
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und Diaspora”?¥” nur verstidrkte. Die SPD erreichte etwa bei den Land-
tagswahlen 1958 im Bezirk Franken in Niirnberg, Fiirth, Hof und Kulm-
bach tiber 50 % und schnitt auch in Miinchen hervorragend ab. Das Ge-
samtergebnis 1958 tibertraf aber dasjenige von 1954 nur um 2,7 Prozent-
punkte, so dass die neuere Studie tiber Politik auf dem Land von Jaromir
Balcar konsequent postuliert: ,Wollte die SPD den Abstand zur CSU
verringern, mufite sie in einem Fldchenstaat wie Bayern auch auf dem
Land Fortschritte erzielen - und dementsprechend auch ihren Wahl-
kampf umstellen.”

Des Weiteren fiihrt der Autor mehrere nachteilige Faktoren fiir die Pra-
senz und das politische Handeln der SPD auf dem Lande an:

Zunichst sei es ein Nachteil, dass sich die Mitgliedschaft der SPD auf
dem Land nach 1945 vielfach aus Aufienseitern zusammensetzte, d.h.
aus Arbeitern und Fliichtlingen, die in der ldndlichen Gesellschaft auf
Argwohn und Geringschitzung trafen. Dies war ein markanter Unter-
schied zur CSU, wo sich das Establishment der Gemeinden versammelte.
Grundsitzlich fehlten der Sozialdemokratie Partner auf dem Lande wie
sie die Christsozialen in den angesehenen Kirchen und im bayerischen
Bauernverband besaflen. Insgesamt schaffte die SPD auch in den fiir die
Partei positiven sechziger Jahren nicht den Weg zu einer Volkspartei. Sie
,blieb vielmehr eine Partei der grofleren Stadte” 288,

Entgegen dem gesamten Trend verzeichnete die Sozialdemokratie in
Bayern in den fiinfziger Jahren eher Verluste, wofiir neben dem Auftre-
ten spezifischer Parteien der Vertriebenen, die der SPD Waihler und
Mitglieder entzogen, weitere Aspekte eine Rolle spielten wie die ableh-
nende Haltung der katholischen Kirche, ein ausgepragter Antikommu-
nismus?®, der sich nachteilig fiir die Sozialdemokratie auswirkte, organi-
satorische Defizite und ein weitgehend fehlendes kommunalpolitisches
Fundament.

Nach einer iiberwiegend positiven Entwicklung der bayerischen SPD in
den sechziger Jahren folgte vor allem aufgrund der innerparteilichen
Auseinandersetzungen mit den zahlreichen, partiell neomarxistischen,
jungen Neumitgliedern Anfang der 1970er Jahre ein erneuter Riick-
schlag, denn die ,Miinchner Verhiltnisse” strahlten auf die landlichen

287) Balcar, Politik, S. 283 und ebenda (das folgende Zitat). Hinsichtlich des Wahl-
kampfes ist u.a. gemeint, dass bekanntere Redner auch auf dem Lande auftreten
sollten; zum Folgenden ebenda, S. 288f. und S. 333.

288) Balcar, Politik, S. 340.

289) So diffamierte der CSU-Spitzenpolitiker Alois Hundhammer noch in den 1950er
Jahren die SPD als einen , Helfershelfer des Kommunismus”, vgl. Hundhammer
zit. nach Balcar, Politik, S. 266; vgl. dazu Balcar, Politik, S. 265ff.
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Regionen aus und bescherten dem politischen Gegner , willkommenes
Propagandamaterial“?®. Zu Recht hélt Jaromir Balcar fest: ,Auf Dauer
konterkarierten die Jusos mit ihrem Verhalten allerdings den mit Godes-
berg begonnenen Versuch der SPD, den ideologisch-programmatischen
Ballast der Arbeiterbewegung abzuwerfen, um durch die ErschlieSung
neuer Wéahlerschichten mehrheitsfahig zu werden.” Die schwere Wahl-
niederlage bei der Landtagswahl 1974 war die ,Quittung” und ,der
sozialdemokratische Friihling ging damit zu Ende, ohne dafs ihm ein
Sommer folgte”. Allerdings erscheint das harte Urteil, dass 1974 ,ein
regelrechtes Strafgericht des Wihlers tiber die bayerische Sozialdemo-
kratie” hereingebrochen sei angesichts der Ergebnisse bei den Land-
tagswahlen nach 2000, insbesondere der Wahl von 2003, doch tibertrie-
ben.

Hochburgen der Parteien

Stadt-Land-Differenzen zwischen den Parteien sind auch hinsichtlich der
Hochburgen der Parteien aufschlussreich.?”! Als Hochburg definiert die
Forschungsgruppe Wahlen Stimmkreise, bei denen die beiden grofien
Parteien bei der vorausgegangenen Landtagswahl um mindestens 15 %
und bei der letzten Bundestagswahl um mindestens 10 % iiber ihrem
damaligen Gesamtergebnis lagen. Hochburgen der SPD waren 1998
demzufolge Kronach, Fiirth-Stadt, Wunsiedel i. Fichtelgebirge, Coburg,
Nirnberg-Stid, Hof, Niirnberg-West, Niirnberg-Nord, Fiirth-Land,
Schwandorf, Kulmbach, Erlangen-Stadt, Niirnberg-Ost, Niirnberger
Land, Erlangen-Hochstadt, Miinchen-Milbertshofen und Miinchen-Alt-
stadt. Immerhin befanden sich 1998 noch Hochburgen gemifs den
Stimmbezirken in den Bezirken Oberbayern, Mittelfranken, Oberfranken
und auch der Oberpfalz.

Die Hochburgen der SPD befanden sich abgesehen vom Raum Miinchen
alle in Nordbayern und waren im Unterschied zu den hier nicht ange-
fiihrten Hochburgen der CSU durch eine 14mal hohere Bevolkerungs-
dichte je Quadratkilometer (!) gekennzeichnet, allerdings mit zum Teil
erheblichen Unterschieden zwischen den einzelnen Stimmkreisen. Zu-
sdtzlich lag der Katholikenanteil in den sozialdemokratischen Hochbur-
gen mit 39,7 % nicht nur weit unter demjenigen der CSU-Hoch-burgen,
sondern auch klar unter dem Katholikenanteil in Bayern insgesamt.
Blickt man abschliefiend auf die Verdnderungen in den Hochburgen seit
der Landtagswahl 1994, so hatte die SPD in ihren eigenen und in den

290) Balcar, Politik, S. 499; dhnlich zu den ,Miinchner Verhéltnissen” ebenda, S. 376, S.
385 und S. 387; ebenda, S. 387, S. 499 und S. 392 (die folgenden Zitate).

21) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 35ff.
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CSU-Hochburgen leichte Verluste hinzunehmen, groflere Einbufien erlitt
sie in den Schwerpunktgebieten der Griinen. Insgesamt wurde aber ein
Trend zum , Abschleifen der Hochburgen”?? bei den Landtagswahlen
1998 konstatiert.

Die Hochburgen der SPD bei der Landtagswahl 2003 befanden sich er-
neut aufler im Raum Miinchen alle in Nordbayern:?® Miinchen-
Milbertshofen, Fiirth-Stadt, Miinchen-Schwabing, Miinchen-Giesing,
Wunsiedel i. Fichtelgebirge, Hof, Miinchen-Bogenhausen, Niirnberg-
Siid, Miinchen-Moosach, Miinchen-Ramersdorf, Miinchen-Altstadyt,
Ntrnberg-Nord, Niirnberg-West, Niirnberg-Ost, Kulmbach. Nur einige
Stimmbezirke in Oberbayern, Mittelfranken und Oberfranken zhlten zu
den Hochburgen.

2008 galt geographisch das gleiche Ergebnis, d.h. die Hochburgen befan-
den sich in Miinchen-Milbertshofen, Miinchen-Moosach, Miinchen-
Schwabing, Niirnberg-Siid, Niirnberg-West, Miinchen-Altstadt, Miin-
chen-Giesing, Wunsiedel i. Fichtelgebirge, Miinchen-Pasing, Miinchen-
Bogenhausen, Coburg, Weiden i. Oberpfalz, Niirnberg-Nord, Miinchen-
Ramersdorf und Kulmbach.?* Immerhin tauchte neben Oberbayern
(Miinchen), Mittelfranken und Oberfranken auch die Oberpfalz mit dem
Stimmbezirk Weiden auf.

2013 lagen wiederum die sozialdemokratischen Hochburgen in Nord-
bayern und im Grofiraum Miinchen:>> Miinchen-Milbertshofen, Miin-
chen-Hadern, Miinchen-Moosach, Miinchen-Schwabing, Miinchen-
Giesing, Miinchen-Bogenhausen, Miinchen-Ramersdorf, Niirnberg-Stid,
Hof, Niirnberg-West, Miinchen-Pasing, Niuirnberg-Nord, Wunsiedel i.
Fichtelgebirge/Kulmbach, Niirnberg-Ost und Fiirth. Kein Stimmbezirk
aus Niederbayern, Unterfranken, Schwaben oder der Oberpfalz fand sich
unter den Hochburgen.

Zusammenfassend gesehen lagen alle sozialdemokratischen Hochbur-
gen in Nordbayern, abgesehen von Oberbayern (Miinchen). Bei keiner
der vier interessierenden Landtagswahlen fand sich eine Hochburg in
Niederbayern, Unterfranken oder Schwaben. Auch handelte es sich bei
den Hochburgen nahezu ausschliefslich um Stadte.

22) Renz/Rieger, Landtagswahl 1998, S. 87.

2%3) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 108.

294) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 110.
)

295) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 102.

117

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

3.4 Zum Einfluss von Berufsgruppen und Konfession auf die
Wahlentscheidung: Stammwéhlerschaften

Die Untersuchung von Wechselwirkungen zwischen dem Wahlverhalten
und sozialen Gruppen , gehort zum grundlegenden Kanon der Wahlfor-
schung”?%. Als Schliisselkategorie fungieren das Interesse und die These,
dass unterschiedliche soziale Lagen unterschiedliche Interessen produ-
zieren. In Deutschland haben sich historisch im Wesentlichen zwei poli-
tische Konfliktlinien mit politischer Reprdsentanz gebildet, namlich zum
einen der Gegensatz von Kapital und Arbeit mit der relativen Né&he
zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie und zum anderen kon-
fessionell-religios die Ndhe kirchentreuer Katholiken zur Union. Seit den
1960er Jahren entstanden neue Milieus, so insbesondere im Kontext
neuer sozialer Bewegungen vor dem Hintergrund eines forcierten Wer-
tewandels, nachhaltiger Hervorhebung von Emanzipation und Selbst-
verwirklichung unter dem Signum eines Postmaterialismus, ein partei-
politisch weitgehend an die Griinen angelehntes Milieu.

Dieser soziologische Ansatz, der nach dem Stellenwert von Milieus fiir
Wahlentscheidungen fragt, verdient demzufolge seine Berechtigung im
Hinblick auf eine wesentliche erkenntnisleitende Fragestellung der vor-
liegenden Arbeit, ndmlich Bausteine herauszuarbeiten, die die abneh-
mende Attraktivitdt der bayerischen Sozialdemokratie seit den ausge-
henden 1990er Jahren verstindlich machen. Der Fokus liegt auf den
beiden genannten wesentlichen Milieus, die fiir die deutsche Wahlge-
schichte dominierend waren bzw. in bestimmten Umfang noch immer
sind. Damit werden das kulturell pragende Kriterium Religion bzw.
Konfession und das soziookonomische Kriterium der Klassen angespro-
chen. Diese Faktoren beeinflussen ungeachtet eines langerfristig wirken-
den Erosionsprozesses weiterhin Wahlentscheidungen mit.?” Der Kon-
flikt zwischen Arbeit und Kapital bleibt die ,Hauptquelle der sozialde-
mokratischen Legitimitdt” und bestimmt den ,Parteienwettbewerb und
gesellschaftliche Kontroversen”.2%

Konkret interessieren demzufolge die Bindungen zwischen der Sozial-
demokratie und Arbeitern sowie die Korrelationen zwischen der Konfes-
sion und den sozialdemokratischen Wahlergebnissen. Letzteres verdient
insofern eine Beachtung, da die Sozialdemokratie bis in unsere unmittel-
bare Gegenwart auch und gerade in Bayern nur sehr eingeschriankt in

296) Weflels, Wahlverhalten sozialer Gruppen, S. 103 und ebenda, S. 103ff. (zum
Folgenden).

297) Vgl. Rudzio, System, S. 209ff.
2%8) Vgl. Grunden/]Janetzki/Salandi, SPD, S. 27.

118

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

diesem Segment politisch Fufs fassen konnte. Dieser Befund beeintrach-
tigt demzufolge auch die sozialdemokratischen Wahlergebnisse.

3.4.1 Berufsgruppen

Ein wesentliches Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit liegt darin,
inwieweit bei Wahlen die eigentlich sozialdemokratische Stammklien-
tel>”, die Arbeiter, und spezifizierter die gewerkschaftlich organisierten
Arbeiter, der bayerischen Sozialdemokratie treu geblieben sind:3%

Tabelle 11: Wahlentscheidung nach der Berufsstruktur (Anteile in Prozent)

1998 2003 2008 2013

CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD
Gesamt 52,9 28,7 | 60,7 [19,6 | 43,4 | 18,6 | 47,7 | 20,6
Berufstitig
berufstitig 51 |29 |59 |17 |39 |17 |44 |20
Rentner 58 |32 |65 |26 |52 |22 |55 |25
in Ausbildung 4 |21
arbeitslos 37 142 |49 |21 |26 |17 |23 |22
Berufsgruppe
Arbeiter 46 |36 [62 |22 (43 |20 |49 |22
Angestellte 51 |30 |59 |20 |41 |20 |45 |22
Beamte 51 |31 |52 |24 |43 |21 |42 |23
Selbstdndige 58 19 |64 14 |42 11 |45 16
Landwirte 80 5 [93 0 66 |8 67 5
Gewerkschaftsmitglied
Ja 40 |44 |48 |33 |36 |26 |40 |28
Nein 55 |26 |62 |18 |44 |17 |47 |20
Arbeiter + Gewerkschaft
Gewerkschaftsmitglied | 36 48 |50 33 |35 26 |42 29

299) Vgl. dazu mit Bezug auf die Bundestagswahlen im gleichen Zeitraum Krapf,
Schroder, S. 117ff.

300) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 21, dies., Land-
tagswahl 2003, S. 45, dies, Landtagswahl 2008, S. 42f. und S. 76, dies., Landtags-
wahl 2013, S. 35f. u. S. 66. Ahnliche Ergebnisse bei den Berufsgruppen in der
gleichen Tendenz nach Infratest dimap bei Schultze/Grasnick, Landtagswahl
2008, S. 46.
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Kein Mitglied 51 31 65 19 |46 18 |50 20

Angestellte + Gewerk-

schaft
Gewerkschaftsmitglied | 36 42 |44 36 |39 |24 |35 30
Kein Mitglied 53 |28 |60 |18 |40 |20 |46 |21

Bei den Berufsgruppen lag 1998 die CSU iiberall vorne, d.h. auch bei den
Arbeitern, wo ihr seit den 1970er Jahren der , Einbruch in eher sozialde-
mokratisches Wéhlerklientel”3! gelang. Insbesondere bei der katholi-
schen Arbeiterschaft und bei Arbeitern aus dem lindlichen Raum war
sie erfolgreich. Dies ist ein wichtiger Aspekt im Hinblick auf die Frage
nach den Beziehungen zwischen den Arbeitern und der bayerischen
Sozialdemokratie. Traditionell tendierten Arbeiter eher zur SPD, aller-
dings handelte es sich in Bayern wie oben im Kapitel II bereits eingehend
erortert wurde, historisch gesehen nicht um eine tiberwiegend klassische
Industriearbeiterschaft. Immerhin aber erreichte die SPD noch 1998 bei
den Arbeitern ihren hochsten Zuspruch und lag weit tiber ihrem Ge-
samtergebnis, wenngleich die CSU einen Vorsprung von zehn Prozent-
punkten besafs.

2003 musste die SPD in der Gruppe der Arbeiter hingegen 14 Prozent-
punkte abgeben und ihr Abstand zur CSU wuchs auf 40 Prozentpunkte:
, Vollig aus dem Rahmen fillt ihr Abschneiden bei den Arbeitern”302. Bei
der Landtagswahl 2008 ging es fiir die SPD bei den Arbeitern nochmals
um zwei Prozentpunkte runter auf nur noch ein Fiinftel der Wahler aus
der gesamten Arbeiterschaft. Auch 2013 war die CSU wiederum mit
deutlichem Vorsprung in allen Berufsgruppen die stdrkste Partei und
damit auch bei der fiir die Sozialdemokratie wichtigen Gruppe der Ar-
beiter. Hier betrug der Abstand immer noch 27 Prozentpunkte, da die
SPD gegeniiber 2008 lediglich zwei Prozentpunkte zulegen konnte.

Wesentlich schwicher war der Zuspruch 1998 fiir die Sozialdemokraten
bei den Angestellten und Beamte. Sie lag hier nur noch knapp tiber ihrem
Landesdurchschnitt und mit klarem Abstand hinter der CSU. Bei der
desastrosen Landtagswahl 2003 waren die sozialdemokratischen Verlus-
te immerhin mit zehn Prozentpunkten bei den Angestellten und mit
sieben Prozentpunkten bei den Beamten geringer als bei den Arbeitern.
Insgesamt wurde aber der schwere Einbruch der bayerischen Sozialde-
mokratie bei der Landtagswahl 2003 sichtbar. Funf Jahre spéter bei der
Landtagswahl 2008 bewegte sich der Anteil der Angestellten, die sozial-

301) Renz/Rieger, Landtagswahl 1998, S. 85.
302) Rieger, Landtagswahl 2003, S. 710.
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demokratisch wahlten, auf dem gleichen Niveau wie derjenige der Ar-
beiter (20 %), allerdings war der Abstand zur CSU aufgrund deren star-
ken Verluste bei diesen Berufsgruppen abgeschmolzen. Bei den Beamten
erlitt die SPD leicht groflere Verluste (minus drei Prozent). 2013 ver-
zeichneten beide grofie Parteien bei den Angestellten Zuwéchse.

Die niedrigen Werte fiir die SPD in den Berufsgruppen der Selbstindi-
gen und Landwirte in allen interessierenden Landtagswahlen kénnen
wir als ,normal” verbuchen und brauchen sie nicht weiter analysieren.

Eine Gewerkschaftsmitgliedschaft hat in der bisherigen Wahlhistorie in
Deutschland immer Einfluss auf die Wahlentscheidung gehabt, wie
einleitend in diesem Kapitel erwdhnt wurde. Zunéchst tibertraf 1998 die
SPD bei der Frage nach einer Gewerkschaftsmitgliedschaft bei allen
Wiéhlern die CSU um vier Prozentpunkte und erzielte 44 %. Anlésslich
der Landtagswahl 2003 konnte die SPD zwar mit 33 % bei den gesamten
Wihlern mit Gewerkschaftsmitgliedschaft noch eindeutig ihr Gesamter-
gebnis im ganzen Land tibertreffen, aber dennoch bedeutete dieser Wert
einen Verlust von elf Prozentpunkten im Vergleich zu 1998. Nunmehr
rangierte die CSU auch bei den Wahlern mit Gewerkschaftsmitglied-
schaft mit einem Vorsprung von 15 % (!) vor der Sozialdemokratie. Die-
ser klare Vorsprung der Christsozialen blieb auch 2008 erhalten, wenn-
gleich beide Parteien Stimmen einbtifsten. 2013 lag die SPD beim Kriteri-
um der allgemeinen Gewerkschaftsmitgliedschaft mit einem leichten
Zuwachs zwar sichtbar tiber ihrem bayerischen Gesamtergebnis, aber
verharrte weiterhin mit groffem Abstand hinter den Christsozialen.

Wie oben erwihnt, stellten bislang Arbeiter mit gewerkschaftlicher Or-
ganisation die wesentliche Wiahlergruppe der SPD dar, so dass wir nun
das Kriterium der Gewerkschaftsmitgliedschaft in der Wahlergruppe der
Arbeiter heranziehen. Bei der Landtagswahl 1998 bestitigte sich noch
deren besondere Nihe zur Sozialdemokratie und ihr Stellenwert als
Stammwdéhlerschaft, denn 48 % der gewerkschaftlich organisierten Ar-
beiter votierten fiir die SPD gegeniiber nur 36 % fiir die CSU. Ubrigens
haben auch die Republikaner relativ gute Werte erreicht, deren Anhéa-
ngerschaft sich ,zu einem nicht unwesentlichen Teil aus dem Potential
SPD-naher Gruppen rekrutiert”3%. 2003 musste die SPD bei dieser, ihrer
treuesten Wahlerschicht, einen gravierenden Einschnitt hinnehmen und
biifite 15 Prozentpunkte ein. Die CSU hatte stark zugelegt und mit 50 %
Stimmenanteil die Sozialdemokraten tiberfliigelt.

Bei der Landtagswahl 2008 fiel die SPD weiter auf nur noch gut ein Vier-
tel in der Wéhlergruppe der Arbeiter mit Gewerkschaftsmitgliedschaft
zurtick, aber die Christsozialen verloren mit 15 Prozentpunkten noch

303) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 24.
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mehr. Doch funf Jahre spéter hatte sich die CSU von ihrem Einbruch
erholt und vergrofierte ihren Vorsprung in dieser fiir die Sozialdemokra-
tie so wichtigen Wahlergruppe wieder. Die SPD legte zwar leicht auf 29
% zu, blieb aber immer noch weit unter dem Ergebnis von 1998. Die
Befunde bei den untersuchten Wahlen zeigen somit insgesamt, dass es
der SPD in Bayern nicht bzw. nicht mehr gelang, bei ihrer bis dato treu-
esten Wéhlerschaft ihren Vorrang zu behaupten. Die CSU war somit bei
den Arbeitern - auch den gewerkschaftlich organisierten - unangefoch-
ten die dominierende Kraft.

Ebenfalls rangierte die SPD 1998 im Segment der Angestellten mit Gewerk-
schaftsmitgliedschaft noch vor der CSU. Fiinf Jahre spater verlor die SPD
auch bei den gewerkschaftlich organisierten Angestellten ihren ersten
Platz, wenngleich in diesem Segment die sozialdemokratischen Verluste
(minus sechs Prozentpunkte) ertrdglich blieben. 2008 fiel die SPD bei den
Angestellten mit Gewerkschaftsmitgliedschaft deutlich ab, jedoch gelang
2013 in dieser Gruppe ein relevanter Zuwachs von sechs Prozentpunkten
und man konnte der CSU wieder niher riicken.

Schliefilich sei noch kurz auf das Kriterium , Berufstitigkeit” eingegangen:
Bei der Gruppe der Rentner zeigte sich die Stirke der beiden grofien
Parteien, die beide tiberdurchschnittliche Werte erzielten: Von 1998 (32
%) sank die SPD tiber 26 % (2003) auf 22 % (2008) bei den Rentnern.
Enttduschend war fiir die SPD bei der Wahl 1998 die Resonanz bei den in
Ausbildung befindlichen, jingeren Wahlern, wo sie erheblich unter
ihrem Gesamtergebnis landete. Immerhin rangierten die Sozialdemokra-
ten bei dieser Landtagswahl in der Wahlergruppe der Arbeitslosen noch
an erster Stelle. 2003 aber erlebte die SPD bei den Arbeitslosen einen
Verlust von 21 Prozentpunkten, der ,einem wahren Fiasko”3% gleich-
kam.

Inwieweit die Diskussion um die beginnenden sog. Hartz-Reformen der
Regierung Schroder sich nachteilig fiir die SPD bemerkbar machte, konn-
te eine Rolle gespielt haben. Selbstredend lag die CSU mit einem Plus
von 12 Prozentpunkten auch bei dieser Wahlergruppe mit weitem Ab-
stand an erster Stelle. Bei der Landtagswahl 2008 stiirzte sie bei den
Arbeitslosen jedoch um 23 Prozentpunkte ab, blieb aber vor der SPD, die
erneut verlor und auf 17 % zuriickfiel. Bei der Wahl 2013 gelang der SPD
bei den Berufstitigen insgesamt wie auch bei den Rentnern und den
Arbeitslosen Zuwichse.

Abschlieflend sei noch kurz die soziale Zusammensetzung der Wihlergrup-
pen in ganz Bayern und ihre jeweiligen Parteianteile im Zeitraum der
Landtagswahlen 1998 bis 2013 skizziert: Die Arbeiterschaft spielte auch

304) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 48.
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in Bayern fiir die Sozialdemokratie immer noch eine wichtige Rolle als
Wihlerklientel, denn diese stellte 1998 mit 29 % ihre zweitgrofite Wah-
lergruppe bei einem Anteil von 23 % an Arbeitern unter allen Wahlern in
Bayern. 2003 waren es 31 % bei einem Gesamtanteil von 27 % in der
Waihlerschaft, 2008 26 % bei einem Gesamtanteil in der Wihlerschaft von
23 % und 2013 waren es 26 % bei einem Gesamtanteil in der Wahler-
schaft von 25 %. Bei der CSU lautete der entsprechende Wert in der
Gruppe der Arbeiter 20 %, 2003 28 %, 2008 23 % und 2013 schliefilich 26
%.

Die grofste Wahlergruppe unter allen Wahlern entsprechend den Berufs-
gruppen bildeten 1998 bei den Sozialdemokraten und bei der CSU die
Angestellten mit 36 % bzw. 34 % bei einem Gesamtanteil von 35 % in der
Waihlerschaft: 2003 beliefen sich die Werte auf 43 % bzw. 40 % bei einem
Gesamtanteil von 42 % in der Wihlerschaft, 2008 waren es 44 % bzw. 38
% bei einem Gesamtanteil von 41 % in der Wéhlerschaft und 2013 45 %
bzw. 43 % bei einem Gesamtanteil in der Wahlerschaft von 44 %. Von
1998 bis 2013 fand sich durchgehend ein tiberdurchschnittlicher Anteil
von Rentnern in der Wéahlerschaft der SPD.

Diese Zahlen verdeutlichen den Strukturwandel unserer Erwerbsgesell-
schaft, so dass ein Blick auf die Berufsstruktur in Bayern eingeschoben
wird, der den Wandel in den letzten Jahrzehnten in Richtung einer
Dienstleistungsgesellschaft zum Ausdruck bringt. Dieser Anderungs-
prozess hat zu einem kontinuierlichen Riickgang der Arbeiterschaft mit
einer anndhernden Halbierung bei gleichzeitigem Wachstum der sog.
neuen Mittelschicht der Angestellten und Beamten gefiihrt, deren Zahl
sich seit den 1950er Jahren mehr als verdreifachte. Damit ist im Hinblick
auf die Wahlen ein Riickgang der (Stamm)Wiéhler der Sozialdemokratie
unausweichlich geworden und zumindest ein Teil der Verluste der Sozi-
aldemokratie kann mit den Einbufien bei den ,klassischen” Arbeitern
erklart werden. So schrumpfte zwischen 1960 und 1970 die Zahl der
Arbeiter um dreifiig Prozent bei gleichzeitiger enormer Zunahme nicht-
manueller Berufe.3%

305) Vgl. dazu nur knapp Schonhoven, Aufbruch, S. 135f. Die folgende Abbildung
nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 54f.
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Abbildung 1: Anteile der Arbeiter an der Gesamtzahl der Erwerbstdtigen

Arbeiter
50
45
40
P
35
r
o 30
z 25
e 20 B Arbeiter
no1s
t
10
5
0
1950 1961 1970 1987 2005 2011
Erhebungsjahr

3.4.2 Konfession

Neben der sozialdemokratischen Stammwéhlerschaft unter den Berufs-
gruppen ist ein zweites Milieu fiir Wahlentscheidungen in Deutschland
und nachhaltig auch in Bayern lange Zeit prigend gewesen bzw. mit
Einschrankungen immer noch relevant, namlich die kirchentreuen Ka-
tholiken als Stammwdéhler der Unionsparteien. Die Wahlforschung hat
die Bedeutung der Konfession fiir die jeweilige Wahlentscheidung nach-
gewiesen.’ Wie eine Arbeit Ende der 1980er Jahre argumentiert, sei die
CSU in Bayern im Vergleich zur CDU im tibrigen Bundesgebiet durch
die Konfessionsverteilung, eine stirkere Kirchenbindung und die Be-
rufsstruktur bevorteilt.?0” Der Aufstieg der CSU sei zwar konfessions-
tibergreifend und ,eine im wesentlichen gesamtbayerische Sonderent-
wicklung”, aber entscheidend sei neben der sozial weniger polarisieren-
den, eher mittelstandischen Industrialisierung, die Mehrheit der katholi-
schen Bevolkerung, also ,die dominant katholische Wéhlerschaft Bay-
erns”.

Bayern weist neben dem Saarland den hochsten Katholikenanteil auf, so
dass die Christsozialen iiber einen strukturellen Vorteil verftigen. Gerade
weil dieses Klientel fiir die SPD weiterhin schwierig zu erreichen ist, soll

306) Vgl. Krapf, Schroder, S. 130ff. (zum Stellenwert der Konfession bei den Bundes-
tagswahlen 1998 bis 2013).

307) Vgl. Schmitt, Konfession, S. 168; ebenda, S. 177; ebenda, S. 178 (die beiden Zitate).
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ein Blick auf diese andere Stammwdéhlergruppe geworfen werden, um
das Ergebnis der Sozialdemokratie in Bayern verstehbarer zu machen.
Wir werden am Ende dieses Kapitels kurz auf die Beziehung zwischen
den Katholiken und der SPD eingehen. Vorausschickend muss auch bei
diesem Indikator fiir Wahlentscheidungen auf einen kontinuierlichen
Riickgang dieser Waihlerklientel insgesamt hingewiesen werden, der
allerdings noch nicht das Ausmafi wie bei den Berufsgruppenzugeho-
rigkeiten erreicht hat.38

Tabelle 12: Wahlverhalten und Konfession (in Prozent)30?

1998 2003 2008 2013

CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD
Gesamt 52,9 | 28,7 | 60,7 | 19,6 | 43,4 | 18,6 | 47,7 | 20,6
Konfession
katholisch 58 |25 |66 |15 |49 |16 |56 |16
evangelisch 47 136 |54 27 140 24 |44 25
keine 28 |38 39 |29 |23 |22 |29 |26
Kirchginger
jeden Sonntag (jede Wo-|75 |14 |76 |12 |67 |11 |69 |11
che)
ab und zu 506 |28 |65 |18 |49 |18 |58 |18
selten, nie 44 |35 |55 |22 |36 |21 |44 |21

Konfession + Kirchgang

katholisch: jeden Sonntag |77 |13 |78 |11 |69 |11 |71 |11

(jede Woche)

katholisch: ab und zu 59 24 |70 13 |51 15 |6l 15
katholisch: selten, nie 44 35 55 21 37 18 46 19
evangelisch: jeden Sonn- |60 |22 |64 (19 |49 |15 |56 |15
tag (jede Woche)

evangelisch: ab und zu 49 |37 |54 30 |45 23 |50 26

evangelisch: selten, nie 43 38 53 26 35 25 39 26

Die Ergebnisse zur Wahl 1998 untermauerten diese Affinitdt der Uni-
onsparteien, d.h. der CSU, zu den Katholiken, denn sie erreichte bei den
Katholiken 58 %, demgegeniiber die SPD nur 25 %. Besser sah es fiir die

308) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 25f.

309) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 26; dies., Land-
tagswahl 2003, S. 51; dies., Landtagswahl 2008, S. 46 und S. 78; dies., Landtags-
wahl 2013, S. 37 und S. 68.
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SPD bei den Evangelischen aus, wo sie der CSU wesentlich ndher kam.
Bei den Konfessionslosen konnten die Sozialdemokraten die CSU sogar
markant tibertreffen.

Hinsichtlich der evangelischen Wihler ergab sich ein verdndertes Bild,
denn nun lag die SPD eindeutig vor der CSU. Hingegen kam die Néhe
der Katholiken zu den Christsozialen in der Frage nach dem Kirchgang
zum Ausdruck, d.h. einem Indikator fiir die tatsdchliche Kirchenbin-
dung, der tiber das formale Element der Konfession hinausgeht. Bei den
regelméfiigen bzw. unregelmifligen katholischen Kirchgéngern rangierte
die CSU mit 77 % bzw. 59 % weit vor den Sozialdemokraten (13 % bzw.
24 %). Etwas geringer war der Abstand bei den evangelischen Kirchgan-
gern, so betrug das Verhiltnis bei den regelmifiigen, evangelischen
Kirchgangern zwischen der CSU und der SPD 60 % zu 22%.

2003 konnte die CSU ihre hohen Werte insbesondere bei den Katholiken
und katholischen regelmifiigen Kirchgangern halten bzw. leicht verbes-
sern. Selbst bei den Konfessionslosen war sie stirkste Partei und iibertraf
die SPD, die durchgehend bei beiden Konfessionen verlor.

2008 konnte die SPD ihr Niveau von 2003 stabilisieren, jedoch gab es bei
den evangelischen und den konfessionslosen Wéhlern wiederum Verlus-
te. Bei den verschiedenen Auspriagungen des Kirchgangs und damit
einer vermuteten Kirchenbindung blieben die sozialdemokratischen
Werte weitgehend stabil, hingegen musste die CSU tiberall - teilweise
hohere - Verluste hinnehmen. 2013 lagen die Christsozialen bei den
Katholiken wiederum unangefochten in Front, die Sozialdemokraten
verharrten wie fiinf Jahre zuvor bei lediglich 16 %. Bei den Protestanten
rangierte der Wahleranteil fiir die SPD wiederum {iiber ihrem bayeri-
schen Gesamtwahlergebnis. 2013 betrug der hochste Wert bei den re-
gelmafigen Kirchgéngern unter den Katholiken bei der CSU 71 %, wéh-
rend die Sozialdemokraten beim Kriterium Kirchgang mit weitem Riick-
stand im Wesentlichen auf dem Niveau der Wahl 2008 verharrten.

Blicken wir auf die Zusammensetzung der bayerischen Wéahlerschaft mit
ihrem iiberdurchschnittlichen Anteil von Katholiken, so wird die Uber-
reprasentanz der CSU bei den Katholiken klar sichtbar: 1998 votierten 71
% bei 65 % katholischen Wahlern in Bayern fiir sie, 2003 lautete das Ver-
haltnis 68 % bei 62 % katholischen Wahlern, im Jahre 2008 waren es 66 %
bei 59 % katholischen Wihlern und im Jahre 2013 ebenfalls 66 % bei
insgesamt 57 % katholischen Wéahlern. Demgegentiber lauteten 1998 die
entsprechenden Werte bei den Sozialdemokraten 56 %, 2003 und 2008
jeweils 49 % und im Jahre 2013 46 % (sieche Abbildung 2). Dass die SPD
starker bei Protestanten verankert ist, zeigten 1998 die entsprechenden
Werte von 31 % bei 24 % evangelischen Wahlern in Bayern insgesamt,
2003 waren es 33 % bei 24 % evangelischen Wahlern, 2008 ebenfalls 33 %
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bei 25 % evangelischen Wahlern insgesamt und 2013 28 % bei 22 %
evangelischen Wahlern in der gesamten Wahlerschaft.

Abbildung 2: SPD-Ergebnisse nach Konfessionen
entsprechend der gesamten Wihlerschaft bei den
Landtagswahlen 1998 bis 2013 (in Prozent)
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Zusammenfassend ldsst sich zur Frage der Konfession und dem Wahl-
verhalten zunichst darauf verweisen, dass diese Wéhlergruppe im
Riickgang begriffen ist, wie folgende Zahlen fiir Bayern untermauern:310
So sank der Anteil der Katholiken in Bayern an der Gesamtbevolkerung
von 65,5 % (1997), auf - bei den Wahlberechtigten - 62,1 % (2002), 61,9 %
(2007) und 61 % (2011). Der evangelische Anteil an der Wohnbevolke-
rung betrug 1997 25,0 %, bei den Wahlberechtigten waren es 25,4 %
(2002), 23,2 % (2007) und 22,0 % (2011).

Bereits vor 1914 hatte sich die bayerische Sozialdemokratie um einen
weniger belasteten Umgang mit den Katholiken bemiiht.3" Insbesondere
reformistische Repradsentanten der Partei wie Georg von Vollmar verdie-
nen eine Hervorhebung auf diesem schwierigen politischen Terrain.
Vollmar betonte, dass Religion kein Thema fiir die politische Auseinan-
dersetzung sei, sondern eine individuelle, private Angelegenheit. Auch
dessen Nachfolger Erhard Auer bemiihte sich um ein entkrampftes Ver-
hiltnis zum Katholizismus, das sich in der Weimarer Republik allerdings
wieder u.a. wegen der Schulpolitik stark abkiihlte. Fiir die Zeit vor 1914

310) Die folgenden Daten finden sich in den jeweiligen Anhédngen der Wahlanalysen
der Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998 - 2013.

311) Vgl. Rumschottel, Schiitzengraben, S. 17ff.; Schmalzl, Auer, S. 128f. (,Grundsatz
der Religion als Privatsache in der deutschen und bayerischen Sozialdemokra-
tie”); vgl. auch den Sammelband Franz Maget (Hrsg.), Kirche und SPD. Von
Gegnerschaft zu Gemeinsamkeiten, mit verschiedenen Beitrdgen zur Thematik.
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spricht Karl Heinrich Pohl®? von katholischen Sozialdemokraten und
betont, dass ,Katholik” und ,Sozialdemokrat” im ,milden” Miinchen
kein Gegensatz gewesen sei, sondern vielmehr , die Regel”.

Die bayerische Partei habe die Bedeutung der Religion sehr ernst ge-
nommen und beispielsweise im Parteiprogramm von 1892 auf jegliche
grundsétzliche Ausfithrungen zur Religion verzichtet und demzufolge
einen direkten Kampf gegen sie ausgeschlossen. Pohl weist hierbei auf
die relativ guten Wahlergebnisse in der zu 80 % katholischen Stadt Miin-
chen hin. Allerdings raumt der Autor ein, dass keine genaueren Aussa-
gen zur tatsdchlichen Verbundenheit der , katholischen” Sozialdemokra-
ten mit der Kirche und dem Katholizismus moglich sind. Vorherrschen-
de Meinung sei gewesen, so u.a. bei Vollmar, dass Religion Privatsache
sei, wie man tiberhaupt vermied, sich mit Problemen der Religion ausei-
nanderzusetzen. Konflikte um Abtreibung, den Charakter der Schule o.4.
blieben jedoch virulent.

Insgesamt habe es aber ,keinen Identitdtskonflikt fiir einen Sozialdemo-
kraten” gegeben, ,Sozialist und zugleich Katholik zu sein”. Miinchen
und sein Milieu war in dieser Hinsicht - dem Aufbrechen einer konfessi-
onellen , Versdulung” im Kaiserreich vor 1914 - ,bereits so weit wie die
Bundesrepublik Deutschland erst nach 1945“. Nach 1945 kamen wiede-
rum Bemithungen um eine Anndherung an die Konfessionen, insbeson-
dere zum Katholizismus, in Gang, genannt seien Wilhelm Hoegner und
Waldemar von Knoeringen.3® Gerade letzterer war sehr um ein ent-
spanntes Verhiltnis zu den Katholiken bzw. zur katholischen Kirche
bemiiht. Er verwies z.B. 1965314 darauf, dass die SPD nunmehr ihre Ein-
stellung gedndert habe - wie umgekehrt insbesondere seit dem zweiten
Vatikanischen Konzil die Kirche -, so dass mafigebend sei, ,das Recht
aus seinem Glauben zu leben mufS jedem Menschen zuerkannt werden.”
Daraus zieht Knoeringen den folgerichtigen Schluss: , Die Aufgabe einer
demokratischen Partei ist es, das Recht zu sichern und das Mitsein von
Glaubensgemeinschaften und Kirchen in einem freiheitlichem Staate

312) Vgl. Pohl, Katholische Sozialdemokraten, S. 233ff., ebenda, S. 234 und S. 252f. (die
folgenden Zitate); vgl. zur Thematik ders., Arbeiterbewegung, S. 86ff.

313) Vgl. etwa zu Hoegner und die Kirchen Kritzer, Hoegner, S. 341ff., hier S. 343,
demnach Hoegner ,auf jede Feindseligkeit gegentiber den christlichen Kirchen”
verzichtet habe und durchaus , positive[n] Beziehungen zu kirchlichen Kreisen”
gepflegt habe; zu Knoeringen und dem Katholizismus Siifs, Samtpfotchen, S.
104f.

314) Vgl. Sozialdemokratischer Pressedienst v. 10.8.1965: ,Katholische Kirche und
SPD - Wandlung auf beiden Seiten. Eine Verstindigung wird kommen. Inter-
view mit Waldemar von Knoeringen (Mitglied der SPD-Regierungsmann-
schaft)”; zu den Bemiithungen Knoeringens um einen Dialog mit der katholi-
schen Kirche Siif3, Samtpfotchen, S. 104ff.
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moglich zu machen.” Auch der nachmalige Miinchner Oberbiirgermeis-
ter Hans Jochen Vogel war beim Bemiihen um einen Dialog mit den
Kirchen engagiert. Jedenfalls handelte es sich um einen umfassenden
Vorgang, denn , der schrittweise Abbau alter Bastionen zwischen Sozial-
demokratie und Katholizismus in den 60er Jahren hat komplexe Ursa-
chen”315 wie u.a. das Zweite Vatikanische Konzil und papstliche Sozial-
enzykliken, in denen zum Teil dhnliche Gedanken wie im Godesberger
Programm der SPD zu finden waren. Es kam , zur ganz offenkundigen
Entkrampfung des Verhiltnisses von Kirche und Sozialdemokratie”.

Im Verlauf des Bundestagswahlkampfes 1953 wandte sich Knoeringen
vor dem Hintergrund der in Bayern heftig debattierten Frage der konfes-
sionellen Lehrerbildung offensiv dem schwierigen Verhiltnis zu und
erklarte anldsslich einer Kundgebung in Schweinfurt, ,die SPD erkennt
heute mehr denn je, dafs ohne das Wirken religits-sittlicher Krifte eine
menschenwiirdige Gesellschaft undenkbar ist”316. Eine politische Partei
sei nicht geschaffen fiir die ,letzten Fragen®”, deshalb miissten die Ausei-
nandersetzungen mit den letzten Fragen des Seins ,nur aus jedem ein-
zelnen heraus selbst erwachsen”. Fiir die Sozialdemokratie gelte als eines
ihrer hochsten Prinzipien ,das Recht auf Freiheit des Gewissens und auf
Freiheit der Religion”, womit die Partei ,die hochste Forderung der
Toleranz erhoben [hat], die von einer menschlichen und politischen
Institution erwartet werden kann”.

1954 sprach sich Knoeringen nachdrticklich gegen Angriffe auf den Kle-
rikalismus, gegen antikirchliche oder antireligiose Ausfdlle aus und
forderte Auseinandersetzungen in ,absoluter Sachlichkeit”. Ableitend
vom Godesberger Programm vertrat Knoeringen die konsequente
Schlussfolgerung, dass die Glaubensfreiheit, die fiir die Sozialdemokra-
tie ein hohes Gut sei, , nicht parteipolitisch mifSbraucht werden darf”. In
den 1960er Jahren, insbesondere nach dem zweiten Vatikanischen Kon-
zil, hatte sich das Verhiltnis zwischen der Sozialdemokratie und den
Kirchen gewandelt. Knoeringen erinnerte hierbei an die ,weitgehende
Ubereinstimmung” in sozialen Fragen mit der katholischen Soziallehre.
Dennoch blieben in Bayern - Stichworte: Schulfrage, Lehrerbildung -
erhebliche Probleme bestehen.

Einer der Griinde des schlechten Abschneidens der SPD auf dem Land in
den fiinfziger Jahren sei auch an dem in der 6ffentlichen Meinung weit-
verbreiteten Vorurteil gelegen, demzufolge die Sozialdemokratie kir-
chenfeindlich oder gar ,antichristlich” sei, wobei sie manchmal sicher

315) Schonhoven, Aufbruch, S. 138, ebenda (das folgende Zitat).

316) Zit. nach Siifs, Samtpfotchen, S. 108 und die folgenden Zitate nach ebenda, eben-
da, S. 110 und ebenda, S. 117.
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auch ungeschickte Aulerungen von sich gab.37 Nach dem Machtwech-
sel in Bonn 1969 verschlechterte sich das Klima wieder, auf das ,, Tauwet-
ter” folgte eine ,neue Eiszeit im Verhdltnis zwischen SPD und katholi-
scher Kirche“38. Neben der im Kontext der insbesondere von den Jung-
sozialisten verschérften, vielfach neomarxistisch inspirierten Reideologi-
sierung der Partei war fiir diese erneute Polarisierung die Debatte um
eine Liberalisierung des § 218 verantwortlich. Die Attacken der Bischofe
im Landtagswahlkampf 1974 auf die SPD waren aus Sicht der Partei ein
wesentlicher Grund fiir ihr Wahldebakel.

3.5 Weitere Indikatoren zum Wahlverhalten: Geschlecht, Alter
und Bildung

Basierend auf Befragungen am Wabhltag préasentieren wir die Ergebnisse
der folgenden sozialstrukturellen Erhebungen zum Einfluss von Ge-
schlecht, Alter und Bildung auf das Wahlverhalten, wobei wir wiederum
nur die beiden grofien Parteien berticksichtigen.31?

Tabelle 13: Wahlentscheidung nach Geschlecht, Alter und Bildungsgruppen
(Gesamtstimmen in Prozent)

1998 2003 2008 2013

CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD | CSU | SPD
Gesamtergebnis | 52,9 | 28,7 | 60,7 | 19,6 | 43,4 | 18,6 | 47,7 | 20,6
Geschlecht
ménnlich 51 30 60 19 45 17 |48 20
weiblich 54 28 61 21 42 21 47 21
Alter (Jahre)
18-24 46 21 - - - - - -
18-29 - - 59 14 42 18 40 19

317) Vgl. mit Beispielen Balcar, Politik, S. 263ff.; Balcar zufolge habe sich die SPD mit
ihrer ,kulturkdmpferischen Attitiide” (ebenda, S. 265) vor allem selbst gescha-
det, indem sie dadurch fiir katholische Arbeiter mehrheitlich bis weit in die
1950er Jahre unwéhlbar blieb. Ergdnzend sei darauf verwiesen, dass nach Be-
funden der Wahlforschung diese Ablehnung der SPD verstérkt auf katholische
Arbeiter auf dem Lande zutraf.

518) Balcar, Politik, S. 308.

319) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 16; dies., Land-
tagswahl 2003, S. 40 und S. 55; dies., Landtagswahl 2008, S. 38, S. 48, S. 74 und S.
80; dies., Landtagswahl 2013, S. 32ff,, S. 38, S. 64 und S. 70.
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25-34 46 29 - - - - - -

30-44 - - 57 17 37 16 46 17
35-44 46 31 - - - - - -
45-59 53 30 60 19 38 19 |44 22
60 u. dlter 62 28 65 25 54 21 57 23
Alter und Ge-

schlecht

18-24 (Mann) 44 23 |- - - - - -
18-24 (Frau) 49 18 |- - - - - -
18-29 (Mann) - - 55 15 |43 13 |41 17
18-29 (Frau) - - 64 13 |39 24 140 20
25-34 (Mann) 47 29 |- - - - - -
25-34 (Frau) 45 29 |- - - - - -

(

(

(

(

(

35-44 (Mann) 46 32 |- - - - - -
35-44 (Frau) 46 |30 |- - - - - -
45-59 (Mann) 53 129 |59 |18 |40 |18 |- -
45-59 (Frau) 53 |30 |59 |22 |37 |21 |43 |22

60 u. dlter 58 31 65 24 55 19 |56 24
(Mann)

60 u. ilter 65 26 65 26 54 22 |57 23
(Frau)

Schulbildung

Hauptschule - - |67 |20 |50 |19 |58 |18
Mittlere Reife - - |61 19 44 17 51 19
Hochschulreife - - |50 21 37 20 42 20
Hochschule - - |50 19 32 20 36 24

Zuniéchst zum Geschlecht und dem Wahlverhalten: Bei der Landtags-
wahl 1998 bestanden nur geringe Unterschiede zwischen den beiden
grofien Parteien bei der Wahlentscheidung in Bezug auf das Kriterium
Geschlecht. Wiahrend die SPD bei den Miannern leicht besser abschnitt,
konnte die CSU bei den Frauen mehr Stimmen als bei den Mannern
erzielen. Auch bei der Wahl 2003 waren kaum grofsere geschlechtsspezi-
fische Unterschiede festzustellen, lediglich bei der SPD fanden sich
diesmal mehr Frauen als Méanner als Wéhler. Finf Jahre spdter musste
die SPD bei Minnern erneute Abstriche hinnehmen, wihrend ihr Frau-
enwihleranteil identisch blieb. 2013 wurde sie, wenn auch nur noch
knapp, weiterhin mehrheitlich von Frauen gewihlt. Den grofiten Zuge-
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winn erreichte die SPD mit einem Plus von fiinf Prozentpunkten in der
Gruppe der Ménner ab 60 Jahren.

SchlieSlich zu den Wahlentscheidungen nach den Altersgruppen: Bei der
Landtagswahl 1998 ergab sich fiir die SPD keine nennenswerte Abwei-
chung vom gesamtbayerischen Ergebnis, lediglich bei der jiingsten
Gruppe der 18 bis 24-Jdhrigen fiel sie deutlich von ihrem Gesamtergeb-
nis ab. Die nicht angefiihrten Griinen erzielten bei der jiingsten Gruppe
der 18 bis 24-Jahrigen im Ubrigen ihre besten Ergebnisse. Dies ist ein
Indikator, dass die Griinen in Bayern zunichst eine politische Konkur-
renz fiir die Sozialdemokratie darstellten. 2003320 erreichten wiederum
die beiden grofien Parteien die besten Ergebnisse bei den 60-Jdhrigen
und Alteren. Die SPD musste nunmehr in allen Altersgruppen Verluste
hinnehmen und verzeichnete ihren Tiefststand bei den unter 30-Jahrigen.
Bei der Landtagswahl 2008 erlitt die CSU in allen Altersgruppen starke
Verluste, die Sozialdemokraten konnten immerhin bei den jiingsten
Wihlern um vier Prozentpunkte zulegen, mussten aber bei der dltesten
Wihlergruppe vier Prozentpunkte abgeben. Fiinf Jahre spater blieb die
CSU in allen Altersgruppen klar die starkste Kraft, verbuchte aber nur in
der Altersgruppe ab 60 Jahren ein tiberdurchschnittliches Ergebnis. Die
Sozialdemokraten verzeichneten diesmal in allen Altersgruppen Zu-
wiéchse.

Betrachtet man nun die Altersgruppen unter Einbeziehung des Ge-
schlechts, so ergab sich 1998 folgendes Bild: Die SPD schnitt bei den
Minnern in der Gruppe der 18 bis 24-Jdhrigen und bei den tiber 60-
Jahrigen besser ab als bei den Frauen der gleichen Altersgruppe. Umge-
kehrt erzielte die CSU in diesen beiden Altersgruppen bei den Frauen
hohere Werte als bei den Mannern. 2003321 erlitt die SPD bei den Frauen
ab 45 Jahren geringere Verluste als bei den Mannern, bei den tiber 60
Jahrigen konnte man bei den Frauen sogar das Ergebnis halten, aber
verlor sieben Prozent bei den 60-Jdhrigen und &lteren Mannern.

Blickt man auf die Altersstruktur der SPD-Wihler in Relation zur Alters-
struktur der gesamten Wahlerschaft, so war die SPD bei den 18 bis 29-
Jahrigen mit 9 % bei einem Gesamtanteil von 14 % in der Wahlerschaft,
bei den 30 bis 44-Jahrigen mit 25 % bei einem Gesamtanteil von 29 % und
bei den 45 bis 59-Jahrigen mit 26 % bei einem Gesamtanteil von 27 %
unterreprasentiert. Lediglich bei den 60-Jahrigen und Alteren rangierte
sie mit 39 % tiber dem Gesamtanteil in der Wiahlerschaft von 31 %.

Bei der Landtagswahl 2008 verzeichneten die Sozialdemokraten bei den
Ménnern in allen Altersgruppen leichte Verschlechterungen bzw. einen

320) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 40ff.
321) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 42f.
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Gleichstand, hingegen gelang bei den jungen Frauen unter 30 Jahren ein
erheblicher Zuwachs von 11 Prozentpunkten, wie tiberhaupt die SPD bei
den Frauen in allen Altersgruppen besser als bei den ménnlichen Wéah-
lern abschnitt. 2013 erreichte die CSU in den mittleren Altersgruppen
zwischen 30 und 44 Jahren bei den Frauen die stirksten Zugewinne,
demgegentiber sind bei der SPD die grofiten Differenzen bei den jlings-
ten Wahlern zu konstatieren, dabei stehen sich in dieser Altersgruppe
vier Prozent Verluste bei den Frauen genauso viele Prozentpunkte Ge-
winne bei den Méannern gegentiber.

Schliefilich sei noch auf die Wahlentscheidung nach dem Bildungsab-
schluss eingegangen. Bei der schweren Wahlniederlage der SPD 2003
rangierte die CSU mit einem grofien Abstand vor den Sozialdemokraten
in allen Bildungsgruppen. Die SPD verharrte in allen vier Bereichen auf
dem gleichen Niveau, wobei sie den grofiten Riickstand gegentiber der
CSU bei den Wihlern mit Bildungsabschluss Hauptschule hinnehmen
musste. 2008 blieb es fiir die SPD in der Tendenz weitgehend gleich. 2013
rangierten die Sozialdemokraten bei den Wihlern mit Hochschulab-
schluss tiber ihrem Durchschnitt, wiahrend die CSU ihrerseits bei den
Wihlern mit Hauptschulabschluss klar vorne lag.

Setzt man die referierten Befunde in Relation zu den Bildungsabschliis-
sen der gesamten Wihlerschaft in Bayern bei der Wahl im Jahre 2003, so
rangierte die CSU bei den Wahlern mit Hauptschulabschluss iiber deren
Anteil in der gesamten Wahlerschaft (43 % zu 39 %), bei der SPD bestand
in dieser Gruppe nur eine minimaler Uberreprasentanz mit 40 % zu 39 %
dhnlich wie bei den Wihlern mit Hochschulreife (13 % zu 12 %). Knapp
unter dem Waihlerdurchschnitt blieben die Sozialdemokraten bei den
Wihlern mit Mittlerer Reife (29 % zu 30 %) und ein Gleichstand herrsch-
te bei den Wahlern mit Abschluss Hochschule/Uni (jeweils 14 %).

Funf Jahre spadter entsprach das sozialdemokratische Ergebnis bei den
Wihlern mit Hauptschulabschluss genau deren Anteil in der gesamten
Wihlerschaft mit jeweils 32 %, bei der Mittleren Reife war die SPD er-
neut leicht unterreprésentiert mit 29 % zu 32 %, bei der Hochschulreife
mit 15 % und beim Abschluss Hochschule/Uni mit 19 % jeweils um
einen Prozentpunkt iiberreprasentiert. 2013 waren die Wahler der SPD
mit Hauptschulabschluss und Abschluss Mittlerer Reife knapp unter
dem jeweiligen Bayernanteil, bei den Wihlern mit Hochschulabschluss
lag das sozialdemokratische Ergebnis dariiber. Als Fazit galt, je hoher
der Bildungsabschluss, desto - wenn auch marginal - stieg die Zustim-
mung zur Sozialdemokratie.

Ahnlich wie in Nordrhein-Westfalen mit Bezug auf die SPD stellen die
Wabhlforscher Schultze und Grasnick bei der Wahl 2008 fest, dass der
Stimmenanteil fiir die CSU sank, je hoher das Bildungsniveau war. Als
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Begriindung verweisen sie auf eine Erosion bisheriger Milieus: ,Erfolg-
reiche Bildungspolitik und damit soziale Mobilit4t férdern die Locke-
rung beziehungsweise Auflosung traditioneller Milieus und tradierter
Parteiidentifikation, so dass sich mit gehobenem Bildungsniveau die
Stammwdéhlerschaft(en) der langjahrig dominanten Volksparteien
durchaus deutlich reduzieren und die Volatilit&t steigt.” 322

1.6 Zur Rolle der Spitzenkandidaten bei den Landtagswahlen

Die leitende Fragestellung dieses Abschnittes lautet: Welchen Stellen-
wert fiir das Abschneiden bei den Landtagswahlen nahmen die Spitzen-
kandidaten und der Faktor der Personlichkeit ein? Dazu wird auf die
Beurteilung der Kompetenzen der Spitzenkandidaten durch Befragun-
gen der Wahlerschaft eingegangen. Im Einzelnen stehen die den Spit-
zenkandidaten attestierten personlichen und fachlichen Kompetenzen
im Mittelpunkt.

Die Wahlforschung fragt nach den Eigenschaften von Spitzenkandidaten
entlang von vier Dimensionen, auch ,Kandidatenimages” genannt: Die
Themen- oder Problemlosungskompetenz, die personliche Integritét
(vertrauenswiirdig, ehrlich), Leadership (Fiihrungsstirke, Entschei-
dungsfreude, Tatkraft oder Organisationskraft) und politische Merkmale
(Auftreten, Ausstrahlung, Herkunft).3® Diese vier Imagedimensionen
umfassen die Befihigung zur Losung konkreter politischer Probleme,
eine generelle Management- und Fithrungskompetenz, personliche In-
tegritdt und Vertrauenswiirdigkeit und unpolitische personliche Eigen-
schaften (z.B. Sympathie). Allgemein gilt jedoch, dass die Relevanz der
Spitzenkandidaten fir das Wéhlerverhalten ,stark von den situativen
und personellen Umstdnden der jeweiligen Wahl abhiangt und dement-
sprechend von Wahl zu Wahl stark schwankt”.

Die Problemlosungskompetenz und der sog. Amtsbonus riicken im
Vergleich zu langlebigeren sozialstrukturellen und demografischen Ver-
danderungen kurzfristige und situative Griinde fiir Wahlentscheidungen
in den Fokus. Ohne sofort von einer Amerikanisierung der Wahlkampfe
zu sprechen, haben die durch die Medien zunehmend in den Mittel-
punkt gertickten Spitzenkandidaten mehr Raum bekommen. Generell ist
bei Landtagswahlen zu beachten, dass sich der Regierungschef im Ver-
gleich zum Herausforderer in einer giinstigeren Position befindet, da er
oder sie vielfach als ,Landesvater” oder -mutter” auftreten kann. Zu-

322) Schultze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 46.

323) Vgl. dazu Murswieck, Merkel, S. 30; Schmitt-Beck, Spitzenkandidaten, S. 211 und
ebenda, S. 219 (das folgende Zitat); Rudzio, System, S. 218ff.

134

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

néchst blicken wir auf den von den Wihlern und den eigenen Parteien
gewtinschten Ministerprasidenten:3

Tabelle 14: Gewtinschter Ministerprasident (in Prozent)

1998 2003 2008 2013
Ministerprasident Stoiber | Stoiber | Beckstein | Seehofer
Gewtinschter Ministerprésident 63 55 55 59
Gewtinschter Ministerprasident 93 75 89 92
(CSU-Anhinger)
Ergebnis der Partei 52,9 60,7 43,4 47,7
KandidatIn Schmidt | Maget | Maget Ude
Gewtinschter Ministerprésident 30 16 25 31
Gewtinschter Ministerprasident 72 53 63 74
(SPD-Anhénger)
Ergebnis der Partei 28,7 19,6 18,6 20,6

Bei Berticksichtigung der gesamten Wahlerschaft zeigte sich folgender

Befund:

70

Abbildung 3: Gewiinschter Ministerprasident (in Prozent)
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Ein hohes Ansehen konnte bei der Landtagswahl 1998 der Amtsinhaber
Edmund Stoiber vorweisen, dem tiber 80 % der Bayern attestierten, eine
gute Arbeit gemacht zu haben. Sogar sozialdemokratische und griine

324) Tabelle und Abbildung nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S.
41; dies., Landtagswahl 2003, S. 28; dies., Landtagswahl 2008, S. 26; dies., Land-

tagswahl 2013, S. 17.
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Anhinger beurteilten ihn mehrheitlich positiv.3?> Daraus resultierten bei
der Frage nach dem gewiinschten Ministerprasidenten die hohen Zu-
stimmungsweljfce fiir Stoiber, die sich auch weit tiber dem CSU-Ergebnis
bewegten. Im Ubrigen sprach sich ein Viertel der SPD-Anhénger fiir den
Amtsinhaber aus. Im Vergleich zur Landtagswahl 1994 hatten sich die
Werte fiir Stoiber erheblich verbessert, wihrend die sozialdemokratische
Spitzenkandidatin Renate Schmidt diesmal sowohl von allen Wahlbiir-
gern wie auch aus den eigenen Reihen weniger Zuspruch erhielt.

2003 war der sozialdemokratische Gegenkandidat Franz Maget32¢ bei der
schweren Niederlage ohne jegliche Chance gegentiber dem Amtsinhaber
Stoiber, dem wiederum vier Fiinftel der Wé&hler eine gute Arbeit be-
scheinigten, darunter sogar 58 % der SPD-Anhénger und 46 % der Grii-
nen-Anhdnger. Maget sei als das , krasse Gegenteil” von Stoiber bzw. als
,Anti-Stoiber” mit einem niedrigem Bekanntheitsgrad in diese Wahl
gegangen.3”” Mehr als die Hélfte der Befragten sprachen sich fiir Stoiber
als Ministerprédsident aus, wohingegen sein Herausforderer Maget nur
auf 16 % kam. Magets Werte bewegten sich bei den eigenen Anhédngern
deutlich unterhalb den Befunden fiir die Spitzenkandidatin von 1998
Renate Schmidkt.

Finf Jahre spéter konnte sich der Spitzenkandidat Franz Maget bei allen
Befragten und auch den sozialdemokratischen Sympathisanten verbes-
sern. 2008 favorisierten ebenfalls 55 % der Befragten den CSU-Spitzen-
kandidaten Beckstein als Ministerprédsidenten, sein Gegenkandidat Ma-
get konnte sich immerhin auf nunmehr 25 % steigern. Bei dieser Wahl
fiel der Zuspruch fiir den Amtsinhaber von Seiten der oppositionellen
sozialdemokratischen bzw. Griinen-Anhdnger mit 23 bzw. 25 % eindeu-
tig niedriger aus. Allerdings wiinschten sich viele Anhénger der Freien
Wahler und der FDP weiterhin Beckstein als Ministerprasidenten, was
zeigt, dass das oppositionelle biirgerliche Lager keinesfalls einen Wech-
sel im hochsten Amt in Bayern anstrebte.

2013 besafs Seehofer mit 92 % einen hohen Riickhalt in den eigenen Rei-
hen, aber der sozialdemokratische Spitzenkandidat Christian Ude konn-
te ebenfalls auf mehr Riickhalt bauen im Vergleich zu Maget 2008. Ude

325) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 40ff.

326) Maget spricht selber in seiner Bilanz von einem ,Opfergang”, den er mit der
Spitzenkandidatur 2003 auf sich genommen habe und dass er auf Forderungen
aus der Partei nach mehr Hérte und Riicksichtslosigkeit skeptisch reagierte, da
er dies wohl persénlich nicht kénne, insbesondere im Unterschied zu den Wahl-
kdmpfen Schroders, Maget, Es geht auch anders, S. 70.

327) Zitate der Stiddeutschen Zeitung nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl
2003, S. 18; zum Folgenden Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S.
28ff.
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wurde insgesamt in den eigenen Reihen besser bewertet als Maget 2008.
Der Amtsinhaber Seehofer lag zwar klar als Wunschministerprasident
vorne, aber sein Gegenkandidat Christian Ude erhielt im Vergleich zu
Maget bei den Landtagswahlen 2003 und 2008 den besten Zuspruch.
Wollten 2008 noch 63 % der sozialdemokratischen Anhénger ihren Spit-
zenkandidaten als Ministerprdsidenten, so waren es funf Jahre spéter
immerhin 74 %, die sich Christian Ude als Ministerprasidenten wiinsch-
ten.

Weiteren Aufschluss zur Frage der Rolle der Spitzenkandidaten bei den
bayerischen Landtagswahlen von 1998 bis 2013 bieten die Personlich-
keitsprofile:

Tabelle 15: Personlichkeitsprofil der Spitzenkandidaten in Prozent: ,Wer
ist.../Wer hat.../Wer passt besser...328

1998 2003 2008 2013
Stoiber | Schmidt | beide | Stoiber | Maget | beide | Beckstein | Maget | beide | Seehofer | Ude | beide
gleich gleich gleich gleich

glaubwiirdiger 31 15 49 28 10 35 23 13 48 22 20 | 53
sympathischer 33 32 30 35 19 18 37 22 26 32 28 | 35
eher biirgernah 24 33 37 35 15 20 34 16 32 28 29 36
tatkrftiger 43 16 34 50 4 16 35 11 33 - - -
mehr 41 9 36 40 5 20 28 10 38 29 11 47
Sachverstand
Siegertyp 48 12 31 58 3 10 32 14 36 - - -
eher zu Bayern - - - - - - 50 10 25 54 12 29
verant- 30 11 47 _ - - - - - - - -
‘wortungs-
bewusster

Die SPD-Spitzenkandidatin Renate Schmidt konnte 1998 beim Kriterium
,Biirgerndhe” den Amtsinhaber sogar iibertreffen und lag bei der “Sym-
pathie” nahezu gleichauf mit Stoiber. Hingegen fiel sie bei der ,Glaub-
wiirdigkeit”, der ,Tatkraft”, dem ,Sachverstand” (41 % zu 9 %) und
beim , Verantwortungsbewusstsein” deutlich gegentiber Stoiber ab. Den
grofiten Abstand musste die Herausforderin beim Kriterium ,Siegertyp”
hinnehmen (48 % zu 12 %). Erwdhnenswert erscheint noch, dass bei den
Kriterien der ,Glaubwiirdigkeit” und dem ,Verantwortungsbewusst-
sein” beide Kandidaten von anndhernd der Hilfte der Befragten als
gleichrangig beurteilt wurden.

328) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 43ff.; dies., Land-
tagswahl 2003, S. 31; dies., Landtagswahl 2008, S. 27f.; dies., Landtagswahl 2013,
S. 20.
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Zusammenfassend attestiert die Forschungsgruppe Wahlen dem Amts-
inhaber Stoiber, dass er fiir den Erfolg bei der Landtagswahl 1998 einen
entscheidenden Beitrag geliefert habe, ,wichtigster Garant des CSU-
Wabhlsiegs war jedoch Edmund Stoiber”3?°. Renate Schmidt habe demge-
geniiber ihre positiven Einfliisse auf das Abschneiden der SPD vor vier
Jahren nicht wiederholen kénnen und war dem Amtsinhaber in den
wichtigen politischen Fiithrungseigenschaften unterlegen. Dies &dnderte
nichts daran, dass die populdre Renate Schmidt positiver beurteilt wurde
als ihre Partei. Insbesondere bei den Fragen nach der politischen Hand-
lungs- und Sachkompetenz, die, wie die Forschungsgruppe Wahlen
einrdumt, ,aus der Opposition heraus natiirlich schwerer zu erreichen
sind als in der Regierung”, bestanden aber ,sehr deutliche Abstinde
zugunsten des Amtsinhabers”.

Auf die populére Spitzenkandidatin und SPD-Landesvorsitzende Renate
Schmidt wies ihr Nachfolger Franz Maget hin, denn Schmidt habe die
Partei aus ,ihrer Lethargie”30 gerissen. Der Blick auf die personlichen
und politischen Fithrungseigenschaften des sozialdemokratischen Spit-
zenkandidaten 2003 aus der Wahlerperspektive offenbart einen hohen
Riickstand gegentiber dem Amtsinhaber. Bei den Kriterien ,Tatkraft”,
,Sachverstand” oder ,Siegertyp” verbuchte Maget miserable Ergebnisse
im einstelligen Prozentbereich (!). Etwas besser schnitt er bei den Fragen
nach der ,Sympathie”, ,Glaubwiirdigkeit” oder ,Biirgerndhe” ab, wo
der Abstand zu Stoiber weniger ausgepragt war.

Hinsichtlich der personlichen Arbeitsbilanz hatte Edmund Stoiber 2003
noch 80 % Zufriedenheit erreicht, fiinf Jahre spater lag der entsprechen-
de Wert bei seinem Nachfolger Beckstein nur noch bei 62 %. Immerhin
konnte 2008 der erneute Spitzenkandidat der SPD, Franz Maget, seine
verheerenden Werte von 2003 etwas verbessern und dem Amtsinhaber
durchgehend néher riicken. Auffillig sind die relativ hohen Prozentzah-
len bei der , Glaubwiirdigkeit” oder beim , Sachverstand”, demnach die
Befragten keinen Unterschied zwischen den beiden Kandidaten ausma-
chen konnten bzw. wollten. Insofern deuten diese Befunde an, dass
durchaus ein ,Resonanzboden” fiir einen Bewerber um das Amt des
Ministerprasidenten, der nicht aus den Reihen der CSU entstammte,
vorhanden war.

Bei der Landtagswahl 2013 rtickte der sozialdemokratische Spitzenkan-
didat Ude dem Amtsinhaber bei den Kriterien ,Sympathie” und , Glaub-
wiirdigkeit” ndher. Auffillig war aber, dass mehr als die Halfte der Be-

329) Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 53 und ebenda, S. 46 (die
beiden folgenden Zitate).

330) Maget, Es geht auch anders, S. 47.
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fragten keinen Unterschied zwischen den beiden Bewerbern ausmachen
wollten. Beim Kriterium , Biirgerndhe” konnte Ude Seehofer sogar iiber-
treffen, jedoch war er als vormaliger Oberbtirgermeister Miinchens bay-
ernweit schwer zu vermitteln, denn Seehofer lag hier weit vor seinem
Herausforderer. Einen grofleren Abstand konnte der Amtsinhaber beim
,Sachverstand” erzielen, jedoch sah wiederum fast die Hélfte der Befrag-
ten keinen Unterschied zwischen den Beiden. Am nachhaltigsten distan-
zierte Seehofer den Sozialdemokraten Ude bei dem Kriterium , passt
besser zu Bayern” (54 % zu 12 %).

Zur Landtagswahl 2013 konnen wir noch auf Erhebungen vom Infratest
dimap zurtickgreifen, die weiteren Aufschluss zum Profil der Kandida-
ten Seehofer und Ude liefern und die obigen Angaben bestitigen bzw.
weiter differenzieren.33!

Abbildung 4: Profile der Spitzenkandidaten vor der Landtagswahl
2013 (in Prozent)
Christian Ude  ® Horst Seehofer
Setzt sich stérker fir soziale Gerechtigkeit ein 28 52
Ist glaubwdirdiger 34 43
Ist besser mit den Problemen der Biirger vertraut 361
Ist sympathischer 41 46
Setzt sich eher fir die Schaffung neuer Arbeitsplatze ein + 52
Gibt in der Offentlichkeit die bessere Figur ab h 55
Versteht mehr von der Wirtschaft 16 61
Passt eher zu Bayern d 69
Kann die Interessen Bayerns im Bund besser vertreten 17 72
Ist die starkere Fiihrungspersonlichkeit d 74

Diese Erhebung bescherte im Unterschied zu den Befragungen der For-
schungsgruppe Wahlen Christian Ude bei den Kriterien , Buirgerndhe”
(,,Ist besser mit den Problemen der Biirger vertraut”), ,Sympathie” und
,Glaubwiirdigkeit” bessere Werte im Vergleich zum Amtsinhaber Horst
Seehofer, der wiederum mit groflem Vorsprung als besser zu Bayern
passend beurteilt wurde. Seehofer konnte des Weiteren bei den Kriterien
,Fuhrungspersonlichkeit” und ,Interessenvertretung fiir Bayern” Ude
weit hinter sich lassen.

331) Abbildung nach Schultze, Landtagswahl 2013, S. 331.
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Bei ihrer Analyse der Landtagswahl in Bayern im Jahr 2013 untersuchte
die Forschungsgruppe Wahlen3? die Wahlentscheidung hinsichtlich der
Préferenz fiir einen Kandidaten, der Parteibindung und der Sachkompe-
tenz. Als Ergebnis gilt es laut Forschungsgruppe Wahlen festzuhalten,
dass die Entscheidung fiir die SPD in aller ersten Linie wegen der Partei-
bindung erfolgte, danach erst rangierten die parteispezifische Kompe-
tenzzuschreibung und die Kandidatenpréferenz. Fiir die SPD-Waihler sei
»die Parteibindung der mit Abstand starkste Einflussfaktor, gefolgt von
der parteispezifischen Kompetenzzuschreibung, abgeschlagen ist die
Kandidatenpréfenz”. Bei der Entscheidung fiir die CSU war zwar auch
die Parteibindung das wichtigste Kriterium, dann folgten aber die Kan-
didatenpréferenz und die parteispezifische Kompetenzzuschreibung.

3.7 Parteien und Losungskompetenzen

Das folgende Kapitel beschiftigt sich mit den Losungskompetenzen, die
den Parteien anldsslich der Landtagswahlen von 1998 bis 2013 aus der
Perspektive der Wéhler zugeschrieben wurden. Zunéchst werden die
wichtigsten Probleme aus der Sicht der Wéahler angefiihrt, die bereits
relevante Hinweise liefern, inwieweit die Parteien die Probleme und
Anliegen der Wéhler erkennen. Die folgende Tabelle zu den wichtigsten
Problemen in Bayern setzt sich aus Erhebungen der Forschungsgruppe
Wahlen und von Infratest dimap (2003-2013) zusammen.33

Tabelle 16: Die wichtigsten Probleme in Bayern bei den Landtagswahlen 1998
bis 2013 aus Wahlersicht (in Prozent)

1998 | 2003 | 2008 | 2013
Arbeitslosigkeit/ Arbeitsplitze 67 |56/65|21/28 |15/15
Ausldnder/ Asylanten 14 - - -
Umweltschutz 8 - 5 10
Politikverdruss 8 7 8 -
Kriminalitat 6 - - -
Steuern/Steuererhohungen/ Pendlerpauschale | 5 -/4 -/8 -

32) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 28ff., ebenda, S. 28 (das
folgende Zitat).

333) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 47f.; dies., Land-
tagswahl 2003, S. 32ff.; dies., Landtagswahl 2008, S. 30f.; dies., Landtagswahl
2013, S. 21; alle Bezeichnungen bzw. Werte in kursiv kommen von infratest
dimap: Schultze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 40; Schultze, Landtagswahl
2013, S. 332.

140

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Bildung/Schule/ Ausbildung 4 |12/18|32/46 | 19/31
Wirtschaft/Wirtschaftliche Situation 4 |12/24| 5/13 | -/10
Gesundheit und Pflegeversicherung - 8 - -
Soziale Ungerechtigkeit - - - 8
Kosten/Preise/Lohne - 2 13 9
Mindestlohn/Lohnpolitik - - - 7
Familie, Jugend, Kinder /Kinderbetreuung - 5/6 | 9/11 |11/16
Rente und Alterssicherung - - 5/8 -/8
Verkehr/ S-Bahn/Flughafenausbau - - 4 15/8
PKW-Maut - - - 7
Energie - - - 10

Bei der Landtagswahl 1998 stand in Bayern die Thematik der Arbeitslo-
sigkeit mit weitem Abstand an der Spitze, allerdings war dieses Problem
beim Politbarometer fiir befragte Wahler in Deutschland insgesamt noch
haufiger genannt worden (86 %). Die niedrigeren Werte Bayerns sind
wohl auf seine 6konomisch bessere Lage zurtickzuftihren. Die positive
Einschidtzung der wirtschaftlichen Lage Bayerns im Jahre 1998 im Ver-
gleich zu den anderen Bundesldandern wurde tibrigens von nahezu allen
Parteianhdngern in hohem Mafle geteilt. Mehr als drei Viertel der SPD-
Anhinger und sogar 88 % bei den Griinen waren dieser Meinung. Uber-
haupt wurde 1998 die allgemeine wirtschaftliche Lage in Bayern positi-
ver als noch vier Jahre zuvor beurteilt. Funf Jahre spéter rangierte eben-
falls die Arbeitslosigkeit an erster Stelle vor Bildung und Wirtschaft,
allerdings war ihr Stellenwert merklich gesunken in Relation zu 1998.
Beurteilten bei der Landtagswahl 1998 77 % der Befragten die wirtschaft-
liche Lage Bayerns besser als diejenige in den anderen, westlichen Bun-
desldndern, stieg dieser Wert 2003 noch weiter auf 81 %. Entsprechend
der positiven Arbeitsmarktentwicklung nahm der Stellenwert der Ar-
beitsmarktthematik 2013 weiter an Bedeutung ab.

Bei der Landtagswahl 200833 standen fiir 68 % landespolitische Themen
im Mittelpunkt des Wahlkampfes (2003: 55 %). Die Frage, ob die CSU
wiederum eine absolute Mehrheit erreichen werde, bildete im Vorfeld
der Wahlen einen Schwerpunkt. Das Hauptthema 2008 stellte aber die
Bildungs- und Schulpolitik dar (Lehrermangel, Diskussionen um acht-
oder neunjdhriges Gymnasium, Ganztagsschulen). Das fiinf Jahre zuvor
noch dominierende Thema der Arbeitslosigkeit war nur noch fiir gut ein
Funftel der Wahler das wichtigste. Dieser Riickgang kann als eine Kon-
sequenz des massiven Abbaus der Arbeitslosigkeit in Deutschland ins-
gesamt und im Besonderen in Bayern interpretiert werden. Nach Erhe-

34) Vgl. die Vorwahlbefragungen zur Bewertung der CSU, auf die wir aber nicht
weiter eingehen bei Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2008, S. 20ff.
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bungen von Infratest dimap®® war bei der Landtagswahl 2008 die Bil-
dungspolitik fiir 95 % der Wahler fiir ihre Entscheidung von Bedeutung,
dann folgte die Atomenergie fiir 84 %, der Mindestlohn fur 76 %, die
Pendlerpauschale fiir 67 % und die Probleme der Bayern LB fiir 63 %.
Hingegen war der Nichtraucherschutz oder der Flughafenausbau am
Miinchner Flughafen nur fiir eine Minderheit bei ihrer Wahlentschei-
dung relevant. Dass es ungerecht zugehe, meinten 60 % der Wahler.

Funf Jahre spéter blieben Bildung und Schule das wichtigste Thema,
wenngleich dies nur noch knapp ein Fiinftel der Befragten im Vergleich
zu fast einem Drittel (2008) meinten. An zweiter Stelle tauchte nun das
Thema Verkehr und damit die Frage der Maut auf. Obwohl die Bundes-
tagswahl nur zwei Wochen nach der bayerischen Landtagswahl statt-
fand, wurde der Wahlkampf in Bayern nicht von bundespolitischen
Themen {iiberlagert, denn 65 % der Befragten sagten, fiir sie seien lan-
despolitische Fragen ausschlaggebend. Allerdings differierten die Par-
teipraferenzen, d.h. fiir 55 % der SPD-Anhénger bzw. fiir 72 % der CSU-
Anhidnger war die Landespolitik ausschlaggebend. Auffillig erscheint,
dass das Thema der sozialen Ungerechtigkeit nur 2013 bei infratest
dimap auftaucht. Fir die Landtagswahlen 2003, 2008 und 2013 bestati-
gen deren Erhebungen weitgehend die Befunde der Forschungsgruppe
Wahlen.

Sehr wichtig waren aus der Sicht der Wahler 2013 weitere Themen, wo-
bei eine unmittelbare Tagesaktualitdt zum Ausdruck kam:33¢ , Angemes-
sene Lohne und Arbeitsbedingungen” (58 %), ,Eine gute Absicherung
im Alter” (56 %), ,Die kiinftige Energieversorgung” (50 %), ,Die Zu-
kunft des Euro” (35 %), , Die Sicherung des Wohlstands in Bayern” (32
%), ,Der Streit um die PKW-Maut fiir ausldndische Autofahrer” (17 %),
,Der politische Streit um die Uberwachung der Geheimdienste” (17 %),
,Die Affdre um die Beschaftigung von Verwandten durch Landtagsab-
geordnete und Minister” (15 %). Diese Erhebung zeigt die Vermischung
bundespolitischer mit landespolitischen Themen, wobei die meist ge-
nannten Gebiete wohl zur Bundespolitik zu zdhlen sind. Die Wéhler
differenzierten bei der Wahl 2013 oftmals nicht zwischen Bundes- und
Landesthemen. Die bekanntlich nicht wenigen Skandale der bayerischen
Regierungspartei spielten, wie in dieser Abfrage sichtbar, nahezu keine
Rolle.

33%5) Vgl. Schultze/Grasnick, Landtagswahl 2008, S. 40.

336) Vgl. Schultze, Landtagswahl 2013, S. 332; die fehlenden Werte bis zu 100 % setzen
sich aus den Antwortmoglichkeiten ,weif8 nicht/keine Angaben/wichtig/weniger
wichtig/gar nicht wichtig” zusammen.
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Wichtig ist, dass die positive Betrachtung der ckonomischen Lage ein-
deutig der CSU gutgeschrieben wurde. Damit gehen wir auf das Feld
der Zuweisung von Kompetenzen an die Parteien, wie sie aus der Sicht
der Wihler zum Ausdruck gebracht wurden. Wir betrachten wiederum
nur die beiden grofien Parteien und vor allem die Sozialdemokratie.

Tabelle 17: Parteikompetenzen in Politikbereichen (in Prozent)337

CSU SPD Keine/weif§ nicht338

1998 | 2003 | 2008 | 2013 | 1998 | 2003 | 2008 | 2013 | 1998 | 2003 | 2008 | 2013
Arbeitsmarkt? 41 57 45 52 25 7 15 17 30 33 32 25
Wirtschaft 50 59 47 55 16 6 10 12 32 33 37 28
Finanzen 47 58 - - 17 8 - - 35 32 - -
Familie - 41 37 40 - 26 24 25 - 24 24 22
Kriminalitit 45 58 - - 13 6 - - 34 31 - -
Auslianderpolitik | 43 - - - 23 - - - - - - -
Schule/Bildung - 46 32 36 - 20 27 24 - 28 26 25
Zukunft allge- 51 59 44 53 20 9 13 13 26 29 32 24
mein
Umwelt 24 28 - - 17 7 - - - 23 - -
Soz. Gerechtig- - - 30 33 - - 28 28 - - 29 10
keit
Verkehr - - - 47 - - - 14 - - - 25
Energie - - - 32 - - - 8 - - - 24

Wirtschaftsprobleme zu 16sen, wurde 1998 am ehesten der CSU zuge-
traut, die SPD lag demgegentiiber weit zurtick. Bei der Frage der Schaf-
fung von Arbeitspldtzen, einer Thematik, die allgemein eher der Sozial-
demokratie zugetraut wird, rangierte sie ebenfalls abgeschlagen hinter
der Regierungspartei. In den anderen Politikbereichen lag die SPD 1998
ebenfalls weit hinter den Christsozialen, lediglich im Bereich der Um-
welt kam sie ihnen nédher. Des Weiteren fiel die SPD bei der Frage nach
der Zukunftskompetenz in erheblichem Umfang zurtick. Insgesamt hatte
die CSU in nahezu allen Themengebieten einen zum Teil enormen Vor-
sprung in der Kompetenzzuweisung bei dieser Landtagswahl und dem-
zufolge war die zehnte absolute Mehrheit ohne Unterbrechung die Kon-
sequenz.

337) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 1998, S. 49ff.; dies., Land-
tagswahl 2003, S. 35ff.; dies., Landtagswahl 2008, S. 31ff.; dies., Landtagswahl
2013, S. 22ff.

338) Fur 1998 wurden die Werte fiir keine oder ,trauen sich dariiber kein Urteil zu”
bzw. ,wollen sich in dieser Frage nicht festlegen” addiert, 2008 und 2013 wurden
die Erhebungswerte , keine” und , weif nicht” addiert.

339) 1998 ,, Arbeitslosigkeit” und 2013 , Arbeitsplitze”.
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Ungeachtet der bundespolitischen Ausrichtung des Wahlkampfes hatte
bei der Landtagswahl 2003 die Landespolitik fiir die Mehrheit der baye-
rischen Wahler den Vorrang, allerdings traf dies mehr auf CSU-
Anhianger als auf Sozialdemokraten zu.340 2003 attestierten die Wahler in
allen Politikfeldern - aufler beim Thema Umwelt, bei dem die Griinen
die CSU tbertraf - klar der bayerischen Regierungspartei die mit Ab-
stand bessere Losungskompetenz.

Die SPD erreichte in den wichtigen Themen Arbeitsmarkt, Wirtschaft,
Zukunft und Finanzen nicht einmal zehn Prozent Zuspruch. Dieser Be-
fund muss als ein aufierordentlich bemerkenswerter Faktor tiberhaupt
festgehalten werden, wobei selbst die Anhdnger der SPD der CSU we-
sentliche Kompetenzen attestierten. Gerade im Hinblick auf Themen, die
fiir die Arbeitnehmer von besonderer Relevanz waren, erlebte die Sozi-
aldemokratie ein Fiasko. Immerhin konnte sie bei der Bildung und Fami-
lie sichtbar an die Christsozialen heranriicken.

2008 hatte sich in allen Themengebieten der Abstand zwischen den bei-
den grofsten Parteien verringert: So niaherte sich die SPD bei der Bildung
bis auf einen Abstand von fiinf Prozentpunkten der CSU und bei den
Themen Wirtschaft und Arbeitslosigkeit gelang es, ihre desastrosen
Ergebnisse von 2003 zu verbessern. Beim sozialdemokratischen
Kernthema der sozialen Gerechtigkeit lag die SPD mit 28 % fast gleich-
auf mit der Regierungspartei, der 30 % der Wahlberechtigten die grofsere
Kompetenz auf diesem Feld attestierten. Interessanterweise sahen nur
drei Prozent in der Linken die politische Kraft mit der htchsten Kompe-
tenz auf dem Sektor der sozialen Gerechtigkeit.

Die Problematik der Kompetenzzuteilung fiir die bayerische Sozialde-
mokratie aus der Perspektive der Wiahler unterstreicht eine weitere Er-
hebung von Infratest dimap zur Landtagswahl 2008. Zwar bestand wie-
derum ein enormer Vorsprung der Christsozialen bei den Themen Wirt-
schaft und Arbeitsmarktpolitik, aber bei der Bildung kam die SPD der
Regierungspartei ndher. In der Familienpolitik tiberholte sie nach den
Erhebungen von Infratest dimap die CSU und beim , klassischen” SPD-
Thema der Gerechtigkeit distanzierte man sie noch eindeutiger.34!

340) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2003, S. 23f.

341) Vgl. Hilmer, Zeitenwende, S. 37-44 , hier: Tabelle S. 41; Schutze/Grasnick, Land-
tagswahl 2008, S. 48.
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Tabelle 18: Parteikompetenzen bei der Landtagswahl 2008: CSU und SPD (in

Prozent)
Themen CSU | SPD
Wirtschaft 70 12
Arbeit 54 21
Bildung 40 30
Familie 33 34
Gerechtigkeit | 27 | 38

Bei der Frage, ob eine SPD-gefiihrte bayerische Regierung mit den Prob-
lemen besser zurechtkomme, ldsst sich 2008 immerhin eine leichte Ver-
besserung zumindest im Vergleich zur desastrosen Wahl des Jahres 2003
konstatieren:3#2 Demnach beantworteten 2008 die Frage, ob eine sozial-
demokratische Regierung die Probleme ,besser 16sen” konne, 18 % ge-
geniiber 12 % im Jahre 2003. Bei der Fragestellung, die SPD ,wire dazu
nicht in der Lage” sank der Wert von 66 % (2003) leicht auf 61 % (2008),
und dass sie es , genau so gut/ genau so schlecht” mache, war die Mei-
nung von jeweils neun Prozent bei beiden Landtagswahlen.

Warum die SPD aus diesen verhiltnismifSig positiven Befunden kein
Kapital schlagen konnte, wird bei den Antworten zur aktuellen Lage der
Partei insgesamt verstdndlicher. Diese Antworten verweisen auf die
bundespolitische Ebene und bringen vor allem die Problematik der
Agenda 2010-Reformen zum Ausdruck. Unsicherheit tiber den Kurs der
Sozialdemokratie schien somit die meisten Befragten zu beschiftigen,
noch mehr als die Enttduschung tiber eventuelle programmatische Ab-
lehnungsgriinde. So stimmten 2008 der Aussage ,Bei der SPD weif$ man
derzeit nicht so richtig, in welche Richtung sie sich entwickelt”, eher zu 82 %,
bei der Aussage , Die SPD ist zur Zeit fiir mich nicht glaubwiirdig”, waren
es 55 % und der Aussage ,Die SPD ist keine Partei mehr fiir die kleinen
Leute” pflichteten 53 % der Befragten bei.

Auch 2013 rangierte nach den Erhebungen der Forschungsgruppe Wah-
len die CSU in allen Kompetenzfragen an erster Stelle. Sie konnte den
Abstand zur Sozialdemokratie bei der Bildung und in der Familienpoli-
tik wieder vergrofiern. Beim klassischen sozialdemokratischen Thema
der sozialen Gerechtigkeit blieb es beim knappen Vorsprung der CSU. In
der Familienpolitik stieff das nachhaltig von der bayerischen Regie-
rungspartei geforderte Betreuungsgeld in Bayern auf eine insgesamt
positivere Resonanz als im Bund. Beim Thema Verkehr lag die SPD weit
zuriick, hier machte sich wohl die von der CSU geforderte Maut fiir
auslandische Fahrzeuge auf deutschen Autobahnen vorteilhaft fiir die

342) Vgl. Hilmer, Zeitenwende, S. 42 und ebenda, S. 44 (Aussagen zur SPD).
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bayerische Regierungspartei bemerkbar. Beinahe drei Viertel der Wahl-
berechtigten in Bayern unterstiitzten Seehofer bei dieser Frage partei-
tibergreifend. Erneut rangierte die SPD bei den Themen Wirtschaft und
Arbeitsmarktpolitik sowie bei den Zukunftsfragen abgeschlagen hinter
der bayerischen Regierungspartei. Diese Wirtschaftsthemen wurden
wiederum durch die positiven Bewertungen der Zukunft und der wirt-
schaftlichen Lage Bayerns durch die Wahlberechtigten untermauert.

Dass der SPD bei der Landtagswahl 2013 durchaus bessere Kompetenz-
werte attestiert wurden, zeigte jedoch eine Befragung am Wahltag von
Infratest dimap3®. Demnach erhielt sie bei der Lohnpolitik 44 % Zu-
stimmung im Vergleich zu 28 % fiir die CSU und beim Punkt ,soziale
Gerechtigkeit” tibertraf sie mit 42 % klar den politischen Hauptgegner
mit 29 %. Ubrigens distanzierten bei dieser Erhebung die Griinen bei der
Thematik ,Umwelt/Klima” die CSU klar mit 52 % zu 22 %.

Ungeachtet der Verluste bei der Landtagswahl 2008 und 2013 sah eine
klare Mehrheit der Wahler in der CSU von 1998 bis 2013 diejenige politi-
sche Kraft mit der grofsten Kompetenz. Vor allem in den Bereichen Wirt-
schaft und Arbeit kam diese Uberlegenheit nachhaltig zum Ausdruck.
Selbst im klassischen sozialdemokratischen Aufgabenfeld der sozialen
Gerechtigkeit blieb man - zumindest nach den Ergebnissen der For-
schungsgruppe Wahlen - unter den Zustimmungswerten der CSU. Die
gesamte Thematik der Kompetenzzuteilung aus der Perspektive der
Waéhler erscheint m.E. als ein wesentlicher Faktor zur Erkldrung der
Dominanz der CSU bzw. der Chancenlosigkeit der bayerischen Sozial-
demokratie. Von der Regierungspartei immer wieder hervorgehobene
Vergleiche Bayerns mit anderen Bundesldndern, vorzugsweise sozial-
demokratisch regierten, trugen zu diesem Gesamtbefund sicher ihren
Teil bei.

3.8 Exkurs: Zum Vergleich der Landtags- und Bundestagswahlen in
Bayern

Der folgende Exkurs vergleicht die sozialdemokratischen Ergebnisse der
Landtagswahlen mit den Bundestagswahlen mit dem Schwerpunkt auf
der Phase seit 1998. Die Fragestellung lautet dabei, inwieweit zwischen
den Wahlen auf unterschiedlicher Ebene Differenzen zu erkennen sind.

343) Vgl. Schultze, Landtagswahl 2013, S. 331.
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Tabelle 19: Die Ergebnisse der Bundestags- und Landtagswahlen in Bayern
(in Prozent)344

Bundestagswahlen Landtagswahlen

Wahljahr | SPD | CSU | Wahljahr | SPD | CSU

1949 22,7 | 29,2 1946 28,6 | 52,3
1953 23,3 | 47,8 1950 28,0 | 27,4
1957 264 | 57,2 1954 28,1 | 38,0
1961 30,1 | 54,9 1958 30,8 | 45,6
1965 33,1 | 55,6 1962 353 | 47,5
1969 34,6 | 54,4 1966 35,8 | 48,1
1972 37,8 | 55,1 1970 33,3 | 56,4
1976 32,8 | 60,0 1974 30,2 | 62,1
1980 32,7 | 57,6 1978 31,4 | 59,1
1983 28,9 | 59,5 1982 31,9 | 58,3
1987 27,0 | 55,1 1986 27,5 | 55,8
1990 26,7 | 51,9 1990 26,0 | 54,9
1994 29,6 | 51,2 1994 30,0 | 52,8
1998 344 | 47,7 1998 28,7 | 52,9
2002 26,1 | 58,6 2003 19,6 | 60,7
2005 25,5 | 49,2 2008 18,6 | 43,4
2009 16,8 | 42,5 2013 20,6 | 47,7
2013 20,0 | 49,3 - - -

In ihrer Wahlgeographie vergleicht Susanne Koch die Bundestagswahlen
und Landtagswahlen in Bayern zwischen 1969 und 1987.3% Die SPD
erzielte bis Ende der sechziger Jahre bei den Landtagswahlen bessere
Ergebnisse als bei den Bundestagswahlen. Thre Hochburgen lagen in
Mittel- und Oberfranken. In Oberfranken riickte sie bei den Landtags-
wahlen Anfang und Mitte der 1960er Jahre nahe an die CSU heran. Die
Christsozialen erreichten bei der Landtagswahl 1974 ihren Hohepunkt
mit 62,1 %, einem Wert, der bis in unsere unmittelbare Gegenwart nicht
mehr tibertroffen wurde. Ausschlaggebend dafiir war u.a. die Ostpolitik
der sozialliberalen Bundesregierung, die bei den zahlreichen Vertriebe-
nen und Fliichtlingen in Bayern auf Ablehnung gestofsen war.

344) Tabelle nach Forschungsgruppe Wahlen, Landtagswahl 2013, S. 52f. Fett gedruckt
die Jahre, in denen jeweils Landtags- und Bundestagswahlen abgehalten wur-
den.

345) Vgl. Koch, Parteien, S. 124ff.; vgl. auch Balcar, Politik, S. 258, der sich mit den
SPD-Wahlergebnissen von 1949 bis 1958 beschiftigt.
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Im Anschluss an Alf Mintzel betont Koch mit Bezug auf die Landtags-
wahl 1974, es , zeigt sich an dieser Wahl wohl am deutlichsten die Ho-
mogenisierung der bayerischen Wahllandschaft zu Gunsten der CSU" 34,
die nunmehr endgiiltig eine gesamtbayerische ,Staatspartei” geworden
sei. Die SPD befand sich Anfang der 1970er Jahre ,im positiven Trend”
und erzielte bei der Bundestagswahl 1972 ihr bis dato bestes Ergebnis bei
Landtags- oder Bundestagswahlen iiberhaupt. Hierbei, so Koch, profi-
tierte die Partei von dem ,Sonderfall” einer auflerordentlich hohen
Wahlbeteiligung und der bundespolitische Konstellation mit einem auch
in Bayern populéren sozialdemokratischen Bundeskanzler Willy Brandt.

Nach Dietmar Siif$ war in Bayern die SPD Anfang der sechziger Jahre
vor einem ,sozialdemokratischen Friihling” gestanden mit dem Hohe-
punkt des Ergebnisses von 37,8 % bei der ,Wahlt Willy”-Bundes-
tagswahl 1972, die ihr das ,bis in die Gegenwart unerreichte Rekorder-
gebnis” bescherte.3*” Von knapp iiber 30 % (1961) war das SPD-Ergebnis
bis 1969 auf 34,6 % bzw. 37,8 % (1972) bei den Bundestagswahlen konti-
nuierlich gestiegen. Einschrinkend sei aber auf den immer noch be-
trachtlichen Abstand zur CSU hingewiesen. Danach aber setzte bei den
Bundestagswahlen ein nahezu durchgehender Abwdértstrend ein, der
eigentlich nur bei der Schroder-Wahl 1998 nach oben durchbrochen
werden konnte. Bei dieser Bundestagswahl erzielte die SPD in Bayern
das drittbeste Ergebnis seit 1949 tiberhaupt.

Allerdings erlitt man vier Jahre spater bei der Bundestagswahl 2002
einen Einbruch um mehr als acht Prozentpunkte, insofern war das De-
bakel bei der Landtagswahl 2003 doch kein vollig unerwarteter Riick-
schlag. Damit kann im Ubrigen erneut die Frage der ,Schuldzuweisung”
an die Agenda 2010, die zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht im Raum
stand, relativiert werden. Vielmehr diirfte die Kanzlerkandidatur Ed-
mund Stoibers ausschlaggebend gewesen sein. Erklarungsbediirftig
erscheint das Ergebnis der Bundestagswahl 2005, das ungeachtet des
Hohepunktes der Diskussionen um die sog. Hartzreformen nur knapp
unter dem Ergebnis drei Jahre zuvor lag. Offensichtlich gelang 2005
Gerhard Schroder nochmals auch in Bayern eine Mobilisierung der sozi-
aldemokratischen Wihlerschaft. Der erneute Einbruch 2009 ist auf die
Politik der ersten Grofsen Koalition Merkel und insbesondere der sozial-
demokratischen Minister neben einer wohl fehlenden Machtoption zu-
rickzufiihren. 2013 waren entsprechend dem Bundestrend wieder deut-
liche Zuwéchse zu verzeichnen, was vor dem Hintergrund eines dezi-
diert pro Agenda 2010 auftretenden sozialdemokratischen Bundeskanz-
lerkandidaten Steinbriick eine Erwdhnung verdient.

346) Koch, Parteien, S. 131 und ebenda (,, positiven Trend”).
347) S8, Kumpel, S. 386.
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Vergleicht man die Bundestags- und Landtagswahlen 1990, 1994, 1998
und 2013, die alle in ein- bzw. zweiwdchigem Abstand stattfanden, so
erreichte die SPD 1998 mit 34,4 % ein klar besseres Wahlergebnis bei der
Bundestagswahl im Vergleich zur Landtagswahl. Offensichtlich stiefs die
Kandidatur Gerhard Schroders auf eine hohere Resonanz. Ansonsten
gibt der Vergleich der tibrigen Wahlgénge kein einheitliches Bild. Bei der
Bundestagswahl 1990 erzielte die SPD ein leicht besseres Ergebnis als bei
der im gleichen Jahr erfolgten Landtagswahl und 1994 war umgekehrt
das Landtagswahlergebnis minimal hoher als das der Bundestagswahl.

Bei der CSU ragten bei den Bundestagswahlen die Wahlgénge 1976 (60,0
%), 1983 (59,5 %) und 2002 (58,6 %), dem Jahr mit Edmund Stoiber als
Kanzlerkandidat, heraus. Bei der Bundestagswahl 2005 erzielte die CSU
zwar das beste Ergebnis innerhalb der Unionsparteien, musste aber
anndhernd zehn Prozentpunkte gegeniiber der - allerdings wegen der
Kanzlerkandidatur Stoibers nur bedingt vergleichbaren - Wahl 2002
abgeben. Demgegeniiber war das Abschneiden der SPD ,diametral zu
dem der CSU”38, d.h. man verzeichnete zwar das niedrigste Ergebnis
aller Bundesldnder, aber die Verluste der bayerischen SPD waren die
niedrigsten.

Die Bundestagswahl 2009%%° bedeutete fiir die beiden grofsten Parteien in
Bayern einen Tiefpunkt, d.h. fiir die Sozialdemokraten war es mit 16,8 %
das schlechteste Ergebnis seit 1949 und fiir die CSU mit 42,5 % das
zweitschlechteste. Die Linke tibersprang in allen Regionen die 5 %-
Hiirde. Nur in Mittelfranken konnten die Sozialdemokraten die 20 %-
Marke noch tibertreffen. Neben tagespolitischen Problemen werden
langfristige gesellschaftliche und soziale Verdnderungen etwa bei den
konfessionellen Bindungen sowie Verschiebungen in der Berufsstruktur,
d.h. weniger Arbeiter oder Selbststindige fiir das Wahlergebnis verant-
wortlich gemacht. Ein Jahr vor dieser Bundestagswahl hatte die bayeri-
sche Sozialdemokratie im Ubrigen ihr bis dahin schlechtestes Landtags-
wahlresultat seit 1946 eingefahren. Anlédsslich der Bundestagswahl und
der bayerischen Landtagswahl im Jahre 2013 wurde nach Wechselwir-
kungen gefragt, da die beiden Wahlgiange innerhalb zwei Wochen statt-
fanden.?0 Als einen Effekt der zeitlichen Nédhe zur Bundestagswahl sah
man die hohere Wahlbeteiligung zumindest bei der vorausgegangenen
Landtagswahl - allerdings sei auf die besonders niedrige Wahlbeteili-
gung bei der Landtagswahl 2008 als Referenzwert verwiesen. Jedoch

348) Hilmer, Wahlerstimmungen, S. 29.

349) Vgl. ausfiihrlicher zu dieser Wahl und Bayern Jung, Volksparteien, S. 344ff. der
auch die Frage der Volkspartei diskutiert.

350) Vgl. Jung, Wechselwirkungen, S. 105ff.
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sank bei der anschlieffenden Bundestagswahl die Wahlbeteiligung in
Bayern entgegen dem Bundestrend.

Die Wahlbefragungen zur Landtagswahl ergaben des Weiteren, dass aus
der Perspektive der Mehrheit der Wihler in Bayern die politische Lage
in Bayern ausschlaggebend fiir ihre Wahlentscheidung gewesen sei. Der
sozialdemokratische Spitzenkandidat Christian Ude erhielt, wie oben im
Kapitel zur Rolle der Spitzenkandidaten noch niher ausgefiihrt wurde,
sehr gute Beurteilungen im Unterschied zum Bundeskanzlerkandidaten
der SPD 2013, Peer Steinbriick, der keinen positiven Effekt fiir die Sozi-
aldemokraten in Bayern bei der Landtagswahl erzeugte. Die erwartete
Auftholjagd der SPD blieb aus, denn nur zwei Prozent Zuwachs bei der
Landtagswahl bzw. gut drei Prozentpunkte bei der Bundestagswahl
stellten niemand richtig zufrieden.

Bei den 18 Bundestagswahlen seit 1949 tibertraf die SPD in Bayern sie-
benmal die 30-Prozentmarke, bei den 17 Landtagswahlen gelang ihr dies
immerhin achtmal. Bildet man einen Gesamtdurchschnittswert aller
bisherigen Bundestags- bzw. Landtagswahlergebnisse, so befindet sich
die SPD in Bayern bei den Bundestagswahlen mit 28,25 % leicht unter
dem Gesamtschnitt von 28,5 % bei den Landtagswahlen. Zusammenfas-
send ist festzuhalten, dass seit Anfang bzw. Mitte der 1980er Jahre die
bayerische Sozialdemokratie nahezu durchgehend - Ausnahme die
Landtagswahl 1994 und die Bundestagswahl 1998 - unter die 30-
Prozentmarke fiel.

Fragte man nach Wechselbeziehungen zwischen Landtags- und Bundes-
tagswahlen, werden aus politikwissenschaftlicher Perspektive eine Reihe
von Kriterien betont: Landtagswahlen seien dann von der Landespolitik
geprédgt, wenn die Bundestagsmehrheiten stabil sind, wenn sie nicht zu
einer Verdnderung der Gestaltmoglichkeiten des Bundesrates fiihren,
wenn es an intensiveren parteipolitischen Auseinandersetzungen auf der
Bundesebene mangelt, wenn zwischen der Landesorganisation einer
Partei und ihrer Bundesorganisation bzw. der von ihr gefiithrten Bundes-
regierung sachliche oder personelle Differenzen bestehen, wenn die
Landesorganisation einer Partei grofsere Sympathiewerte bei den Wih-
lern verbuchen kann als die Bundespartei, wenn in Bund und Land un-
terschiedliche Koalitionen regieren oder wenn sie zeitlich weiter entfernt
von einer Bundestagswahl stattfinden.3*® Demgegentiber sei ein Einfluss
bundespolitischer Faktoren wahrscheinlich, wenn die Bundestags- und
Landtagswahlen am gleichen Tag stattfinden, wenn die jeweiligen Wah-
ler keine langfristig stabilen Parteibindungen aufweisen, wenn die Re-
gierung im Land und im Bund von den gleichen Parteien gestellt wird,

351) Vgl. Koch, Parteien, S. 76.
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wenn bei der Landtagwahl keine echte Wettbewerbssituation vor-
herrscht und schliefllich, wenn die Spitzenkandidaten der Landespartei-
en gleich gut oder gleich schlecht beurteilt werden.3>2

Zu weiteren Wechselwirkungen zwischen Bundestags- und Landtags-
wahlen bemerkt Frank Decker, dass ,je stirker eine Regierungspartei im
Lande verwurzelt ist und die dortige Politik beherrscht, desto bessere
Moglichkeiten hat sie, sich von der Politik ihrer Partei auf Bundesebene
abzusetzen”3%. Diese Feststellung kann mit Blick auf die Dominanz der
CSU in Bayern wohl untermauert werden, die aufgrund ihrer Eigenstan-
digkeit dazu besonders in der Lage ist. Die Frage, inwieweit Regie-
rungsparteien einer Bundesregierung bei Landtagswahlen abgestraft
werden, sei vom Zeitpunkt der jeweiligen Landtagswahl abhangig, d.h.
bei grofserem Abstand zur Bundestagswahl ist diese Moglichkeit kleiner.
Als Richtwert fungieren sechs Monate, d.h. bei einer Landtagswahl in-
nerhalb dieses Zeitraums sei eine Abstrafungswahrscheinlichkeit grofier.

Fur die zweite Halfte der fiinfziger Jahre wird in einer neueren Studie®*
ein allgemeiner Unterschied zwischen den Bundestags- und Landtags-
wahlen fiir die CSU dahingehend formuliert, dass die Wahler zwar auf
der Bundesebene in Bonn eine starke CSU wiinschten, um die bayeri-
schen Belange hoch zu halten. Aber bei den Landtagswahlen rdumte
man kleineren Parteien die Vertretung von regionalen oder konfessionel-
len Sonderinteressen ein. Inwieweit die Erfolge der CSU bundespolitisch
erklarbar sind, prift eine Untersuchung zu den Landtagswahlen von
1966 bis 2003 nach und kommt zur Schlussfolgerung: ,Wenn Bayerns
Biirger tiber die Zusammensetzung des Landtags entscheiden, blicken
sie also durchaus tiber die Grenzen ihres Freistaats hinaus”3%, allerdings
bleibe dies in einem {iberschaubaren Rahmen.

Insofern beeinflussen bundespolitische Orientierungen das individuelle
Verhalten bei bayerischen Landtagswahlen, wobei die Doppelrolle der
CSU als ,bayerische Bundespartei” die Vermischung von Bundes- und
Landespolitik begiinstigte: , Uberspitzt formuliert, konnte eine Beson-
derheit bayerischer Landtagswahlen somit in ihrer vergleichsweise star-
ken bundespolitischen Durchdringung liegen”. Die Doppelrolle der CSU
ermoglicht ihr unterschiedlich zu reagieren, d.h. als bayerische Regie-
rung kann sie einerseits eigene bundespolitische Ziele verfolgen - z.B.
vor dem Bundesverfassungsgericht klagen - oder andererseits bayeri-
sche Interessen im Bund fordern. Das Beispiel Bayern zeige die besonde-

352) Gabriel/Holtmann, Einfluss, S. 461.

353) Decker, Volatilitdt, S. 261.

354) Vgl. Balcar, Politik, S. 253.

35%) Schoen, Durchdringung, S. 511 und ebenda, S. 512 (die beiden folgenden Zitate).
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re Stellung der Christsozialen, denn , prototypisch fiir eine erfolgreich
behauptete Sonder- oder Ausnahmestellung als regionale Partei ist seit
langem die CSU”3%. Allerdings verdeutliche , die vielbeschriebene Dop-
pelrolle dieser bayerischen Partei, die als Anwiltin der Landesinteressen
innerhalb des gesamtstaatlichen Regierungssystems operiert”, die kaum
klar trennbare Vermengung landespolitischer und bundespolitischer
Politiken. Weitere Einfliisse von Bundespolitik auf die Landtagswahlen
liegen u.a. darin, dass beispielsweise positive Einstellungen zu sozial-
demokratischen Bundespolitikern bayerische Wahler stdrker dazu be-
wegen, die SPD in Bayern zu wéahlen.

3.9 Bestimmungsfaktoren der Wahlergebnisse der bayerischen
Sozialdemokratie seit den 1990er Jahren

Dass folgende Kapitel fasst die wesentlichen Bestimmungsfaktoren fiir
die Wahlergebnisse der SPD bei den bayerischen Landtagswahlen im
Zeitraum von 1998 bis 2013 aus den empirischen Befunden zusammen.
Wir orientieren uns am Aufbau der einzelnen Abschnitte des Hauptteils
III der Arbeit.

Wahlergebnisse:

Die Landtagswahl von 1998 war ungeachtet der zeitlichen Né&he zur
Bundestagswahl durch landespolitische Themen geprégt. Der Sieg der
CSU wurde neben diesen landespolitischen Faktoren vor allem auf den
populdren Ministerprasidenten Edmund Stoiber und der ihm attestierten
Handlungskompetenz zurtickgefiihrt. Die Sozialdemokraten hatten zwar
die beliebte Spitzenkandidatin Renate Schmidt aufgeboten, mussten aber
leichte Verluste hinnehmen. Der angesehene Amtsinhaber Stoiber sowie
grofie Defizite in der Losungskompetenz bei den Sozialdemokraten aus
der Perspektive der Wihler lielen der Opposition keine Chance. Flan-
kiert wurde der Wahlkampf der CSU durch die im bundesdeutschen
Vergleich gute wirtschaftliche Lage Bayerns.

Anzumerken bleibt unter Berticksichtigung des wesentlich besseren
SPD-Ergebnisses bei der kurz danach folgenden Bundestagswahl, dass
,die Probleme der bayerischen SPD in Bayern und nicht in Bonn lie-
gen”. Selbstkritisch und hellsichtig wies die sozialdemokratische Spit-
zenkandidatin auf die bereits Ende der 1990er Jahre spiirbaren Probleme
mit der Zuwanderung hin, die die SPD neben ihren eigenen Themen-
schwerpunkten nicht verdrangen diirfe. Es bestehe die Gefahr, dass sich

356) Gabriel /Holtmann, Einfluss, S. 449 und ebenda (das folgende Zitat).
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viele Menschen, die eigentlich sozialdemokratisch wihlten, von der SPD
in einem hohen Maf alleingelassen fiihlten. Der Nachfolger von Renate
Schmidt als sozialdemokratischer Spitzenkandidat fir die Wahlen 2003
und 2008, Franz Maget, richtete den Blick grundsitzlicher auf die Bin-
nenstruktur der bayerischen Sozialdemokratie und sah mit einiger Be-
rechtigung einen Grund in ihrer anhaltenden Schwiéche darin, dass sich
gerade im konservativen Bayern ,ihre tonangebenden Funktiondre
mehrheitlich eher im linken Spektrum verorten”. Zielfithrender sei es
aber, die bayerische SPD als eine linke Volkspartei attraktiver zu ma-
chen.

Die Landtagswahl 2003 bescherte der CSU einen enormen Triumph und
die Zweidrittelmehrheit im Landtag. Erneut spielten die wirtschaftliche
Lage in Bayern und der unangefochtene Amtsinhaber Stoiber die aus-
schlaggebende Rolle. Demgegentiber musste die SPD mit ihrem weitge-
hend unbekannten Herausforderer Franz Maget ihre bislang schwerste
Niederlage bei Landtagswahlen mit einem Verlust von anndhernd einem
Drittel ihrer Wéhler hinnehmen. Ebenso eroberte die Regierungspartei
alle Direktmandate. In Umkehrung zur Wahl vor fiinf Jahren standen
diesmal bundespolitische Themen und damit die angeschlagene rot-
grine Regierung Schroder im Mittelpunkt. Neben dieser , exogenen”
Belastung fiir die bayerische Sozialdemokratie waren aber erneut mise-
rable Kompetenzwerte aus der Wahlersicht zu verzeichnen.

Mogliche Erkldrungen fiir diesen bis dahin einmaligen Einbruch in der
Wihlergunst der bayerischen SPD wurden in den Begleiterscheinungen
bundespolitischer Entscheidungen wie der Agenda 2010, der im bun-
desweiten Vergleich sehr guten wirtschaftlichen Lage Bayerns, dem
populdren Ministerprasidenten und in der aus Sicht der Wahler vollig
unzureichenden Kompetenz der SPD in Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
fragen gesehen. Erwdhnenswert erscheint die Tatsache, dass die bayeri-
sche SPD bei der Bundestagswahl 2002 bereits mehr als acht Prozent-
punkte im Vergleich zur Bundestagswahl 1998 eingebiifit hatte. Dieser
Einbruch erfolgte lange vor der Verkiindung der arbeitsmarktpolitischen
Reformen durch Bundeskanzler Schroder im Marz 2003. Die PDS/ Linke
war 2003 gar nicht angetreten und der Zuwachs bei den Griinen um
zwei Prozentpunkte diirfte nicht weiter ins Gewicht fallen. Neben den
Verlusten der SPD an die CSU musste eine verbreitete Wahlenthaltung
sozialdemokratischer Wahlerschichten konstatiert werden.

Das wichtigste Ergebnis der Landtagswahl 2008 war der Verlust der
absoluten Mehrheit der CSU nach 46 Jahren. Nach Einschidtzung von
Wahl- und Parteiforschern hitten Sikularisierungs- und Modernisie-
rungsprozesse die Anziehungskraft der Volksparteien geschwicht.
Ungeachtet einer ausgesprochen positiven Einschidtzung der wirtschaft-
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lichen Lage durch die Wihler, die man in hohem Mafle der CSU zu-
schrieb, war Bildung zum entscheidenden Thema aufgeriickt. Die SPD
konnte von diesem Einbruch der ,Staatspartei” im Unterschied zu den
kleineren Parteien nicht profitieren, vielmehr wurde das sehr enttiu-
schende Ergebnis von 2003 noch einmal um einen Prozentpunkt unter-
boten. Damit war das schlechteste Abschneiden bei Landtagswahlen seit
1946 verbunden. Die Wahlerverschiebungen fanden nur im biirgerlichen
Wahllager statt. Thematisch dominierten landespolitische Themen den
Wahlkampf. Dazu kamen noch die CSU-internen Querelen und der
erzwungene Riickzug von Edmund Stoiber als Nachteile fiir die Christ-
sozialen.

Nach Ansicht des sozialdemokratischen Spitzenkandidaten Maget waren
aber externe Einwirkungen auf den Wahlkampf der SPD von mitent-
scheidender Bedeutung wie die bundespolitisch schlechte Stimmung fiir
die Sozialdemokraten, das Gezerre um die Linkspartei in Hessen oder
die negativen Schlagzeilen zum Parteivorsitzenden Kurt Beck. Maget
verwies zutreffend auf die Verluste der Partei seit vielen Jahren in den
Kreisen der einkommensschwicheren Bevolkerung, den fritheren
,Hochburgen der SPD”. Die Thematik der Zuwanderung spielte eben-
falls eine Rolle, die in manchen Wohnvierteln die iibliche sozialdemokra-
tische Wahlerschaft sehr verunsichert habe. Aber auch Entscheidungen
der Bundespolitik - Agenda 2010, Rente mit 67 - hétten zumindest zu
einer Wahlabstinenz in sozial schwicheren Kreisen gefiihrt. Schliefilich
gestand Maget die weiterhin fehlende Kompetenz der SPD insbesondere
in der Wirtschaftspolitik ein. Die Wahlforschung sah neben dem fehlen-
den Vertrauen in die Problemltsungskompetenz in den Nichtwahleran-
teilen, in der gestiegenen Parteienkonkurrenz seitens der Griinen und
der Linken wesentliche Aspekte fiir das Abschneiden der SPD.

Die Landtagswahl 2013 verschaffte der CSU wieder die gewohnte abso-
lute Mehrheit, wenngleich es sich um eines ihrer schwichsten Ergebnisse
seit 1946 handelte. Erstmals seit 1994 konnten die bayerischen Sozialde-
mokraten bei einer Landtagswahl wieder zulegen, was aber am insge-
samt enttiuschenden Resultat nichts dnderte, obwohl man mit dem be-
kannten Oberbiirgermeister Miinchens, Christian Ude, als Spitzenkandi-
dat angetreten war. Ungeachtet ihrer zeitlichen Ndhe zur Bundestags-
wahl war der Wahlkampf selbst eher landespolitisch gepragt. Die Wahl-
forschung sah erneut in der 6konomischen Stirke Bayerns, die man vor
allem der bayerischen Regierungspartei zuschrieb, und in einem starken
Ministerprasidenten Seehofer wesentliche Momente des Erfolgs. Zwar
hatte die SPD in den Stddten Zuwiéchse erlangt, aber auf dem Land blieb
es, wie Franz Maget bemerkte, bei der ,grofien kulturellen Distanz der
landlichen Bevolkerung zur Sozialdemokratie”. Dariiber hinaus war es
fur eine Opposition tiberhaupt schwer, bei einer glinzenden wirtschaft-
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lichen Stimmung gegen die Regierung zu punkten. Die CSU als vollig
selbststindige Landespartei sei sehr gut verankert und konne auf hohe
Zustimmungswerte in Kompetenzfragen bauen.

Fassen wir tiberblicksartig die Wahlergebnisse der bayerischen SPD vom
Ende der 1990er Jahre bis 2013 zusammen, so bleibt der enorme Ein-
bruch von 2003 als wesentlicher Fakt bestehen. Von diesem Absturz hat
sich die Partei bis mindestens 2013 nicht mehr erholt und ,hédngt” ten-
denziell bei der Marke von 20 % fest. Chancenlose Spitzenkandidaten
und fehlendes Vertrauen der Wihlerschaft in die Kompetenz der Partei
auf nahezu allen Gebieten - vorrangig in der Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik - sowie externe Einfliisse von der bundespolitischen Ebene
konnen stichpunktartig als wesentliche Bestimmungsfaktoren festgehal-
ten werden. Die CSU als umfassend dominierende Kraft reklamierte
erfolgreich die positive Wirtschaftslage Bayerns fiir sich und zog alle
Bevolkerungsschichten an, einschliefllich die urspriinglich , klassischen”,
sozialdemokratischen Wahler aus der Arbeiterschaft.

Zwar sah sich die bayerische Sozialdemokratie mit den Linken und den
Griinen zwei Konkurrenzparteien gegeniiber, aber die Stimmenverluste
konnen mit deren Auftreten nur bedingt erkldrt werden. Dass in Bayern
wie insgesamt in der Bundesrepublik Deutschland in dieser Phase der
intensiven Diskussionen um Arbeitsmarkt- und Sozialpolitikreformen
keinesfalls ein massenhafter Ubergang sozialdemokratischer (Stamm-
YWadhler zur PDS/ Linken stattfand, zeigten die entsprechenden Wahler-
gebnisse. Die PDS/Linke war nur bei den Landtagswahlen 2008 und
2013 angetreten und hatte 4,4 % bzw. 2,1 % Stimmenanteile erreicht. Bei
den Bundestagswahlen lauteten die fuinf Ergebnisse 0,7 % (1998/2002),
3,4 % (2005), 6,5 % (2009) und 3,8 % (2013). Die Linke hatte demzufolge
im tberwiegend konservativen Fldchenstaat Bayern einen schweren
Stand und konnte nur bei der schweren Bundestagswahlniederlage der
Sozialdemokraten 2009 ein Ergebnis jenseits der 5 %-Marke erzielen. Bei
der letztgenannten Wahl ist ein Uberwechseln vormals sozialdemokrati-
scher Wiahler zur Linken anzunehmen, das jedoch vier Jahre spater wie-
der viel geringer ausfiel. Insgesamt schnitt die PDS/Linke bei den Bun-
destagswahlen in Bayern besser ab als bei den Landtagswahlen, bei de-
nen sie erstmals 2008 offiziell angetreten war.

Wahlbeteiligung:

Eine sinkende Wahlbeteiligung wird zum einen als Ausdruck von Pro-
test in Gestalt einer Parteien- und Politikverdrossenheit, einer Unzufrie-
denheit mit dem politischen System oder einer allgemeinen sozialen und
wirtschaftlichen Unzufriedenheit interpretiert. Andererseits konne man
aus niedrigeren Wahlbeteiligungen umgekehrt Zeichen von Zufrieden-
heit und letztendlich einen Trend zur Normalisierung ableiten. Auf-
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grund fehlender Untersuchungen zur Frage der Wahlbeteiligung bei den
Landtagswahlen in Bayern sind nur punktuelle Aussagen moglich.

Zunidchst bewegte sich auch in Bayern die Wahlbeteiligung bei Land-
tagswahlen auf niedrigerem Niveau im Vergleich zu den Bundestags-
wahlen. Hinsichtlich der SPD-Ergebnisse und der Wahlbeteiligung kann
man bei den Landtagswahlen von 1998 bis 2013 keinen eindeutigen
Trend ausmachen. Beim Vergleich mit den Bundestagswahlen im glei-
chen Zeitraum ist kein signifikanter Trend erkennbar, d.h. eine gestiege-
ne Wahlbeteiligung fiihrte beispielsweise nicht zwingend zu besseren
SPD-Ergebnissen. Die weiter differenzierte Analyse der Wahlbeteiligung
bei den Landtagswahlen auf die Ebenen der Bezirke und der Gemeinde-
groBienklassen ergab ebenfalls keine eindeutigen Korrelationen. Immer-
hin kann fiir die Wahlen 2003 bis 2013 festgehalten werden, dass die SPD
in Niederbayern ihre schlechtesten Ergebnisse einfuhr, dem Regierungs-
bezirk mit der jeweils niedrigsten Wahlbeteiligung tiberhaupt. Ihre bes-
ten Resultate erzielte die SPD in ihren vormaligen Hochburgen in Ober-
und Mittelfranken. Zumindest bei den Wahlen von 1998 bis 2008 beweg-
te sich in Mittelfranken die Wahlbeteiligung leicht oberhalb des landes-
weiten Durchschnitts.

Bei Heranziehung der Gemeindegrofienklassen sank bei den Wahlen
2008 und 2013 die Wabhlbeteiligung generell je grofier die jeweilige Ge-
meindegrofsenklasse war, lediglich bei einer Einwohnerzahl von 100 000
und mehr stieg sie leicht an. Unabhéngig von der Wahlbeteiligung fiel
das SPD-Ergebnis besser aus, je grofser die Gemeinden waren. Bei der
Landtagswahl 2013 nahm die Wahlbeteiligung in allen Gemeindegro-
Benklassen zu und die Sozialdemokraten steigerten sich. Insofern ldsst
sich fur 2013 festhalten, je hoher die Wahlbeteiligung in den Gemeinde-
groflienklassen, desto besser das Abschneiden der bayerischen Sozialde-
mokraten.

Fur die Landtagswahl 1998 wurde auf der Ebene der Stimmkreise festge-
stellt: Die Sozialdemokraten erzielten in den Stimmkreisen mit hoher
Wahlbeteiligung tiberdurchschnittliche Ergebnisse. Dort, wo die Wahl-
beteiligung niedriger war, entsprach ihr Ergebnis dem Landesdurch-
schnitt. In den Stimmbkreisen mit einer durchschnittlichen Wahlbeteili-
gung schnitt die SPD am schwichsten ab.

Ein zum Teil abweichendes Bild ergab die Landtagswahl 2003: Demnach
verbuchte die SPD ihre besten Ergebnisse in den Stimmbezirken mit der
niedrigsten Wahlbeteiligung, rangierte knapp unter dem Landesdurch-
schnittsergebnis bei den Stimmkreisen mit hoher Wahlbeteiligung und
fiel deutlich unter dem Landesdurchschnitt in den Stimmkreisen mit
durchschnittlicher Wahlbeteiligung. Auch bei den Wahlen 2008 und 2013
erreichte sie ihre besten Werte in den Stimmbezirken mit niedriger
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Wabhlbeteiligung, bei durchschnittlicher Wahlbeteiligung wurde mehr
oder weniger das Durchschnittsergebnis erreicht und unter dem Durch-
schnittsergebnis blieb sie bei den Stimmbezirken mit hoher Wahlbeteili-
gung. Insofern kann insgesamt keine durchgehende Korrelation zwi-
schen den sozialdemokratischen Landtagswahlergebnissen und der
jeweiligen Wahlbeteiligung abgeleitet werden.

Regionale Verteilung:

Die geographische Verteilung der sozialdemokratischen Landtagswahl-
ergebnisse wurde durch drei Zugédnge aufgeschliisselt: Erstens unter-
suchten wir die Resultate in den sieben Regierungsbezirken, zweitens
wurde nach Differenzen im Wahlverhalten zwischen Stadt und Land
gefragt und drittens auf sozialdemokratische Hochburgen eingegangen,
soweit man davon angesichts der Prisenz der Sozialdemokratie im Frei-
staat tiberhaupt sprechen kann.

Die Bezirksergebnisse wurden unterteilt in die Phase von 1946 bis 1994
und von 1998 bis 2013. Die SPD erzielte im Zeitabschnitt bis 1994 in den
Bezirken Oberfranken und Mittelfranken ihre besten Ergebnisse, wobei
entsprechend dem Abschneiden in ganz Bayern 1962 und 1966 der Gip-
felpunkt erreicht worden war. Der traditionell starke Bezirk Mittelfran-
ken verzeichnete bereits in den 1980er Jahren erste Einbriiche fiir die
Partei. Niederbayern, Schwaben und Unterfranken waren ,Sorgenkin-
der”, denn dort blieb das Ergebnis immer unter dem Landesdurch-
schnitt. In der Oberpfalz tibertraf man von 1986 bis 1994 im Zusammen-
hang mit der Auseinandersetzung um die WAA bei Wackersdorf das
bayernweite Gesamtergebnis. In der weit itiberwiegend katholischen
Oberpfalz konnte die Partei bis in die siebziger Jahre in den Industrieor-
ten im Raum Schwandorf und Burglengenfeld zum Teil bemerkenswerte
tiber dem Landesdurchschnitt liegende Wahlergebnisse einfahren.

In der Oberpfalz und in Niederbayern beeintrachtigten drei Faktoren
nachhaltig eine stidrkere sozialdemokratische Prdsenz, ndamlich die Ge-
meindegrofienklassen, der insgesamt geringe Industrieanteil und die
anhaltend starke Bindungskraft der Kirchen. Einen eher mittleren Rang
nahm Oberbayern ein, wo man zumindest bis 1986 {iberwiegend tiber
dem Landesdurchschnitt lag. Bei den Resultaten insgesamt ist der kon-
fessionelle Aspekt zu beachten, da Oberfranken und Mittelfranken
tiberwiegend protestantisch sind.

Die besten Werte bei den Landtagswahlen von 1998 bis 2013 erzielte die
SPD ebenfalls in Mittelfranken und in Oberfranken sowie in Oberbayern,
wobei dort vor allem Miinchen entscheidend war. Erneut schnitt sie in
Niederbayern, Schwaben und Unterfranken am schlechtesten ab.
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Ordnet man die sozialdemokratischen Landtagswahlergebnisse in den
Regierungsbezirken in ein ,grobes” Nord-Stid-Schema ein, so erzielte
die SPD im Norden Bayerns mit den {iberwiegend frankisch-protes-
tantischen Bezirken Mittelfranken und Oberfranken klar bessere Ergeb-
nisse als im Stiden. Lasst man Miinchen im stidbayerischen Raum aufien
vor, so kann man fiir die Prasenz der Sozialdemokratie bei Landtags-
wahlen nach 1998 dort den Begriff einer , Diaspora” tatsdchlich anwen-
den.

Unterschiede zwischen Stadt und Land im Wahlverhalten wurden mittels
verschiedener Kriterien nachgewiesen. Ausgehend von der Pramisse, je
hoher die Bevolkerungsdichte, desto eher handelte es sich um stadtische
Gebiete, ergaben sich entsprechend den unterschiedlichen Bevolkerungs-
dichten folgende Befunde: Grundsitzlich war die CSU erfolgreicher in
landlichen Regionen als in stddtischen. Die SPD hingegen war umso
besser, je dichter die Stimmkreise besiedelt waren. Zwischen Regionen
mit niedriger Bevolkerungsdichte und Regionen mit hoher Bevolke-
rungsdichte herrschten bis zu zehn Prozentpunkte Differenz. Bei hoher
Bevolkerungsdichte lag das SPD-Ergebnis immer oberhalb ihres Lan-
desdurchschnitts.

Da die Wahlforschung die Stddte als das wesentliche Terrain fiir sozial-
demokratische Wahlerfolge hervorhebt, riickten wir die kreisfreien Stidte
Bayerns bei den Landtagswahlen in den Mittelpunkt. Dabei richtete sich
der Blick zundchst auf die grofien Ballungszentren Miinchen, Niirnberg
und Augsburg. Insgesamt konnten die Sozialdemokraten im Zeitraum
von 1946 bis 2013 in keiner der drei grofiten Stadte Bayerns im Jahre 2013
ihr jeweiliges Ausgangsniveau von 1946 erreichen. Die besten Resultate
fanden sich in den erfolgreichen sechziger Jahren. Die Landtagswahl
2003 hatte einen regelrechten Einbruch fiir die Sozialdemokratie in
Nturnberg sowie in Augsburg zur Folge. Funf Jahre spiter gab es in
Miinchen und in Nirnberg leichte Verluste, immerhin gelang in Augs-
burg ein Zugewinn. 2013 verbuchte die SPD in allen drei Grofistidten
Zuwiéchse. Bei den kreisfreien Stadten zeigte sich fiir den gesamten Zeit-
raum von 1946 bis 2013 knapp formuliert folgender Befund:

Erstens gelang der SPD in keiner einzigen der kreisfreien Stidte am Ende
des Zeitraumes eine Verbesserung ihres jeweiligen Ergebnisses aus dem
Jahr 1946. Zweitens rangierte ihr jeweiliges Ergebnis zum Teil deutlich
tiber dem Abschneiden in ganz Bayern, allerdings mit den Ausnahmen
in den sozialdemokratischen ,Krisenregionen” Niederbayern und
Schwaben. Drittens waren die Stadtergebnisse zumeist ebenfalls besser
als das jeweilige Resultat fiir den gesamten Regierungsbezirk. Die unter-
durchschnittlichen Resultate in den Stddten vor allem in Niederbayern
und in Unterfranken tibertrafen aber dennoch das Abschneiden im ge-
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samten Regierungsbezirk. Dies ist ein weiterer Indikator fiir die prinzi-
piell mangelhafte Verankerung der SPD in den liandlichen Regionen, wie
sie in den Landkreisergebnissen zum Ausdruck kam. Viertens untermau-
erten die sozialdemokratischen Wahlergebnisse bei den kreisfreien Stad-
ten und Landkreisen den markanten Stadt-Land-Unterschied, wobei
nicht alle Landkreise durchgehend landlich geprédgt waren. Die ur-
spriinglich montanindustriellen, oberpfélzischen Landkreise Burglen-
genfeld und Schwandorf oder der Landkreis Dingolfing (Sitz eines gro-
flen Automobilwerkes) seien kurz erwdhnt. Insgesamt schnitt die SPD
bayernweit in den kreisfreien Stddten deutlich besser ab als in den
Landkreisen, wie anhand der Wahlen 2008 und 2013 gezeigt werden
konnte.

Fiinftens wurde unter den kreisfreien Stiddten das beste Ergebnis in Hof
bei der Landtagswahl 1962 (56,8 %) und der niedrigste Wert in Kaufbeu-
ren anladsslich der Wahl 2008 (12,0 %) erzielt. Sechstens schliefllich fand
die sog. zweite Landnahme (Mintzel) in Bayern durch die CSU, in der
die bayerische Staatspartei in bislang von der Sozialdemokratie be-
herrschte frankisch-protestantische Regionen und Stddte eindringen
konnte, eher in die 1980er Jahren statt. Markante Stimmenriickgénge in
den mittelfrankischen und oberfréankischen Stddten sind erst nach der
Landtagswahl 1982 festzustellen (Bayreuth, Hof, Coburg, Niirnberg,
Erlangen, Firth und Schwabach). Ein erneuter, sozialdemokratischer
Einbruch mit prozentual zweistelligen Einbufien folgte im Zeitraum von
1990 bis 2008, wobei wohl die schwere Niederlage bei der Landtagswahl
2003 eine entscheidende Rolle spielte. Siebtens bestdtigen die Ergebnisse
der kreisfreien Stiddte nachhaltig die Thesen, dass die bayerische Sozial-
demokratie auch seit den 1990er Jahren eindeutig als eine stéddtische
Partei zu charakterisieren ist.

Stadt-Land-Unterschiede nach Gemeindegrofienklassen stellten ein weiteres
Kriterium zum Wahlverhalten dar. Hierbei wurden bei den Landtags-
wahlen 2008 und 2013 die Ergebnisse nach Gemeindegrofienklassen von
unter 2000 Einwohnern bis 100 000 und mehr Einwohnern verglichen.
Festzuhalten ist demnach, dass der SPD-Stimmenanteil kontinuierlich
anstieg, je grofser die Gemeinde war. Die Hochstwerte erreichte man bei
den Grofistddten mit mehr als 100 000 Einwohnern und die schlechtesten
Ergebnisse bei den Gemeinden unter 2000 Einwohnern. Somit unter-
mauern auch diese Befunde die Feststellung, dass die bayerische Sozial-
demokratie eine stddtische Partei mit wenig Prdsenz in den kleinen Ge-
meinden ist. Bei der CSU verlduft die Tendenz weitgehend umgekehrt,
d.h. je kleiner eine Gemeinde, desto hoher sind ihre Wahlergebnisse.
Diese Befunde werden u.a. in einer neueren Studie tiber die Oberpfalz
bestdtigt, demnach ,je kleiner die Gemeinden und je katholischer die
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Regionen waren, desto schwerer tat sich die SPD und desto geringer
waren ihre Zuwichse”.

Die mangelhafte Prasenz der bayerischen Sozialdemokratie im landli-
chen Bereich hatte zur Folge, dass die erheblichen Unterschiede zwi-
schen den Hochburgen und der ,Diaspora” nur verstiarkt wurden. Al-
lerdings unterlag das politische Handeln der Sozialdemokraten auf dem
Lande mehreren nachteiligen Faktoren: Grundsitzlich fehlten der Sozi-
aldemokratie Partner auf dem Lande wie sie die Christsozialen in den
Kirchen und im bayerischen Bauernverband besafien.

Insgesamt schaffte die SPD in den fiir sie positiven sechziger Jahren nicht
den Weg zu einer Volkspartei. Neben der ablehnenden Haltung der
katholischen Kirche wird ein ausgepragter Antikommunismus, organisa-
torische Defizite und ein fehlendes kommunalpolitisches Fundament als
hemmend fiir sozialdemokratische Politik auf dem Land genannt. Nach
den erfolgreichen sechziger Jahren bremsten aber die innerparteilichen
Auseinandersetzungen mit den neomarxistischen, jungen Neumitglie-
dern Anfang der 1970er Jahre (,Miinchner Verhéltnisse”) einen weiteren
Vormarsch gerade auf dem Lande. Die Wahlniederlagen der 1970er
Jahre konnen damit erkldart werden, wenngleich andere, strukturelle
Konstellationen ebenfalls zu bedenken sind.

Im Hinblick auf weitere Kriterien fiir Stadt-Land-Differenzen wurden
Hochburgen herangezogen. Als Hochburg definiert die Forschungsgrup-
pe Wahlen Stimmkreise, bei denen die beiden grofSen Parteien bei der
vorausgegangen Landtagswahl um mindestens 15 % und bei der letzten
Bundestagswahl um mindestens 10 % tiber ihrem damaligen Gesamter-
gebnis lagen. Die Hochburgen der bayerischen SPD befanden sich abge-
sehen vom Grofsraum Miinchen durchgehend in Nordbayern. Zu nen-
nen sind hierbei der GrofSraum Niirnberg sowie einige wenige Landkrei-
se in Oberfranken. In der Regel handelte es sich um Stdadte. In Nieder-
bayern, Unterfranken und Schwaben verfiigte die bayerische Sozialde-
mokratie iiber keine Hochburgen.

Berufsgruppen:

Ein wichtiger Indikator zur Bestimmung der sozialdemokratischen
Wahlergebnisse war ihre Prasenz bei den Wahlern entlang der Berufs-
gruppen. Es interessieren vorrangig die Arbeiter, genauer die gewerk-
schaftlich organisierten Arbeiter als das historisch eigentliche sozialde-
mokratische Stammbklientel. An dieser Stelle ist noch einmal an den be-
sonderen Typ von Arbeiter zu erinnern, wie er sich in Bayern herausge-
bildet hatte. Die Befunde zeigen nun eindeutig, dass es der SPD in Bay-
ern nicht mehr gelang, ihren Vorrang in diesen Wahlergruppen zu be-
haupten.
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Von 1998 bis 2013 lag die CSU bei allen Berufsgruppen - einschliefSlich
der Arbeiter - vorne. Insbesondere bei ihrer schweren Niederlage 2003
fiel die SPD in der Wéhlerschicht der Arbeiter weit zuriick, nachdem
1998 noch ein Ergebnis klar iiber dem Landesdurchschnitt erreicht wor-
den war. Der Tiefpunkt wurde bei den Wahlen 2008 erreicht. Der CSU
war bereits in den 1970er Jahren der Einbruch in diese ehemals sozial-
demokratische Wahlerklientel gelungen. Dies ist ein wichtiger Aspekt,
der im Hinblick auf Griinde der insgesamt enttduschenden Positionie-
rung der bayerischen SPD festgehalten werden muss.

Ahnlich eindeutig blieb die SPD im Zeitraum von 1998 bis 2013 bei den
Angestellten und Beamten hinter der CSU. Die Gewerkschaftsmitglied-
schaft hat in der bisherigen Wahlhistorie in Deutschland immer Einfluss
auf die Wahlentscheidung ausgetibt. Lediglich bei der Wahl 1998 ran-
gierte die SPD bei den Wahlern mit Gewerkschaftsmitgliedschaft vor der
CSU, bevor diese klar an den Sozialdemokraten vorbei zog. Wie er-
wihnt, stellten bislang Arbeiter mit gewerkschaftlicher Organisation die
wesentliche Wihlergruppe der SPD. 1998 konnte die SPD noch ihre
Vormacht und besondere Nidhe zu den gewerkschaftlichen Arbeitern
klar behaupten. Bei der aufSerordentlich schweren Wahlniederlage 2003
mussten die Sozialdemokraten bei allen Berufsgruppen tiefe Einschnitte
hinnehmen. Die CSU riickte demzufolge bei der historisch treuesten
sozialdemokratischen Wéhlerschaft an die erste Stelle. Insofern ist die
Selbstzuschreibung der CSU als ,Partei der kleinen Leute” nicht von der
Hand zu weisen. Beim Wéhlersegment der Angestellten ldsst sich in
Bezug auf die Gewerkschaftsmitgliedschaft ein dhnlicher Verlauf fest-
stellen, jedoch erreichten die sozialdemokratischen Verluste nicht das
Ausmafs wie in der Berufsgruppe der Arbeiter.

Bei den Berufstitigen lag die SPD nur 1998 {iber ihrem Gesamtergebnis
und in der Gruppe der Rentner tibertraf sie dieses immer, allerdings mit
weitem Riickstand zur CSU. Insofern z&hlten auf einem insgesamt nied-
rigen Niveau die Rentner noch zu den treuesten sozialdemokratischen
Wiéhlern. Ein Auf und Ab bestand bei der Wahlergruppe der Arbeitslo-
sen, in der die Sozialdemokraten 1998 noch klar vorne lagen, 2003 aber
ein Debakel erlitten und hinter die Regierungspartei zurtickfielen, 2013
jedoch fast wieder mit den Christsozialen gleichzogen.

Abschlieflend sei ein Blick auf die soziale Zusammensetzung der Wiihler-
gruppen im Zeitraum von 1998 bis 2013 insgesamt geworfen: Die Arbei-
terschaft spielte fiir die Sozialdemokratie immer noch eine wichtige Rolle
als Wiahlerklientel in Bayern, denn ihr jeweiliges Wahlergebnis tibertraf
immer den Anteil der Arbeiter an der gesamten bayerischen Wihler-
schaft. Die grofite Wahlergruppe unter allen Wéhlern entsprechend den
Berufsgruppen bildete bei beiden Parteien die Berufsgruppe der Ange-
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stellten. Die SPD bewegte sich durchgehend tiber dem Angestelltenanteil
in der gesamten Wihlerschaft. Ebenso fand sich von 1998 bis 2013
durchwegs ein tiberdurchschnittlicher Anteil von Rentnern in der Wah-
lerschaft der SPD.

Der Strukturwandel unserer Erwerbsgesellschaft in den letzten Jahr-
zehnten in Richtung einer zunehmenden Dienstleistungsgesellschaft
fand auch in Bayern statt. Dieser Prozess hat zu einem kontinuierlichen
Riickgang der Arbeiterschaft mit einer anndhernden Halbierung bei
gleichzeitigem Wachstum der sog. neuen Mittelschicht der Angestellten
und Beamten gefiihrt, deren Zahl sich seit den 1950er Jahren mehr als
verdreifachte. Damit ist im Hinblick auf die Wahlen ein Riickgang der
(Stamm)Wahler der Sozialdemokratie unausweichlich geworden. Inso-
fern muss diese Strukturverdnderung, die zumindest teilweise die Ver-
luste der Sozialdemokratie bei den ,klassischen” Arbeitern erkldrbar
macht, als ein Bestimmungsfaktor fiir die Wahlergebnisse der SPD fest-
gehalten werden.

Konfession:

Neben der sozialdemokratischen Stammwahlerschaft unter den Berufs-
gruppen ist ein zweites Milieu fiir Wahlentscheidungen in Deutschland
und nachhaltig ebenso in Bayern lange Zeit priagend gewesen bzw. mit
Einschrankungen immer noch pragend: Die Affinitdt kirchentreuer Ka-
tholiken als Stammwdéhler der Unionsparteien. Gerade wegen der zu-
mindest in Bayern nicht zu unterschitzenden Bedeutung dieser Wahler-
schicht muss eine empirische Wahlforschung darauf eingehen, wenn-
gleich auch in Bayern ein kontinuierlicher Riickgang dieses Segments in
der gesamten Wahlbevolkerung zu konstatieren ist. So sank der Anteil
der Katholiken in Bayern an der Gesamtbevolkerung von 65,5 % (1997)
auf 61 % (2011; hier Wahlberechtigte). Der evangelische Anteil an der
Wohnbevolkerung betrug 1997 25,0 % und 2011 22,0 % (Wahlberechtig-
te).

Die Ergebnisse der Landtagswahlen, mit Einschrinkung bei der Wahl
2008, untermauern diese Affinitit der Unionsparteien zu den Katholiken,
insbesondere bei den kirchentreuen Wahlern (regelmifiigen Kirchgan-
gern). Die SPD erreichte nur 1998 immerhin ein Viertel bei den katholi-
schen Wihlern, rangierte vor allem bei den kirchentreuen Wahlern bei-
der Konfessionen aber weit hinter der CSU. Ein erfreulicheres Bild bot
sich fur die SPD bei den evangelischen Wihlern, bei denen man den
Christsozialen néher riickte. Damit bestétigte sich der fiir ganz Deutsch-
land geltende Befund, dass die SPD eine vorrangig protestantische Partei
war und ist. Ihr Wahlergebnis bei den protestantischen Wahlern und den
Konfessionslosen bewegte sich immer oberhalb ihres Landesresultats.
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Dass die SPD stdrker bei Protestanten verankert ist, zeigten die entspre-
chenden Wabhlergebnisse in Relation zum jeweiligen Anteil der Konfes-
sion in der gesamten Wahlerschaft. Der Anteil der protestantischen Wah-
ler der SPD iibertraf ndmlich bei allen vier Landtagswahlen denjenigen
der protestantischen Wahlerschaft in Bayern.

Die bayerische Sozialdemokratie hatte sich bereits vor 1914 um ein ent-
spanntes Verhadltnis zum Katholizismus bemiiht, wobei nur Georg von
Vollmar oder dessen Nachfolger Erhard Auer zu nennen sind. Streit-
punkte bildeten vorrangig die Schulpolitik. Mit Blick auf die relativ gu-
ten Wahlergebnisse der SPD im katholischen Miinchen wird ebenfalls
darauf verwiesen, dass , Katholik” und , Sozialdemokrat” im , milden”
Miinchen nicht unbedingt ein Gegensatz gewesen seien, sondern viel-
mehr , die Regel”. Nach 1945 zeigten die bayerischen Sozialdemokraten
Wilhelm Hoegner, Hans Jochen Vogel und Waldemar von Knoeringen
immer wieder Dialogbereitschaft mit der katholischen Kirche.

Geschlecht, Alter und Bildung:

Bei der Landtagswahl 1998 und 2003 bestanden zwischen den beiden
groflen Parteien keine besonderen geschlechtsspezifischen Unterschiede.
2003 und 2008 musste die SPD bei Mannern Einbufien hinnehmen, wih-
rend ihr Frauenwihleranteil identisch blieb. 2013 blieb es fiir die Sozial-
demokraten dabei, dass sie eher von Frauen gewahlt wurden.

In Bezug auf die Wahlentscheidungen jeweils nach den Altersgruppen
gilt es festzuhalten, dass die SPD bei den jungen bzw. jiingsten Wahlern
durchgehend und bei den 25 bzw. 30 bis 35-Jahrigen - abgesehen von
2013 - unter ihrem Landesergebnis verharrte. Bei den mittleren Jahrgan-
gen bis 59 Jahren lag man hingegen - abgesehen von 2003 - immer tiber
dem Landesdurchschnitt. Die hochsten Werte erzielten die Sozialdemo-
kraten, aufler 1998, in der Gruppe der 60-Jdhrigen und Alteren, wie im
Ubrigen auch die CSU.

Betrachtet man die Werte der Altersgruppen und dem jeweiligen Ge-
schlecht, so verzeichnete die SPD wiederum bei den jiingsten Alters-
gruppen beiderlei Geschlechts die geringste Zustimmung. In der Gruppe
der 25 bzw. 30-Jahrigen bzw. 30 bis 44-Jdhrigen erhielt die SPD 2008 und
2013 bei den Frauen mehr Zuspruch. Bei den bis 59-Jdhrigen lagen wie-
derum die Frauen vor den Mannern und in der &ltesten Wahlergruppe
ab 59 Jahren waren 1998 und 2013 die Ménner vorn, 2003 und 2008 wa-
ren es die Frauen. In dieser dltesten Wahlergruppe erzielte die SPD na-
hezu durchgehend bei Minnern und Frauen die hochsten Zustim-
mungswerte, was auf den nicht unproblematischen Befund verweist,
dass die SPD vor allem von den Alteren gewéhlt wird. Ahnlich der Mit-
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gliederstruktur lduft die bayerische Sozialdemokratie demzufolge Ge-
fahr, immer mehr eine Partei der Alteren bzw. der Alten zu werden.

Bildung und Wahlentscheidung: Bei der schweren Wahlniederlage der
Sozialdemokraten 2003 besafs die CSU einen groflen Abstand in allen
Bildungsgruppen, wobei der grofite Riickstand der Sozialdemokraten
unter den Wéahlern mit Bildungsabschluss Hauptschule bestand. Insge-
samt schnitt die SPD bei allen vier Wahlen in der Gruppe der Wahler mit
Bildungsabschluss ,mittlere Reife” am schlechtesten ab. Etwas besser
waren die Werte beim Bildungsabschluss ,Hochschulreife” und am
hochsten waren die Zustimmungswerte bei den Hochschulabgéngern,
wo man jeweils das bayerische Gesamtergebnis tibertreffen konnte.

Setzt man die sozialdemokratischen Befunde in Relation zu den Bil-
dungsabschliissen der gesamten Wiihlerschaft in Bayern so kann zusammen-
fassend fiir den Zeitraum von 2003 bis 2013 festgestellt werden: Bei der
Wihlergruppe mit Hochschulreife bzw. mit Hochschulabschluss war die
SPD leicht tiberreprasentiert, was bei den Bildungsabschliissen ,Haupt-
schule” oder , mittlere Reife” nicht der Fall war. Als Fazit gilt, je hoher
der Bildungsabschluss, desto - wenn auch marginal - stieg die Zustim-
mung zur Sozialdemokratie in Bayern.

Rolle der Spitzenkandidaten:

Welchen Stellenwert fiir das Abschneiden bei den Landtagswahlen
nahmen die jeweiligen Spitzenkandidaten ein? Generell ist zu konstatie-
ren, dass sich der amtierende Regierungschef im Vergleich zum Heraus-
forderer in einer giinstigeren Position befindet, da er bzw. sie vielfach als
,Landesvater” oder -mutter” auftreten kann. Bei den von den Wihlern
gewiinschten Ministerprasidenten verbuchten die jeweiligen CSU-Amts-
inhaber durchgehend hohere Zustimmung als ihre sozialdemokratischen
Herausforderer und tibertrafen gleichzeitig ihre jeweiligen Parteiergeb-
nisse. Immerhin hatte die sozialdemokratische Herausforderin 1994 und
1998, Renate Schmidt, noch halbwegs passable Werte erreicht, wihrend
ihr Nachfolger 2003 und 2008, Franz Maget, weit hinter Edmund Stoiber
zurtickfiel. 2013 verfiigte Horst Seehofer tiber einen hohen Riickhalt in
den eigenen Reihen, aber der sozialdemokratische Spitzenkandidat
Christian Ude konnte ebenfalls auf mehr Riickendeckung im Vergleich
zu Maget 2008 bauen.

Bei den Personlichkeitsprofilen konnte die SPD-Spitzenkandidatin Rena-
te Schmidt 1998 bei einigen Kriterien wie ,Biirgerndhe” oder ,Sympa-
thie” mit dem Amtsinhaber nahezu gleichziehen oder ihn sogar tibertref-
fen. Hingegen fiel sie bei der ,Glaubwiirdigkeit”, der ,Tatkraft”, dem
,Sachverstand” und beim ,, Verantwortungsbewusstsein” klar gegentiber
Stoiber ab. Den grofiten Abstand musste die Herausforderin beim Krite-
rium ,Siegertyp” hinnehmen, bei dem sie auch von den SPD-Anhéngern
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niedrig bewertet wurde. Insgesamt aber wurde 1998 dem Amtsinhaber
Stoiber attestiert, dass er ,wichtigster Garant des CSU-Wabhlsiegs war”.
Renate Schmidt habe demgegentiber ihre positiven Einfliisse auf das
Abschneiden der SPD vor vier Jahren nicht wiederholen kénnen und
war dem Amtsinhaber in den wichtigen politischen Fithrungseigenschaf-
ten unterlegen. Dennoch wurde Renate Schmidt wesentlich positiver als
ihre Partei beurteilt, was wohl dafiir sprach, dass sie eine populire Kan-
didatin war. Insbesondere bei den Fragen nach der politischen Hand-
lungs- und Sachkompetenz fiel die Kandidatin zurtick. Diese Kompeten-
zen sind, wie die Forschungsgruppe Wahlen einrdumt, ,aus der Opposi-
tion heraus nattirlich schwerer zu erreichen [sind] als in der Regierung”.

Der Blick auf die personlichen und politischen Fithrungseigenschaften
2003 offenbart einen sehr hohen Riickstand des sozialdemokratischen
Spitzenkandidaten in Relation zum Amtsinhaber. Bei den Kriterien
,Tatkraft”, ,Sachverstand” oder ,Siegertyp” verbuchte Maget miserable
Ergebnisse und schnitt etwas besser bei den Fragen nach der ,Sympa-
thie”, ,Glaubwiirdigkeit” oder ,Biirgerndhe” ab, wo der Abstand zum
Amtsinhaber Stoiber weniger ausgepragt war.

Immerhin konnte Maget fiinf Jahre spéter als erneuter Spitzenkandidat
der SPD seine verheerenden Werte von 2003 leicht steigern und den
Abstand zum Amtsinhaber durchgehend verringern. Funf Jahre spater
kam der sozialdemokratische Spitzenkandidat Ude dem Amtsinhaber
bei den Kriterien ,, Sympathie” und , Glaubwiirdigkeit” nahe, aber auffal-
lig war, dass mehr als die Halfte der Befragten keinen Unterschied zwi-
schen den beiden Spitzenbewerbern ausmachen wollten. Zwar konnte
Ude den Amtsinhaber Seehofer bei der ,Biirgerndhe” sogar tibertreffen,
jedoch war der vormalige Miinchner Oberbiirgermeister bayernweit
schwer zu vermitteln, denn hier lag Seehofer weit vor seinem Heraus-
forderer, dem zugleich attestiert wurde, er passe besser zu Bayern.

Die Forschungsgruppe Wahlen untersuchte bei der Landtagswahl 2013
die Frage, was fiir die Wahlentscheidung wichtiger sei, die Praferenz fiir
einen Kandidaten, die parteispezifische Kompetenz oder die Parteibin-
dung. Als Resultat ergab sich, dass die Entscheidung fiir die SPD in aller
ersten Linie wegen der Parteibindung erfolgte, danach erst rangierten
die parteispezifische Kompetenzzuschreibung und die Kandidatenpréfe-
renz. Bei der Entscheidung fiir die CSU war zwar auch die Parteibin-
dung das wichtigste Kriterium, dann folgten aber die Kandidatenpréfe-
renz und die parteispezifische Kompetenzzuschreibung.

Restimierend zur Frage der Spitzenkandidaten wurde auf die langjdhri-
ge Kontinuitdt in der Regierungsfithrung fiir die christsozialen Amtsin-
haber hingewiesen, die die Ausbildung eines spezifischen Profils ermog-
liche. Dartiber hinaus mussten die Amtsinhaber kaum Riicksicht auf

165

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Koalitionspartner nehmen. Die CSU konnte mit Ministerprédsidenten wie
Alfons Goppel, Franz Josef Straufi oder Edmund Stoiber punkten. Des-
halb hitten anerkannte sozialdemokratische Gegenkandidaten wie
Hans-Jochen Vogel 1974, Renate Schmidt 1994 oder Christian Ude 2013
es schwer gehabt, sich als echte Alternative zu présentieren.

Zwar bot die bayerische Sozialdemokratie mit Renate Schmidt und
Christian Ude durchaus bekannte Personlichkeiten auf, die in manchen
Bereichen den christsozialen Amtsinhabern nahekamen. Ohne jegliche
Chance blieb demgegeniiber der zunichst vielfach unbekannte SPD-
Spitzenkandidat Franz Maget. Die Spitzenkandidaten spielten insgesamt
bei den im Mittelpunkt stehenden Landtagswahlen zumindest fiir die
CSU eine wichtige Rolle bei den Wahlentscheidungen, die sozialdemo-
kratischen Herausforderer waren im Endeffekt nicht in der Lage, ,auf
Augenhohe” mit ihren Gegnern zu konkurrieren.

Parteikompetenzen:

Neben den Priferenzen beim politischen Spitzenpersonal stellen die
Losungskompetenzen der Parteien den ausschlaggebenden Bestim-
mungsfaktor bei Wahlen dar. Zundchst wurden die wichtigsten Proble-
me aus der Sicht der Wahler herausgearbeitet, was erste Hinweise fiir
die anschliefende Kompetenzverteilung ermoglicht. Bei den Wahlen
1998 und 2003 waren Arbeitslosigkeit bzw. Arbeitsmarkt die mit Ab-
stand wichtigsten Themen, bevor 2008 und 2013 Bildung an die erste
Stelle riickten. Bei der Landtagswahl 2008 standen fiir mehr als zwei
Drittel der Wahler landespolitische Themen im Mittelpunkt des Wahl-
kampfes, 2003 waren es nur gut die Hilfte gewesen. An zweiter Stelle
tauchte nun das Thema Verkehr (Maut) auf. Obwohl die Bundestags-
wahl 2013 nur knapp nach der bayerischen Landtagswahl stattfand,
wurde der Wahlkampf in Bayern nicht von bundespolitischen Themen
tiberlagert. Fiir beinahe zwei Drittel der Wahler waren wiederum lan-
despolitische Fragen ausschlaggebend fiir ihre Wahlentscheidung. Al-
lerdings differieren hier die Parteipridferenzen, d.h. insbesondere fiir die
CSU-Anhénger dominierte die Landespolitik.

Die Auswertung der den Parteien attestierten Losungskompetenzen
ergab ein eindeutiges Bild, das von grundlegender Bedeutung bei der
Frage nach der anhaltenden Schwiche der bayerischen Sozialdemokratie
ist. Zuvorderst ist festzuhalten, dass die positive Einschédtzung der cko-
nomischen Lage Bayerns im gesamten interessierenden Zeitraum ein-
deutig der CSU gutgeschrieben wurde. Daraus folgte nahezu zwingend,
dass in Themen wie Arbeitsmarkt, Wirtschaft und Finanzen dieser eine
weit hohere Kompetenz zugeschrieben wurde. Die SPD lag in diesen
Feldern abgeschlagen zurtick, erschreckend sei insbesondere die Ar-
beitsmarktpolitik erwihnt, die eigentlich als eine Doméne der Sozialde-
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mokratie galt: Bei der desastrosen Landtagswahl 2003 votierten bei die-
sem Sachgebiet 57 % (!) fiir die Christsozialen gegentiber sieben Prozent
fur die SPD. Auch das Feld der Zukunftsbewiltigung offenbarte einen
enormen Riickstand bei der SPD. Verstindlicherweise rangierten die
Kompetenzzuweisungen fiir die Sozialdemokraten bei der schweren
Wahlniederlage 2003 auf einem noch niedrigeren Niveau. Bei den er-
wiahnten Bereichen Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Finanzen und Zukunft
vertraute 2003 nicht einmal jeder zehnte Wihler auf die SPD.

Gerade bei den Themen, die fiir die Arbeithnehmer von besonderer Rele-
vanz waren, erlebte die Sozialdemokratie ein Fiasko. Immerhin konnte
sie bei Bildung und Familie ndher an die Christsozialen heranriicken.
2008 hatte sich in allen Feldern der Abstand zwischen den beiden grof-
ten Parteien verringert: So ndherte sich die SPD bei der Bildung bis auf
einen Abstand von fiinf Prozentpunkten der CSU und bei der Wirtschaft
und der Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit verbesserten sich ihre desas-
trosen Ergebnisse von 2003. Beim sozialdemokratischen Kernthema der
sozialen Gerechtigkeit lag die SPD 2008 und 2013 fast gleichauf mit der
CSU bzw. konnte sie bei weiteren Erhebungen sogar tibertreffen.

Uberhaupt zeigten die Kompetenzwerte 2008 ein freundlicheres Bild fiir
die bayerischen Sozialdemokraten. Warum die SPD aus diesen verhlt-
nisméfiig guten Befunden kein Kapital schlagen konnte, wurde vor allem
auf Unklarheiten beziiglich ihres Kurses in grundsitzlichen programma-
tischen Fragen zuriickgefiihrt. Auch 2013 nahm die CSU in allen Kompe-
tenzfragen die erste Stelle ein. Erneut war die SPD bei den Themen Wirt-
schaft und Arbeitsmarktpolitik sowie bei den Zukunftsfragen weit abge-
schlagen, wobei die Wirtschaftslage in Bayern und die Zukunftsaussich-
ten eine positive Bewertung durch die Befragten erfuhren.

Ungeachtet der Verluste bei der Landtagswahl 2008 und 2013 blieb die
CSU im gesamten Zeitraum von 1998 bis 2013 aus der Wihlerperspekti-
ve die nahezu unangefochten beherrschende politische Kraft bei der
Kompetenzzuteilung. Vor allem in den Bereichen Wirtschaft, Finanzen,
Arbeit und Zukunft kam diese weitaus hohere Akzeptanz beim Wéhler
deutlich zum Ausdruck. Selbst im klassischen sozialdemokratischen
Aufgabenfeld der sozialen Gerechtigkeit rangierte die Partei - zumindest
nach den Ergebnissen der Forschungsgruppe Wahlen - hinter den Zu-
stimmungswerten der CSU. Die gesamte Thematik der Kompetenzzutei-
lung aus der Perspektive der Wahler muss als ein wesentlicher Faktor
zur Erkldarung der weitgehenden Chancenlosigkeit der bayerischen Sozi-
aldemokratie hervorgehoben werden. Von der Regierungspartei immer
wieder zitierte Vergleiche Bayerns mit anderen Bundeslindern, vor-
zugsweise sozialdemokratisch regierten, trugen zu diesem Gesamtbe-
fund sicher ihren Teil bei.
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Exkurs: Zum Vergleich von Landtags- und Bundestagswahlen

Die Fragestellung lautet, inwieweit zwischen den Wahlen auf unter-
schiedlicher Ebene Differenzen zu erkennen sind. Zunéchst ist festzuhal-
ten, dass die bayerische SPD bis Ende der sechziger Jahre bei Landtags-
wahlen besser als bei Bundestagswahlen abschnitt. Die SPD befand sich
Anfang der 1970er Jahre ,im positiven Trend” und erzielte bei der Bun-
destagswahl 1972 ihr bis dato bestes Ergebnis bei Landtags- oder Bun-
destagswahlen tiberhaupt. Nur zwei Jahre spéter allerdings gelang der
CSU bei der Landtagswahl 1974 ihr bis heute untibertroffener Spitzen-
wert von 62,1 %. Nach 1972 aber setzte bei den Bundestagswahlen ein
nahezu durchgehender Abwirtstrend fiir die SPD ein, der nur noch bei
der Schroder-Wahl 1998 nach oben durchbrochen werden konnte. Aller-
dings erlitt die Sozialdemokratie vier Jahre spéater bei der Bundestags-
wahl 2002 einen Einbruch um mebhr als acht Prozentpunkte, insofern war
das Debakel bei der Landtagswahl 2003 kein vollig unerwarteter Riick-
schlag.

Inwieweit fiir diesen Einbruch bereits 2002 eine ,Schuldzuweisung” an
die Agenda-2010 Politik gerichtet werden kann, erscheint unter Bertick-
sichtigung des Zeitpunktes wenig tiberzeugend. Wichtiger war wohl die
Kanzlerkandidatur Edmund Stoibers. Ungeachtet der Diskussionen um
die sog. Hartzreformen lag das Ergebnis der Bundestagswahl 2005 nur
knapp unter dem Resultat von 2002. Offensichtlich gelang Gerhard
Schroder nochmals auch in Bayern eine Mobilisierung der sozialdemo-
kratischen Wihlerschaft.

2009 blieb die SPD sogar noch unter dem Tiefpunkt der Landtagswahl
im Jahr zuvor. Hier diirfte die Politik der ersten Grofien Koalition Merkel
und der sozialdemokratischen Minister neben einer fehlenden Machtop-
tion eine ausschlaggebende Rolle gespielt haben. Die Bundestagswahl
2009 bedeutete fiir die beiden grofiten Parteien in Bayern einen Tief-
punkt, da sie jeweils ihr bis dahin schlechtestes bzw. zweitschlechtestes
Ergebnis seit 1949 einfuhren. Die Linke tibersprang in allen Regionen die
5 %-Hiirde. 2013 sind entsprechend dem Bundestrend wieder Zuwdachse
zu verzeichnen, was vor dem Hintergrund eines dezidiert pro Agenda
2010 auftretenden sozialdemokratischen Bundeskanzlerkandidaten
Steinbriick eine Erwdhnung verdient.

Vergleicht man die innerhalb weniger Wochen durchgefiihrten Bundes-
tags- und Landtagswahlen in den Jahren 1990, 1994, 1998 und 2013, so
fallt die Diskrepanz 1998 auf. Bei der Bundestagswahl dieses Jahres lag
das SPD-Ergebnis klar tiber dem Resultat bei der Landtagswahl. Offen-
sichtlich stief$ die Kandidatur Gerhard Schroders auf eine hohere Reso-
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nanz, ansonsten gibt der Vergleich der tibrigen Wahlginge kein einheit-
liches Bild. Da 2013 innerhalb zwei Wochen die bayerische Landtags-
wahl und die Bundestagswahl 2013 stattfanden, wurde nach Wechsel-
wirkungen gefragt. Einen Effekt dieser zeitlichen Ndhe zur Bundestags-
wahl sah man in einer hoheren Wahlbeteiligung bei der vorausgegange-
nen Landtagswahl, allerdings sank bei der anschlieffenden Bundestags-
wahl die Wahlbeteiligung entgegen dem Bundestrend. Des Weiteren
ergaben Wahlbefragungen, dass fiir die Mehrheit der bayerischen Wah-
ler die politische Lage in Bayern ausschlaggebend fiir ihre Wahlent-
scheidung gewesen sei. Die SPD konnte zwar bei beiden Wahlgiangen
zulegen, wenngleich die Ergebnisse hinter den Erwartungen zurtickblie-
ben.

Bei den 18 Bundestagswahlen seit 1949 iibertraf die SPD in Bayern sie-
benmal die 30-Prozentmarke, bei den 17 Landtagswahlen gelang ihr dies
immerhin achtmal. Der Gesamtdurchschnittswert aller bisherigen Bun-
destagswahlen fiir die SPD in Bayern lag mit 28,25 % leicht unter dem
Gesamtwert von 28,5 % bei den Landtagswahlen.

Aus politikwissenschaftlicher Perspektive werden eine Reihe von Krite-
rien in Bezug auf etwaige Wechselbeziehungen zwischen Landtags- und
Bundestagswahlen genannt: So seien Landtagswahlen von der Landes-
politik geprédgt, wenn die Bundestagsmehrheiten stabil sind, wenn sie
die Machtverhiltnisse im Bundesrates gleich blieben, wenn es weniger
parteipolitische Auseinandersetzungen auf der Bundesebene gebe, wenn
zwischen der Landespartei und der Bundespartei bzw. der von ihr ge-
fithrten Bundesregierung sachliche oder personelle Differenzen beste-
hen, wenn die Landespartei grofiere Sympathiewerte bei den Wéahlern
verbuchen kann als die Bundespartei, wenn unterschiedliche Koalitionen
in Bund und Land regieren oder wenn Landtagswahlen zeitlich weiter
entfernt von einer Bundestagswahl stattfinden (Abstand von mehr als
sechs Monaten).

Mit Blick auf die Dominanz der CSU in Bayern wird dartiber hinaus
formuliert, dass eine im Land stark verankerte Partei sich leichter von
der Bundespartei absetzen konne. Dieser Gesichtspunkt gilt nachhaltig
fiir die eigenstdndige CSU, deren Doppelrolle als ,bayerische Bundes-
partei” ihr besondere Vorteile verschaffe. Bayerische Landtagswahlen
seien demzufolge von einer ,vergleichsweisen starken bundespoliti-
schen Durchdringung” gekennzeichnet. Fiir die Sozialdemokraten bleibe
als ,Trost”, dass positive Einstellungen zu sozialdemokratischen Bun-
despolitikern bayerische Wahler stiarker dazu bewegen, die SPD in Bay-
ern zu wihlen.
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Zusammenfassung:

Die Befunde der Wahlforschung untermauern letztendlich die Dominanz
der ,Staatspartei” CSU, wihrend die bayerische Sozialdemokratie seit
Ende der 1990er Jahre und insbesondere seit dem Einbruch 2003 weit
zurtickgefallen ist. Die strukturellen Elemente eines tiberwiegend landli-
chen Charakters Bayerns sowie eines nach wie vor présenten Katholi-
zismus bevorteilen die Christsozialen. Es gelang der Sozialdemokratie
nicht, Boden zu gewinnen. Demgegentiber bleibt die stddtisch-protes-
tantische Sozialdemokratie weit zurtick. Sie hat nachhaltig nach der
Jahrhundertwende bei ihrer wichtigsten Wahlerschaft, den Arbeitern,
die Vorzugsstellung an die CSU verloren, wobei grundlegende sozio-
okonomische Trends sie ebenfalls nicht bevorzugen. Dazu gesellt sich
die Attraktivitit der Spitzenkandidaten der Regierungspartei, der die
SPD bis auf wenige Ausnahmen nichts entgegensetzen konnte.

Nahezu erschreckend erscheinen die Kompetenzwerte fiir die Sozialde-
mokratie aus der Perspektive der Wahler und hierbei ragen negativ die
geradezu deprimierenden Werte auf den Gebieten der Wirtschafts-,
Finanz- und Arbeitsmarktpolitik sowie bei den Zukunftsfragen hervor.
Eine sozialdemokratische Erholung bzw. erst einmal ein Abbremsen
weiteren Abstiegs muss die Frage der Kompetenzen und damit des poli-
tischen Angebots an den Wéhler in den Vordergrund riicken. Dies erfor-
dert wohl ein grundséatzliches, programmatisches Neudenken, das von
den Bediirfnissen des Wahlvolkes seinen Ausgang nimmt.
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IV. Fazit: Erklarungsansdtze zum Verstandnis der
Schwiche der bayerischen Sozialdemokratie

Wir greifen in diesem zusammenfassenden Kapitel die grundsitzliche
Themenstellung der vorliegenden Studie noch einmal auf und diskutie-
ren Griinde fiir die andauernde Schwiche der bayerischen Sozialdemo-
kratie auch seit ihrem verheerenden Einbruch bei den Wahlen nach der
Jahrhundertwende. Dabei werden unter Einbeziehung neuerer histo-
risch-politikwissenschaftlicher Forschungen die Ergebnisse der Arbeit
zur Industrialisierung in Bayern, zum bayerischen Parteiensystem, den
Befunden der Wahlforschung sowie zum Erscheinungsbild der Sozial-
demokratie thematisiert.

Inwieweit wirkt die spezifische Industrialisierung Bayerns fort und evo-
ziert einen Typ von Arbeiter, der nur bedingt der sozialdemokratischen
Arbeiterbewegung zugeordnet werden kann? Welche Indikatoren lassen
sich identifizieren, dass die bayerische Sozialdemokratie gerade in der
Phase eines sich beschleunigenden sozialen Wandels seit den 1960er
Jahren unter dem Signum einer sich intensivierenden Urbanisierung und
Industrialisierung politisch an Boden verlor? Welche Rahmenbedingun-
gen determinieren politisches Handeln in Bayern? Und weshalb konnte
die CSU genau in dieser Umbruchphase zur dominierenden Staatspartei
und damit zur politischen Alleinherrschaft aufsteigen?

Klar formuliert eine neuere Studie zur Politik in Bayern nach 1945: ,Wa-
rum profitierte mit der CSU ausgerechnet eine konservative Partei von
den wirtschaftlichen und sozialen Verdnderungen der fiinfziger Jahre”
bzw. ,, weshalb blieb die SPD so deutlich hinter den eigenen Erwartun-
gen zuriick?”%7 Einen Wendepunkt bildete jedenfalls der Zeitraum Ende
der sechziger bzw. Anfang der siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts,
wenn man fragt, inwieweit hatte die , Tatsache, daf8 die Sozialdemokra-
ten nun in Bonn Regierungsverantwortung trugen, Auswirkungen auf
ihre Stellung vor Ort?” Die Frage der Dominanz der CSU werden wir
nur knapp umreifien, wenngleich die anhaltende, enttduschende Présenz
der Sozialdemokratie eng mit der Stellung dieser konservativen Regie-
rungspartei korreliert.

Grundsétzlich muss mit Alf Mintzel nachhaltig betont werden, dass die
eingeschrankte Position der Sozialdemokratie in Bayern insgesamt bis in

3%7) Balcar, Politik, S. 34; ebenda (das folgende Zitat); dhnlich Thomas Schlemmer,
Industriemoderne, S. 6 in Bezug auf den soziookonomischen Wandel:
,...,warum es nur ansatzweise gelang, organisatorische Erfolge der Gewerk-
schaften in Wahlerfolge fiir die SPD umzumiinzen.”
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unsere unmittelbare Gegenwart nur in einem ,multifaktoriellen Wir-
kungszusammenhang”38 zu verstehen ist. Eine monokausale Erklarung
schlief$t sich demzufolge aus und dariiber hinaus sind exogene Faktoren
wie bundespolitische®* Entwicklungen oder das Verhiltnis zur katholi-
schen Kirche zu bertiicksichtigen. Das restimierende Abschlusskapitel
will Beitrage fiir diese hochgesteckten, letztendlich nur bedingt zu errei-
chenden Erkenntnisziele liefern.

Die Parteiforschung hat sich bisher vor allem auf die CSU konzentriert,
demgegentiber ist der ,Forschungsstand tiber die SPD in Bayern frag-
mentarisch”3¢0. In der Geschichtswissenschaft fallt nach Karl-Ulrich Gel-
berg die , historische Auseinandersetzung mit der bayerischen SPD bis-
lang bescheiden aus”3l. Ahnlich pessimistisch formuliert eine neuere
Studie zur Arbeitergeschichte der Nachkriegszeit in Bayern: , Die Arbei-
tergeschichte der Nachkriegszeit ist wie weite Teile der Sozial-, Alltags-
und Erfahrungsgeschichte der spéaten fiinfziger, sechziger und frithen
siebziger Jahre ein unbearbeitetes Feld.”362 Thomas Schlemmer und Hans
Woller bringen die Problematik im Rahmen des Projektes , Bayern im
Bund” des Instituts fiir Zeitgeschichte zur Geschichtsschreibung tiber die
ersten Jahrzehnte nach 1945 und die Sozialdemokratie kurz und biindig
auf den Punkt: , Der Forschungsstand ist diirftig”.363 Ahnlich beméngelt
Dietmar SiifS, demzufolge es fiir die Geschichte der bayerischen Sozial-
demokratie wie auch zu fithrenden Personen in den ftinfziger und sech-
ziger Jahren kaum Arbeiten gebe, denn die Forschung ,steckt nach wie
vor in den Kinderschuhen”3¢4.

38) Mintzel, Hegemonie, S. 115 (Hervorhebung im Original). Mintzel identifiziert
dabei zehn Faktoren, die in unterschiedlichem Kontext in der vorliegenden Ar-
beit Berticksichtigung finden werden (ebenda, S. 118ff.).

359) Vgl. Mintzel, Hegemonie, S. 128. In Erinnerung an die Zeit der sozialliberalen
Koalition und deren im Nachhinein negativen Folgen fiir die bayerische SPD
wurden 1998 aufgrund des Antritts der rot-griinen Regierung Schroder wiede-
rum entsprechende Befiirchtungen laut. Tatséchlich wirkten wohl beim Einbruch
bei den Landtagswahlen 2003 exogene Faktoren wie das miserable Erschei-
nungsbild der damaligen rot-griinen Regierung neben der Besonderheit der
Wahl ein Jahr nach dem knappen Scheitern Stoibers als Kanzlerkandidat ent-
scheidend mit (vgl. oben den Abschnitt zur Landtagswahl 2003).

360) Mintzel, Hegemonie, S. 19.

361) Gelberg, SPD-Fraktion, S. 1053.

362) Suif3, Kumpel, S. 2.

363) Schlemmer/Woller, Einleitung, S. 11 Anm. 43.

364) Suifs, Grabgesédnge, S. 258; dhnlich Balcar, Politik, S. 30: ,W&hrend wir tiber die
historische Entwicklung der CSU relativ gut informiert sind, blieben Forschun-
gen zur bayerischen SPD bislang eher Mangelware.”
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Allerdings sind seit 2000 einige Untersuchungen3®® insbesondere inner-
halb des Projektes ,Bayern im Bund” erschienen, die die hier verhandel-
te Thematik mitberticksichtigen und wertvolle Hinweise liefern: Es seien
genannt die Arbeiten von Thomas Schlemmer tiber die Region Ingolstadt
seit 1945, von Dietmar Siif zur Sozialdemokratie in der mittleren Ober-
pfalz und von Jaromir Balcar tiber ,Politik auf dem Land in einer Phase
rasanter wirtschaftlicher und sozialer Verdnderungen” nach 1945, also
die Frage ,in welchem Zusammenhang politische Verdnderungen und
soziodkonomischer Strukturwandel standen”. Aus sozialwissenschaftli-
cher bzw. politikwissenschaftlicher Perspektive miissen die zahlreichen,
grundlegenden Arbeiten von Alf Mintzel, die Dissertation von Susanne
Koch sowie verschiedene Studien von Heinrich Oberreuter, Werner
Patzelt, Andreas Kieflling, Kay Miiller und der Uberblick tiber Politik in
Bayern von Glaab/Irrgang/Weigel erwahnt werden.36

Die Zurtickhaltung der Parteienforschung gegentiber unmittelbaren,
aktuellen Untersuchungsobjekten hilt Mintzel®*” nicht angebracht. Viel-
mehr sollte ungeachtet der Aktualitdt und zeitlichen Nahe ihres Gegen-
standes die sozialwissenschaftliche Parteiforschung wegen ihres ,nur
zum Teil empirisch gesicherten Wissens” und ihres durch lange Be-
obachtung gewonnenen hypothetischen Wissens, ,,den Mut haben, ,ak-
tuelle Entwicklungen zu interpretieren”.

Zunichst werden noch einmal die Rahmenbedingungen fiir Politik in
Bayern und fiir die Sozialdemokratie im Besonderen erinnert, bevor wir
das Parteiensystem in Bayern nach 1945 unter der Hegemonialstellung
der CSU tiberblicksartig skizzieren und den Ort der Sozialdemokratie
verankern. Nach einem Blick zur Wahlforschung, der die Befunde der
vorliegenden Arbeit mit verschiedenen Studien in Beziehung setzt, be-
schiftigen wir uns in knappen Ziigen mit dem Erscheinungsbild der
bayerischen Sozialdemokratie einschliefslich personeller Aspekte. Den
Schluss bilden Erkldrungsansitze, warum es der bayerischen Sozialde-
mokratie eben nicht gelang, politisch von dem sozioskonomischen bzw.

365) Siifs, Kumpel; Schlemmer, Industriemoderne; Eichmiiller, Arbeiterbauern; Balcar,
Politik, S. 17 (die beiden folgenden Zitate); ebenfalls wichtig Schmalzl, Auer;
Mehringer, Knoeringen.

366) Mintzel, Hegemonie; ders., Bayern; Koch, Parteien; Kieflling, CSU; Miiller,
Machtverhiltnisse, Glaab/Irrgang/Weigl, Herausforderungen.

367) Vgl. Mintzel, Hegemonie, S. 23. Mit Blick auf die geschichtswissenschaftliche
Parteienforschung ermuntert Mintzel die Historiker: , Auch Historiker, die auf
quellengesittigte empirische Studien so grofsen Wert legen, werden kiinftig bes-
tenfalls nicht tiber methodische Annidherungen an eine Wirklichkeit hinaus-
kommen und den Mut zur generalisierenden und musterhaften Deutung histori-
scher Prozesse aufbringen miissen”.
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sozialstrukturellen Wandel Bayerns seit 1945 bzw. seit den sechziger
Jahren des letzten Jahrhunderts zu profitieren.

Rahmenbedingungen fiir Politik in Bayern

Die Industrialisierung®® in Bayern trat wie erwédhnt ,verspatet” und
zundchst nur , punktuell” auf. Nach verschiedenen Schiiben erfasste sie
erst nach 1945 das ganze Land. Insofern waren der Ausbreitung einer
umfassenden sozialdemokratischen Arbeiterbewegung von Anfang an
Grenzen gesetzt. Die bayerische Industrialisierung war agrarisch und
mittelstindisch bestimmt, d.h. sie evozierte keinen grofiindustriellen
(Fach-)Arbeitertypus. Diese spezifisch bayerischen Prozesse als Folge der
verspédteten Industrialisierung liefen weitgehend ,ohne gravierende
gesellschaftliche Konflikte” wegen des Booms und des ausgebauten
Netzes sozialer Sicherheit vor allem nach 1945 ab. Fiir unsere Themen-
stellung gilt es deshalb festzuhalten, die verspétete Industrialisierung
Bayerns ,zog damit weder die verspatete Bildung eines Industrieprole-
tariats noch die “politisch-kulturelle und soziale Entwurzelung® beson-
ders betroffener Bevolkerungsschichten nach sich”3%.

Damit ist die Frage nach der bayerischen Arbeiterbewegung nach 1945
und den politischen Konsequenzen des tiefen Strukturwandels aufge-
worfen. Inwiefern hat die von Klaus Schreyer formulierte These zu mog-
lichen politischen Konsequenzen der verspéteten Industrialisierung
Bayerns und des soziookonomischen Wandels ihre Berechtigung: , Der
Strukturwandel in Wirtschaft und Gesellschaft ist mit einem wahlsozio-
logischen Strukturwandel zugunsten der Sozialdemokratie gekop-
pelt”.370

Alf Mintzel greift ebenfalls die landldufige These auf, demnach schnell
verlaufende Industrialisierungs- und Urbanisierungsprozesse soziale
Spannungen erzeugen, die Auswirkungen auf das Wahlverhalten nach
sich ziehen. Industrialisierungs- und Urbanisierungsprozesse wiirden -
,es galt als ausgemacht” - wahlsoziologisch zugunsten der Sozialdemo-
kratie verlaufen. Doch dies treffe auf Bayern nicht zu: ,Im Gegenteil,
alles in allem ist eines sicher zu konstatieren: Der gesellschaftliche und
wirtschaftliche Strukturwandel Bayerns verlief bisher, auch wahlsozio-
logisch gesehen, augenscheinlich zugunsten der konservativen Partei.” 371

368) Die entsprechenden Literaturangaben finden sich im Abschnitt I1.1.
369) Schlemmer/Woller, Einleitung, S. 6.

370) Schreyer, Industriestaat, S. 15.

371) Mintzel, CSU, S. 415.
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Schlemmer und Siif8 weisen in einem Uberblick iiber das Forschungspro-
jekt ,Gesellschaft und Politik in Bayern 1949 bis 1973” ebenfalls auf die
rasche Modernisierung in manchen Sektoren von Wirtschaft und Gesell-
schaft ,unter eindeutig konservativen Vorzeichen”3? hin, d.h. unter
einer unangefochtenen Dominanz der CSU. Mit Blick auf die , verspéte-
te” oder ,punktuelle” Industrialisierung Bayerns erinnern die beiden
Autoren zu recht daran, dass der industrielle Aufholprozess bereits nach
1918 eingesetzt habe und in der Zwischenkriegszeit mit dem reichswei-
ten Wirtschaftswachstum mithalten konnte. Des Weiteren habe dieser
Prozess durch die Verlagerung kriegsrelevanter Unternehmen und den
Fliichtlingszustrom gegen Ende des Weltkrieges weitere Impulse erhal-
ten, wenngleich dieser Bevolkerungszustrom fiir den weiteren Verlauf
der bayerischen Industrialisierung nicht iiberbewertet werden sollte.

Zum sozialen Wandel Bayerns seien nur knappe Stichpunkte ange-
fiihrt:373 Betrug das Bruttoinlandsprodukt in Bayern 1950 lediglich 85,3 %
des Bundesdurchschnitts, so stieg dieser Wert bis 1970 auf 92 %. Dieser
Verlauf symbolisiert den dramatischen Wandel der Erwerbsstruktur wie
insbesondere den auflerordentlichen Riickgang der Beschiftigten in der
Landwirtschaft von 52,8 % (1907) auf 30,6 % (1950) bzw. 21,6 % (1961)
und schlieSlich 13,2 % (1970). Das einstige Agrarland Bayern wies im
Jahre 1925 noch 33,7 % Beschiftigte in Industrie und Handwerk auf, 1970
lautete der entsprechende Wert 47,4 %. Das Besondere des bayerischen
Modernisierungsprozesses lag darin, dass sich Bayern , gleichzeitig von
einem Agrarland zu einer Industrie- und Dienstleistungsregion” entwi-
ckelte, also kein aufeinanderfolgender Entwicklungsverlauf von statten
ging, vielmehr Bayern friithzeitig , tertidr” gepragt war.

Weitere bayerische Besonderheiten auf dem Weg zur , Vollindustrialisie-
rung” (Mintzel) seien die zuerst noch geringen Kapazitidten im Bereich
Kohle, Eisen und Stahl gewesen, die zwar zunéchst eher hemmend wirk-
ten, dann aber die Chance zu einer , Vorreiterrolle von Wachstumsbran-
chen wie Elektroindustrie, Flugzeug-, Fahrzeug- und Maschinenbau
oder Petrochemie” bot. Dabei herrschte das , vergleichsweise krisenfeste
Nebeneinander” von grofi-, mittel- und kleinbetrieblichen Strukturen”
vor. Festzuhalten sei aber, dass es sich insgesamt nicht um einen bayeri-
schen Sonderweg gehandelt habe, sondern nur um eine ,regionale Aus-
pragung sdkularer Verdnderungsprozesse”. Wie bereits mehrfach er-
wihnt, verlief dieser Strukturwandel im Unterschied zur Industrialisie-
rung in der zweiten Hilfte des 19. Jahrhunderts weitgehend ohne gra-
vierende polarisierende Konflikte. Der aufierordentliche Boom bzw. die

372) Schlemmer/Stiff, Wiege, S. 434; ebenda, S. 434ff. (zum Folgenden).

373) Vgl. Schlemmer/Siifs, Wiege, S. 435 und ebenda, S. 435, S. 436 (die folgenden
Zitate).
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Prosperitit hielten soziale Kosten des Wandels in Grenzen. Ein Indust-
rieproletariat mit schwerindustriellen Ballungsrdaumen wie es beispiels-
weise im Ruhrgebiet entstanden war, blieb aus. Vielmehr fungierte fiir
den bayerischen Staat Wiirttemberg als Vorbild einer gemischtindustriel-
len, mittelstandisch gepragten Wirtschaftsstruktur.

Dieser Strukturwandel der fuinfziger, sechziger und frithen siebziger
Jahre ,hinterliefs gerade in einem Land wie Bayern tiefe Spuren, das
damals um den Anschluff an die entwickelteren Regionen im Westen
und Stidwesten der Republik rang und daher einem besonders grofien
Verdnderungsdruck ausgesetzt war”“%74. Bayern entwickelte sich in die-
sen knapp dreiffig Jahren ,von einer weitgehend agrarisch geprégten
Gesellschaft zu einer Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft mit
deutlicher agrarischer Grundierung, [entwickelt hat], wobei sich diese
agrarische Grundierung nicht nur in der Wirtschaftsstruktur, sondern
auch in der politischen Mentalitidt und der politischen Kultur widerspie-
gelte”.

Tatsdchlich expandierten ja die Industriearbeiterschaft, das eigentlich
klassische sozialdemokratische Wahlerpotential, und die Angestellten-
schaft. Dessen ungeachtet fiel es der SPD und den Gewerkschaften
schwer, die Arbeitnehmer fiir sich zu mobilisieren, denn diese kamen
vielfach aus dem Handwerk und der Landwirtschaft. Sie waren an eine
Unterordnung in hierarchische Beschiftigungskonstellationen, harte
Arbeit usw. gewohnt und klassenkdmpferische Agitationen stiefsen
kaum auf Resonanz. Am Beispiel der Region Ingolstadt mit vielen derar-
tigen Arbeitern verweist Schlemmer mit einer Wendung ins Politische
darauf, dass diese ,zudem nicht unbedingt fiir linke Parolen anfallig”37>
waren. Zwar war das Mittelbayerische Donaugebiet keine Hochburg der
Nebenerwerbslandwirtschaft, aber ein nicht unerheblicher Anteil der bei
der Auto-Union in Ingolstadt beschéftigten Arbeiter setzte sich aus sog.
Arbeiterbauern zusammen. Daraus resultierten durchaus Spannungen
zwischen Arbeitgebern und Arbeiterbauern hinsichtlich der Vereinbar-
keit der beiden Erwerbstitigkeiten. Die Gewerkschaften, also die IG
Metall, hatte anfangs dennoch einen schweren Stand bei der Auto Union.

Als Ergebnis des spezifischen Charakters der bayerischen Industrialisie-
rung finden sich in Bayern bis heute insgesamt weniger Arbeiter und
weniger Gewerkschaftsmitglieder, womit die wahlhistorisch bedeutsame
Basis einer sozialdemokratischen Wahlerschicht von vorneherein be-
grenzt bleibt.

374) Schlemmer/Woller, Einleitung, S. 2; ebenda, S. 3 (das folgende Zitat).

375) Schlemmer, Industriemoderne, S. 103; ebenda, S. 103ff. (zum Folgenden); vgl.
auch oben im Abschnitt I1.1. die Ausfiihrungen zu den Arbeiterbauern.
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Aufgrund einer verspiteten Modernisierung und Industrialisierung
Bayerns blieben industrielle, lange nachwirkende Altlasten weitgehend
aus und ermdoglichten eine anhaltende erfolgreiche, weitgehend wider-
standsfreie bzw. von wenigen gesellschaftlichen Konflikten geprigte
o6konomische Modernisierung. Als Konsequenz des soziotkonomischen
Wandels zur Dienstleistungsgesellschaft verringerte sich die sozialde-
mokratische Basis der Industriearbeiterschaft, ihre Stammwaéhlerschaft
erodierte und blieb tiberschaubar, die Bindung an gewerkschaftlich or-
ganisierte Wahler war gesunken.376

Des Weiteren zdhlen zu den Rahmenbedingungen fiir die Entwicklung
der Sozialdemokratie in Bayern die von der Politik geférderte lindliche
Siedlungsstruktur und eine spezifische Konfessionsstruktur, d.h. Bay-
ern weist neben dem Saarland mit knapp zwei Dritteln der Bevolkerung
den hochsten Katholikenanteil in Deutschland auf. Zwar nimmt dieser
Anteil langsam ab, aber er kommt bei Wahlen weiterhin zur Geltung,
Diese Konfessionsstruktur hatte markante Folgen fiir die deutsche und
bayerische Wahlhistorie und kam in hohem Mafie den Unionsparteien
zugute, wie diese Studie untermauert. Zusétzlich bertihrt der konfessio-
nelle Aspekt in seiner Bedeutung das vielfach problematische Verhiltnis
der Sozialdemokratie zum Katholizismus.

Zum Parteiensystem in Bayern: Die politische Kultur in Bayern, die Hegemonie
der , Staatspartei” CSU und der Verlauf des Parteiensystems nach 1945

Bevor wir uns dem Parteiensystem in Bayern unter besonderer Bertick-
sichtigung der Sozialdemokratie zuwenden, muss ein Blick auf die politi-
sche Kultur in Bayern und die Hegemonie der CSU geworfen werden. Das
Konstrukt einer spezifischen politischen Kultur wird immer wieder zur
Erklarung bayerischer Besonderheiten herangezogen. Der Kontext einer
besonderen politischen Kultur soll aber keine automatische Korrelation
in der Gestalt postulieren, demzufolge je starker die politische Stellung
der CSU sei, desto mehr verliere die Sozialdemokratie an Bedeutung.
Sicher bestehen Wechselbeziehungen, aber es ist kein Nullsummenspiel,
wenn man daran erinnert, dass die besten SPD-Ergebnisse bei Land-
tagswahlen in den 1960er Jahren mit dem gleichzeitig ebenfalls sehr
guten Abschneiden der CSU korrespondierten. Wichtiger erscheint die
Tatsache, dass das Parteiensystem in Bayern seit 1945 bis in die unmit-
telbare Gegenwart durch eine , Besonderheit, die politische Dominanz
einer Partei, der CSU”%77 gekennzeichnet ist. In Bayern herrsche ein ,,po-

376) Vgl. Mintzel, Hegemonie, S. 72 (Tabelle 12).
377) Kock/Treml, Weltkrieg, S. 503.
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litisch-kulturelles Sonderbewufitsein staatlicher Eigenstindigkeit und
kultureller Eigenart”3”8, wie die Wahlforscher Renz und Rieger anlésslich
ihrer Analyse der Landtagswahl 1998 formulierten.

Das breite Feld der Definitionen von politischer Kultur wollen wir nicht
betreten, da diese zugegebenermafien begrifflich schwer zu fassen ist.3”?
Alf Mintzel zufolge ist erst nach 1945 in einem langen Prozess einer
inneren Homogenisierung , eine politische Kultur Bayerns”3% unter Fiih-
rung der CSU entstanden. Diese politische Kultur Bayerns habe als ein
»sehr junges historisches Produkt” ihren Ausdruck darin gefunden, dass
,ganz Bayern zu einer CSU-Hochburg” geworden sei.3! Den Hinter-
grund dieser Prozesse bildete der ,industriegesellschaftlich typische
Umbruch der bayerischen Erwerbsgesellschaft nach 1945”, d.h. erstens
die 6konomische Entwicklung ,vom Agrarland zum Industrieland und zum
modernen industriellen Wachstumsland (0konomischer Wandel)”, zweitens
die ,soziodkonomische Entwicklung der bayerischen Erwerbsgesellschaft zu
einer Industriegesellschaft (gesellschaftlicher Wandel)” sowie drittens ein
,politisch-kultureller Wandel als Begleiterscheinung und Folge der (sozio-)
okonomischen Makroprozesse: Sikularisierungs- und Partizipationsprozesse”.

Hierunter fallen wie iiberall in modernen, westlichen Industriegesell-
schaften Vorgénge wie die Depatriarchalisierung, Frauenemanzipation,
Mitbestimmung, Distanz zur Kirche, Entklerikalisierung der Politik,
mehr Ehescheidungen usw. Zusammenfassend kommt Mintzel zur
Schlussfolgerung, dass Bayern ,nach 1945 gewissermaflen einen weiteren
Sikularisierungsschub [erlebte]” und an der ,typischen sdkularen Haupt-
richtung” teilnehme, deshalb gelte, ,Bayerns Uhren gehen nicht anders.”

Diese Makroprozesse des Wandels haben Bayern in eine moderne In-
dustriegesellschaft verédndert, wobei seine spéte , Vollindustrialisierung”
weitgehend ohne polarisierende soziale Konflikte ablief und ein neues
Industrieproletariat nicht entstand. Vielmehr blieb eine von der ,Staats-
partei” CSU geforderte mittelstandische Struktur, eine ,Besitzmittel-
standsgesellschaft”382, erhalten.

378) Renz/Rieger, Landtagswahl 1998, S. 78.

379) Vgl. nur Pohl, Arbeiterbewegung, S. 96.

380) Mintzel, Uhren, S. 87; ebenda (die beiden folgenden Zitate).

381) Mintzel, Uhren, S. 87; ebenda, S. 83 (die folgenden Zitate, kursiv im Original);
ebenda, S. 77ff. (zum Folgenden). Der Beitrag stellt eine Auseinandersetzung mit
Jurgen W. Falter, ,Bayerns Uhren gehen wirklich anders. Politische Verhaltens-
und Einstellungsunterschiede zwischen Bayern und dem Rest der Bundesrepub-
lik, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 13 (1982) S. 504-521“, dar, worauf wir
aber nicht ndher eingehen.

382) Schreyer, Industriestaat, S. 17.
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Ungeachtet der Begleiterscheinungen des okonomischen und gesell-
schaftlichen Umbruchs ,gelang es der politischen Hauptagentin der
spaten Vollindustrialisierung und der Modernisierung Bayerns, der
CSU, [...] durch ihre konservative Gesellschafts- und Kulturpolitik Uber-
kommenes und moderne Industriegesellschaft in einer spezifischen bay-
erischen Pragung miteinander zu verbinden. Das macht im Wesentlichen
das heutige ““Phidnomen Bayern™ aus”3%. Die CSU als , ein Novum in
der neueren bayerischen Landes- und Parteiengeschichte”3% wurde
durch die spéte, erfolgreiche Vollindustrialisierung und Prosperitét
begiinstigt. Damit sind wesentliche Elemente der bayerischen Industria-
lisierung mit ihren (politischen) Folgen fiir die Arbeiterbewegung for-
muliert, die im Hinblick auf die strukturellen Nachteile fiir die bayeri-
sche Sozialdemokratie bedacht werden miissen.

Im historischen Riickblick sei festzustellen, dass das neue, im 19. Jahr-
hundert gebildete, heterogene Konigreich Bayern mit seinen drei grofien
historisch-politischen Traditionszonen - Franken, Schwaben, Altbayern -
einem von der staatlichen Elite gestalteten Homogenisierungsprozess
unterzogen wurde. Diesen Prozess fiithrte nach 1945 die Hegemonialpar-
tei CSU fort. Fuir Alf Mintzel gehort dieser politisch-kulturelle Homoge-
nisierungsprozess Bayerns zu den , wirklich dramatischen regionalspezi-
fischen Entwicklungen in der Bundesrepublik” 3%,

Eine wesentliche Voraussetzung fiir diese politisch-kulturelle Homoge-
nisierung und die Hegemonie der CSU war die Wiederherstellung Bay-
erns durch die amerikanische Besatzungsmacht nach 1945. Die struktu-
relle Hegemonie der neuen konservativen Partei konne demzufolge nur
im historischen Riickblick verstanden werden.¢ Nach der Ausschaltung
der Bayernpartei stand am Ende dieser Vorginge als Ergebnis fest: ,Bay-
ern ist ein Land der CSU geworden, die CSU hat Bayern in eine politi-
sche Region umgewandelt”3%” und sie pragte eine ,neue gesamtbayeri-
sche politische Hegemonialkultur”3s8.

Die bayerische Parteiengeschichte verlief somit entlang der drei Traditi-
onszonen, wobei die Parteienlandschaft noch stark regionalisiert war.
Eine {iberall verankerte gesamtbayerische Partei gab es vor 1945 nicht.
Die katholische Bayerische Volkspartei (BVP) in der Weimarer Republik
war keine gesamtbayerische Partei wie die heutige CSU, sondern ver-

383) Mintzel, Uhren, S. 84.

384) Mintzel, Hegemonie, S. 44 (Hervorhebung im Original).

385) Mintzel, Uhren, S. 87.

386) Vgl. Mintzel, Hegemonie, S. 33; zum Folgenden ebenda, S. 39ff.
387) Mintzel, Hegemonie, S. 27.

388) Mintzel, Bayern und die CSU, S. 211.
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blieb weitgehend im altbayerischen Raum und konnte im frankisch-
protestantischen Gebieten kaum Fufs fassen. Die Sozialdemokratie retis-
sierte in den protestantischen Rdumen und den entstehenden Indust-
rieinseln Bayerns.

Zusammenfassend wird demnach zwar von einer ,eigenstindigen poli-
tischen Kultur”3® in Bayern gesprochen, wobei die bayerische Identitét
durch die Vorherrschaft des Katholizismus eine wichtige Facette bein-
halte und dartiber hinaus Bayern mehr konservativer, mehr rechts sei.
Insgesamt aber weiche die politische Kultur in Bayern nicht komplett
von anderen Gebieten Deutschlands ab. Die ckonomische bzw. sozio-
okonomische Entwicklung zum High-Tech-Industrieland und zur mo-
dernen Industriegesellschaft verlief analog derartigen Prozessen in ent-
wickelten Industriegesellschaften. Als eine beachtenswerte Besonderheit
Bayerns kann man aber festhalten: ,Kern der Mentalitdtsverdnderung
der Bayern nach 1945 ist der enorme 6konomische Aufschwung und der
Strukturwandel der bayerischen Wirtschaft”.

Inwieweit eine besondere politische Kultur Bayerns die Sozialdemokra-
tie benachteilige, untersuchen die Politikwissenschaftler Heinrich Ober-
reuter und Werner J. Patzelt.’® Im Hinblick auf den Homogenisierungs-
prozess verweisen sie mit einiger Berechtigung darauf, dass die SPD
bereits vor 1945 nur in einem der drei Traditionsrdaume, niamlich in Fran-
ken, ein ,eigenes Traditionsgebiet” besafs. Die Sozialdemokratie ver-
sdumte es in der Folgezeit, eine gesamtbayerische Organisationsstruktur
herauszubilden und hatte seit 1946 bei den Wahlen keine Chance. Bereits
Georg von Vollmars Bemiithungen vor 1914 hitten sich geographisch auf
die wenigen ,Inseln” der Industrialisierung, die frankische Traditions-
zone und sozial auf die Arbeiterschicht beschriankt. Jedenfalls betonen
Oberreuter und Patzelt zutreffend, ,,schon historisch war sie [die SPD] in
langst bestehende und vermutlich pragende politisch-kulturelle Struktu-
ren hineingegriindet worden, die sie nicht umzugestalten vermochte, die
sie vielmehr selbst zur Anpassung herausforderten”. Ergénzend wollen
wir an die Vormachtstellung der Bayerischen Volkspartei (BVP) wéah-
rend der Weimarer Republik erinnern, die als nahezu ausschliefilich
katholische Partei zwar nicht die Stiarke der heutigen CSU erreichen
konnte, jedoch die damalige bayerische Sozialdemokratie klar iibertrof-
fen hatte.

389) KieSling, CSU, S. 61 und ebenda, S. 64 (das folgende Zitat); ebenda, S. 56ff. (zur
politischen Kultur in Bayern).

390) Vgl. Oberreuter/Patzelt, ,Leidensspirale”, S. 57ff.; ebenda, S. 58 (das folgende
Zitat).
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Ankniipfend an Mintzel verortet Kieflling den Erfolg der CSU als eine
,politisch-kulturelle Vereinheitlichung Bayerns”3!. Die Partei habe sich
modernisiert und konnte in der Bundespolitik von Anfang an, je nach
Bedarf, eine Doppelrolle spielen (z.B. durch Abgrenzung gegen die
CDU). Fur den Aufstieg der CSU nach 1955 wird weiterhin konkret ihre
Mitwirkung in Bonn unter den Stichpunkten Marktwirtschaft, Remilita-
risierung, Westintegration und dem Riickgang innerparteilicher Konflik-
te verantwortlich gemacht. Die forcierte Industrialisierung ohne die
agrarischen und handwerklichen Sektoren aus den Augen zu verlieren
und der Triumph {tiber die Bayernpartei sowie die Modernisierung der
Parteiorganisation bilden dieser Sichtweise zufolge weitere entscheiden-
de Elemente.3%

Auf einen zusétzlichen Faktor der Benachteiligung der bayerischen SPD
verweist Heinrich Oberreuter, demzufolge in Bayern Wahlergebnisse
von der ,Sonderrolle der CSU als bayerische Regionalpartei mit bun-
desweitem Anspruch”3® bestimmt werden und die Bundespolitik auf
bayerische Wahlen zuriickwirke. Die besondere Stirke der CSU resultie-
re aus ihrer Sonderrolle, denn ,Kraft ihrer institutionellen Doppelrolle
als autonomer bayerischer Landespartei und als bayerischer Bundespar-
tei in der Fraktionsgemeinschaft mit der CDU”3% kann sie ,als autono-
me[r] Landespartei mit besonderem Bundes-Charakter” auftreten. Sie
erreichte es, , wie keine andere deutsche Partei, eine inner- wie aufler-
halb Bayerns wahrnehmbare Symbiose zwischen dem Freistaat Bayern
und sich selbst zu schaffen”3%. Diese Identifikation, so sei ergénzt, wird
durch den wirtschaftlichen Erfolg Bayerns verstarkt.

Von besonderem Gewicht erscheine die unverriickbare Tatsache ihrer
,Selbststandigkeit als Parteiorganisation”3%. Sie ist kein Landesverband
wie die SPD und kénne deshalb als Stimme Bayerns ihren Anspruch mit
vielfaltigen Macht- und Einflussmoglichkeiten nachhaltig zum Ausdruck
bringen. Fur die Sozialdemokraten in Bayern als Landesverband einer
Bundespartei sei dieser Grad einer Unabhingigkeit nicht moglich. Die
CSU konne sich einerseits als Teil der Bundesregierung profilieren oder
umgekehrt als Teil der Opposition als , deren Speerspitze” gegen diese
agitieren (Beispiel: Ostpolitik der 1970er Jahre oder aktuell die Ausei-
nandersetzungen um die Fluichtlingspolitik zwischen Bundeskanzlerin

391) Kieflling, CSU, S. 46.

392) Vgl. Lanzinner, Sternenbanner, S. 341ff.

393) Oberreuter, Landtagswahlen (nach 1945).

394) Mintzel, Hegemonie, S. 15; ebenda, S. 18 (das folgende Zitat).
3%) Brauninger/Debus, Parteienwettbewerb, S. 63.

3%) Oberreuter, Leidensspirale, S. 298.
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Merkel und Horst Seehofer). Damit definiert sie sich ,je nach politischem
Bedarf mehr als bayerische Partei mit bundespolitischem Anspruch oder
als bundespolitische Partei mit bayerischer Basis”3.

Eine Gesamtdarstellung zur bayerischen Geschichte im ersten Jahrzehnt
nach 1945 hebt ebenfalls diese Moglichkeit der Doppelrolle hervor und
verkniipft sie mit der Einhegung sozial polarisierender Konflikte im
Kontext der verspéteten Industrialisierung: ,Vielmehr nutzte die CSU
offenbar ihre Doppelrolle in Bayern und im Bund gleichermafien, um die
besonderen Probleme anzugehen, die sich aus der verspateten Industria-
lisierung Bayerns und dem einhergehenden gesellschaftlichen Umbruch
ergaben”[...]Davon profitierte die CSU, aber ebenso ihre Klientel, Bau-
ern, Mittelstand, Industrie”.3%

Allerdings erfordert dieser strategische Handlungsspielraum eine unab-
dingbare Voraussetzung, wie Oberreuter unmissverstandlich formuliert:
,Der bundespolitische Einflufs der CSU héngt von ihren tiberragenden
Wahlerfolgen ab, die in aller Regel auch Voraussetzung fiir die Regie-
rungsfahigkeit der Gesamtunion in Bonn sind. Insofern ist die CSU Ge-
fangene jener Grundbedingungen, die sie zum Erfolg fiithrten. Aus ihrer
Sonderstellung speisen sich beide Dimensionen ihrer Doppelrolle. Ohne
die Starke im Land wiére sie im Bund marginal [...]3%.

Die erheblichen Unruhen in der Partei mit prompten Personalaustausch
nach dem Verlust der absoluten Mehrheit bei der Landtagwahl 2008
sowie die aktuell kaum zu tibersehende Nervositit im Hinblick auf die
Landtagswahl 2018 zeigen, in welchem AusmafS die Partei vom Wahler-
folg abhangt.

Im Unterschied zur CSU ist es bis zum heutigen Tag der bayerischen
Sozialdemokratie kaum gelungen, ein bayerisches Eigenprofil innerhalb
der Gesamtpartei herauszuarbeiten. An entsprechende Versuche von
Georg von Vollmar bis Wilhelm Hoegner ist zu erinnern. Gerade Hoeg-
ner scheiterte in dieser Frage am Widerstand der nordbayerisch-
frankischen SPD und letztlich der ablehnenden Haltung Kurt Schuhma-
chers.20 Auch in den 1970er Jahren entwickelte die bayerische SPD kein
spezifisch bayerisches Profil, wobei sog. exogene Faktoren belastend zur
Geltung kamen, denn ,die sozialliberale Regierung in Bonn machte die

397) Kock/ Treml, Weltkrieg, S. 503.
%) Lanzinner, Sternenbanner, S. 402.

399) Oberreuter, Konkurrierende Kooperation, S. 321 (zit. nach Mintzel, Hegemonie, S.
265).

400) Vgl. dazu u.a. Mintzel, Hegemonie, S. 277ff.
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Oppositionspolitik in Bayern immer schwerer und verwischte die Ansét-
ze eines eigenstandigen Profils der bayerischen SPD zusehends” 401,

Das bayerische Parteiensystem war dhnlich dem westdeutschen von 1946
bis 1962 durch zwei gegenldufige Grundtendenzen charakterisiert.4? Auf
eine 1947/1948 einsetzende Zersetzung folgte Mitte der fiinfziger Jahre
ein erneuter Konzentrationsprozess. Es seien nur die seit 1947 /48 immer
stirker werdende Bayernpartei (BP) und die Fliichtlingsparteien ge-
nannt. Zundchst herrschte der CSU-Bruderzwist mit der Bayernpartei
vor, von 1950 bis 1958 bestand ein Fiinfparteiensystem mit CSU, SPD,
FDP, BP und BHE (Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten). Bis
Anfang der sechziger Jahre hatte die CSU als Beispiel einer ,modernen,
interkonfessionellen, breit verankerten Grofipartei“4® die BP jedoch
marginalisiert und die Fluichtlingsparteien , aufgesaugt”.

Seit der Ausschaltung der BP 1962 hat die CSU die absolute Mehrheit
inne und im Landtag waren nur noch vier Parteien vertreten (CSU, SPD,
FDP, GB/HE). 1966 schritt der Konzentrationsprozess voran und ledig-
lich drei Parteien konnten in den Landtag einziehen (CSU, SPD, NPD).
Spétestens seit den sechziger Jahren herrschte eine ausgeprégte , Asym-
metrie im bayerischen Parteiensystem”4* bzw. ein ,asymmetrisches
Parteiensystem mit der CSU als ,staatsbayerische Hegemonialpartei”
vor. Dieser gelang die Durchdringung des fréankisch-protestantischen
Traditionsraumes, so dass nach 1970 fiir die SPD nur noch , rote Inseln
im flachendeckenden Schwarz” geblieben seien. Den Befund von Alf
Mintzel, demzufolge die Union in die traditionellen Hochburgen der
SPD eindringen konnte, ergénzt Thomas Schlemmer in seiner Studie
tiber die ,Boomregion” Ingolstadt in dieser Epoche. Demzufolge war der
Wahlerfolg der CSU nur moglich, weil es der Partei gelungen sei, ,ihr
Wihlerpotential in ihren landlich-katholischen Stammlanden gleichsam
bis zur Neige auszuschdpfen und dabei praktisch alle konkurrierenden
Kréfte rechts von der SPD im Zeichen von Lowe und Raute zu integrie-
ren”405,

401) Koch, Parteien, S. 132.

402) Vgl. Balcar, Politik, S. 169f.; zum Parteiensystem Renz/Rieger, Landtagswahl
1998, S. 78ff.; Glaab/Irrgang/Weigl, Herausforderungen, S. 226ff.; Miinch, Bay-
ern, S. 148ff.; Kief8ling, Parteiensystem, S. 131ff.; Kielling, CSU, S. 66ff. (zur Fra-
ge der Asymmetrie); Immerfall/Mintzel, Ergebnisse, S. 17f.

403) Mintzel, Uhren, S. 88.

404y Mintzel/Wasner, Landesparlamentarismus, S. 112; das folgende Zitat bei
Renz/Rieger, Landtagswahl 1998, S. 78.

405) Schlemmer, Industriemoderne, S. 346.
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Die bayerische SPD blieb hingegen nach 1945 , weitgehend die Partei der
frith- und schon hochindustrialisierten fréankisch-protestantischen Gebie-
te und der stddtischen Industrieinseln, wo sie auch Teile der katholi-
schen Arbeiterschaft integrierte, ohne hierdurch ihren dominant protes-
tantischen, aber zugleich relativ kirchenabstandigen Charakter zu verlie-
ren”406, Ahnlich formuliert mit Bezug auf die traditionellen Wirtschafts-
strukturen und die SPD eine Untersuchung Anfang der 1990er Jahre:
»Die bayerische SPD ist eine Partei der Arbeiter sowie der kleinen und
mittleren Angestellten in den grofieren Stddten und den Regionen mit
dlterem Industriebesatz und in einigen Traditionsgebieten in Mittel- und
Oberfranken” 407

Anfang der sechziger Jahre begann ,der kurze sozialdemokratische
Friithling” und durchaus etwas iiberpointiert wurde formuliert, in dieser
Zeit ,verdanderte sich die SPD wie niemals zuvor in ihrer beinahe
100jahrigen Geschichte”4%, Nach den Niederlagen der 1950er Jahre habe
das Godesberger Programm einen ,Transformationsprozefs von der
Arbeiter- zur Volkspartei” eingeleitet und zusitzlich die Wahlkampfor-
ganisation grundlegend verdndert. Allerdings schienen in Bayern ,die
Uhren anders zu gehen”, denn die SPD konnte zwar erhebliche Gewinne
verbuchen, aber die CSU legte ebenfalls bis zu ihrem Gipfelpunkt 1974
zu (!). Zwar war in den 1960er Jahren bei den Landtagswahlen ein kurzer
sozialdemokratischer Aufschwung jenseits der 30 %-Marke zu beobach-
ten, so dass es schien, die Sozialdemokraten konnen von der breit einset-
zenden Industrialisierung*® profitieren. Bei den Landtagswahlen 1962
und 1966 war die Differenz zur CSU auf jeweils gut zwolf Prozentpunkte
geschmolzen und diese ,schien nicht uneinholbar enteilt”410.

In den sog. langen sechziger Jahren erlebte die SPD einen erheblichen
Mitgliederzuwachs, den die Parteienforscher Losche und Walter mit den
Begriffen ,Verbuirgerlichung”, ,Akademisierung” und ,Verjiingung”
charakterisieren.4!! Es gelangten zunehmend Angestellte und Beamte in

406) Mintzel, Hegemonie, S. 43; vgl. zur SPD in Bayern nach 1945 auch Miinch, Bay-
ern, S. 148ff.; Kieflling, Parteiensystem, S. 131ff.; Kiefsling, CSU, S. 80ff.

407) Koch, Parteien, S. 143.

408) Balcar, Politik, S. 294; ebenda, S. 295 und ebenda, S. 294 (die beiden folgenden

Zitate); vgl. auch Kiefiling, Parteiensystem, S. 135 (,,Hohenflug der SPD”) und
Mintzel, Hegemonie, S. 131 (,,die hoffnungsvollen 60er Jahre”).

409) Nach Immerfall/Mintzel, S. 15 habe umgekehrt die ,CSU als deren Hauptagent
von dem erfolgreichen Prozef} der spéaten Vollindustrialisierung profitiert”.

410) Oberreuter, Leidensspirale, S. 293.

411) Vel. Losche/Walter, SPD, S. 152ff.; Balcar, Politik, S. 334f. (mit Zahlen zur Mit-
gliederentwicklung in den drei Bezirken vom Ende der 1950er Jahre bis 1974 und
in landlichen Regionen).
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die Partei, so dass die Arbeiter ihre Vorrangstellung einbiifiten. Weiter-
hin traten Schiiler, Studenten und Akademiker ihr bei und damit vor
allem Jtingere. Auflerdem war der damalige Vorsitzender der bayeri-
schen Sozialdemokratie Waldemar von Knoeringen populdr und das
Godesberger Programm sowie eine Entschirfung des Konflikts mit dem
Katholizismus wirkten sich positiv aus. Doch in den 1970er Jahren kam
es im Verhiltnis zur katholischen Kirche wieder zu , Vereisungen”, wo-
bei u.a. der Konflikt um den § 218 eine wichtige Rolle spielte.

In den 1970er Jahren bestand ein Dreiparteiensystem unter klarer Domi-
nanz der CSU. Die Sozialdemokraten mussten nun in den protestantisch-
frankischen Hochburgen erhebliche Einbriiche hinnehmen. Die CSU
konnte in einem zweiten Schub der ,Landnahme”4? mit Beginn der
sozialliberalen Bundesregierung 1969 in diese Gebiete nachhaltig einbre-
chen. Diese ,Landnahme” wird aber mit Blick auf Beispiele aus landli-
chen Regionen von Jaromir Balcar zeitlich bereits zum Teil wesentlich
frither verankert.413

Thomas Schlemmer macht am Beispiel der Region Ingolstadt folgende
Griinde fiir den zu Ende gehenden sozialdemokratischen Friithling um
1970 fest, die auch fiir ganz Bayern Geltung beanspruchen: Die weiterhin
bestehenden Strukturen (z.B. die Konfessionsverteilung), historische
Traditionen, ein starker Gegner in Gestalt der ,Staatspartei” CSU, Defizi-
te im organisatorischen Gefiige der Partei und anhaltende erhebliche
Schwierigkeiten, auf dem Land Fuf$ zu fassen. Hausgemachte Probleme
in Form von parteiinternen Auseinandersetzungen mit den linken Jung-
sozialisten durch ,selbstzerstorerische Grundsatzdebatten”4* hatten
nicht nur in Miinchen zur Konsequenz, dass die Partei ,zunehmend vom
linken Rand des politische Spektrums her unter Druck” geriet. Uber die
,spezifisch bayerischen Verhiltnisse” hinausgehend spielte der Streit um
(bundes)politische Themen wie die Notstandsgesetze, die Beteiligung an
der Grofien Koalition (!), die Grofiwetterlage in Bayern nach dem Regie-
rungswechsel im Bund sowie partiell die 1972 implementierte Gebietsre-
form eine Rolle.#1

Diese Aspekte verdienen neben der Homogenisierungsthese Beachtung,
da sie auf genuin politische Faktoren verweisen, die auf die Entwicklung

412) Mintzel , Bayern und die CSU, S. 222.
413) Vgl. Balcar, Politik, S. 341ff.

414 Schlemmer, Industriemoderne, S. 313: ebenda, S. 316 und S. 322 (die folgenden
Zitate); dazu auch ebenda, S. 313ff.

415) Vgl. Schlemmer, Industriemoderne, S. 351; zur Gebietsreform bemerkt Schlem-
mer: ,Die Gebietsreform tat ein tibriges, um die Chancen der Sozialdemokratie
zu schmalern, die mit dem Landkreis Ingolstadt 1972 einen wichtigen Eckpfeiler
im Mittelbayerischen Donaugebiet verlor.” (ebenda, S. 351f.).
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der SPD hemmend einwirkten. Die ,Bilanz des Aufbruchs der jungen
Genossen seit Mitte der sechziger Jahre [fiel] zwiespiltig aus”, d.h. es
kam zwar zu einer ,Blutauffrischung” durch neue Mitglieder, aber
gleichzeitig traten Fliigelkdmpfe auf und ideologische Verirrungen oder
zumindest Ubertreibungen triibten eine euphorische Stimmung.

Die Christsozialen prasentierten sich auch als ,Partei der kleinen Leu-
te”416, was die Sozialdemokratie, die sich als eigentliche Arbeiterpartei
verstand, grundsitzlich ins Mark traf. Der Unterschied bei den Wahlen
blieb zwischen beiden Parteien enorm hoch und bewegte sich meist um
die 20 %. Zwar schmolz er zumindest bei der Bundestagswahl 1998 deut-
lich, dagegen stieg er vier Jahre spéiter bei der Bundestagswahl 2002, als
Edmund Stoiber als Kanzlerkandidat angetreten war, stark an. Ein Jahr
spdter erlebte die bayerische SPD bei der Landtagswahl 2003 vor allem
infolge des miserablen Erscheinungsbildes der sozialdemokratisch ge-
filhrten damaligen Bundesregierung einen regelrechten Absturz. Seit
Anfang des neuen Jahrhunderts ist der Abstand auf weit tiber dreifiig
Prozentpunkte angewachsen. Die Gewinne der seit 1986 im Landtag
vertretenen Griinen gingen zulasten der SPD. Spitestens seit dem hefti-
gen Einbruch bei der Landtagswahl 2003 ist der Volksparteicharakter der
bayerischen Sozialdemokratie schwer in Mitleidenschaft gezogen wor-
den.

Befunde der Wahlforschung und zur Wiihlerschaft

In der neueren Fachliteratur zu Wahlen in Bayern werden die Ergebnisse
der vorliegenden Arbeit mit ihrem Schwerpunkt von 1998 bis zum Jahr
2013 weitgehend bestitigt (siehe Kapitel III). Zunédchst weisen die Auto-
ren Manuela Glaab, Alexander Irrgang und Michael Weigl auf Trends
bei Wahlen und im Wahlverhalten hin, die sowohl fiir den Bund als auch
fiir Bayern Geltung beanspruchen. Demzufolge bestehen keine bayeri-
schen Abweichungen oder bayerische Spezifika und Bayern stelle ,kei-
nen Sonderfall im Wahlverhalten der Deutschen”4” dar: Die politischen
Lager - liberal-btirgerlich (oder konservativ) versus sozialdemokratisch-
okologisch - blieben ungeachtet verschiedener Trends erhalten.

Ein zentrales Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit spricht Susan-
ne Koch in ihrer Studie tiber Wechselbeziehungen zwischen lokalen
Parteiorganisationen, Wahlerfolg und Sozialstruktur im Zeitraum von
den 1960er Jahren bis Anfang der 1990er Jahre an. Warum kam der von

416) Vel. auch Kock/Treml, Weltkrieg , S. 503.

47) Glaab, Irrgang, Weigl, Herausforderungen, S. 224; zum Folgenden ebenda, S.
219ff.
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Modernisierung und Sékularisierung begleitete 6konomische Struktur-
wandel Bayerns nach 1945 den Sozialdemokraten und den Liberalen
nicht zugute: ,Trotz fortschreitender sozio-6konomischer Verdnderun-
gen und neuer gesellschaftlicher Anforderungen konnten die Oppositi-
onsparteien seit Ende der fiinfziger Jahre nie die absolute Mehrheit der
CSU gefdhrden.”418 Um mogliche Zusammenhinge zwischen Parteior-
ganisation, Wahlergebnis und Sozialstrukturen aufzuspiiren, markiert
Koch fiir den Zeitraum bis Ende der 1980er Jahre die Rahmenbedingun-
gen19:

Erstens habe sich historisch das heutige moderne Bayern seit dem begin-
nenden 19. Jahrhundert mit den drei Traditionszonen Altbayern, Fran-
ken und Schwaben herausgebildet. Insbesondere in Franken bestanden
noch ausgepragte konfessionelle Gegensdtze. Zweitens ist die Sozial-
struktur Bayerns in Rechnung zu stellen, also eine weitgehend unveran-
derte Konfessionsverteilung, eine gebremste Urbanisierung und ein
soziookonomischer Wandel der Erwerbsstruktur. Dabei verzeichneten
die Arbeiter bereits in den 1970er Jahren prozentuale und in den 1980er
Jahren auch absolute Riickgénge. Drittens schlieSlich fiihrt Koch die
Bildungsstruktur, die Struktur der Arbeitsstdtten, die Bevolkerungsbe-
wegungen und die Gemeindegrofienklassen als pragende Indikatoren
an. Zusammenfassend kommt die Autorin zu der Feststellung, ,in Ver-
bindung mit den historischen Gegebenheiten begiinstigen die sozio-

okonomischen Rahmenbedingungen die christlich-konservativen Partei-
“420
en”420,

Wahlbeteiligung und Parteienbindung: Tendenziell sank die Wahlbeteili-
gung auf allen Wahlebenen, also den Kommunal-, Landtags-, Bundes-
tags- und Europawahlen. Seit den ausgehenden 1970er Jahren haben die
beiden grofien Parteien Union und SPD an Zustimmung eingebiifst wie
auch die addierten Ergebnisse bei den bayerischen Landtagswahlen von
1998 bis 2013 zeigen: 81,6 % (1998), 80,3 % (2003), 62,0 % (2008), 68,3 %
(2013). Offensichtlich hat die Bindungskraft der groflen Parteien nachge-
lassen und es gab weniger Stammwéhler und umgekehrt mehr Wech-
selwidhler. Kleinere Parteien erstarkten, insbesondere bei dem fiir die
CSU schweren Einbruch bei der Landtagswahl 2008. Das Wahlverhalten
wies generationenspezifische Charakteristika auf, d.h. die beiden grofien
Parteien verloren, in allerdings unterschiedlichem Ausmafi, bei den
Jungwéhlern. Zumindest galt fiir die SPD in Bayern seit Ende der 1990er

418) Koch, Parteien, S. 21.

419) Vgl. Koch, Parteien, S. 88ff. (Traditionszonen), S. 96ff. (Konfessionsverteilung), S.
101ff. (soziookonomischer Wandel), S. 113ff. (Bevolkerungsbewegungen)

420) Koch, Parteien, S. 123 und ebenda (die beiden folgenden Zitate); zum Folgenden
ebenda, S. 124ff. (Wahlgeographie).
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Jahre, dass sie tatsédchlich bei den Jungwihlern zum Teil erhebliche Ein-
bufien hinnehmen musste.

Geographische Verteilung: Wahlgeographisch bestitigt die Studie von
Koch fiir den Zeitraum von 1945 bis 1987 die Befunde von Alf Mintzel
und verbindet sie mit einem Strukturwandel der Arbeitnehmerschaft
zum Nachteil der bayerischen Sozialdemokratie gerade in ihren Hoch-
burgen. Der Partei, ,deren Hochburgen sich traditionell auf die Indust-
rieinseln und den protestantischen Korridor Frankens beschrénken,
gelingt es kaum, von der Industrialisierung zu profitieren”. Dazu gesell-
te sich ein Strukturwandel, der die Arbeitnehmerschaft ausdifferenziert
und dem die bayerische Sozialdemokratie anders als die Partei aufler-
halb Bayerns kaum begegnen kann: ,Kann die SPD anderer Bundeslan-
der in den sechziger und siebziger Jahren das schrumpfende Wahlerpo-
tential der traditionellen Arbeiterschaft durch Einbindung neuer Schich-
ten auffangen, gelingt dies in Bayern nur sehr kurzfristig und be-
schrankt. Die bayrische Sozialdemokratie verliert in ihren stddtischen
Hochburgen wie in den fréankisch-protestantischen Gebieten, auch wenn
diese weiterhin industriell geprégt sind”.

Blicken wir auf die geographische Verteilung der Wahlergebnisse, so
bestétigen sich in unserer Studie die Unterschiede zwischen Stadt und
Land: Die klare Dominanz der CSU auf dem flachen Land stellte weiter-
hin einen bestimmenden Faktor dar. Umgekehrt galt der Befund, je we-
niger landlich das Wahlgebiet strukturiert war, desto besser fielen die
SPD-Ergebnisse aus. Dieser Trend traf auch bei Heranziehung der Ge-
meindegrofienklassen zu. Koch beschreibt die regionalen Unterschiede
bei den Landtagswahlen von 1970 bis 1986 und hilt fest, ,, unbestritten ist
Bayern Gesamthochburg der CSU”42l. Hohepunkt und Abschluss der
,Landnahme” der CSU in den protestantischen Gebieten Frankens sei
1974 gewesen, als im bisherigen Problemgebiet Mittelfranken 50 % und
mehr Stimmenanteile errungen wurden. Allerdings konnte oben am
Beispiel der kreisfreien Stidte gezeigt werden, dass dieser Vormarsch
der Christsozialen erst nach 1982 eintrat.

Die Hochburgen der SPD stellten Mittel- und Oberfranken dar, in Ober-
franken wurde 1970 mit 39 % das beste Ergebnis tiberhaupt und in Mit-
telfranken 1982 mit 38,5 % der Hohepunkt erreicht. Demgegentiber hie-
fen die Problemgebiete der SPD - auch nach 2000 - Niederbayern und
seit 1986 Schwaben. Die Stimmeneinbriiche ab 1974 bzw. bei den kreis-
freien Stadten erst nach 1982 gingen auf die hohen Verluste in den stad-
tischen Verdichtungsrdaumen zurtick, von denen in den siebziger Jahren

421) Koch, Parteien, S. 134; ebenda, S. 134ff. (zu den Wahlen von 1970 bis 1986 und
den SPD-Ergebnissen).
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die CSU und spéter die Griinen profitierten. Insofern bestdtigen sich
Befunde weiterer Landtagswahlen in Bayern, demnach die Griinen die
ohnehin weit abgeschlagene Opposition schwachten. Die Landtagswah-
len von 2003 und 2008 unterstrichen die regionalen Befunde tiber friithere
Wahlginge, demnach die SPD ,eine regionale und stidtegebietliche
Schwerpunkt-Partei ist, die in keinem Wahlkreis (= Regierungsbezirk)
flaichendeckend priasent ist”422.

Nachweisbar bis in unsere unmittelbare Gegenwart ist der Stadt-Land-
Gegensatz, d.h. die SPD blieb schwach in Kleinst- und Kleingemeinden
und erst ab Gemeinden mit mindestens 2000 Einwohnern verbesserte
sich ihre Prasenz (siehe I11.3.3). Somit galt, je grofser der Ort, desto besser
waren die sozialdemokratischen Ergebnisse. Wie ebenfalls bereits darge-
legt, profitierte die CSU von der landlich-kleinstddtischen Struktur Bay-
erns, wihrend umgekehrt die Sozialdemokraten umso bessere Ergebnis-
se erzielten, je mehr stddtische Regionen in den Fokus gertickt werden.
Ein parteiinternes , Diskussionspapier 1987742 des SPD-Préasidiums und
Landesverbandes zur Lage in Bayern verweist u.a. zu Recht auf regiona-
le Unterschiede und ,zwar strukturelle Effekte gesellschaftlicher aber
auch innerorganisatorischer Art”. Demnach seien die alten Hochburgen
Fiirth oder Niuirnberg zwar noch an der Spitze, aber schon geschwécht
und andere grofie Stiadte niherten sich immer mehr dem jeweiligen
Landesdurchschnitt an. Die Tatsache, dass zu dem damaligen Zeitpunkt
- Mitte der achtziger Jahre - in rund ein Drittel der Gemeinden in Bayern
kein Ortsverein vorhanden war, muss als bedenkliches Faktum betont
werden.

In einer neueren Studie zur Politik auf dem Land nach 1945 wird der
schwierige Stand der bayerischen Sozialdemokratie in landlichen Gebie-
ten betont. Zwar habe es sich nach 1945, u.a. durch die frithe Minister-
préasidentschaft von Wilhelm Hoegner und die nachfolgende Regie-
rungsbeteiligung der SPD nicht um einen ,Fehlstart” beim Neubeginn
nach dem Kriegsende gehandelt. Man kniipfte personell und inhaltlich
an die Weimarer Zeit an und damit an einen Wiederbeginn als Arbeiter-
partei. Diese Kontinuitdt und die , damit einhergehende Selbstbeschran-
kung auf die stddtische Industriearbeiterschaft und die aggressive Klas-
senkampfrhetorik eines Kurt Schumacher machten es der SPD aufSeror-
dentlich schwer, auch in agrarisch geprigten Regionen Fufi zu fassen,
wo sie bei der Landarbeiterschaft noch nie viel Anklang gefunden hat-
te”424. Die Problematik der wenig erfolgreichen Prédsenz der Sozialdemo-

422) Mintzel, Hegemonie, S. 116 (Hervorhebung im Original).
423) Das Papier ist abgedruckt bei Mintzel, Hegemonie, S. 155-163.

424) Balcar, Politik, S. 148; vgl. auch unten die dhnlichen Ergebnisse von Schlemmer
zum Mittlerem Donaugebiet.
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kratie auf dem ,,flachen” Land zieht sich bis in unsere unmittelbare Ge-
genwart. Die dabei bestehenden Schwierigkeiten der SPD wurden oben
im Abschnitt zur geographischen Verteilung der Wahlergebnisse skiz-
ziert.

Stammuwihlerschaften: Das Wahlverhalten in Bezug auf Stammwahler-
schaften entlang gesellschaftlicher oder konfessioneller Konfliktlinien
(,cleavages”) spielt weiterhin eine Rolle. Allerdings hat es, wie bei den
vorgelegten Befunden sichtbar wird, an Einfluss eingebiif3t.

Erstens sind mit Blick auf das Verhiltnis zwischen Staat und Kirche klare
Priaferenzen festzumachen, denn die CSU erreichte weiterhin ihre besten
Werte bei den Katholiken und die Sozialdemokraten erzielten bei den
Protestanten durchgehend hohere Werte. Ein oftmals behaupteter, ra-
scher Bedeutungsriickgang des Faktors der Konfession ist nicht festzu-
stellen, denn die , Konfessionszugehorigkeit determiniert das Wahlver-
halten heute eben in unverminderter Stirke”42>. Es bleibt dabei, die
,CDU/CSU ist eine dominante katholische, die SPD eine stidrker evange-
lische Partei”. Die besten SPD-Ergebnisse kamen in den evangelischen
Gebieten Frankens zustande. Dieser Befund gegen Ende der 1980er Jahre
kann im Ubrigen bei der vorliegenden Arbeit fiir den Zeitraum von 1998
bis 2013 bzw. von 1990 bis 200342 bestatigt werden.

Die CSU blieb in protestantischen Gebieten immer eindeutig hinter ihren
Resultaten in katholischen Regionen zurtick: So kam sie dort bei der
Landtagswahl 1998 auf 46,7 % und lag klar unter ihrem gesamtbayeri-
schen Ergebnis, wiahrend umgekehrt die SPD in Mittelfranken mit 38 %
weit tiber ihrem Landesergebnis landete. Noch eindeutiger zum Vor-
schein kommt der Konfessionsfaktor bei der Frage nach der Intensivitit
der Kirchenbindung, gemessen an der Kirchgangshaufigkeit. Je hoher
sich diese Rate bewegte, desto mehr Wihlerstimmen erhielt die CSU und
umgekehrt je niedriger die Kirchgangshaufigkeit, desto bessere Werte
konnten die Sozialdemokraten verbuchen.

Zweitens ist mit Bezug auf den soziookonomischen Konflikt zwischen
Arbeit und Kapital zunidchst zu konstatieren, dass aufgrund der spezifi-
schen Industrialisierung in Bayern der Anteil von Arbeitern in der Be-
rufsstruktur relativ gering war. Die Zahl der gewerkschaftlich Organi-
sierten befand sich auf niedrigerem Niveau, womit die zumindest jahr-
zehntelange vorherrschende Basis der sozialdemokratischen Stammwéh-

425) Koch, Parteien, S. 213; ebenda (das folgende Zitat); zum Folgenden ebenda, S.
220ff., S. 226ff. (Parteiorganisationen und Stimmenergebnisse).

426) Vgl. dazu Kiefiling, CSU, S. 86ff.; ebenda, S. 89 (Tabelle 2); dhnlich die wahlsozio-
logischen Befunde bestitigend fiir die Landtagswahlen 1990 bis 1998 Mintzel,
Hegemonie, S. 137ff.
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lerschaft von vorneherein begrenzt war. Deswegen bestiinden in Bayern
nur wenige ,klassische sozialdemokratische Milieus”4?” und die sozio-
okonomische Konfliktlinie, d.h. vereinfacht formuliert der Gegensatz
zwischen Arbeit und Kapital, werde zusitzlich von religits-konfessio-
nellen Konflikten tiberlagert. Diese grundsitzliche Konstellation muss
bei der Beurteilung der sozialdemokratischen Wahlergebnisse in Rech-
nung gestellt werden. In diesen Kontext fallt auch die im Kapitel III be-
handelte Tatsache, dass viele Arbeiter die CSU wihlten.

Auffillig erscheint bei dieser Konfliktlinie der Befund, demzufolge die
bayerische Sozialdemokratie offensichtlich nach 2000 hohere Einbufsen
hinnehmen musste. Wie bereits verschiedentlich ausgefiihrt, konnte die
SPD vom soziookonomischen Strukturwandel der bayerischen Erwerbs-
gesellschaft viel weniger profitieren und sich im Unterschied zu anderen
Bundesldndern nicht auf eine Mehrheit in der Arbeiterschaft stiitzen.
Dennoch stellte die Arbeiterschaft nach der Jahrhundertwende weiterhin
eine wichtige Klientel dar. Bis zur Landtagswahl 1998 rangierte die SPD
in der Wahlergruppe der Arbeiter noch vor den Christsozialen. Funf
Jahre spiter jedoch distanzierte die CSU die Sozialdemokraten in diesem
Segment und behielt den Vorrang bis zur Wahl 2013. Nach der Jahrhun-
dertwende hatte sich somit diese Wahlerentwicklung dramatisch verdn-
dert, denn bei den Landtagswahlen 2003, 2008 und 2013 lag diese Be-
rufsgruppe innerhalb der sozialdemokratischen Wé&hlerschaft nur noch
marginal tiber dem sozialdemokratischen Gesamtergebnis, was bei einer
Beurteilung des weiteren Abrutschens der bayerischen SPD zu beachten
ist.

Fir das Abschneiden der bayerischen Sozialdemokratie bei Wahlen
waren zusammenfassend sozialstrukturelle Umweltbedingungen wie die
Konfession und die soziookonomische Stellung (z.B. Anteile von Arbei-
tern) ausschlaggebend, das ,beste Umfeld der SPD scheint neben einem
niedrigen Beschiftigungsanteil in Land- und Forstwirtschaft in Gemein-
den mit einer dominant protestantischen Bevolkerungsstruktur und
einem hohen Arbeiteranteil zu liegen”“#?%. Noch bis in die 1980er Jahre
galt der Befund, so Koch, je mehr Arbeiter im Stimmbezirk vorhanden
waren, desto besser war die SPD. Aber im Verlauf der 1980er Jahre nahm
dieser Trend ab und die CSU erzielte in diesem Segment zunehmend
hohere Ergebnisse.

Die gewachsene Stiarke der Christsozialen bei der klassischen sozialde-
mokratischen Wihlerschicht der Arbeiter ist fiir die Zeit nach 2000 zu
unterstreichen. Der sozialdemokratische Verlust bei ihrer wesentlichen

427) Kieflling, Parteiensystem, S. 130.
428) Koch, Parteien, S. 198; zum Folgenden ebenda, S. 193ff.
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Wihlerschicht, den gewerkschaftlich organisierten Arbeitern, war mar-
kant. Auf die grundsitzlichen Nachteile der Sozialdemokratie in Bayern
weist Kiefsling hin, d.h. zum einen tiberlagere die grofle Bedeutung des
Katholizismus die Parteipriferenz der Arbeiter fiir die SPD und zum
anderen blieb als Folge der spédten bayerischen Industrialisierung die
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder auf niedrigem Niveau.#? Dariiber
hinaus stellte sich die CSU in ihrem Selbstverstindnis auch als ,Partei
der kleinen Leute” dar, so dass sie mittlerweile in allen Berufsgruppen
beim Wahlverhalten dominierte. Fiir die Wahlen in den 1990er Jahren
betont demnach Mintzel, ,daf8 die CSU in allen Berufsgruppen die bei
weitem stdrkste Priferenz geniefst”#. Zwar erzielte sie weit {iberpropor-
tionale Ergebnisse bei Landwirten und Selbststandigen, ,aber auch die
Arbeiterschaft wihlt in Bayern mehrheitlich die CSU”.

Hinsichtlich der Struktur der Arbeitsstitten ist festzuhalten, je kleiner der
Betrieb war, desto mehr wurde die CSU gewéhlt, ab einer Grofie vom
100 Beschiftigten stieg hingegen der SPD-Stimmenanteil. Dazu ist zu
bedenken, dass nur jeder fiinfte Beschiftigte in Grofibetrieben tétig war.

Zusammenhinge zwischen parteilicher Prasenz, Mitgliederstirke und
Wahlergebnissen bestanden nach Koch wie folgt:#3! Positive Impulse fiir
das Abschneiden der SPD bei Wahlen sind durch das Vorhandensein
von Ortsvereinen zu erkennen, denn generell kam es zu schlechteren
Resultaten in Gemeinden ohne Ortsvereine. Mit wachsender Mitglieder-
dichte stieg der Wahlerfolg der SPD, wie die Parteiorganisation tiber-
haupt eine wichtige positive Einflussgrofie sei. Des Weiteren sank das
Stimmenergebnis der Sozialdemokraten, wenn der Anteil des priméren
Sektors in einem Stimmbezirk zunahm. Der Arbeiteranteil blieb in dieser
Phase von 1972 bis 1987 die ,bestimmende positive Grofse”. Der konfes-
sionelle Aspekt galt wie gehabt, allerdings beeintradchtigte ein dominan-
tes katholisches Milieu allein die SPD nicht so schwerwiegend wie das
Jlandlich-dorfliche Umfeld”, in dem ihre Strukturschwiche erst offen-
sichtlich wurde. Ein hoher Arbeiteranteil entfaltete eine positive Wir-
kung auf die Parteiorganisationen der Sozialdemokraten, wihrend ein
starkerer primarer Sektor der CSU zugutekam. Zusammenfassend weist
Koch einen positiven Einfluss von Parteiorganisationen und Mitglieder-
dichte auf das sozialdemokratische Wahlergebnis nach.

429) Vgl. Kieflling, CSU, S. 89f.; ebenda, S. 90 (,,Partei der kleinen Leute”).

430) Mintzel, Hegemonie, S. 137 (Hervorhebung im Original); ebenda, S. 139 (das
folgende Zitat).

431) Vgl. zum Folgenden Koch, Parteien, S. 205ff.; ebenda, S. 252ff. und ebenda, S.
257f. (die beiden folgenden Zitate).
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Drittens stehen bei der neueren, postmaterialistischen Konfliktlinie zwi-
schen Materialismus und Postmaterialismus vorrangig die Griinen im
Mittelpunkt. Deren Stimmenzuwaichse gingen eher zu Lasten der SPD,
da die Griinen in ,sozialdemokratischen Wé&hlerschichten” eingedrun-
gen sind und demzufolge eine Konkurrenz darstellten.*3? Ein kurzer
Blick auf die Landtagswahlergebnisse von SPD und Griinen seit 1986
ergibt folgendes Bild:

Abbildung 5: SPD und Griine bei den Landtagswahlen 1986-2013
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Wie ersichtlich bestand seit dem Einzug der Griinen in den bayerischen
Landtag kein Automatismus dahingehend, dass Verluste der SPD immer
dann eintraten, wenn die Griinen zugelegt hatten und umgekehrt. Es
mag in bestimmten Umfang durchaus zu sozialdemokratischen Verlus-
ten wegen der griinen Konkurrenz gekommen sein, aber bei den schwe-
ren Niederlagen der SPD in den Landtagswahlen 2003 und 2008 bildeten
die Griinen einen, aber bei weitem nicht den ausschlaggebenden Faktor
fur den Absturz.

Ungeachtet der knapp skizzierten wahlbezogenen Konfliktlinien gab es
auch in Bayern mehr Wechselwihler, allerdings verlief die Wechselbe-
reitschaft vorrangig zugunsten der CSU.433 2003 verlor die SPD u.a. 411
000 Nichtwihler, wihrend nur 131 000 zur Sozialdemokratie wechselten
und 377 000 abwanderten. Es bestanden erhebliche ,Mobilisierungsprob-
leme der SPD”, wofiir die sozialpolitische Reformpolitik der Regierung
Schroder mitverantwortlich war.

432) Vgl. auch Mintzel, Hegemonie, S. 150ff.
433) Vgl. Kieflling, CSU, S. 92; ebenda (das folgende Zitat).
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Die Wihlerschaft der beiden grofSen Parteien fiir den Zeitraum zwischen
1970 und 1987 wird wie folgt charakterisiert:4** Die CSU besafs Wahler
aus allen Schichten, entscheidend fiir diese war das Lebensumfeld. Es
spielte demzufolge eine wichtige Rolle, ob beispielsweise ein Arbeiter in
einer landlichen oder stidtischen Umwelt lebte. Die ,CSU war in den
siebziger Jahren eine Partei landlich-kleinstddtischer Bevolkerung mit
einem deutlichen Riickhalt in den béuerlich sowie handwerkschaftlich
gepragten Teilen sowie einem katholischen Lebenshintergrund”.

Allerdings konstatiert die Studie von Koch eine Abnahme in katholi-
schen Gemeinden bei den traditionellen Wiahlern sowie Verluste bei
bauerlichen Wahlern, die ins Lager der Nichtwihler wechselten. Dem-
gegeniiber war in dem betreffenden Zeitraum die Wahlerschaft der SPD
auf wenige Gruppen beschrénkt und seit Anfang der 1980er Jahre muss-
te sie Einbuflen in ihren traditionellen Wihlerbereichen hinnehmen.
Sozialdemokratische Verluste in diesem Zeitraum seien zuriickzufiihren
zum einen auf eine nachlassende Bindung bei den Arbeitern, die vielfach
ins Lager der Nichtwihler abgewandert waren, und zum anderen auf
Abwanderungen zu den Griinen in den Stddten mit einer starken tertia-
ren Wirtschaftsstruktur.

Zusammenfassend formuliert Kiefdling*®> pointiert mit Blick auf die SPD
als den Gegner der tiberméchtigen Regierungspartei, ,wer also in Bayern
gegen die CSU antritt, tritt nicht nur gegen eine Partei an, sondern viel-
mehr gegen ein tief gestaffeltes gesellschaftliches Netzwerk der Macht”.
Der CSU mit ihrer ,Grasverwurzelung” und Verflechtung im vorpoliti-
schen Raum gelingt es, ,als symbolisch untermauerte Interessenvertrete-
rin Bayerns aufzutreten und gleichzeitig gesamtstaatliche Verantwor-
tung zu tibernehmen”. Demgegeniiber sei die SPD ,unterprivilegiert”
und ,nicht in der gleichen Weise in das offentliche Leben mit eingebun-
den und ihr politisches Personal bleibt unbekannt, wird schlechter be-
wertet und erhilt kaum Vertrauen in seine Problemlosungskompetenz”.
Damit ist ein wichtiger Aspekt sozialdemokratischer Politik angespro-
chen, der auch Ausfluss der organisatorischen Schwiche der Partei,
insbesondere im eher landlichen Raum, ist.

Kompetenzen: Bei den Ergebnissen der Wahlforschung zu den Landtags-
wahlen hat sich der Stellenwert der Kompetenzen, die den Parteien aus
Sicht der Wéhler attestiert wurden, als ein sehr gewichtiger Faktor er-
wiesen. Diesen Befund der vorliegenden Arbeit untermauert die Analyse

434) Vel. Koch, Parteien, S. 140ff.; ebenda, S. 142 (das folgende Zitat).

435) KiefSlling, CSU, S. 94 und ebenda (die folgenden Zitate); zur CSU in den Wahlen
1990 bis 1998 auch Miiller, Machtverhéltnisse, S. 21ff.
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von Kiefling®¢, der ebenfalls die hier bestehenden Defizite der Sozial-
demokraten hervorhebt: Wie oben ausgefiihrt, verfiigte die SPD in Bay-
ern {iber kein Feld mit konkurrenzloser Kompetenz. Insbesondere fiel sie
in den Bereichen Wirtschaft, Finanzen und Arbeitsmarkt weit zuriick,
denn die deutliche Mehrheit der bayerischen Wahler verband die ver-
gleichsweise gute Lage in Bayern mit der Politik der dominierenden CSU
und attestierte dieser eindeutig die Losungskompetenz.

Einem interessanten Hinweis beziiglich inhaltlicher Fragen bei einem
Vergleich zwischen den grofsen Parteien zufolge, wiirden sich jedoch die
wirtschafts- und sozialpolitischen Positionen von CSU und SPD ,nur in
geringem Ausmafl unterscheiden#%, dagegen bestiinden grofSere Diffe-
renzen auf dem Gebiet der Gesellschaftspolitik, in dem die CSU eindeu-
tig konservativer auftritt. Somit handelt es sich wohl, wenn man dieser
Feststellung folgt, bei der Frage nach den Kompetenzzuteilungen der
Wihlerschaft um ein tiber Inhalte hinausgehendes Phinomen, will sa-
gen, welche Botschaft tiber welche politischen Inhalte kommt eigentlich
beim Wahler an. Die dhnlich gelagerte Problematik mangelnder Wahr-
nehmung der geleisteten politischen Arbeit in der Offentlichkeit zum
Nachteil der SPD im Rahmen der Grofien Koalition 2013 bis 2017 sei an
dieser Stelle nur angedeutet.

Da der Aspekt der Kompetenzen in enger Korrelation mit dem Erschei-
nungsbild derjenigen Instanzen steht, von denen man Kompetenz erwar-
tet, also den Parteien, betrachten wir im nidchsten Abschnitt das Profil
der bayerischen SPD stichpunktartig mit einer Binnenansicht.

Anmerkungen zum Erscheinungsbild der bayerischen Sozialdemokratie: Geo-
graphische Verbreitung, Mitgliedschaften, Organisation, Landtagsfraktion

Im Folgenden werden wir punktuell einzelne Ausschnitte des Erschei-
nungsbildes der bayerischen SPD, also ihre rdumliche Verteilung, Mit-
gliedschaften, Organisation, Kommunikation und Mandatstrager (Frak-
tion) beleuchten. Eine umfassendere Beschiftigung mit der gesamten
Organisationsstruktur der bayerischen Sozialdemokratie ist jedoch in-
nerhalb der vorliegenden Arbeit nicht moglich, es soll lediglich ein Blick
auf die Binnenstruktur der Partei gewagt werden. Alf Mintzel*3 beschaf-
tigt sich in seiner Ende der 1990er Jahre publizierten Studie ausfiihrlich
mit der Mitgliedschaft der Partei sowie mit deren organisatorischen

430) Vgl. dazu Kiefiling, CSU, S. 77f.
437) Brauninger, Debus, Parteienwettbewerb, S. 66.
438) Vgl. Mintzel, Hegemonie, S. 166ff. und S. 172ff. (rdumliches Strukturbild).
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Erscheinungsbild. Der zeitliche Schwerpunkt dieser Untersuchung geht
zwar unserem Zeitraum der Jahre nach 2000 unmittelbar voraus, den-
noch seien einige ihrer Ergebnisse genannt:

Raumlich war das Bild der SPD in Bayern seit Jahrzehnten durch ein
Ost-West-Gefélle und ein Nordost-Stidwest-Gefélle gepréagt. Westlich
einer Linie von den HafSbergen im Norden iiber Gunzenhausen, Dillin-
gen bis ins Unterallgédu herrschte eine geringe Organisationsdichte. Zieht
man vom Nordwesten bis in den Stidosten Bayerns eine Diagonale, so ist
nordlich davon die SPD stirker verankert. Nordostbayern war bis in die
1990er Jahre das ,Traditionsgebiet der SPD schlechthin”, so dass die
bayerische SPD durch einen ,frinkisch-protestantischen Traditionsge-
ruch” gepragt war.#® Diese vereinfachte Aufteilung zur Présenz der
Sozialdemokratie am Ende des 20. Jahrhunderts ist noch durch die grof3-
stadtischen Ballungsrdume des Stddtedreiecks Niirnberg, Erlangen und
Fiurth und den Grofiraum Miinchen sowie Schwerpunktgebiete um
Aschaffenburg, Neu-Um, Passau und Hof zu ergidnzen. Anfang der
1990er Jahre bestanden regional erhebliche Defizite der sozialdemokrati-
schen Parteiorganisation in Schwaben, wihrend organisatorische Hoch-
burgen in einigen Gemeinden Mittel- und Oberfrankens vorzufinden
waren. Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit mit dem zeitlichen
Schwerpunkt nach der Jahrhundertwende zeigen, dass man eigentlich
von Hochburgen nur in Nordbayern und im GrofsSraum Miinchen spre-
chen kann.440

Berticksichtigt man die bereits in ihrer Entstehungsphase aufgetretenen
Differenzen zwischen der nordbayerisch-protestantisch gepréagten und
der tberwiegend Kkatholischen, stidbayerischen Sozialdemokratie, so
kann man dem Urteil zustimmen, dass die SPD in Bayern ,ihren span-
nungsreichen und konflikttrachtigen Doppelcharakter als einer fran-
kisch-protestantischen und einer stidbayerischen, in Miinchen zentrier-
ten Regionalpartei, mit jeweils mittelstadtisch-insularen Streuschwer-
punkten”44! beibehielt.

Da entsprechende Daten zur sozialdemokratischen Mitgliederstruktur
auf der Ebene ganz Bayerns fehlen, kommt Mintzel auf Basis der Aus-
wertung parteibezogener Daten aus den drei Bezirken zu folgendem
Befund: ,In der SPD schlugen sich somit Rapiditit und Dynamik des

439) Mintzel, Hegemonie, S. 172 (Hervorhebung im Original); vgl. zum Folgenden
(Gesamtpartei) ebenda, S. 121.

440) Vgl. zu den Hochburgen der SPD nach der Jahrhundertwende oben Abschnitt III
3.3.

441) Mintzel, Hegemonie, S. 120; ebenda, S. 17 und ebenda, S. 178f. (die folgenden
Zitate) (Hervorhebungen im Original).
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industriegesellschaftlichen Umbruchs Bayerns weit weniger nieder als in
der CSU, die im groflen und ganzen in ihrer Mitgliedschaft die struktu-
rellen Spezifika der bayerischen Erwerbsgesellschaft breiter reprasentiert
und zumindest partiell weit mehr dem gesellschaftlichen Wandel unter-
worfen war.”

Generell habe allerdings die in den 1990er Jahren aufkommende Partei-
enverdrossenheit alle Parteien getroffen. Grofite Verliererin war aber die
SPD mit tiber 200 000 Abgidngen bundesweit.*? Wihrend in der Mit-
gliedschaft der CSU die ganze Bandbreite der Erwerbstitigkeit eher
abgebildet war, ist fiir die SPD hingegen festzuhalten: , Die SPD behielt
dagegen weitgehend ihren historischen Charakter als Arbeiterpartei -
und im weiteren Sinne als Arbeitnehmerpartei - des frithindustrialisier-
ten Bayern, seiner ehemaligen stddtischen Industrieinseln (Ntirnberg,
Fiirth, Augsburg, Miinchen, Schweinfurt) und Dienstleistungszentren.”

Der selbststindige Besitzmittelstand war unterreprasentiert, d.h. die
,SPD hielt ihren Doppelcharakter als Partei der industriellen Facharbei-
terschaft und der Beamten- und Angestelltenschaft” bei. Der im Laufe
des soziookonomischen Wandels stark angestiegene Angestelltenanteil -
von 14,2 % (1946) auf 43 % (1996) - habe sich in der Mitgliedschaft der
SPD nicht abgebildet.

Die Stagnation der Zusammensetzung der SPD-Mitgliedschaft hatte
prinzipielle und bis in unsere unmittelbare Gegenwart reichende Konse-
quenzen. Verharrte somit die SPD in ihrer Mitgliedschaft weitgehend in
ihrer hergebrachten Zusammensetzung, verlief ,die spéte Vollindustria-
lisierung Bayerns zu einer vollausgereiften Industriegesellschaft [verlief]
weniger zugunsten der alten Partei der Industriegesellschaft, sondern
vielmehr zugunsten der neuen politischen Agenten der spédten Vollin-
dustrialisierung, zugunsten der CSU.”

Dennoch machten sich in der sozialdemokratischen Mitgliedschaft be-
rufsstrukturelle Verdnderungen in den 1970er, 1980er und 1990er Jahren
bemerkbar, die ausgeprédgter waren als in dem Zeitraum der vorherigen
hundert Jahre: Die Gruppe der Selbststindigen und der Landwirte sei
stark unterreprésentiert gewesen und aus der traditionellen Arbeiterpar-
tei ,eine Partei der breiten Arbeitnehmerschaft mit drei grofien Partei-
Kerngruppen, den Angehorigen aus der Arbeiterschaft, den Angehori-
gen von Angestellten- und Beamtenberufen und den Rentnern”# ge-
worden.

442) Vel. Grunden/Janetzki/Salandi, SPD, S. 99.
443) Mintzel, Hegemonie, S. 182.
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Jedenfalls konnen wir an dieser Stelle konstatieren, die SPD bildete zu-
mindest bei den Parteimitgliedschaften nicht mehr die durch den sozio-
okonomischen Wandel eingetretene, verdnderte Erwerbsgesellschaft
Bayerns in vollem Umfang ab. Aus diesem Befund konnen weitere Hin-
weise auf potenzielle Defizite der bayerischen Sozialdemokratie abgelei-
tet werden und damit - vor dem Hintergrund der Wechselbeziehungen
zwischen dem soziookonomischen Wandel und dessen politischen Fol-
gen - ihre Unterlegenheit verstandlicher werden.

Kritischer greift eine neue Studie** die Problematik der allgemein ver-
dnderten Mitgliederstruktur der gesamten SPD durch den vor allem
zwischen 1969 und 1974 erfolgten Zustrom zahlreicher neuer Mitglieder
auf. Befanden sich unter den Neuzugangen zur SPD bis 1969 zwei Drittel
Arbeiter, sank deren Anteil nach 1969 auf nur noch ein Drittel. Die neuen
Mitglieder gehorten mehrheitlich zu den Angestellten, Beamten sowie
Schiilern und Studenten. Bereits vor dem Wandel in der Gesamtgesell-
schaft war der Trend von Angestellten und Beamten in die SPD ausge-
prégter, d.h. vor dem Durchbruch dieses generellen Trends , entwickelte
sich die SPD zu einer Partei der Mittelschichten”. Die Arbeiter, die ,in
der langen Geschichte der SPD die klassische Basis der Mitglieder und
Wihler der SPD bildeten”, gerieten in den 1970er Jahren immer mehr an
den Rand. Zugespitzt formuliert der Verfasser Manfred Giillner kritisch:
,Weil die klassische Interessenvertretungspartei der Arbeiter ihre
Stammklientel zunehmend im Stich lie3, kam es zur massenhaften
Wahlenthaltung der Arbeiterwahler ...”

Insgesamt gesehen blieb die bayerische SPD organisatorisch zu schwach
und verfuigte im Vergleich zur tiberméchtigen politischen Konkurrenz
tiber zu wenig (Macht)Ressourcen. Ende 2012 hatte die Partei 67 000
Mitglieder in rund 1800 Ortsvereinen. Die SPD ist wie mehrfach schon
betont, kaum prasent in Niederbayern, in der Oberpfalz und in Schwa-
ben. Nach 1945 erfolgte der schnelle Wiederaufbau der Parteiorganisati-
on vom Ortsverein {iber den Unterbezirk bis zu méachtigen Bezirken und
einem eher einflusslosen Landesverband.*> Erst 1991 gelang es nach
heftigen Auseinandersetzungen unter dem Vorsitz von Renate Schmidt,
die Organisationsstruktur der Partei zu modernisieren und die bisheri-
gen drei Bezirke Franken, Niederbayern/Oberpfalz und Stid-Bayern
entsprechend dem politischen Aufbau Bayerns mit den sieben Regie-
rungsbezirken anzugleichen sowie den Landesvorstand endgiiltig zu
starken 446

444y Vgl. Giillner, Wihler, S. 82; ebenda, S. 109 (die folgenden Zitate).
445) Vgl. Koch, Parteien, S. 165ff.
446) Vgl. u.a. Mintzel, Hegemonie, S. 125ff.
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Einen anregenden Beitrag zur Binnenstruktur der Sozialdemokratie in
Bayern liefert eine, allerdings aus den spéten 1980er Jahren stammende
Untersuchung von Werner J. Patzelt*” tiber bayerische Abgeordnete der
CSU und der SPD. Wir greifen einige Aspekte heraus, die weit tiber
Charakteristiken der Wahrnehmung von Mandatsinhabern hinausfiihren
und schérfer auf Grundprobleme der bayerischen Sozialdemokratie
verweisen. Diese prinzipiellen Probleme verdienen im Hinblick auf die
Frage nach der unbefriedigenden ,Performance” der bayerischen Sozi-
aldemokratie nach 2000 und aktuell Beachtung.

Demnach wendeten CSU-Abgeordnete bei ihrer Wahlkreisarbeit offen-
sichtlich mehr Zeit fiir die direkte Kommunikation mit den Buirgern auf.
Demgegentiber pflegten die Sozialdemokraten weniger unmittelbaren
Kontakt mit den Buirgern, investierten dafiir aber mehr Arbeitszeit in die
parteiinterne Kommunikation. Dieser Befund verdient Beachtung in
Bezug auf die Problematik einer tibertriebenen , Binnenorientierung” der
bayerischen Sozialdemokratie. Diese ausgeprédgte Parteiorientierung -
im Unterschied zur stdrkeren Prdsenz der CSU-Mandatsinhaber im sog.
vorpolitischen Raum - brachte ein sozialdemokratischer Bundestagsab-
geordneter auf die zugespitzte, kritische Aussage, ,dafs wir mehr und
mehr im eigenem Saft kochen und zunehmend eine Sekte werden. Das
merken unsere bayerischen Mitbtirger”44.

Diesen Gedanken fortsetzend hat die Untersuchung offen gelegt, dass
sich die CSU-Abgeordneten stiarker im vorpolitischen Raum bewegten
(Vereine, Gesellschaften usw.), wiahrend die Sozialdemokraten mehr in
sihren eigenen Kreisen” (Partei, Gewerkschaften) verkehrten. Hierbei
spiele auch eine Rolle, dass bei der SPD , wahlkreisfremde” Personen als
Kandidaten nominiert werden, die somit von vorneherein weniger im
Wahlkreis verankert waren. Dartiber hinaus sei es fiir Sozialdemokraten
schwieriger, in derartigen Raumen Fufs zu fassen. Dass die CSU tiber
eine weitaus besser ausgebaute Organisation verfiigt, die ihr Kontakte
vor Ort wesentlich erleichtern, braucht angesichts ihrer weit {iberlegenen
Ressourcen nicht ndher erldutert werden. Die hohe Bedeutung des vor-
politischen Raumes brachte ein CSU-Landtagsabgeordneter klar zum
Ausdruck: ,Im vorpolitischen Bereich titig zu sein ... ist <schliellich>
sehr wichtig, weil bei den reinen Parteiveranstaltungen, da haben Sie nur
die eigenen Leute. Aber wenn Sie zu einer Veranstaltung eingeladen
werden im auflerpolitischen Bereich oder vorpolitischen Bereich und
dort titig werden konnen, dann sprechen’s ganz andere Bevolkerungs-
kreise an.”

447) Vgl. Patzelt, Bayerns SPD, S. 59ff.

448) Die drei folgenden Aussagen zit. nach Patzelt, Bayerns SPD, S. 76, S. 83, S. 85 und
ebenda.
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Das jahrzehntelange Verharren in der Opposition hat unterschiedliche
Stile zwischen CSU- und SPD-Abgeordneten erzeugt. So verfiigt ein
Abgeordneter der unangefochten dominierenden Hegemonialpartei
sicher tiber ein ausgeprégtes Selbstbewusstsein im Vergleich zu einem
dauerhaften Oppositionsvertreter. Des Weiteren kénne ein Oppositions-
abgeordneter im Unterschied zu einem Mandatsinhaber der Regie-
rungspartei eher weniger konkrete Ergebnisse vorweisen, was wiederum
sein Ansehen in der Bevolkerung steigern konnte.

Schliefilich wird eine , gewisse sprachliche und bildungsmaéflige Distanz”
sozialdemokratischer Abgeordneter zur Wahlbevolkerung erwihnt.
Dieser Aspekt verweist auf ein grundsitzlicheres Problem der bayeri-
schen SPD, dass ihre mangelnde Néhe zum ,Volk”, ihren Habitus und
ihre sozialstrukturelle Zusammensetzung als eher hinderliche Faktoren
thematisiert. Patzelt ldsst dazu einen ,atypische[n]” Sozialdemokraten
zu Wort kommen, der diese Problematik wie folgt formulierte, ,,...wenn
man so prozentuell vergleicht, <dann> glaube ich schon auch - und
bedauere -, daf es bei der SPD mehr gibt, die ein bifichen weg sind vom
Volk, als bei der CSU.”

Die Grundproblematik der Binnenfixierung taucht wiederholt in der
betreffenden Untersuchung von Patzelt auf, nur ein Beispiel eines sozi-
aldemokratischen Landtagsabgeordneten sei noch angefiihrt: , Ich glaube
einfach, dafs Sozialdemokraten viel zu sehr auf ihren eigenen Bereich
fixiert sind. Wir bewegen uns zu sehr in den eigenen Parteikreisen, mit
Leuten, mit denen wir gleichgesonnen sind, mit Leuten, von denen wir
wissen, wir liegen auf einer Wellenlidnge - wobei diese Wellenldnge halt
sehr eingegrenzt ist, nicht so viele Ober- und Unterldngen hat.”

Zusammenfassend benennt Patzelt eine Reihe von Hindernissen, die
einem grofieren Erfolg der bayerischen Sozialdemokratie im Wege ste-
hen: Ein zu wenig ausgebauter Biirgerkontakt, eine stark nach innen
gerichtete Kommunikation, die fehlende Prdsenz im vorpolitischen
Raum, ihre ungentigende Organisation und ,ihre Unfidhigkeit, nicht nur
als richtig geltende, sondern auch von grofieren Bevolkerungsteilen fiir
richtig gehaltene Positionen zu erarbeiten”#°. Wie aktuell gerade der
letztgenannte Punkt im Hinblick auf die Fluichtlingsfrage ist, braucht
angesichts der kaum zu leugnenden Divergenzen zwischen der Politik
der Fithrungsebene und den - nach wie vor disziplinierten, schweigen-
den - Mitgliedschaften nur kurz erwidhnt werden. Diese zugegeben
dlteren Befunde von Patzelt iiber die Arbeit der Abgeordneten verdienen
dennoch rund zwanzig Jahre spéter eine unbedingte Beachtung.

449) Patzelt, Bayerns SPD, S. 88.
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Blicken wir abschliefend noch auf die sozialdemokratische Vertretung
im bayerischen Landtag. Ein sozialstruktureller Befund zu den Mitglie-
dern im bayerischen Landtag nach der Wahl 2008 untermauert die These
einer partiellen Distanz zwischen den Mandatstragern und dem gesam-
ten Wahlvolk: Wihrend die CSU die spezifischen industrie- und dienst-
leistungsgesellschaftlichen Haupttrends weitgehend mit ihren Abgeord-
neten abbildete, wiesen die Sozialdemokraten hierbei , charakteristische
Defizite”4>0 auf: Die sozialdemokratischen Vertreter seien dem ,liberal-
intellektuellen Milieu” zu zuordnen, wahrend die CSU-Mandatstrédger in
mehreren Milieus verankert seien (konservativ, kleinbiirgerlich, mo-
dern). Dagegen seien die sozialdemokratischen Abgeordneten nicht
,milieureprasentativ”, d.h. ihre Wahler ,sind sozialstrukturell wesent-
lich anders zu verorten als ihre Abgeordneten”.

Damit kann ein weiterer Baustein fiir die anhaltende bzw. nach 2000
sogar wachsende Erfolglosigkeit der bayerischen Sozialdemokraten
identifiziert werden. Unter den sozialdemokratischen Abgeordneten
befanden sich viele Juristen und Angehorige padagogischer Berufe#°l.
Die tiberwiegend fehlende Ndhe zum Wahlvolk war somit bei der Land-
tagswahl 2008 ein diskussionswiirdiger Gesichtspunkt. Die im Jahre 2013
gewdhlten Abgeordneten der SPD bestdtigen Unterschiede zwischen
dem Wahlvolk und deren Reprédsentanten im Landtag, wenn man nur
die Berufsstruktur heranzieht:%> Demnach befand sich unter den 42
Mandatstréagern kein Arbeiter oder Handwerker und die Akademiker
stellten mit Abstand die grofste Gruppe. Unter den letztgenannten domi-
nierten die Juristen mit sieben Vertretern vor den Lehrern (Gymnasial-
lehrer, Sonderschullehrerin, Realschullehrer, Hauptschullehrer) mit
sechs Vertretern. Die tibrigen akademischen Berufe waren Journalisten,
Architektin, wissenschaftliche Mitarbeiter, Sozialpddagogin, Mathemati-
kerin, Dipl. Ingenieur, Dipl. Verwaltungswirt, Biologin, Betriebswirt,

450) Mintzel/ Wasner, Landesparlamentarismus, S. 115; ebenda, S. 118 (die folgenden
Zitate).

451) Interessant erscheint die Feststellung von Schlemmer iiber Ingolstadt, Eichstitt
und Neuburg an der Donau, demnach bereits Anfang der 1970er Jahre bestimm-
te Berufsgruppen, z.B. Lehrer, aktiv in der SPD aufgetreten waren. So deckte bei-
spielsweise in der Ingolstadter und Eichstatter Stadtratsfraktion 1972 die CSU
,ein breiteres soziales Spektrum ab als die sozialdemokratischen, die sich vor al-
lem auf Beamte (und hier nicht selten auf Lehrer) und Facharbeiter stiitzten”; da
in der sozialdemokratischen Stadtratsfraktion im Ingolstddter Stadtrat zu diesem
Zeitpunkt noch die Gewerkschaftssekretdre und hauptamtlichen Betriebsrate gut
vertreten waren, was auf den Stellenwert der GrofSindustrie am Ort verweist,
prasentierte sich ,die SPD-Fraktion als Vertretung einer linken Volkspartei in
der Tradition der Arbeiterbewegung” (Schlemmer, Industriemoderne, S. 341).

452) Vgl. Bayerischer Landtag (Hg.), Volkshandbuch, S. 45ff.

201

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Theologin, Dipl. Kaufmann, Arztin, Erndhrungswissenschaftlerin, Heil-
péddagogin, Soziologin. Kein Studium wiesen Fraktionsmitglieder mit
Berufsabschluss Einzelhandelskauffrau, Krankenpfleger, Erzieherin, Be-
rufsfeuerwehrmann, Zollsekretdr, Industriekaufmann, Datenverarbei-
tungskauffrau und Verwaltungswirt auf. Inwieweit alle Abgeordneten
vor ihrem Einzug in das Parlament noch in ihrem urspriinglichen Beruf
titig waren, sei dahin gestellt.

Die mangelnde Prédsenz von bestimmten Berufsgruppen im bayerischen
Landtag war jedoch bereits vor Jahrzehnten ein Faktum wie die Studie
von Jaromir Balcar#>® iiber Politik auf dem Land kritisch untermauert.
Demnach waren zwischen 1946 und Anfang der 1970er Jahre Arbeiter im
bayerischen Landtag eine , quantite” negligeable” in ,krassem Gegensatz
zu ihrer wirtschaftlichen Bedeutung” und ungeachtet der Tatsache, dass
sie im betreffenden Zeitraum die , mit Abstand grofite Gruppe innerhalb
der Erwerbstdtigen” stellten. So saflen 1966 nur noch drei Facharbeiter
im bayerischen Parlament. Besonders auffillig sei, dass Arbeiter nicht
nur nicht in der CSU, ,sondern auch in der SPD kaum eine Chance auf
ein Landtagsmandat” hatten, ,obwohl sich die Sozialdemokratie traditi-
onell als Vertreterin der Arbeiterschaft verstand”.

Allerdings zeigt die unmittelbare Nachkriegszeit noch ein , klassische-
res” Bild sozialdemokratischer Mandatsinhaber:4* Unter den 63 Mitglie-
dern der SPD-Landtagsfraktion im Jahre 1950 waren 40 Abgeordnete
nicht mehr in ihrem erlernten Beruf zuletzt tétig, darunter immerhin 17
Arbeiter, 15 Handwerker, sechs Angestellte, ein Beamter und eine Selb-
stindige Berufslose. Sie hatten bis zuletzt als Angestellte, Beamte oder
Selbstandige gearbeitet. Die restlichen 23 Abgeordneten waren vor ihrem
Einzug in ihrem erlernten Beruf tétig gewesen, allerdings ist der jeweili-
ge Beruf nicht angegeben. Jedenfalls hob sich dieses damalige Profil der
SPD-Landtagsfraktion markant vom Profil der spéateren Jahre ab, wobei
der soziookonomische Wandel seine Wirkung erst allméahlich entfaltete.

Der personelle Faktor - ein weiterer Baustein zum Verstindnis der Chancenlo-
sigkeit der bayerischen Sozialdemokratie

Ein weiterer Faktor, der der Sozialdemokratie in Bayern seit langerer
Zeit zum Nachteil gereicht, betrifft den personellen Aspekt und damit
das Fiithrungspersonal: Die SPD als Oppositionspartei sieht sich auf-
grund ihrer frustrierenden Chancenlosigkeit mit Problemen bei der Eli-

453) Vgl. Balcar, Politik, S. 129 und ebenda (die beiden folgenden Zitate).
454) Vgl. Behr, Sozialdemokratie, S. 152.
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tenrekrutierung wegen geringer Karrieremoglichkeiten konfrontiert. Es
herrscht eine Binnenorientierung der Mitglieder und Funktionstrdger
vor. Nachvollziehbar sind die aufgrund der jahrzehntelangen Aussichts-
losigkeit bzw. Niederlagen entstandenen Motivationsprobleme. Dariiber
hinaus fehlten der bayerischen Sozialdemokratie im Zeitraum von den
ausgehenden 1990er Jahren bis zumindest 2013 bekannte und markante
Politikerpersonlichkeiten, wie die obigen Wahlanalysen zur Rolle der
Spitzenkandidaten bei den Landtagswahlen zu Tage forderten. So brach-
te der SPD-Bundesvorsitzende und Kanzlerkandidat, der vormalige,
erfolgreiche Oberbiirgermeister Miinchens Hans Jochen Vogel beispiels-
weise fiir die bayerische SPD keinen auffilligen Zugewinn.

Nur bei der Landtagswahl 1994 erreichte die SPD wegen ihrer populédren
Kandidatin Renate Schmidt nochmal die 30 %-Marke. Es gab ,keinen
anderen SPD-Politiker und keine andere SPD-Politikerin, der bzw. die
den Bekanntheits- und Beliebtheitsgrad von Renate Schmidt erreicht”4%.
Neben Renate Schmidt verdient noch der bekanntere Miinchner Ober-
biirgermeister Christian Ude eine besondere Erwdhnung, wenngleich
seine Kandidatur 2013 zeigte, dass man von einem populdren, kommu-
nalen Spitzenvertreter nicht zwingend auf die Akzeptanz im gesamten
Bundesland schliefien konnte. Heinrich Oberreuter* sieht fiir die letzten
ein oder zwei Jahrzehnte ebenfalls keine Personlichkeit, die an einen
Wilhelm Hoegner, Waldemar von Knoeringen, Hans Jochen Vogel oder
an die populidre Renate Schmidt heranreiche.

Als Ausfluss einer eher sinkenden Mitgliederdecke werde die Rekrutie-
rung zukiinftigen Spitzenpersonals erschwert. Nur am Rande bemerkt
Oberreuter, dass die bayerische Sozialdemokratie gelegentlich wohl zu
wenig sorgsam mit ihrem im Ubrigen {iberschaubaren Personal umge-
gangen sei: Namen wie Fritz Schosser oder Albert Schmid sollen an
dieser Stelle gentigen. Grundsatzlich aber pramiere ungeachtet ihres
unverzichtbaren Wertes fiir eine funktionierende parlamentarische De-
mokratie die ,politische Kultur die Oppositionsrolle” nicht, womit wohl
eine wesentliche Herausforderung fuir zukiinftiges sozialdemokratisches
Fiihrungspersonal formuliert ist.

455) Mintzel, Hegemonie, S. 124 und ebenda S. 123f. (zur relativen Popularitit
Schmidts Ende der 1990er Jahre).

456) Vgl. Oberreuter, Leidensspirale, S. 296f.; ebenda, S. 297 (das folgende Zitat).
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Der soziodkonomische Wandel in Bayern seit 1945 und die anhaltende Schwi-
che der bayerischen Sozialdemokratie: Erklirungsansdtze

Zunichst erinnern wir noch einmal kurz den soziockonomischen Wan-
del der Erwerbsstruktur Bayerns nach 1945 als Rahmen zur Beurteilung
der Entwicklung der bayerischen Sozialdemokratie:%” Der Anteil der
Erwerbspersonen im Sektor Land- und Forstwirtschaft war von 37,2 %
(1946) auf 4,2 % (1996) gesunken, derjenige der Erwerbspersonen in
Industrie und Handwerk von 33,6 % (1946) auf 48,9 % (1970) gestiegen
und auf 37,0 % (1996) wieder gefallen, der tertidre Sektor wuchs von 15,7
% (1946) auf 30,2 % (1982), im gesamten Dienstleistungssektor von 49,1
% (1985) auf 58,8 % (1996). Wie oben bereits ausgefiihrt, spiegelte sich in
der Mitgliedschaft der Sozialdemokratie dieser sozio6konomische Wan-
del nur bedingt wieder. Wahrend also die CSU die ganze Bandbreite der
Erwerbstitigkeit eher abbildete, behielt die SPD dagegen weitgehend
ihren historischen Charakter als Arbeitnehmerpartei des frithindustriali-
sierten Bayern. Der selbststindige Besitzmittelstand blieb in der Partei
unterreprasentiert.

Jedenfalls konnen wir konstatieren, die SPD bildete zumindest in Bezug
auf die Parteimitgliedschaften nicht mehr den Wandel der Erwerbsge-
sellschaft Bayerns in vollem Umfang ab. Daraus lassen sich weitere
Hinweise auf etwaige Defizite der bayerischen Sozialdemokratie ableiten
und damit - vor dem Hintergrund der Wechselbeziehungen zwischen
dem soziookonomischen Wandel und dessen politischen Folgen - deren
Schwiche oder mindestens Stagnation verstandlicher erscheinen.

Wir greifen die grundlegende Fragestellung der vorliegenden Arbeit auf
und fragen mit den Politikwissenschaftlern Heinrich Oberreuter und
Werner Patzelt vor dem Hintergrund des grundlegenden sozio6konomi-
schen Wandels Bayerns seit 1945: ,In der Tat ist erkldrungsbediirftig,
warum der Industrialisierungsprozefs Bayerns seit 1945 der SPD nicht
zuhilfe gekommen ist und sich auch heute trotz hoher Hoffnungen nur
millig auswirkt”.4® Unter Berticksichtigung des soziookonomischen
Wandels kommen die beiden Forscher zur Schlussfolgerung, dass diese
modernen Wandlungsprozesse die besondere Pragung Bayerns nicht
wesentlich umstrukturiert haben: ,Industrialisierung, Urbanisierung,
Technologieentwicklung und moderne Massenkommunikation haben
die soziokulturelle Eigenprédgung Bayerns nicht erodiert, seine historisch
gewachsene Identitit nicht aufgelost”.

47) Vgl. Mintzel, Hegemonie, S. 71 (Tabelle 11) und ebenda, S. 72 (Tabelle 12 mit
Angaben zu den Erwerbspersonen nach Stellung im Beruf).

458) Oberreuter/Patzelt, , Leidensspirale”, S. 59; ebenda, S. 59f. (das folgende Zitat).
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Warum profitierte die SPD von diesen fundamentalen, sozio6konomi-
schen Strukturprozessen nicht? Warum gelang es ihr nicht, angesichts
des nach 1945 eintretenden aufiergewchnlichen wirtschaftlichen Auf-
schwung Bayerns, sich der strukturell dominierenden neuen Arbeiter-
bzw. Arbeitnehmerschicht - insbesondere den Angestellten - als Alter-
native zu présentieren? Wie wurde auf den vor allem in den sechziger
Jahren beschleunigenden soziokulturellen Wandel - z.B. der Erosion des
katholischen Milieus - und den sozio6konomischen Wandel, d.h. den
Strukturverdnderungen der Erwerbsstruktur reagiert?

Eine Antwort liefert Oberreuter, demzufolge die CSU genau in der Mitte
der 1960er Jahre energisch die Verdnderungen vorantrieb und vor allem
unter der Ministerprasidentschaft Goppels in einer ,Schliisselperiode fiir
die zuktinftige Entwicklung”, in der die SPD ihr bestes Ergebnis bei den
Landtagswahlen verzeichnete, , das Heft in die Hand nahm“*¥. So for-
cierte die Regierung Goppel*®, die 1974 das bis heute unerreichte Land-
tagswahlergebnis von 62,1 % erzielte, nachhaltig mittels einer bildungs-
politischen Offensive die Errichtung neuer Gymnasien und Hochschulen
(Regensburg, Bamberg, Passau, Augsburg, Bayreuth). Die Regierung
initiierte weitere wirtschaftsfordernde Maffnahmen wie den Aufstieg der
seit 1963 , emporschieSenden, als Bayerns ‘eigenes Revier' gefeierten
Ingolstiddter Mineralolindustrie”4%!, der Petrochemie.

Insofern waren die sechziger Jahre ,in Bayern insgesamt eine Dekade
rasanten wirtschaftlichen Wachstums“4%2. In diese von Oberreuter als
,Schliisselperiode” titulierte Amtszeit Goppels fiel fiir den Wirt-
schaftshistoriker Wolfgang Zorn der Prozess der ,fortschreitendenden
Industrialisierung”4%® und um 1960 nennt er folgende wirtschaftliche
Ballungsgebiete: Altbayern mit Miinchen - Dachau - Fiirstenfeldbruck,

459) Oberreuter, Leidensspirale, S. 293.

460) Vgl. zur Regierung Goppel Zorn, Goppel, S. 532ff. ; ebenda, S. 534 (das folgende
Zitat).

461y Zorn, Goppel, S. 534. Anlésslich der Eréffnung der ersten Raffinerie Bayerns in
Ingolstadt am 2. Dezember 1963 bezeichnete Ministerprasident Goppel die Inbe-
triebnahme der Raffinerie als das , vielleicht bedeutendste Ereignis fiir die Bay.
Wirtschaftsgeschichte seit der Jahrhundertwende”, zit. nach: Riickblicke, S. 92
Anm. 23. Mit zwei Pipelines aus Genua und Triest gelangte das Ol nach In-
golstadt.

462) Gelberg, Goppel, S. 265; ebenda unter Betonung des enormen Aufholens Bayerns
mit der Feststellung: ,Die Dynamik dieses Prozesses wirkte noch imposanter,
weil dieses Wachstum eine von stindigen Erfolgsmeldungen begleitete Aufhol-
jagd des noch stédrker agrarischen Landes gegeniiber dem Bundesdurchschnitt
war, die sich im Vergleich zu den tibrigen Léndern der Bundesrepublik in tiber-
proportionalen Raten vollzog”.

463) Zorn, Geschichte, S. 35.
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Rosenheim - Aibling, Burghausen - Trostberg - Toging, Schwandorf,
Amberg - Sulzbach-Rosenberg, Regensburg, Ingolstadt; in Franken
Niirnberg - Fiirth - Schwabach - Erlangen - Bamberg, Hof - Miinchberg
-Selb - Wunsiedel - Bayreuth - Kulmbach, Schweinfurt, Wiirzburg,
Aschaffenburg - Miltenberg; in Schwaben Augsburg, Kempten - Mem-
mingen - Neu-Ulm - Giinzburg,.

Zwar geriet in dieser Epoche die alte Textilindustrie in Augsburg, Erlan-
gen und Bamberg in die Krise, aber gleichzeitig wuchs Siemens zum
grofiten Industrieunternehmen Bayerns heran mit 109 000 Beschiftigten
im Jahre 1961. MAN beschiftigte rund 60 000 Arbeitnehmer und seit
1967 bzw. 1973 erfolgte der Ausbau von BMW in Dingolfing oder von
Grundig in Fiirth sowie der MBB bei Miinchen. Das Bruttoinlandspro-
dukt von 1962-1976 erlebte mehr als eine Verdoppelung.

Die unter der Regierung Goppel fortschreitende Industrialisierung fiihr-
te zu einem weiteren Strukturwandel mit mehr Industriebeschiftigten
und einer starken Zunahme bei Dienstleistungen. Die Industriedichte
nach Beschiftigten war in Nordostoberfranken hoher als in Miinchen,
der Trend zu ,, Arbeitnehmergesellschaft” setzte sich nachhaltig durch.

Diese , Revolutionierung des Freistaats” in der Ara Goppel noch vor den
Regierungszeiten der Ministerprasidenten StraufS und Stoiber habe, so
Heinrich Oberreuter mit deutlicher Kritik an der bayerischen Sozialde-
mokratie, diese nicht begriffen und falsch eingeschitzt. Sie traute ,in
fortschrittlich-intellektuellem Uberlegenheitsgefiihl der doch eher bo-
denverbundenen politischen Konkurrenz diese Modernisierungsbereit-
schaft gar nicht zu“4¢4. Dies sei fiir die bayerische SPD ,, wahrscheinlich
ihre folgenreichste Fehleinschitzung” gewesen. Die SPD hitte von dieser
regierungsamtlich gesteuerten Modernisierung in einer Zeit sich lo-
ckernder Bindungen profitieren miissen, doch tatsachlich sei die CSU in
den 1970 und 1980er Jahren ,tief und nachhaltig in die klassische SPD-
Klientel eingebrochen”, d.h. in die Arbeiterschaft und in die gewerk-
schaftlich Organisierten.

Oberreuter und Patzelt465 verweisen auf das Verhalten der CSU, die
diesen Prozess auf einen Mittelweg zwischen Tradition und Modernisie-
rung gesteuert habe, so dass er sich ohne tiefergehende Briiche oder

464) Oberreuter, Leidensspirale, S. 294; ebenda, S. 294f. und S. 298 (die folgenden
Zitate).

465) Vgl. Oberreuter/Patzelt, , Leidensspirale”, S. 58f.; ebenda, S. 59 (die folgenden
Zitate). Der Begriff der Leidensspirale findet sich in einem Papier des vormali-
gen sozialdemokratischen Landesvorsitzenden Rudolf Schofberger: , Papier der
bayerischen Landesgruppe der SPD-Bundestagsfraktion zur Lage der SPD in
Bayern, Friihjahr 1985”.
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Konflikte vollzog. Zugleich sei es der Partei ,gelungen, mit Tradition
und Wandel Bayerns identifiziert zu werden”. Dagegen ist die SPD ,im
eigenen Milieu steckengeblieben”, verharrte letztlich in einer ,kommu-
nikativen Isolierung” und stiefs auf Akzeptanzprobleme.

Der Abwirtstrend der SPD setzte nach dem Hohepunkt bei der Land-
tagswahl 1966 ein und die CSU enteilte ihr, , die SPD stagnierte und die
Schere begann, sich zu 6ffnen”4%. Seit Mitte der 1980er Jahre war der
Abstand fast uneinholbar geworden. Die Fithrung der Sozialdemokraten
sah durchaus ,weitsichtig” die Griinde in einer nach , unten weisenden
“Leidensspirale™: Resignation vor Ort, Riickzug ins Milieu, mangelnde
kommunikative Prdsenz, Ausdiinnung des politischen Nachwuchses”.
Diese Folgewirkungen lieflen verstindlicherweise das Selbstbewusstsein
weiter abbrockeln. Bemerkenswert ist der Befund, dass der wachsende
Vorsprung der CSU und die parallele Schwiche der SPD in einer Zeit
gesellschaftlichen Wandels fiel, d.h. in eine Epoche der , Auflésung der
Agrarstruktur, Urbanisierung auf Kosten der strukturellen und mentalen
Bedeutung des lindlichen Raumes, Industrialisierung und Entwicklung
zur Dienstleistungsgesellschaft, Entklerikalisierung, Entkrampfung des
Verhiltnisses zum Katholizismus”.

Eigentlich hitte, so Oberreuter, eine SPD von diesen Prozessen profitie-
ren miissen. Ungeachtet der traditionsgemaf fiir die bayerischen Sozial-
demokraten nicht férderlichen Sozialstrukturen wurden Milieugrenzen
mittlerweile durchbrochen und sozialstrukturelle Merkmale, die frither
fur die SPD sprachen, galten nicht mehr. So stand der Anteil der CSU-
Sympathisanten im klassischen sozialdemokratischen Milieu - Arbeiter,
gewerkschaftlich organisierte Angestellte - dem Anteil der SPD-
Sympathisanten nicht nach, sondern ist ,inzwischen im Arbeiterbereich
und im Bereich gewerkschaftlich organisierter Angestellter und Beamter
gleich hoch. Das heifst, dafs Milieugrenzen durchdrungen werden und
sozialstrukturelle Merkmale, die frither zugunsten der SPD diskriminier-
ten, dies heute nicht mehr leisten”.

Ahnlich hilt Oberreuter im Historischen Lexikon Bayerns iiber die Land-
tagswahlen nach 1945 fest: Bisherige Bindungen bei Wahlen durch , Ent-
ideologisierung, Pluralisierung und Sidkularisierung einerseits und dem
Aufstieg des tertidren Sektors andererseits verloren sich seit Mitte der
1960er Jahre”467. Im Ubrigen sei der Konfessionsfaktor nicht mehr taug-
lich, denn die “Wert- und Politikprioritdten von Protestanten und Katho-
liken verlaufen in Bayern gleich”48. Allerdings kann die vorliegende

466) Oberreuter, Leidensspirale, S. 293; ebenda (die folgenden Zitate).
467) Oberreuter, Landtagswahlen (nach 1945).
468) Oberreuter/Patzelt, , Leidensspirale”, S. 59; ebenda, S. 59f. (die folgenden Zitate).
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Arbeit sehr wohl den in Bayern weiterhin nachweisbaren Effekt des
Faktors Konfession beim Wahlverhalten bestitigen. Die betreffenden
Autoren verorten das Wahlverhalten in Bayern vielmehr in einem histo-
risch abgestiitzten, ,im Vergleich zum Bundesgebiet stirker ausgeprag-
ten konservativen Wertemuster”.

Mit Alf Mintzel kann man festhalten: , Industrialisierung, geographische
Verdichtung, Technikentwicklung, moderne Massenkommunikation,
Sékularisierungsschub, Destruktion, Umformung landlicher Rdume*4%
kamen der SPD nicht zugute. Vielmehr erodierten ihre Hochburgen und
soziokulturellen Milieus, die auf den Industrialisierungsprozess gesetzt
hatten! Des Weiteren verschob sich, was die vorgestellten Wahlanalysen
eindrucksvoll untermauern, die Kompetenzzuteilung der Wahler zu-
gunsten der CSU noch nachhaltiger bei den Wahlen seit der Jahrhun-
dertwende bis in unsere unmittelbare Gegenwart. Der Regierungspartei
wurden verstandlicherweise, angesichts der tatsdchlich nicht zu bestrei-
tenden wirtschaftspolitischen positiven ,Performance” Bayerns im Ver-
gleich zur Mehrzahl der tibrigen Bundesldnder, weitaus mehr Kompe-
tenzen auf wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Gebieten attestiert.
Gleichzeitig trat eine neue parteipolitische, linke Konkurrenz fiir die SPD
auf. Allerdings sollte in Bayern die Konkurrenz der Linken zumindest
bis zur unmittelbaren Gegenwart nicht zu hoch eingeschitzt werden.

Schliefilich nennt Oberreuter noch konventionelle Erkldrungen fiir die
Lage der SPD, die im Rahmen der vorliegenden Studie ebenfalls schon
diskutiert wurden wie ,ihre lange wihrende Traditions- und Binnenfi-
xierung”#”Y, den Stellenwert des sog. Stallgeruchs und damit korrespon-
dierend die erst 1992 durchgesetzte Organisationsreform zur Starkung
des Landesverbandes. Nattirlich sei auch die Frage des Fiihrungsperso-
nals sehr bedeutsam, wo augenblicklich niemand an die vormaligen
Personlichkeiten eines Wilhelm Hoegner, Waldemar von Knoeringen,
Hans Jochen Vogel oder der populdren Renate Schmidt heranreiche.
Allerdings bleibe ein unverriickbarer Vorteil der CSU bestehen, namlich
die ,Selbststandigkeit als Parteiorganisation”, die ihr fiir eine bayerische
SPD unerreichbare Macht- und Einflussmoglichkeiten biete.

Die Wechselbeziehungen zwischen dem sozialen Wandel in Bayern und
der politischen Entwicklung insbesondere der Sozialdemokratie bildet
eine wesentliche Fragestellung einer neueren Studie {iber die Region
Ingolstadt. Da diese Arbeit beispielhaft wichtige Aspekte der vorliegen-
den Untersuchung zum soziookonomischen Wandel und zum Entwick-
lungsverlauf der bayerischen SPD bertihrt, sei auf sie ndher eingegangen.

469) Mintzel, Uhren, S. 88; dhnlich auch Oberreuter/Patzelt, , Leidensspirale”, S. 59.
470) Oberreuter, Leidensspirale, S. 295 und ebenda, S. 298 (das folgende Zitat).
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Thomas Schlemmer beschiftigt sich mit der Region Ingolstadt im Zeit-
raum von 1945 bis 1975 und dabei mit , den politischen Folgen des Struk-
turwandels” bzw. mit den Folgewirkungen dieses Wandlungsprozesses.
Er fragt, ,warum es nur ansatzweise gelang, organisatorische Erfolge der
Gewerkschaften in Wahlerfolge fiir die SPD umzumiinzen”#”!. Dabei
wird von der viel zitierten These Klaus Schreyers ausgegangen, dem-
nach der wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel in Bayern einen
»~wahlsoziologischen Strukturwandel zugunsten der Sozialdemokra-
tie”472 hitte begtinstigen und umgekehrt eine christlich-konservative
Partei wie die CSU tendenziell eher schwéchen miissen. Zugespitzt lau-
tet eine tiber Ingolstadt weit hinausreichende Frage, warum die Christ-
sozialen letztendlich immer mehr Arbeiterwdhler gewannen und sich
zur ,Partei der kleinen Leute” aufschwingen konnten?

Ingolstadt und seine unmittelbare Umgebung bietet ein Paradebeispiel
zur Untersuchung dieser Thematik. Die Region mit der Stadt als Zent-
rum bildete ,einen der Brennpunkte des Strukturwandels in Bayern”473
mit den Branchen Automobilindustrie und den Raffinerien. Um 1960
war keine andere Stadt Oberbayerns ,so sehr von der Industrie gepragt”,
ihr phasenweise sttirmischer Aufschwung ,ein Phinomen der fiinfziger
und vor allem der sechziger Jahre”4’4. Im Unterschied zu den Indust-
rieinseln des 19. Jahrhunderts galt diese Region mit den neuen Branchen
als ,,Bayerns Ruhrgebiet”. Wegen der zwischen 1962 und 1967 errichte-
ten Raffinerien trat Ingolstadt endgiiltig aus den Schatten der Metropo-
len Niirnberg und Miinchen und wurde als ,,Herz der bayerischen Ener-
gieversorgung”#®> zum ,Symbol fiir den Strukturwandel Bayerns vom
Agrar- zum Industrieland”. Die Stadt gilt auch in unserer Gegenwart als
»~Boomtown”476. 1964 nahm Ingolstadt mit dem Schwerpunkt der Auto-
mobilproduktion und als Raffineriezentrum bei der Zahl der Industrie-

471y Schlemmer, Industriemoderne, S. 6; dhnlich ebenda, S. 12: ..., wie sich die Expan-
sion der Gewerkschaften im Untersuchungsraum vollzog und warum die Sozial-
demokratie aus der starken Stellung der Arbeitnehmerorganisationen nur be-
grenzt Kapital zu schlagen verstand”; vgl. zum Folgenden ebenda, S. 146ff.

472) Schreyer, Industriestaat, S. 15.

473) Schlemmer, Industriemoderne, S. 5; ebenda, S. 77ff. und S. 269ff. (zur Automobil-
industrie in Ingolstadt); ebenda, S. 201ff. (zum Erdol- und Raffineriezentrum);
ebenda, S. 69 (das folgende Zitat).

474) Schlemmer, ,Ruhrgebiet”, S. 200; das folgende Zitat (,Bayerns Ruhrgebiet”)
ebenda, S. 195.

475) Donau Kurier v. 4.12.1963 (zit. nach Schlemmer, ,Ruhrgebiet”, S. 207); Schlem-
mer, Ruhrgebiet, S. 207 (das folgende Zitat).

476) Schlemmer, Heimat, S. 69; ebenda, S. 71ff. knapp zur Entstehung der Autostadt
Ingolstadt nach 1945 und den Konflikten mit der Stadtverwaltung.
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beschiftigten in Bayern hinter Miinchen, Niirnberg, Augsburg, Schwein-
furt und Erlangen den sechsten Rang ein.

Die Studie verweist zunéchst auf den insgesamt konservativen Charak-
ter der untersuchten Region. Sie sei von Einfliissen der Grofsstadte Miin-
chen, Nirnberg oder Augsburg nur marginal beriithrt worden und poli-
tisch-mental sei traditionell alles was irgendwie nach Sozialismus klang,
strikt abgelehnt worden. Es herrschte, so Schlemmer in Anlehnung an
Klaus Tenfelde eine Anti-Haltung - antiliberal, antisozialistisch, anti-
preuBlisch - als eine ,mentale Konstante”#” vor. Die unangefochtene
Dominanz des Katholizismus ist dariiber hinaus als prinzipieller Hemm-
faktor fiir sozialdemokratische Ambitionen anzusehen.

Bei den ersten Landtagswahlen 1946 und 1950 lag die CSU in allen
Stimmkreisen des Mittleren Donaugebietes klar vorne. Die SPD konnte
1946 in den Stimmkreisen Ingolstadt-Stadt und Ingolstadt-Land jeweils
fast 30 % der Stimmen erringen - bei Ergebnissen von ansonsten hochs-
tens 22 % in den {tibrigen Stimmkreisen der Region. In der Stadt In-
golstadt rtickten SPD (31,3 %) und KPD (11 %) nahe an die CSU heran
(44,8 %). Im gesamten Donaugebiet blieb die SPD in der Wahl 1950 weit
abgeschlagen, wiederum abgesehen von der Stadt und dem Landkreis
Ingolstadt, wo sie stdrkste Partei wurde. Ingolstadt ragte , gleichsam wie
ein roter Leuchtturm” heraus. In der Stadt selbst gewann die SPD 42,6 %
der Stimmen, was das beste Ergebnis aller kreisfreien Stiddte Oberbay-
erns (einschliefSlich Miinchens) war. Etwas niedriger fiel das sozialde-
mokratische Ergebnis im Landkreis aus, aber man lag vor der, vom
Zwist mit der Bayernpartei geplagten, CSU.

Schlemmer nennt drei Faktoren, die fiir das Ergebnis der SPD in den
Landgemeinden der Region verantwortlich waren, namlich deren rdum-
liche Nédhe zur Stadt Ingolstadt und ihren Grad der Verflechtung (Bei-
spiel: Pendlerstrome), die Gemeindegrofie (d.h. je grofier die Gemeinde,
desto besser das Ergebnis) und den soziodkonomischen Entwicklungs-
stand (Beschiftigtenanteil im sekundédren und tertidren Sektor im Ver-
gleich zum priméren Sektor). Bei den Kommunalwahlen 1950 siegte die
SPD in der Stadt Ingolstadt mit ihrem Kandidaten Josef Strobl, der , be-
reits vor dem Godesberger Programm fiir eine biirgerliche Variante der
Sozialdemokratie” stand. Dies war im vom politischen Katholizismus
dominierten Ingolstadt wohl die einzige Erfolgschance. 1966 gewann die
SPD erneut die Oberbiirgermeisterwahl und verfehlte im Stadtrat nur
knapp die absolute Mehrheit.

477) Schlemmer, Industriemoderne, S. 147; ebenda, S. 150 und S. 153 (die folgenden
Zitate).
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Warum die Sozialdemokraten letztendlich in den eher lindlichen Ge-
meinden nur bedingt erfolgreich waren, bringen Ausfithrungen eines
sozialdemokratischen Kommunalpolitikers aus Pfaffenhofen klar zum
Ausdruck, den Thomas Schlemmer zu Wort kommen ldsst. Demnach
bremse die Vorherrschaft christlich-konservativer Kréfte und die langle-
bigen Traditionen und Mentalitdten den Erfolg der SPD bei der wegen
ihrer Stellung im Berufsleben eigentlich klassischen sozialdemokrati-
schen Wihlerklientel: ,Die Arbeiterschaft auf dem Land [...] besteht
tiberwiegend aus Menschen, die entweder selbst von Bauernhofen
kommen oder zumindest aus b&duerlicher Umgebung stammen. Diese
Menschen fiihlen sich nicht als abhédngige Arbeiter, sie fithlen sich, und
wenn sie noch so hart in Schicht-, Nacht- und Lirmarbeit schuften, im-
mer noch als Kinder des Landes, die ihrer dorflichen Tradition, dem
Haus- und Grundbesitz und der kirchlichen Gemeinschaft verpflichtet
sind.” 478

Der Aufschwung der Sozialdemokratie in den sechziger Jahren war aber
in dieser Mittleren Donauregion zu erkennen:#”” Bei der Landtagswahl
1962 legte die SPD in der Stadt Ingolstadt auf 45,9 % zu (CSU: 42,9 %)
und tibertraf damit den Landesdurchschnitt um mehr als zehn Prozent-
punkte. Im Landkreis konnte das Ergebnis von 1958 immerhin behauptet
werden, wobei man vor allem in den Gemeinden erfolgreich war, die im
direkten Einzugsbereich der Auto-Union-Werke lagen. Offensichtlich
begiinstigten die expansiven Industrie- und Arbeiterwohngemeinden
die Sozialdemokraten. Allerdings gelang es der CSU nicht nur in den
traditionellen, landlich gebliebenen Gemeinden, sondern auch in man-
chen sich entwickelnden Gemeinden (z.T. in Arbeiterwohngemeinden)
ihre Spitzenpositionen zu verteidigen oder sogar neue Gemeinden zu
erobern.

Zutreffend hebt Schlemmer hervor, dass die ,, Union anders als die Sozi-
aldemokratie auf zwei Beinen” stehe, d.h. mit einem noch in der langsam
untergehenden dorflich-bduerlichen Welt und mit dem anderen schon in
der Gegenwart, die ,insbesondere in der Region Ingolstadt von der Ur-
banisierung und Industrialisierung des landlichen Raums geprégt war”.
Diese Mischung aus Tradition und Fortschritt war bzw. ist einer der
Erfolgsfaktoren der CSU seit 1945. Eine regionale Ausnahme bildete der
Landkreis Ingolstadt, der in den Sog des soziookonomischen Wandels
der Stadt geraten war. Dort hatten die Gewerkschaften Ortskartelle ins
Leben gerufen, die vorteilhaft fiir die SPD waren.

478) Statement des Pfaffenhofener Sozialdemokraten Willihard Kolbinger zit. nach
Schlemmer, Industriemoderne, S. 161.

479) Vgl. Schlemmer, Industriemoderne, S. 166ff.; Schlemmer, Industriemoderne, S.
169 und ebenda, S. 294, ebenda, S. 293, S. 295 und S. 302 ( die folgenden Zitate).
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Seit den fiuinfziger Jahren befand sich die SPD im Raum Ingolstadt aber
,nicht mehr in der Diaspora”. In der Stadt selbst hatte man bei den
Landtagswahlen 1966 bei leichten Verlusten immerhin 43 % gegentiber
43,9 % der CSU erreicht. Im Landkreis war man nicht zufrieden, weil es
offensichtlich ,nicht gelungen war, das schnell fliefende Wasser des
sozialen Wandels auf die eigenen Miihlen zu lenken”. Demgegentiber
hatten es die Christsozialen offenbar geschafft, den enormen Auf-
schwung in der Region als ihren Verdienst zu propagieren. Mitte der
1960er Jahre verzeichnete die SPD zwar Erfolge in ganz Bayern, aber die
,Uhren ,gingen langsamer als in anderen Teilen der Republik”, denn die
CSU hatte ebenfalls weiter an Stimmen gewonnen, so dass der Erfolg
,ein Muster ohne Wert” war. Thomas Schlemmer zufolge sei bereits 1966
das Wachstumspotentials der SPD landespolitisch ,weitgehend ausge-
schopft” gewesen.

Das Ende des kontinuierlichen Aufstiegstrends der Partei kiindigte sich
in Ingolstadt und im Mittleren Donaugebiet an. Schlemmer restimiert
somit, die bayerische SPD blieb ,vor allem eine Partei der Stadte; im
landlichen Raum befand sie sich auch in den Jahren des sozialdemokra-
tischen Aufbruchs zumeist “in der Diaspora’™. Man hatte zwar die
Grindung von Ortsvereinen in der Provinz forciert, was sich aber
schwierig gestaltete, weil im Unterschied zur CSU - die auf Untersttit-
zung von Kirchen oder des Bayerischen Bauernverbandes zihlen konnte
- die SPD auf dem Land alleine stand.

Der Anfang der sechziger Jahre markante ,sozialdemokratische Friih-
ling” hatte letztendlich aber dazu gefiihrt, dass die ,Bdume des Macht-
wechsels nicht in den Himmel” wuchsen.® Das Ende des sozialdemo-
kratischen Vormarsches in Ingolstadt zeigte sich in den folgenden Wah-
len. Zunichst rangierte die CSU bei der Bundestagswahl 1969 mit 49,7 %
klar vor den Sozialdemokraten mit 41 % und bei der Landtagswahl 1970
errang sie einen deutlichen Sieg, bei dem man sogar in den Hochburgen
im Donaugebiet zulegen konnte. Bei der Kommunalwahl 1972 verlor die
SPD in Ingolstadt ihren erst sechs Jahre zuvor eroberten Oberbiirger-
meisterstuhl wieder, wobei innere Querelen eine Rolle gespielt hatten.48!

Bei der Bundestagswahl 1972, bei der bekanntlich die SPD mit 37,8 % das
beste Ergebnis in Bayern tiberhaupt erreicht hatte und von einer hohen
Wahlbeteiligung profitiert hatte, kam man in Ingolstadt auf 42,9 %. Aber
ansonsten blieb man im Donaugebiet unter dem Landesdurchschnitt.482

480) Schlemmer, Industriemoderne, S. 293.
481) Vgl. Schlemmer, Industriemoderne, S. 331.

482) Die Bundestagswahlergebnisse der SPD in der Stadt Ingolstadt hatten ebenfalls
1969 bzw. 1972 ihren Hohepunkt erreicht und sind in unserer unmittelbaren Ge-
genwart auf einen Tiefstand abgesunken. Offensichtlich sieht ein erheblicher Teil
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Der Triumph der CSU bei der Landtagswahl 1974 und der stdrkere
Riickgang der Sozialdemokraten in Ingolstadt auf 35,1 %, habe, so
Thomas Schlemmer, nachhaltig verdeutlicht: ,Der soziodkonomische
Strukturwandel, der gerade das Gesicht der Region Ingolstadt so nach-
haltig verdndert hatte, war kein Garant fiir sozialdemokratische Erfol-
ge. 483

Vielmehr konnte die CSU den sogenannten ,neuen Mittelstand” sowie
Teile der Arbeiterschaft fiir sich gewinnen, ,und zwar namentlich dann,
wenn sie aus der Region selbst kam und ihre Bindung an ihren landliche
Wurzelgrund nicht verloren hatte”. Die SPD dagegen stand vor Mobili-
sierungsproblemen, insbesondere bei jungen Wahlern oder Frauen. Wa-
rum also blieb es ein Traum fiir die Sozialdemokraten angesichts der
guten Wahlergebnisse 1962 und 1966, die CSU aus der Regierung zu
verdrangen?4* Warum schaffte die CSU Anfang der 1970er Jahre den
Durchbruch zur Hegemonialpartei?

Es gelang ihr, den wirtschaftlichen Aufstieg Bayerns nach 1945 nahezu
vollstandig als ihren politischen Erfolg darzustellen. Zugleich schaffte sie
es, ,moderne Strukturpolitik und konservative Gesellschaftspolitik nach
aullen gleichermafien glaubwiirdig zu vertreten”#®, d.h. der gesamte
okonomische, soziale und kulturelle Wandel verlief ,unter konservati-
ven Vorzeichen”. Daraus entstand wiederum die , Verbindung von Fort-
schritt und Tradition”, eine , auf den ersten Blick paradoxe Doppelstra-
tegie der Erneuerung und Bewahrung, die die bayerischen Christdemo-
kraten fur die Wéhler attraktiv machte”. Zugleich okkupierte man , alle
Symbole bayerischer Staatlichkeit”.

Schlemmer und Siiff betonen dazu, dass diese Strategie der CSU nur
erfolgreich sein konnte, weil sie an ,Reste staatsbayerischen Bewusst-
seins ankniipfen” konne, die sowohl in Stidbayern als auch in den katho-
lischen Regionen Frankens lebendig waren, wenngleich ihre Intensitét
ebenso wie die ,Anti-Mentalitdt” (Klaus Tenfelde) abflauten: Die CSU
konnte aus dieser Antimentalitdt - Industrialisierungsfeindschaft, Fort-
schrittskritik, Sozialismusfurcht, Antipreufienhaltung - politisches Kapi-

der Beschiftigten in den grofien Automobilwerken in der SPD nicht ihre politi-
sche Vertretung. Die Bundestagswahlergebnisse in der Stadt lauteten wie folgt:
1949: 25,1 %, 1953: 29,3 %, 1957: 32,7 %, 1961: 35,0 %, 1965: 37,1 %, 1969: 40,0 %,
1972: 42,9 %, 1976: 36,9 %, 1980: 36,7 %, 1983: 32,9 %, 1987: 30,8 %, 1990: 27,7 %
1994: 30,7 % 1998: 35,6 %, 2002: 28,5 %, 2005: 29,7 %, 2009: 16,8 %, 2013: 19,4 %
(Wahlen in Bayern, S. 36 und Bundestagswahl 2013 in Ingolstadt, S. 6).

483) Schlemmer, Industriemoderne, S. 346f.; ebenda, S. 347 (das folgende Zitat).

484) Vel. dazu Schlemmer/Siif8, Wiege, S. 438ff.

485) Schlemmer/Stif3, Wiege, S. 438; ebenda, S. 441, S. 438, S. 442, S. 438, S. 439 (die
folgenden Zitate).
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tal schlagen. Beispielhaft sei ihre Agitation nach 1969 gegen die neue
sozialliberale Regierung in Bonn, die angeblich Bayern benachteilige.
Dazu beeintréchtigten bei der bayerischen SPD die Anfang der 1970er
Jahre sich zuspitzenden Fliigelkdmpfe mit den neomarxistischen Jungso-
zialisten insbesondere in Miinchen ihre Wahlaussichten und kamen eher
dem politischen Gegner zugute.

Weitere die CSU bevorteilende Faktoren waren die Siedlungsstruktur,
der verbreitete Mittelstand, die Schwiche der Gewerkschaften und -
ebenfalls hemmend fiir die Sozialdemokratie - die Herkunft der Arbeiter
und Angestellten aus dem Handwerk und der Landwirtschaft. Dartiber
hinaus befanden sich viele Nebenerwerbslandwirte unter der Arbeiter-
schaft (Arbeiterbauern) und sozialdemokratisches Denken war bei die-
sen Beschiftigten schwieriger zu vermitteln.48

Angesichts der vielfiltigen Bedingungskonstellation der Dominanz der
CSU bzw. der weitgehenden Erfolglosigkeit der Sozialdemokratie nach
dem strukturellen Wandel Bayerns erscheint es folgerichtig, etwaige
Stereotypen wie eine , bajuwarische Riickstandigkeit” oder Klischees wie
das sog. Uhrenbeispiel, als wenig erkenntnisfordernd beiseite zu lassen,
wie Schlemmer und Siif§ zu Recht anmerken: ,,Der Bildung von Mythen
und Legenden, die zumeist der christlich-konservativen Regierungspar-
tei dienen, wird dadurch Tur und Tor geoffnet.”48” Angemessen er-
scheint demgegentiber die These von Alf Mintzel, demzufolge diese
relevanten grundsatzlichen Entwicklungsprozesse ebenso ,in hochmo-
dernen, westlichen Industriegesellschaften allgemein zu beobachten
sind”488. Es handle sich also nicht um einen bayerischen Sonderweg.

Allerdings weisen die Schlemmer und Siiff mit Berechtigung auf einige
historisch determinierte Charakteristika einer politischen Kultur Bayerns
hin, die von der Wahlforschung noch Anfang der 1980er Jahre herausge-
arbeitet wurden: So waren die politischen Grundeinstellungen noch
deutlich konservativer als im Rest der Bundesrepublik, materielle Werte
wurden eher befiirwortet, ein starker Staat begriifst und schlieSlich die
ideale Partei weiter rechts im Vergleich zu Befragungen in anderen Bun-
desldndern verortet.

Also konnen wir festhalten: Ein wesentliches Element zum Verstiandnis
des Ausbaus ihrer starken Position nach dem soziodkonomischen Wan-
del in Bayern finden wir darin, dass es der CSU gelang, neue Wahler-
schichten zu erschlieffen und zugleich die ,angestammte, aber erodie-
rende soziale Basis zu halten, was eine wesentliche Voraussetzung fiir

486) Vgl. zu den Arbeiterbauern oben Abschnitt I1.1.
487) Schlemmer/Suif}, Wiege, S. 440; ebenda, S. 440f. (zum Folgenden).
488) Mintzel, Uhren, S. 83.
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ihren Durchbuch zur “bayerischen Staats- und Hegemonialpartei“48
war. Umgekehrt begann die ,Leidensspirale” der SPD in Bayern mit
dem Ergebnis dauerhafter asymmetrischer politischer Strukturen und
negativer Auswirkungen auf ihre Organisationsfihigkeit und -moglich-
keit!

Organisatorische Defizite in der Region Ingolstadt beeintrachtigten den
sozialdemokratischen Erfolg. Zusétzlich belasteten die innerparteilichen
Auseinandersetzungen mit den Jusos in der Region bzw. in Ingolstadt
das Auftreten der Partei. Dazu gesellten sich basis- und wihlerferne
Personalentscheidungen, die die Attraktivitit der SPD beeintréchtigten,
wie eine Stellungnahme eines altgedienten Sozialdemokraten aus Pfaf-
fenhofen hervorhob, demnach , kommt erschwerend die zwar demokra-
tische, aber doch ungemein starre, fast zentralistisch-hierarchische Ord-
nung der sozialdemokratischen Partei hinzu und die tibergeordneten
Bezirks- und Landesversammlungen hatten nichts anders zu tun, als ihre
landlichen Kreis- und Ortsverbénde mit kopflastigen, ideologisch aufge-
heizten Kandidaten oder Kandidatinnen zu vergewaltigen, die von den
Menschen auf dem Land nichts, aber schon gar nichts verstanden, weil
sie von da nicht hergekommen waren. Was einzelne Personalangebote
der SPD bei Landtags- oder Bundestagswahlen als Bild der SPD aufbau-
ten, konnten die ortlichen Kandidaten und Kandidatinnen bei den
Kommunalwahlen nicht mehr ausgleichen [1972]. Die CSU mufite nicht
mehr viel dazutun, sie tat es trotzdem gentifdlich, tiber ihre CSA [Christ-
lich-soziale Arbeitnehmer-Union] viele Arbeitnehmer der traditionellen
Vertretung der Arbeiterschaft, namlich der SPD zu entfremden und
ihnen in der CSU nicht nur ein Standesvertretung zu versprechen, son-
dern auch noch die Heimat- und Familiengefiithle zu vermitteln, die
selbst kritische Wahler wertschatzen”.

Es soll nicht verhehlt werden, dass dieses Zitat von Anfang der 1970er
Jahre aktuell gesehen zum kritischen Nachdenken tiber manche sozial-
demokratische Politik - Stichwort: Fliichtlingskrise — anregen sollte und
berechtigte Bedenken gerade der eigenen klassischen Wahlerschaft stér-
ker berticksichtigen sollte. Einen zusétzlichen Hinweis zur mangelhaften
sozialdemokratischen Stdrke im Umkreis des Industriezentrums In-
golstadt liefert Schlemmer, indem er die Position der SPD mit der Pra-
senz der IG Metall vergleicht. Die fehlende Priasenz der Partei sei auch
auf das Pendlerwesen zurtickzufiihren, d.h. viele Beschiiftigte arbeiteten
bei der Auto-Union in Ingolstadt, aber wohnten in anderen Gemeinden

489) Schlemmer, Industriemoderne, S. 347 und ebenda (das folgende Zitat).
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der Umgebung. Hingegen sei die CSU erfolgreicher, weil viele Industrie-
arbeiter ,,in den lindlichen Grund und Boden” 4 verwurzelt seien.

Maximilian Lanzinner sieht in seiner Gesamtdarstellung mit dem
Schwerpunkt auf die Entwicklung Bayerns bis Mitte der 1950er Jahre
Griinde fiir die Stagnation der Sozialdemokratie in Bayern in u.a. einem
geringen Einfluss der bayerischen SPD auf die Gesamtpartei, einem
Mangel an zugkriftigem Fithrungspersonal sowie einem im Vergleich
zur CSU, die staatsbayerische Positionen représentiere, zu geringen
Einfluss im Bund. Sodann spielte die Programmatik der sozialdemokra-
tischen Partei auf dem Gebiet der Wirtschaft, zu viel Ndhe zu einem
Zentralismus, der Gegensatz zur katholischen Kirche und, wie im Ab-
schnitt zu den Wahlen nachgewiesen, das Unvermdogen, traditionelle
Wihlerbindungen auch im Aufschwung aufzubrechen (Bauern, Hand-
werk, Handel), eine Rolle.#

Eine erweiterte Perspektive mit dem Blick auf den allgemeinen Wandel
sieht Risiken fiir alle Parteien einschliellich der Staatspartei CSU, denn,
so die pragnante Formulierung Heinrich Oberreuters, die ,Modernisie-
rung Bayerns nagt an ihren Eltern”4%2. Inwieweit fiir die Sozialdemokra-
tie aber Hoffnung bestehe, dass unter dem Signum einer fortschreiten-
den gesellschaftlichen Pluralisierung und eines analogen Wertewandels
die Vormachtstellung der CSU brockeln konnte, bleibt abzuwarten. Die-
se Hoffnung sollte angesichts des 2008 noch weiter gesunkenen SPD-
Ergebnisses trotz der schweren Niederlage der Regierungspartei nicht
tiberbewertet werden. Schon fiinf Jahre spéter hatte bekanntlich die CSU
wieder zur - fast - alten Stédrke zurtickgefunden und die SPD legte unge-
achtet ihres bekannten Spitzenkandidaten nur marginal zu. An dieser
Stelle sei vor etwaigen, moglicherweise mit einer gewissen ,Schaden-
freude” konnotierten Erwartungen fiir das Wahljahr 2018 gewarnt, denn
die (rechts)populistische AfD kann wohl kaum als wirkliche Alternative
gesehen werden. Davon unbesehen bedroht diese neue RechtsaufSenpar-
tei ebenso wesentliche Wiahlerschichten der Sozialdemokratie.

Dennoch sollte angesichts der prinzipiellen Offenheit von Geschichte die
bayerische Sozialdemokratie nicht als ewig ,auf verlorenem Posten”
determiniert werden. Der Blick auf die weitgehend katholisch-
agrarische, ostbayerische Region, zeigt, wie Dietmar Siiff eindrucksvoll
herausgearbeitet hat, dass zumindest in den 1960er Jahren in diesem fiir
Sozialdemokraten schwierigen Umfeld ein , sozialdemokratischer Friih-
ling” moglich war. Denn ,eine geborene Verliererin, das kann nicht oft

490) Erker, Sehnsucht, S. 499.
491) Vgl. Lanzinner, Sternenbanner, S. 352f.
492) Oberreuter, Leidensspirale, S. 295.
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genug betont werden, war die bayerische SPD nach 1945 nicht“4%. Der
starke, jugendlich geprédgte Mitgliederzuwachs von Ende der sechziger
Jahre bis Anfang der siebziger Jahre sei, bei aller Problematik des Habi-
tus und Anspruches dieser vielfach akademisch sozialisierten Neu-
mitglieder, , von entscheidender Bedeutung” gewesen. Die jugendliche
Auffrischung und ihre Kritik an der bestehenden Partei jedoch , schofs an
vielen Stellen weit iiber das Ziel hinaus” und fiithrte in Ostbayern
(Schwandorf), vor allem aber in Miinchen, zu heftigen innerparteilichen
Konflikten. Fiir die Wahlergebnisse der Sozialdemokraten wirkten diese
Vorginge - vorsichtig formuliert - nicht forderlich, jedenfalls folgte ,in
Bayern dem sozialdemokratischen Friihling kein Sommer”.

Zur Radikalisierung der Jungsozialisten spétestens seit Mitte der 1960er
hatte deren lautstarke Agitation gegen die Grofie Koalition beigetra-
gen.®* Eine weitere Zuspitzung und deutliche Wendung nach links er-
fuhr die Situation durch die Wahl Rudolf Schéfbergers zum Vorsitzen-
den der Jungsozialisten in Bayern 1967. Der Zustrom junger Akademiker
in die SPD - z.B. in Miinchen - hatte eine , Akademisierung” und , Ver-
jingung”4 in der Mitgliederstruktur zu Folge. Dies verschirfte die
Spannungen und bewirkte , eine hochexplosive Mischung aus Generati-
onenkonflikt, programmatischer Auseinandersetzung und Positions-
kampfen”4%, Grofie Teile dieser neuen Mitgliedschaft {ibten scharfe Kri-
tik am ,System” und betrieben eine Reideologisierung der Partei.
Schaupldtze der Konfliktaustragung waren die Grofistidten mit ihren
Hochschulen und zentral die Landeshauptstadt Miinchen, wo es zu
heftigen Konflikten mit dem sozialdemokratischen Oberbiirgermeister
Vogel kam.

Aber auch in kleineren Stadten wie etwa in Schwandorf gab es Polarisie-
rungen wie die Auseinandersetzungen um das dortige Jugendheim
Charlottenhof.#” In der Oberpfalz (Amberg, Sulzbach-Rosenberg) ver-
scharfte sich der Konflikt durch Kontakte der Jungsozialisten in die da-
malige DDR und zum FDJ. Die Partei tibte dabei massiven Druck aus,
denn ,eine Zusammenarbeit von Jusos und FDJ bedeutete nicht nur

493) Suff, Kumpel, S. 447; ebenda, S. 448 (die folgenden Zitate); zu den innerparteili-
chen Konflikten mit den Jusos in der Oberpfalz (Schwandorf), vgl. ebenda, S.
405ff.

494) Vgl. dazu Siifs, Enkel, S. 72ff; Balcar, Politik, S. 371ff.

49%) Stifs, Enkel, S. 82; vgl. dazu auch Vogel, Amtskette, S. 213ff., mit dem Hinweis zur
Miinchner SPD, wo 1967 und 1968 viele neue Mitglieder eingetreten seien und
gegen die gesamte SPD-Politik agitierten.

496) Balcar, Politik, S. 371.

497) Vgl. Sufi, Enkel, S. 91ff., S. 78ff. (zum Konflikt um die DDR-Kontakte) und S. 88ff.
(zu den kommunalpolitischen Aktivitdten); ebenda, S. 80 (das folgende Zitat).
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einen schweren Verstof§ gegen das historische Erbe der Sozialdemokra-
tie, sondern war angesichts der bevorstehenden Landtagswahl im Jahr
1970 ein kaum zu iiberbietender taktischer Fehler”. Die neuen, sehr akti-
ven Mitglieder wandten sich der Kommunalpolitik zu und entwickelten
kommunalpolitische Aktivititen mit weitgehenden Eingriffen (Boden-
recht, Stadtplanung, Wohnungswesen, erste Ansdtze zum Umwelt-
schutz).

Hoffnungsschimmer fiir die Sozialdemokratie leuchten auf dem Gebiet
der Kommunalpolitik auf. Es sei an dieser Stelle auf die relativ starke
Présenz der Sozialdemokratie in der Kommunalpolitik verwiesen, wo
u.a. in den groflen Stidten Miinchen, Niirnberg, Regensburg und Fiirth
sozialdemokratische Oberbiirgermeister an der Spitze stehen. Eine ein-
gehendere Untersuchung der verhaltnismafiig erfolgreichen Position der
SPD in den (grofieren) Kommunen konnte sicher weitere Hinweise und
Denkanstofe liefern.

Abschliefend werden noch einmal, um der Komplexitidt der Thematik
gerecht zu werden, wesentliche Faktoren bzw. Erkldrungsansitze zum
Verstdndnis der Schwiche der bayerischen Sozialdemokratie, insbeson-
dere ihres Einbruchs nach 2000, stichpunktartig festgehalten. Dabei sind
sowohl strukturelle, langfristig wirkende Faktoren und eher situative
Momente zu berticksichtigen:

- Die zunichst ,punktuelle” Industrialisierung Bayerns evozierte einen
eher , mittelstindischen”, ,,agrarischen” Arbeitertyp (Arbeiterbauern),
weniger eine grofiindustrielle Industriearbeiterschaft und eine be-
grenzte Gewerkschaftsbewegung. Die nach 1945 nachhaltig einset-
zende ,verspidtete” (Voll)Industrialisierung verlief in einer Phase der
Prosperitdt und eines ausgebauten sozialen Sicherungsnetzes, so dass
polarisierende, soziale Konflikte mit politischen Folgen weitgehend
vermieden werden konnten

- Der soziookonomische Wandel in der Berufsstruktur auf der Basis
einer historisch bedingten spezifischen Industrialisierung Bayerns
setzt sich fort und schmadlert die Basis der sozialdemokratischen (Ar-
beiter)Wahlerschaft, die in erheblichem Umfang bereits vor 2000 in
ihrem Wahlverhalten der hegemonialen CSU ihre Stimme gab

- Sozialstrukturell blieb es nach der Jahrhundertwende, wenn auch
leicht abgeschwacht, bei einer katholischen Bevolkerungsmehrheit
und einer tiberwiegend ldndlichen Siedlungsstruktur, was insgesamt
eher die CSU begitinstigte
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Die grofSen Parteien CSU und SPD verloren insgesamt beim Anteil an
den Gesamtstimmen, d.h. die kleineren Parteien haben aufgeholt

Die CSU als unangefochtene dominante politische Kraft rangierte bei
den Wahlen in allen Berufsgruppen iiberwiegend weit vor der sozial-
demokratischen Daueropposition

Die wirtschaftliche Prosperitidt und Modernitit Bayerns wurde nahe-
zu ausschliefilich der CSU zugeschrieben, wobei es ihr gelang, Tradi-
tion und Wandel erfolgreich zu vereinbaren

Damit korrespondierte die hohe Kompetenzzuteilung fiir die CSU bei
Wahlen insbesondere bei Wirtschaftsthemen als durchgehendes Defi-
zit der Sozialdemokratie, was nach 2000 die Abstinde bei den Kom-
petenzwerten zwischen den beiden Parteien noch vergroflerte

Befunde der Wahlforschung belegten sozialdemokratische Defizite
bei jungen Wihlern, bei der ,klassischen” Wéhlerschicht der Arbeiter
und der Angestellten, bei katholischen Wahlern oder in den vielen
landlichen Regionen, d.h. das Stadt-Land-Gefille ist eindeutig als Be-
stimmungsfaktor bei Wahlentscheidungen nachzuweisen

Die Weiterentwicklung zu einer echten linken Volkspartei, wie sie
bereits vor 1914 von den fiithrenden bayerischen Sozialdemokraten
versucht worden war, verlief nur zogerlich

Die parteiinternen Auseinandersetzungen Ende der 1960er und An-
fang der 1970er Jahre mit dem eigenen Parteinachwuchs nicht nur in
Miinchen wirkten in der Phase eines sozialdemokratischen Aufbruchs
nach der Installation der sozialliberalen Koalition auf Bundesebene
gerade in Bayern mindestens bremsend

Die Griinen als weitere Oppositionskraft fanden ihre Wahler im glei-
chen Bevolkerungssegment wie die Sozialdemokratie und beeintrach-
tigten die Position der SPD zusitzlich

Die Linke spielte bislang ungeachtet der Diskussionen um die Agenda
2010 noch keine die SPD nachhaltig beeintréchtigende Rolle

Exogene Faktoren, d.h. beispielsweise das Erscheinungsbild und die
Politik der zweiten rot-griinen Bundesregierung haben sich wohl zu-
mindest bei den Landtagswahlen 2003 und 2008 nachteilig fur die
SPD ausgewirkt. Die heftig diskutierten sog. Agenda 2010-Reformen
waren sicher ein belastender Aspekt, aber insgesamt konnen sie die
bayerische Wahlergebnisse der SPD nach 2000 nicht vollstindig erkla-
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ren, denn: Bereits vor den einsetzenden Debatten um die Agenda 2010
erlitt die SPD in Bayern bei der Bundestagswahl 2002 hohe Einbuflen

Weiterhin mangelte es der SPD an bekannten und populédren Person-
lichkeiten, die die jeweiligen CSU-Spitzenkandidaten bei den Land-
tagswahlen gefdhrden konnten

- Schliefflich ist die organisatorische Situation verbesserungswiirdig
und damit die Prasenz der Sozialdemokratie im ganzen Land, wie die
Organisationsforschung nachhaltig als Wirkungsfaktor herausgear-
beitet hat

- In wechselseitiger Verbindung mit organisatorischen Fragen steht
damit die vielfache, problematische Binnenorientierung der SPD und

ihre mangelnde Ndhe zum ,Wahlvolk” bzw. besser formuliert zum
Waihler

Als zusammenfassendes Fazit zur Charakteristik der bayerischen SPD
halten wir unter Verweis auf die neuere Fachliteratur fest und kénnen es
mit den Befunden der in der vorliegenden Arbeit herangezogenen Wahl-
forschung weitgehend bestitigen: Die bayerische Sozialdemokratie , be-
hielt ihren innerparteilich konflikttrachtigen Doppelcharakter als einer
frankisch-protestantischen und einer stidbayerischen, in der Landes-
hauptstadt Miinchen zentrierten Regionalpartei mit jeweils mittelstad-
tisch-insularen Streuschwerpunkten”4® bei. Sie hat sich keine neuen
Wihlerschichten erschlossen, sondern musste in ihren Stammgebieten in
den industrialisierten frénkisch-protestantischen Regionen und in den
typischen industriellen ,Inseln” Einbuflen hinnehmen. Weitgehend gilt
somit als selbstverordneter Rahmen bzw. Grenze der bayerischen Sozi-
aldemokratie: , Der typische SPD-Wahler kommt damit aus der Stadt, ist
Beamter oder Angestellter und verfiigt tiber einen qualifizierten Bil-
dungsabschluss” .49

498) Mintzel /Wasner, Landesparlamentarismus, S. 109.
499) Schultze, Landtagswahl 2013, S. 339.
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V. Conclusio: Folgerungen fiir sozialdemokratische Poli-
tik in Bayern

Die am Ende dieser Arbeit présentierten Folgerungen sind als Denkan-
stofie fiir eine zukiinftige sozialdemokratische Politik in Bayern gedacht.
Hinter diesen Thesen verbirgt sich keine detaillierte bzw. stringente
Systematik, es flieflen aber einige der im Rahmen der vorliegenden Ar-
beit gewonnenen Erkenntnisse ein. Die subjektiv gefdrbten Ausfithrun-
gen sind nicht Ausdruck besserwisserischen ,Oberlehrergehabes”, son-
dern sie spiegeln die Bedenken eines politisch interessierten Zeitgenos-
sen wider, dem an einer lebendigen, funktionsfdhigen demokratischen
Grundordnung gelegen ist. Unter diese Vorgaben fillt die unbedingte
Notwendigkeit einer funktionsfidhigen Opposition im Kontext einer
parlamentarischen Demokratie, deren Funktionsweise auf starken Par-
teien als unverzichtbare Bausteine und Transmissionsrahmen basiert.
Die Problematik der Volksparteien in Deutschland, welche die verhan-
delte Thematik beriihrt, wird aber im Rahmen der vorgelegten Studie
nicht weiter vertieft.50

Als grundlegende Voraussetzungen fiir eine sozialdemokratische Politik
fiir Bayern sollten einige spezifische Rahmenbedingungen fiir politisches
Handeln beachtet werden:

- Bayern ist ein Flichenstaat, was u.a. im Hinblick auf Umweltthemen
Relevanz beansprucht

- Ungeachtet der auch in Bayern vorherrschenden Attraktivitit des
Lebens in (grofs)stddtischen Ballungszentren besteht doch weiterhin
tiberwiegend eine klein- und mittlere Siedlungsstruktur

- Zwar ist Bayern Sitz einiger Grofibetriebe, aber insgesamt herrscht
eine eher mittelstindische Wirtschaftsstruktur vor

- Bayern weist neben dem Saarland die grofite katholische Bevolkerung
in der Bundesrepublik auf

- Schliefilich, wenn auch schwerer zu fassen, zidhlt ,, Tradition” zu einer
wie auch immer zu definierenden bayerischen Identitdt. Zwar ist die
Gestalt des heutigen Bayern ein Ergebnis historisch-politischer Pro-
zesse des frithen 19. Jahrhunderts, aber Bayern blickt dennoch auf ei-
ne lange Geschichte zurtick

Aus diesen stichwortartigen Beschreibungsmerkmalen sollte keinesfalls
eine vorherrschende Traditionsverhaftung oder gar ,Rickstandigkeit”
Bayerns gefolgert werden. Wie die vorliegende Studie zeigt, korrespon-

500) Vgl. dazu neuestens aus Sicht eines demoskopisch arbeitenden Wahlforschers
Giillner, Wahler, passim.
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dierte der enorme wirtschaftlich-soziale Wandel Bayerns und dessen
Modernisierung, der das Land 6konomisch wie wissenschaftlich in die
vorderste Reihe der deutschen Bundesldnder katapultiert hat, mit der
jahrzehntelangen, konservativen Vorherrschaft einer Partei.

Als Ausgangspunkt der folgenden Denkanstofie fungiert die These,
demzufolge ein politisches Angebot vom Wéhler seinen Ausgangspunkt
nimmt. Demnach hat eine politische Partei, die sich in einer Konkurrenz-
situation um Macht und Einfluss befindet, zuvorderst von den Bediirf-
nissen und Interessenlagen der Wahlerschaft auszugehen. Diese , Banali-
tat” verdient aber Beachtung, denn sie stellt u.U. lieb gewordene Ge-
wohnheiten in Frage und préigt die Themenstellungen in den Wahl-
kampfen. Aufgrund der Ergebnisse der Wahlforschung der letzten Jahre
bzw. Jahrzehnte sollten diese sich im politischen , Angebot” der bayeri-
schen Sozialdemokratie wiederfinden.

Der grundlegende Befund einer im bundesweiten Vergleich besonders
hervorstechenden Prosperitit Bayerns ungeachtet auch hier vorhandener
Problemgebiete ist in Rechnung zu stellen. Damit dieses Feld der
,Staatspartei” CSU nicht von vorneherein tiberlassen wird, riickt die
Thematik Wirtschaft in den Vordergrund. Es gilt, Kompetenzen zu for-
mulieren und nachhaltig zu demonstrieren. Deshalb werden Wirtschafts-
und Arbeitsmarktpolitik an erster Stelle genannt, in enger Verbindung
mit Zukunftsfragen zur Arbeitswelt, was gerade in einem sog. Hightech-
Land wie Bayern von besonderer Relevanz ist. Diese Zukunftsthemen
korrespondieren selbstverstindlich mit Fragen der Bildungspolitik, der
Familienpolitik, der Verkehrspolitik (Flachenstaat Bayern) und der Wis-
senschaftsforderung auf allen Ebenen.

Des Weiteren hat sich eine sozialdemokratische Partei grundsatzlich mit
sozialpolitischen Gegenstinden wie Rente, Pflege, Gesundheit, Wohnen
und somit auch den Konsequenzen einer verdnderten Arbeitswelt fiir die
sozialen Sicherungssysteme zu beschéftigen. Sozialpolitik zdhlt demnach
zu den obersten Anliegen einer genuin sozialdemokratischen Politik und
damit zu einem wie im Einzelnen auch immer zu definierenden ,Mar-
kenkern”. Dabei gilt fiir die Sozialdemokratie gerade unter Berticksichti-
gung erforderlicher und partiell heftig umstrittener Reformmafinahmen:
,Der Verlust des urspriinglichen Markenkerns im 6ffentlichen Ansehen
muss aber korrigiert werden”50l. Insofern miissen landesspezifische,
sozialpolitische Themen unbedingt in ein sozialdemokratisches Wahler-
angebot einflielen. Beispielhaft sei nur die Wohnungssituation in den
(bayerischen) Ballungszentren genannt.

501) Grunden, /Janetzki/Salandi, SPD, S. 190.

222

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Dartiber hinaus muss eine moderne Sozialdemokratie Sicherheit in ei-
nem umfassenden Sinne thematisieren. Diese Feststellung impliziert,
dass soziale Sicherheit eine selbstverstindlich wesentliche Komponente
in diesem Kontext darstellt, die aber in einem erweiterten Ansatz innere
Sicherheit und Kriminalititsbekdmpfung mit zu berticksichtigen hat.
Gerade letztgenannter Punkt sollte keinesfalls den konservativen bzw.
rechten Kriften tiberlassen werden. Die Biirger haben Bedenken artiku-
liert und sie verdienen es, aufgegriffen zu werden. Es ist im Ubrigen ja
bekanntlich ein Gemeinplatz darauf zu verweisen, dass sich nur die
,Reichen” einen schwachen Staat wiinschen bzw. leisten kénnen.

Damit ist das nach wie vor dominierende innenpolitische Thema der
Zuwanderung zu erwédhnen, deren problematische Begleiterscheinungen
keinesfalls totgeschwiegen oder tabuisiert werden sollten. Bei diesem
gesamten Komplex muss bedacht werden, dass gerade im Alltagsleben
tiberwiegend diejenigen sozialen Schichten von Zuwanderung unmittel-
bar beriihrt werden, die politisch , eigentlich” zum sozialdemokratischen
Wihlerkreis zdhlen. Diese Bevolkerungsschichten sind demzufolge in
weitaus hoherem Mafle von den Schattenseiten der Zuwanderung be-
troffen als ,btirgerliche” bzw. den Mittelschichten zuzurechnende Be-
volkerungskreise aus einem eher postmaterialistischen, griinen Wahler-
potential. Ein unkritisch propagierter Multikulturalismus kann die Be-
volkerung u.U. tiberfordern und bietet keine Losung.

Diese Einsichten haben bereits vor anndhernd zwanzig Jahren, wie in der
vorliegenden Arbeit erwidhnt, fithrende bayerische Sozialdemokraten
hellsichtig gedufsert. Insofern hat sich an der Thematik nichts Wesentli-
ches gedndert. Es wird immer eine Wettbewerbssituation um Wohnun-
gen und vor allem um Beschiftigungsmoglichkeiten im unteren, eher
schlecht bezahlten Beschiftigungssektor geben, mit aller Problematik
von Lohndumping usw. Nur am Rande sei erwdhnt, dass Teile der deut-
schen Wirtschaft durchaus in einem zugewanderten Arbeitskréfteseg-
ment einen Hebel zur Senkung von Lohnen mit allen sich daraus erge-
benden Folgewirkungen fiir die sozialen Sicherungssysteme erblicken.

An dieser Stelle sei ein kurzes Wort zum Verhiltnis zu den Kirchen, im
Besonderen zur in Bayern weiterhin vorherrschenden katholischen Kir-
che erlaubt. Wenngleich der Stellenwert der katholischen Kirche auch in
Bayern vor dem Hintergrund des allgemeinen Wertewandels abnimmt,
tendiert der weitaus tiberwiegende Teil der Katholiken in ihrer politi-
schen Préferenz eindeutig zur CSU. Die Sozialdemokratie befindet sich
diesbeziiglich in einer nahezu aussichtslosen Situation. Dieser Befund
lasst sich nicht ignorieren oder wegdiskutieren. Dennoch sollte der poli-
tische Dialog gesucht und gefordert werden, moglichst unter Wegfall
polemischer oder sonstiger ,Begleitmusik”. Die bayerische Sozialdemo-

223

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

kratie kann in ihrer Geschichte auf bekannte Vorbilder von Georg von
Vollmar, Wilhelm Hoegner, Waldemar von Knoeringen bis zu Hans
Jochen Vogel und Franz Maget bauen. Thematisch gilt es zu bedenken,
dass es auf Gebieten wie der Fliichtlingsarbeit, im Natur- und Umwelt-
schutz oder in der Sozialpolitik Ankntipfungspunkte fiir eine konflikt-
mildernde Kooperation gibt.

Schliellich sind Uberlegungen zur anzusprechenden Wahlerschaft not-
wendig. Selbstverstindlich muss es eine sozialdemokratische Partei
schmerzen, wenn der konservative, iberméchtige Gegner, in der histo-
risch urspriinglichen Stammwaihlerschaft der Arbeiter den Vorrang
eingenommen hat. Dass dieser Befund auf spezifische, historisch vermit-
telte Bedingungen zuriickgefiithrt werden muss, haben wir bereits aus-
fuhrlich diskutiert. Unter Berticksichtigung des allgemeinen soziodko-
nomischen Wandels in der Berufsstruktur, d.h. dem Riickgang einer
klassischen Arbeiterschaft, sollte dieser fiir die bayerische SPD unbefrie-
digende Zustand dennoch nicht einfach akzeptiert werden.

Zielftihrender ist im Ubrigen der Begriff des Arbeitnehmers als Adressat,
der sich vom prekér Beschiftigten oder im Niedriglohnsektor Tétigen bis
zum gut verdienenden Facharbeiter und akademischen Angestellten
erstreckt. Diese, vereinfacht formuliert, untere und mittlere Arbeitneh-
merschaft sollte der ausschlaggebende Adressat sozialdemokratischer
Politik auch in Bayern sein.3? Da in Bayern im bundesdeutschen Ver-
gleich mehr von einer , Besitzmittelstandsgesellschaft” die Rede ist, sollte
eine - sicher eher ,fragile Mitte” (Schroder) - unter Einbeziehung von
Selbststandigen mitbedacht werden.

Ergénzend zur Frage des anzusprechenden Waihlerkreises erscheint der
Verweis auf ,Sprache als Triger sozialdemokratischer Inhalte” angebracht.
Damit ist gemeint, ungeachtet der vielfach komplexen politischen
Sachthemen, sollte eine Komplexitdtsreduzierung anvisiert werden, um
untere und mittlere Bildungsschichten zu erreichen. Insbesondere in
Wahlkdmpfen sollte die Pramisse der ,Einfachheit der Sprache” als ge-
nerelle Leitlinie fungieren.

Nur am Rande sei vor Hoffnungen auf die negative Wirkung der diver-
sen Skandale der bayerischen ,Staatspartei” gewarnt, denn bis dato
konnte die Sozialdemokratie als grofite Oppositionspartei daraus keinen

502) Vgl. dazu die neue Arbeit zur SPD von Grunden/Janetzki/Salandi, SPD, S. 44:
,Fir die Sozialdemokratie kommt es darauf an, wieder ein programmatisches
Angebot fiir eine progressive Wéhlerkoalition aus gut bis durchschnittlich ver-
dienenden Angestellten und Facharbeitern auf der einen sowie unterdurch-
schnittlich verdienenden Arbeitnehmern im prekidren Dienstleistungssektor zu
entwickeln”; ebenda, S. 192 (zum Folgenden).
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politischen Gewinn verbuchen. Es wird im Ubrigen an dieser Stelle auch
nicht der Meinung das Wort gesprochen, eine irgendwie geartete ,baye-
rische Sozialdemokratie” zu konstruieren. Dies bleibt ein wenig glaub-
wiirdiges und kaum authentisches Verfahren. Diese Feststellung sollte
aber die bayerische Sozialdemokratie weiterhin nicht abhalten, spezifi-
sche bayerische Interessen nachhaltig in der Bundespolitik und inner-
halb der Gesamtpartei zu vertreten. Diese Aufgabe einer Berticksichti-
gung legitimer (gesamt)bayerischer Interessen o.4. darf man nicht dem
politischen Hauptgegner tiberlassen.

Entscheidend fiir die Entwicklung der Parteien ist letztendlich, dass
Parteien in der Gesellschaft verankert werden miissen, wie der Politik-
wissenschaftler Heinrich Oberreuter sehr zu Recht formuliert, denn ,es
zeige sich deutlich, dass die gesellschaftliche Entwicklung letztendlich
die Parteien beherrscht und nicht umgekehrt”5%. Damit ist die Notwen-
digkeit fiir Parteien verbunden, nicht zu sehr einer Binnenperspektive zu
verfallen, sondern grundsétzlich in das ,reale” Leben auflerhalb des
eigenen politischen ,Raumschiffes” einzutauchen. Dies sollte eine neue,
reformbereite bayerische Sozialdemokratie sich tief in ihr Stammbuch
schreiben und eine in der Vergangenheit tibertriebene Binnenfixierung
iiberwinden.

503) Oberreuter, Leidensspirale, S. 295.

225

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Tabellen- und Abbildungsverzeichnis

Tabelle 1: Reichstags- und Landtagswahlergebnisse der SPD und der USPD
in Bayern 1919 bis 1933 (in Prozent)

42

Tabelle 2: Ergebnisse der Landtagswahlen in Bayern 1946 bis 1994 (in Prozent)
Tabelle 3: Gesamtergebnisse der Landtagswahlen 1998 bis 2013

63

(Erst- und Zweitstimmen in Prozent)
Tabelle 4: SPD-Ergebnisse und Wahlbeteiligung bei Landtags- und
Bundestagswahlen (in Prozent)

84

98

Tabelle 5: Wahlbeteiligung und SPD-Ergebnisse nach Bezirken und

Gemeindegrofienklassen (Gesamtstimmen in Prozent) ---------------------

Tabelle 6: SPD/CSU-Ergebnisse in den Bezirken bei den Landtagswahlen

1946 bis 1994 (Gesamtergebnisse in Prozent)
Tabelle 7: Landtagswahlergebnisse nach Bezirken 1998-2013
(Erst- und Zweitstimmen in Prozent)

Tabelle 8: SPD-Ergebnisse bei Landtagswahlen in kreisfreien Stadten

(Gesamtstimmen in Prozent)
Tabelle 9: SPD-Ergebnisse in den kreisfreien Stadten und Landkreisen
bei den Landtagswahlen 2008 und 2013 (in Prozent)

Tabelle 10: Landtagswahlergebnisse nach Gemeindegrofienklassen

(Gesamtstimmen in Prozent)

Tabelle 11: Wahlentscheidung nach der Berufsstruktur (Anteile in Prozent) --------

Tabelle 12: Wahlverhalten und Konfession (in Prozent)

Tabelle 13: Wahlentscheidung nach Geschlecht, Alter und Bildungsgruppen
(Gesamtstimmen in Prozent)

Tabelle 14: Gewtiinschter Ministerprésident (in Prozent)

Tabelle 15: Personlichkeitsprofil der Spitzenkandidaten in Prozent:

,Wer ist.../Wer hat.../Wer passt besser...
Tabelle 16: Die wichtigsten Probleme in Bayern bei den Landtagswahlen
1998 bis 2013 aus Wahlersicht (in Prozent)

Tabelle 17: Parteikompetenzen in Politikbereichen (in Prozent)
Tabelle 18: Parteikompetenzen bei der Landtagswahl 2008:
CSU und SPD (in Prozent)

Tabelle 19: Die Ergebnisse der Bundestags- und Landtagswahlen

in Bayern (in Prozent)

Abbildungen

Abbildung 1: Anteile der Arbeiter an der Gesamtzahl der Erwerbstaitigen ----------

Abbildung 2: SPD-Ergebnisse nach Konfessionen entsprechend der gesamten
Wihlerschaft bei den Landtagswahlen 1998 bis 2013 (in Prozent)
Abbildung 3: Gewtinschter Ministerprasident (in Prozent)

Abbildung 4: Profile der Spitzenkandidaten vor der Landtagswahl

2013 (in Prozent)

Abbildung 5: SPD und Griine bei den Landtagswahlen 1986-2013---------------------

226

216.73.216.35, am 20.01.2026, 20:19:14. © Urheberrechtiich geschitzter Inhat k.

tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster

101
105
109
112
114
119
125

130
135

137

140
143

145

147

124

127
135

139


https://doi.org/10.5771/9783828871144

Quellen- und Literaturverzeichnis

Dieter Albrecht, Von der Reichsgriindung bis zum Ende des Ersten Weltkriegs (1871-
1918), in: Handbuch der bayerischen Geschichte, begriindet von Max Spindler,
neu hg. von Alois Schmid, Bd. 4/1, Miinchen 20032, S. 318-438

Willy Albrecht, Leonhard Tauscher und der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein in
Bayern, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volks-
partei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 34-39

Willy Albrecht, Zwischen Reformismus und Revolution. Die bayerische SPD von den
Anfangen bis zur revolutiondren Umbruchphase (1918-920), in: Rainer J. Ost-
ermann (Hg.), Freiheit fiir den Freistaat. Kleine Geschichte der bayerischen
SPD, Augsburg 1994, S. 17-59

Karl-Otmar Frhr. von Aretin, Kurt Eisner: Griinder des Freistaats und sein erster
Ministerprasident, in: Friedrich Weckerlein (Hg.), FREISTAAT! Die Anfénge
des demokratischen Bayern 1918/19, Miinchen 1994, S. 82-98

Jaromir Balcar, Politik auf dem Land. Studien zur bayerischen Provinz 1945 bis 1972,
Miinchen 2004 (Bayern im Bund 3)

Franz J. Bauer (Bearb.), Die Regierung Eisner 1918/19. Ministerratsprotokolle und
Dokumente, Miinchen 1987

Bayerischer Landtag (Hg.), Hilde Balke, Sie waren die Ersten... Frauen im Bayeri-
schen Landtag nach 1945, Miinchen o.]., S. 148-163

Bayerischer Landtag (Hg.), Volkshandbuch. 17. Wahlperiode, Miinchen 20172

Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Bundestagswahlen in
Bayern seit 1949 (https:/ /www.wahlen.bayern.de/bundestags-
wahlen/index.php) (16.09.2017)

Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Landtagswahlen in
Bayern seit 1946 (https:/ /www.wahlen.bayern.de/landtagswahlen/)
(17.09.2017)

Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung. Der Landeswahlleiter
des Freistaates Bayern. Endgiiltiges Ergebnis. Wahl zum Bayerischen Landtag
am 28. September 2008. Regionalergebnisse,

(https:/ /www.wahlen.bayern.de/landtagswahlen/index.php) (02.09.2017)

Bayerisches Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung. Die Landeswahlleiterin
des Freistaates Bayern, 2014. Landtagswahl in Bayern 2013. Wahl zum 17.
Bayerischen Landtag in Bayern am 15. September 2013. Endgiiltiges Ergebnis:
Regionale Ergebnisse, Miinchen 2014
(https:/ /www.wahlen.bayern.de/1w2013/regergeb.pdf) (02.09.2017)

Florian Beck, Georg von Vollmar: ,Konig” in Bayern - Wegbereiter fiir die deutsche
Sozialdemokratie, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung

zur Volkspartei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992,
Miinchen/London/New York/Paris 1992, S. 45-53

Rainald Becker, Ergebnisse der Landtagswahlen1868-2003, in: Handbuch der bayeri-
schen Geschichte IV/II, hrsg. v. Alois Schmid, Miinchen 20072, S. 737-750

227

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Hermann Beckstein, Stadtische Interessenpolitik. Organisation und Politik der Stad-
tetage in Bayern, Preufien und im Deutschen Reich 1896-1923, Diisseldorf 1991

Wolfgang Behr, Sozialdemokratie und Konservatismus. Ein empirischer und theore-
tischer Beitrag zur regionalen Parteianalyse am Beispiel der Geschichte und
Nachkriegsentwicklung Bayerns, Hannover 1969

Biographie Maget Franz Josef. (http://www1.bayern.landtag.de/ www /lebens-
lauf_ehemalige/lebenslauf_555500000156.html) (10.01.2018)

Biographie von Schmidt, Renate (http://www1.bayern.landtag.de/www /lebens-
lauf_ehemalige/lebenslauf_555500000185.html) (03.01.2018)

Hans Blinn, Franz Joseph Ehrhart und die Sozialdemokratie in der Pfalz, in: Hartmut
Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Wegmarken der
bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New York/Paris
1992, S. 71-81

Karl Bosl, Es gérte schon seit 1890: Die Wurzeln des Umbruchs, in: Friedrich Wecker-
lein (Hg.), FREISTAAT! Die Anfinge des demokratischen Bayern 1918/19,
Miinchen 1994, S. 63-80

Karl Bosl, Die ,,geminderte” Industrialisierung in Bayern, in: Aufbruch ins Industrie-
zeitalter, Band 1: Linien der Entwicklungsgeschichte, hrsg. v. Claus Grimm,
Miinchen 1985, S. 22-39

Thomas Brauninger, Marc Debus, Parteienwettbewerb in den deutschen Bundeslan-
dern, Wiesbaden 2012

Helmut Braun, Industrialisierung, publiziert am 22.01.2007; in: Historisches Lexikon
Bayerns, (URL: http:/ /www historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Indus-
trialisierung) (6.12.2017)

Heike Bretschneider, Die Bildung der Viererkoalition. Die parteipolitische Konstella-
tion in Bayern in der ersten Hilfte der Fiinfziger Jahre, in: Zeitschrift fiir baye-
rische Landesgeschichte 41 (1978) S. 999-1038

Bundestagswahl 2013 in Ingolstadt, herausgegeben von der Stadt Ingolstadt, 2013
(www.ingolstadt.de/ media/custom/465_9039_1.PDF?1383873003 (18.02.2018)

Frank Decker, Sinkende Wahlbeteiligung Interpretationen und mogliche Gegenmafs-
nahmen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 40-42 (2016) S. 30-35

Frank Decker, Hohere Volatilitit bei Landtagswahlen? Die Bedeutung bundespoliti-
scher ,Zwischenwahlen”, in: Eckhard Jesse/Roland Sturm (Hg.), Bilanz der
Bundestagswahl 2005. Voraussetzungen, Ergebnisse, Folgen, Miinchen 2006,
S. 259-279

Deutscher Bundestag Mitglieder des 15. Deutschen Bundestags (2002-2005): Renate
Schmidt (http:/ /webarchiv.bundestag.de/cgi/show.php?fileTo-
Load=215&id=1041) (02.01.2018)

Anselm Doering-Manteuffel /Lutz Raphael, Nach dem Boom. Neue Einsichten und
Erklarungsversuche, in: Anselm Doering-Manteuffel /Lutz Raphael/ Thomas
Schlemmer (Hg.), Vorgeschichte der Gegenwart. Dimensionen des Struktur-
bruchs nach dem Boom, Gottingen 2016, S. 9-34

228

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Andreas Eichmiiller, ,I hab" nie viel verdient, weil i immer g schaut hab", dafs as
Anwesen mitgeht”. Arbeiterbauern in Bayern nach 1945, in: Thomas Schlem-
mer, Hans Woller (Hrsg.), Gesellschaft im Wandel 1949 bis 1973, Miinchen
2002, S. 179-268 (Bayern im Bund 2)

Ulrich Eith/Gerd Mielke, Politische Soziologie. Zur Bedeutung und Methodik empi-
rischer Sozialforschung am Beispiel der Wahlforschung, in: Hans-Joachim
Lauth/Christian Wagner (Hg.), Politikwissenschaft: Eine Einfiihrung Pader-
born 20127, S. 294-321

Paul Erker, Industriewirtschaft und regionaler Wandel. Uberlegungen zu einer
Wirtschaftsgeschichte Bayerns 1945-1995, in: Landesgeschichte und Zeitge-
schichte, hg. von Maximilian Lanzinner, S. 41-55 (= Materialien zur bayeri-
schen Geschichte und Kultur 4/ Augsburg 1997)

Pauk Erker, Wachstum, Wettbewerb, Visionen. Bayern und der Bund in wirt-
schaftshistorischer Perspektive, in: Bayern & PreufSen. Schlaglichter auf eine
historische Beziehung, hg. von Johannes Erichsen und Evamaria Brockhoff,
Augsburg 1999, S. 154-167

Paul Erker, Keine Sehnsucht nach der Ruhr. Grundziige der Industrialisierung in
Bayern 1900-1970, in: Geschichte und Gesellschaft 17 (1991) S. 480-511

Barbara Fait, Demokratische Erneuerung unter dem Sternenbanner. Amerikanische
Kontrolle und Verfassunggebung in Bayern 1946, Diisseldorf 1998

Jiirgen Falter, Die bayerische Landtagswahl vom 15. Oktober 1978: Anti-Strauf3-Wahl
oder Mobilisierungsschwiéche einer ,Staatspartei”?, in: Zeitschrift fiir Parla-
mentsfragen 10 (1979) S. 50-64

Jiirgen Falter, Die bayerische Landtagswahl vom 10. Oktober 1982: Im Stiden - bei-
nahe - alles beim Alten, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 14 (1983) S. 82-95

IIse Fischer, Der Kurs der bayerischen Sozialdemokratie 1890-1914, in: Germanisches
Nationalmuseum Niirnberg (Hg.), Zur Geschichte der Arbeiterbewegung in
Bayern. Eine Vortragsfolge veranstaltet vom Germanischen Nationalmuseum
Niirnberg anlésslich der Ausstellung Leben und Arbeiten im Industriezeitalter
vom 10.5. bis 25.8.1985, Niirnberg 1985, S. 79-109

Forschungsgruppe Wahlen e.V., Landtagswahl in Bayern. Eine Analyse der Wahl
vom 13. September 1998, Mannheim 1998

Forschungsgruppe Wahlen e.V., Wahl in Bayern. Eine Analyse der Landtagswahl
vom 21. September 2003, Mannheim 2003

Forschungsgruppe Wahlen e.V., Wahl in Bayern. Eine Analyse der Landtagswahl
vom 28. September 2008, Mannheim 2008

Forschungsgruppe Wahlen e.V., Wahl in Bayern. Eine Analyse der Landtagswahl
vom 15. September 2013, Mannheim 2013

Oscar W. Gabriel /Everhard Holtmann, Ober sticht Unter? Zum Einfluss der Bun-
despolitik auf Landtagswahlen: Kontext, theoretischer Rahmen und Analyse-
modelle, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 38 (2007) S. 445 - 462

Karl-Ulrich Gelberg, Alfons Goppel (1905-1991), in: Zeitgeschichte in Lebensbildern:
Band 10: Aus dem deutschen Katholizismus des 19. und 20. Jahrhunderts, hg.
von Jiirgen Aretz/Rudolf Morsey/Anton Rauscher, Miinster 2001, S. 261-279

229

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Karl-Ulrich Gelberg, Die Protokolle der SPD-Fraktion in der Bayerischen Verfas-
sunggebenden Landesversammlung 1946, in: Zeitschrift fiir bayerische Lan-
desgeschichte 60 (1997) S. 1051-1094 (http:/ /periodika.digitale-
sammlungen.de/ zblg/kapitel/zblg60_kap53) (28.12.2017)

Karl-Ulrich Gelberg, Vom Kriegsende bis zum Ausgang der Ara Goppel (1945-1978),
in: Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. IV/1, neu hg. von Alois Schmid,
Miinchen 20032, S. 635-1008

Manuela Glaab, Alexander Irrgang, Michael Weigl, Herausforderungen einer sich
wandelnden Parteiendemokratie, in: Manuela Glaab und Michael Weigl
(Hrsg.), Politik und Regieren in Bayern, Wiesbaden 2013, S. 219-239

Manuela Glaab, Michael Weigl, Politik und Regieren in Bayern: Rahmenbedingun-
gen, Strukturmerkmale, Entwicklungen, in: Manuela Glaab und Michael
Weigl (Hrsg.), Politik und Regieren in Bayern, Wiesbaden 2013, S. 19-96

Dirk Gétschmann, Wirtschaftsgeschichte Bayerns. 19. und 20. Jahrhundert, Regens-
burg 2010

Dirk Gotschmann, Landtagswahlen (Weimarer Republik), publiziert am 22.11.2006,
in: Historisches Lexikon Bayerns, (URL:<http:/ /www historisches-lexikon-
bayerns.de/Lexikon/Landtagswahlen_(Weimarer_Republik) (13.10.2017)

Bernhard Grau, Unabhingige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD),
1917-1922, publiziert am 14.05.2007, in: Historisches Lexikon Bayerns, URL:
(http:/ /www historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Unabhiéngige_Sozial-
demokratische_Partei_Deutsch-lands_(USPD),_1917-1922) (13.10.2017)

Bernhard Grau, Johannes Timm - ein sozialdemokratischer Parteifunktionér, in:
Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Weg-
marken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New
York/Paris 1992, S. 163-167

Bernhard Grau, Parteiopposition - Kurt Eisner und die Unabhingige Sozialdemokra-
tische Partei, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur
Volkspartei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 126-137

Helga Grebing, Von der , Traditionskompanie” zur ,Staatspartei”. Die Modernisie-
rung der Sozialdemokratie in den 1950er und 1960er Jahren im regionalen
Vergleich, in: Jiirgen Kocka/Hans-Jiirgen Puhle/Klaus Tenfelde (Hg.), Von
der Arbeiterbewegung zum modernen Sozialstaat. Festschrift fiir Gerhard A.
Ritter zum 65. Geburtstag, Miinchen, New Providence, London, Paris 1994, S.
205-221

Stefan Griiner, Geplantes , Wirtschaftswunder”? Industrie- und Strukturpolitik in
Bayern 1945 bis 1973, Miinchen 2009 (Bayern im Bund 7)

Timo Grunden/Maximilian Janetzki/ Julian Salandi, Die SPD. Anamnese einer
Partei, Baden-Baden 2017

Manfred Giillner, Der vergessene Wahler. Vom Aufstieg und Fall der Volksparteien,
Baden-Baden 2017

Peter Claus Hartmann, Bayerns Weg in die Gegenwart. Vom Stammesherzogtum
zum Freistaat heute, Regensburg 20123

230

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Leo Hausleiter, Krise oder Aufbruch? Die bayerische SPD 1990 bis zur Gegenwart, in:
Rainer J. Ostermann (Hg.), Freiheit fiir den Freistaat. Kleine Geschichte der
bayerischen SPD, Augsburg 1994, S. 173-192

Diethard Hennig, Gegen Revolution und Gegenrevolution. Johannes Hoffmann,
Sozialdemokrat und bayerischer Ministerprasident, in: Hartmut Mehringer
(Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Wegmarken der bayeri-
schen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New York/Paris 1992,
S.151-162

Richard Hilmer, Wahlerstimmungen und Wahlerstimmen: Eine Wahlanalyse in
Bund und Bayern (Akademiegespriche im Landtag am 9. November 2005),
Tutzing/Miinchen 2005 (https://www.apb-tutzing.de/download/ publika-
tionen/akademiegespraeche/akademiegespraech-27-hilmer.pdf) (12.09.2017)

Richard Hilmer, Zeitenwende? Eine Analyse der Landtagswahl. Das Wahlergebnis.
Eine Zasur (Akademiegesprache im bayerischen Landtag vom 25. November
2008) (https:/ /www.apb-tutzing.de/download/ publikationen/akademie-
gespraeche/akademiegespraech-35-hilmer-zeitenwende.pdf) (16.09.2017)

Stefan Immerfall/ Alf Mintzel, Ergebnisse und Perspektiven der Forschung zur
Parteienlandschaft in Bayern, in: Landesgeschichte und Zeitgeschichte. For-
schungsperspektiven zur Geschichte Bayerns nach 1945, hrsg. v. Maximilian
Lanzinner und Michael Henker, Augsburg 1997 (= Materialien zur bayeri-
schen Geschichte und Kultur 4/1997), S. 13-28

Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 2013-2014
(https:/ /www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Bundesparteitag_2015/Jahrbu
ch_der_SPD_2013-2014.pdf) (19.10.2017)

Gabriele Jung/Giinter Rieger, Die bayerische Landtagswahl vom 25. September 1994:
Noch einmal gelang der CSU ein machiavellisches Lehrstiick, in: Zeitschrift
fuir Parlamentsfragen 26 (1995) S. 232-249

Helmut Jung, Die Volksparteien als Auslaufmodell? Eine Analyse der Bundestags-
wahl 2009 in Deutschland und Bayern, in: Heinrich Oberreuter (Hg.), Am En-
de der Gewissheiten. Wihler, Parteien und Koalitionen in Bewegung, Miin-
chen 2011, S. 325-348

Matthias Jung, Wechselwirkungen zwischen Bundestagswahl und bayerischer Land-
tagswahl 2013, in: Ursula Miinch/Heinrich Oberreuter (Hg.), Die neue Offen-
heit. Wahlverhalten und Regierungsoptionen im Kontext der Bundestagswahl
2013, Frankfurt am Main 2015, S. 105-116

Andreas Kieflling, Die CSU. Machterwerb und Machterhalt, Wiesbaden 2005

Andreas Kieflling, Das Parteiensystem Bayerns, in: Uwe Jun, Melanie Haas, Oskar
Niedermayer (Hrsg.), Parteien und Parteiensysteme in den deutschen Lén-
dern, 2008, S. 125-146

Manfred Kittel, ,Weimar” im evangelischen Bayern. Politische Mentalitidt und Par-
teiwesen 1918-1933 mit einem Ausblick auf die Zeit nach 1945, Miinchen 2001

Susanne Koch, Parteien in der Region. Eine Zusammenhangsanalyse von lokaler
Mitgliederprasenz, Wahlergebnis und Sozialstruktur, Opladen 1994

231

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Peter Jakob Kock/Manfred Treml, Bayern nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Manfred
Treml, Geschichte des modernen Bayern. Konigreich und Freistaat. Mit Bei-
tragen von Manfred Treml, Franz Menges, Wolf Volker Weigand, Peter Jakob
Kock/Manfred Treml, Miinchen 20065, S. 391-545

Peter Jakob Kock, SPD und BVP im Bayerischen Landtag 1919 bis 1933, in: Walter
Ziegler, Der Bayerische Landtag vom Spéatmittelalter bis zur Gegenwart. Prob-
leme und Desiderate historischer Forschung. Kolloquium des Instituts fiir
Bayerische Geschichte am 20. Januar 1995 im Maximilianeum in Miinchen in
Zusammenarbeit mit Elisabeth Lukas-Go6tz und Martin Ott herausgegeben
von Walter Ziegler, Miinchen 1995, S.175-184 (http://geschichte.digitale-
sammlungen.de/kolloquium1995/kapitel / koll_chapter_14) (30.10.2017)

Bernhard Kornelius/Dieter Roth, Bundestagswahl 2005: Rot-Griin abgewéhlt. Verlie-
rer bilden die Regierung, in: Christoph Egle/Reimut Zohlnhofer (Hrsg.), Ende
des rot-griinen Projekts. Eine Bilanz der Regierung Schroder 2002-2005, Wies-
baden, S. 29-59

Karl-Rudolf Korte, Wahlen in Deutschland, Bonn 2010

Karl-Rudolf Korte/Manuel Frohlich, Politik und Regieren in Deutschland. Struktu-
ren, Prozesse, Entscheidungen, Paderborn 20093

Herbert Kral, Die Landespolitik der SPD in Bayern von 1924 bis 1933, Miinchen 1985

Ferdinand Kramer, ,Griinderzeiten” - Aspekte der industrielle Entwicklung des
Konigreichs Bayern im Vergleich zu anderen deutschen Staaten, in: Gotter-
dammerung. Konig Ludwig II. und seine Zeit, hrsg. v. Peter Wolf, Margot
Hamm, Barbara Klink und Evamaria Brockhoff, Augsburg 2011 (= Aufsitze
zur bayerischen Landesausstellung 2011), S. 91-95

Manfred Krapf, Von Schroder zu Merkel - Die SPD in den Bundestagswahlen von
1998 bis 2013, Baden-Baden 2017

Manfred Krapf, Entwicklung und Verwaltung bayerischer Stidte zwischen 1870 und
1914, Miinchen 1998

Marita Krauss, Von Ludwig II. zu Ludwig III. - Modernisierungsprozesse in Bayern,
in: Gotterdammerung. Konig Ludwig II. und seine Zeit, hrsg. v. Peter Wolf,
Margot Hamm, Barbara Klink und Evamaria Brockhoff, Augsburg 2011 (=
Aufsitze zur bayerischen Landesausstellung 2011), S. 96-106

Peter Kritzer, Bayern ist fortan ein Freistaat. Stationen bayerischer Verfassungsge-
schichte von 1803 bis 1946, Rosenheim 1992

Peter Kritzer, Wilhelm Hoegner und seine Verfassungspolitik, in: Hartmut Mehrin-
ger (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Wegmarken der bayeri-
schen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New York/Paris 1992,
S. 228-236

Hildegard Kronawitter, Wirtschaftskonzeptionen und Wirtschaftspolitik der Sozial-
demokratie in Bayern 1945-1949, Miinchen/New York/London/Paris 1988

Maximilian Lanzinner, Zwischen Sternenbanner und Bundesadler. Bayern im Wie-
deraufbau 1945-1958, Regensburg 1996

Hans-Joachim Lauth/Christian Wagner, Politikwissenschaft: Eine Einfiihrung, Pa-
derborn 20127

232

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Bernhard Loffler, Wie funktioniert das Kénigreich Bayern? Zur politisch-sozialen
Verfassung Bayerns in der zweiten Halfte des 19. Jahrhunderts, in: Gotter-
dammerung. Konig Ludwig II. und seine Zeit, hrsg. v. Peter Wolf, Margot
Hamm, Barbara Klink und Evamaria Brockhoff, Augsburg 2011 (= Aufsitze
zur bayerischen Landesausstellung 2011), S. 22-33

Peter Losche/Franz Walter, Die SPD: Klassenpartei - Volkspartei - Quotenpartei.
Zur Entwicklung der Sozialdemokratie von Weimar bis zur deutsche Wieder-
vereinigung, Darmstadt 1992

Michael Lotterschmid/Hartmut Mehringer, Erhard Auer - ein bayerischer Sozial-
demokrat, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur
Volkspartei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 138-150

Franz Maget, Es geht auch anders... Politische Bilanz eines bayerischen Sozialdemo-
kraten, hrsg. von Rainer Ostermann, Miinchen 2013

Hartmut Mehringer, Die bayerische SPD zwischen Verbot und Wiederaufbau, in:
Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Weg-
marken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New
York/Paris 1992, S. 195-211

Hartmut Mehringer, Opposition - Widerstand - Wiederaufbau. Die bayerische SPD
1920 bis 1946, in: Rainer J. Ostermann (Hg.), Freiheit fiir den Freistaat. Kleine
Geschichte der bayerischen SPD, Augsburg 1994, S. 61-122

Hartmut Mehringer, Die bayerische Sozialdemokratie bis zum Ende des NS-
Regimes. Vorgeschichte, Verfolgung und Widerstand, in: Martin Bros-
zat/Hartmut Mehringer (Hg.), Bayern in der NS-Zeit, Band V: Die Parteien
KPD, SPD, BVP in Verfolgung und Widerstand von Hartmut Mehringer, An-
ton Grofsimann, Klaus Schénhoven, Miinchen/Wien 1983, S. 287-432

Hartmut Mehringer, Bemerkungen zum Wandel der SPD in der ersten Hilfte des 20.
Jahrhunderts unter besonderer Berticksichtigung der bayerischen Sozialde-
mokratie, in: Karl-Heinz Ruffmann/Helmut Altrichter (Hgg.), ,Modernisie-
rung” versus ,Sozialismus”. Formen und Strategien sozialen Wandels im 20.
Jahrhundert, Erlangen 1983, S. 167-186

Hartmut Mehringer, Waldemar von Knoeringen. Eine politische Biographie. Der
Weg vom revolutionédren Sozialismus zur sozialen Demokratie, Miinchen,
London, New York, Paris 1989

Hartmut Mehringer, Waldemar von Knoeringen - Widerstand und Exil. Der Weg
vom revolutionaren Sozialismus zur sozialen Demokratie, in: Helga Gre-
bing/Dietmar Siif§ (Hg), Waldemar von Knoeringen. 1906-1971. Ein Erneuerer
der deutschen Sozialdemokratie. Rede, Aufsitze, Briefwechsel und Kommen-
tare zu Leben und Wirken, Bd. 1, Berlin 2006, S. 29-50

Franz Menges, Vom Freistaat zur Reichsprovinz (1918-1933), in: Manfred Treml,
Geschichte des modernen Bayern. Konigreich und Freistaat. Mit Beitragen von
Manfred Treml/Franz Menges/Wolf Volker Weigand/Peter Jakob
Kock/Manfred Treml, Miinchen 20063, S. 161-265

Alf Mintzel, Die bayerische Landtagswahl vom 27. Oktober 1974. Triumph einer
konservativen Partei: ein wahlsoziologische Sonderfall?, in: Zeitschrift fiir Par-
lamentsfragen 6 (1975) S. 429-446

233

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Alf Mintzel, Die CSU. Anatomie einer konservativen Partei 1945-1972, Opladen 1975

Alf Mintzel, Gehen Bayerns Uhren wirklich anders?, in: Zeitschrift fiir Parlaments-
fragen 18 (1987) S. 77-93

Alf Mintzel, Strategie und Organisation: sozio-strukturelle Schwichen von SPD und
FDP in Bayern, in: Immerfall, Stefan/ Kunz, Aline M./ Mintzel, Alf/Thurner,
Paul: Parteien in Bayern. Vier Studien. PaPaS 15, S. 103-173

Alf Mintzel/ Barbara Wasner, Landesparlamentarismus in Bayern, in: Siegfried
Mielke/ Werner Reutter (Hrsg.), Landesparlamentarismus. Geschichte -
Struktur - Funktionen, Wiesbaden 20122, S. 105-142

Alf Mintzel, Bayern und die CSU: Regionale politische Traditionen und Aufstieg zur
dominierenden Kraft, in: Geschichte einer Volkspartei. 50 Jahre CSU 1945-
1995, hg. von der Hanns-Seidel-Stiftung, Miinchen 1995, S. 195-252

Gerhard Miiller, Die Arbeiterbewegung in der Oberpfalz bis zum Ersten Weltkrieg,
in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei.
Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 94-102

Kay Miiller, Schwierige Machtverhaltnisse. Die CSU nach Straufs, Wiesbaden 2004

Ursula Miinch, Bayern - Hochburg konservativer und foderalistischer Parteien, in:
Andreas Kost, Werner Rellecke, Reinhold Weber (Hrsg.), Parteien in den deut-
schen Landern. Geschichte und Gegenwart, Miinchen 2010, S. 128-160

Axel Murswieck, Angela Merkel als Regierungschefin und als Kanzlerkandidatin, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte 51 (2009) S. 26-32

Heinrich Oberreuter, in: Richard Hilmer, Zeitenwende? Eine Analyse der Landtags-
wahl. Das Wahlergebnis. Eine Zasur (Akademiegespriache im bayerischen
Landtag vom 25. November 2008) (https://www.apb-tutzing.de/down-
load/publikationen/akademiegespraeche/akademiegespraech-35-hilmer-
zeitenwende.pdf) (16.09.2017)

Heinrich Oberreuter, Landtagswahlen (nach 1945), publiziert am 07.06.2016, in:
Historisches Lexikon Bayerns, (URL: http://www historisches-lexikon-
bayerns.de/Lexikon/Landtagswahlen (nach 1945)(13.10.2017)

Heinrich Oberreuter, Zur Leidensspirale der SPD. Warum die Partei in Bayern vor
schier uniiberwindlichen Hindernissen steht, in: Franz Maget, Es geht auch
anders... Politische Bilanz eines bayerischen Sozialdemokraten, hrsg. von Rai-
ner Ostermann, Miinchen 2013, S. 293-298

Heinrich Oberreuter/Werner J. Patzelt, Abgeordnete zwischen Partei- und Person-
lichkeitsorientierung: Zur ,Leidensspirale” der bayerischen SPD, in: Zeit-
schrift ftir Parlamentsfragen 18 (1987) S. 57-76

Rainer J. Ostermann, Waldemar von Knoeringen und der demokratische Sozialis-
mus, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspar-
tei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 261-270

Ders., Sozialdemokratische Politik in konservativem Umfeld. Die bayerische SPD
1945 bis 1990, in: Rainer J. Ostermann (Hg.), Freiheit fiir den Freistaat. Kleine
Geschichte der bayerischen SPD, Augsburg 1994, S. 123-171

234

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Werner J. Patzelt, Was ist falsch mit Bayerns SPD? Ergebnisse einer Umfrage unter
bayerischen Abgeordneten, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 22 (1991) S. 59-
88

Karl Heinrich Pohl, Katholische Sozialdemokraten oder sozialdemokratische Katho-
liken in Miinchen: ein Identititskonflikt, in: Olaf Blaschke/Frank-Michael
Kuhlemann: Religion im Kaiserreich. Milieus - Mentalitdten - Krisen, Giiters-
loh, 1996, S. 233-253

Karl Heinrich Pohl, Der Sondercharakter der bayerischen Sozialdemokratie vor dem
Ersten Weltkrieg, Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur
Volkspartei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 20-33

Friedrich Prinz, Die Geschichte Bayerns, Miinchen 1997

Thomas Renz/Giinter Rieger, Die bayerische Landtagswahl vom 13. September 1998:
Laptop, Lederhose und eine Opposition ohne Optionen, in: Zeitschrift fiir Par-
lamentsfragen 30 (1999) S. 78-97

Giinter Rieger, Die bayerische Landtagswahl vom 21. September 2003: Banale Sensa-
tionen, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 34 (2003) S. 702-720

Gerhard A. Ritter, Wilhelm Hoegner (1887-1980), in: Gesellschaftsgeschichte. Fest-
schrift ftir Karl Bosl zum 80. Geburtstag, hg. im Auftrag des Collegium Caro-
linum von Ferdinand Seibt, Bd. 2, Miinchen 1988, S. 337-360

Gerhard A. Ritter, Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Biirgertum in
Deutschland, in: Manfred Hettling/Paul Nolte (Hrsg.), Nation und Gesell-
schaft in Deutschland. Historische Essay, Miinchen 1996, S. 171-191

Dieter Rossmeissl, Niirnberg - die Mehrheit in der Minderheit, in: Hartmut Mehrin-
ger (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Wegmarken der bayeri-
schen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New York/Paris 1992,
S. 62-70

Dieter Roth/ Andreas M. Wiist, Die Ablésung der Grofien Koalition, Volksparteien
im Tief oder: Angela Merkel wechselt ihren Koalitionspartner, in: Heinrich
Oberreuter (Hg.), Am Ende der Gewissheiten. Wahler, Parteien und Koalitio-
nen in Bewegung, Miinchen 2011, S. 271-294

Rainer A. Roth, Politische Landeskunde. Freistaat Bayern, Erginzung zu Hauptauf-
lage A92, Miinchen 20084

Wolfgang Rudzio, Das politische System der Bundesrepublik Deutschland, Opladen
20005

Riickblicke 1957-1984 des Bayerischen Ministerprasidenten Alfons Goppel, hg. v.
Claudia Friemberger und Ferdinand Kramer, St. Ottilien 2005

Hermann Rumschéttel, Schiitzengraben werden Geschichte. Bayerns Sozialdemokra-
tie und die Katholische Kirche von Georg von Vollmar bis Waldemar von
Knoeringen, in: Franz Maget (Hrsg.), Kirche und SPD. Von Gegnerschaft zu
Gemeinsamkeiten, Miinchen 2014, S. 17-33

Armin Schifer, Wahlbeteiligung und Nichtwéhler, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
48-49 (2013) S. 39-46

235

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Armin Schifer, Die Riickkehr alter Ungleichheit? Klassenlage und Wahlverhalten, in:
Alexa Meyer-Hamme (Hg.), Dokumentation. Die Zukunft des Sozialstaates,
Bremen 2014 (= 26. Bremer Universitédts-Gesprache), S. 29-34

Thomas Schlemmer, Schwierige Heimat - Die Auto Union in Ingolstadt und ihre
Arbeiterschaft 1945 bis 1965, in: Martina Hef8ler/ Giinter Riederer (Hg.), Auto-
stadte im 20. Jahrhundert. Wachstums- und Schrumpfungsprozesse in globa-
ler Perspektive, Stuttgart 2014, S. 69-88

Thomas Schlemmer, Industriemoderne in der Provinz. Die Region Ingolstadt zwi-
schen Neubeginn, Boom und Krise 1945 bis 1975, Miinchen 2009 (Bayern im
Bund 6)

Thomas Schlemmer, Dietmar Siifs, An der Wiege der ,zweiten Moderne”. Gesell-
schaft und Politik in Bayern 1920-1975, in: Michael Prinz (Hg.), Gesellschaftli-
cher Wandel im Jahrhundert der Politik. Nordwestdeutschland im internatio-
nalen Vergleich 1920-1960, Paderborn u.a. 2007, S. 433-447

Thomas Schlemmer/Hans Woller, Einleitung, in: dies. (Hg.), Gesellschaft im Wandel
1949 bis 1973, Miinchen 2002, S. 1-23 (Bayern im Bund 2)

Thomas Schlemmer, ,Bayerns Ruhrgebiet”. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in
der Region Ingolstadt 1948 bis 1975. Eine Studie aus dem Projekt , Gesellschaft
und Politik in Bayern” des Instituts fiir Zeitgeschichte, in: NS-Diktatur, DDR,
Bundesrepublik. Drei Zeitgeschichten des vereinigten Deutschland, Neuwied
2000, S. 181-213

Markus Schmalzl, Erhard Auer. Wegbereiter der Parlamentarischen Demokratie in
Bayern, Kallmiinz 2013

Manfred G. Schmidt, Das politische System der Bundesrepublik Deutschland, Bonn
2016

Karl Schmitt, Konfession und Wahlverhalten in der Bundesrepublik Deutschland,
Berlin 1989

Rudiger Schmitt-Beck, Spitzenkandidaten, in: Hans Rattinger/Sigrid Rofiteu-
scher/Rudiger Schmitt-Beck/Bernhard Weflels u.a. (Hg.), Zwischen Lange-
weile und Extremen: Die Bundestagswahl 2009, Baden-Baden 2011, S. 205-221

Riidiger Schmitt-Beck, Parteibindungen, in: Hans Rattinger/Sigrid Rofiteu-
scher/Ruidiger Schmitt-Beck/Bernhard Weflels u.a. (Hg.), Zwischen Lange-
weile und Extremen: Die Bundestagswahl 2009, Baden-Baden 2011, S. 155-164

Rudiger Schmitt-Beck, Empirische Wahlforschung in Deutschland: Stand und Per-
spektiven zu Beginn des 21. Jahrhunderts, in: ders. (Hg.), Wahlen in Deutsch-
land, Baden-Baden 2012, S. 2-39 (= PVS-Sonderheft 45)

Harald Schoen, Landtagswahlen in Bayern 1966 bis 2003: verstarkte bundespolitische
Durchdringung aufgrund der Doppelrolle der CSU, in: Zeitschrift fiir Parla-
mentsfragen 38 (2007) S. 503-512

Klaus Schénhoven, Aufbruch in die sozialliberale Ara. Zur Bedeutung der 60er Jahre
in der Geschichte der Bundesrepublik, in: Geschichte und Gesellschaft 25
(1999) S. 123-145

Klaus Schénhoven, , Land der versiaumten Gelegenheiten”: Die Revolution von
1918/19 und ihre Folgen, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewe-
gung zur Volkspartei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-
1992, Miinchen/London/New York/Paris 1992, S. 113-125

236

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Klaus Schreyer, Bayern - ein Industriestaat. Die verspétete Industrialisierung, Miin-
chen 1969

Rainer-Olaf Schultze, Die bayerische Landtagswahl vom 12. Oktober 1986: Stabile
Verhiltnisse wie nachhaltige Verdnderungen, in: Zeitschrift fiir Parlaments-
fragen 18 (1987) S. 38-56

Rainer-Olaf Schultze, Die bayerische Landtagswahl vom 14. Oktober 1990: Bayeri-
sche Besonderheiten und bundesrepublikanische Normalitat, in: Zeitschrift fiir
Parlamentsfragen 22 (1991) S. 40-58

Rainer-Olaf Schultze/Jan Grasnick, Die bayerische Landtagswahl vom 28. September
2008: Betriebsunfall oder Ende eines Mythos?, in: Zeitschrift fiir Parlaments-
fragen 40 (2009) S. 34-55

Rainer-Olaf Schultze, Die bayerische Landtagswahl vom 15. September 2013: Bund
und Land Hand in Hand, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 45 (2014) S. 326-
348

Dietmar Siif3, Die Enkel auf den Barrikaden. Jungsozialisten in der SPD in den Sieb-
zigerjahren, in: Archiv fiir Sozialgeschichte 44 (2004) S. 67-104

Dietmar Siifs, Kumpel und Genossen. Arbeiterschaft, Betrieb und Sozialdemokratie
in der bayerischen Montanindustrie 1945 bis 1976, Miinchen 2003 (Bayern im
Bund 4)

Dietmar Siif3, Voreilige Grabgesdnge - Stand und Perspektiven der Arbeitergeschich-
te in der Bundesrepublik Deutschland, in: NS-Diktatur, DDR, Bundesrepublik.
Drei Zeitgeschichten des vereinigten Deutschland, Neuwied 2000, S. 233-262

Michael Stephan, Waldemar von Knoeringen als bayerischer Landes- und Fraktions-
vorsitzender, in: Helga Grebing/Dietmar Suifs (Hg), Waldemar von Knoerin-
gen. 1906-1971. Ein Erneuerer der deutschen Sozialdemokratie. Rede, Aufsétze
Briefwechsel und Kommentare zu Leben und Wirken, Bd. 1, Berlin 2006, S.
201-226

Dietmar Siif3, , Auf den Samtpfétchen der Toleranz”? - Waldemar von Knoeringen,
die SPD und der Dialog mit dem Katholizismus in der Nachkriegszeit, in:
Helga Grebing/Dietmar Siif8 (Hg), Waldemar von Knoeringen. 1906-1971. Ein
Erneuerer der deutschen Sozialdemokratie. Rede, Aufsitze Briefwechsel und
Kommentare zu Leben und Wirken, Bd. 1, Berlin 2006, S. 105-125

Bernhard Taubenberger, Licht tibers Land. Die bayerische Viererkoalition 1954-1957,
Miinchen 2002

Klaus Tenfelde, Geschichte der Arbeiter in Bayern. Grundlagen - Entwicklungen -
Typologien, in: Acht Stunden sind kein Tag. Geschichte der Gewerkschaften
in Bayern, hrsg. von Ludwig Eiber, Rainhard Riepertinger und Evamaria
Brockhoff, Augsburg 1997, S. 15-23

Klaus Tenfelde, Bayerische Wirtschaft und Gesellschaft im 19. und frithen 20. Jahr-
hundert, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volks-
partei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 9-19

237

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Klaus Tenfelde, Bayerische Industrialisierung und Entwicklung der Sozialdemokra-
tie, in: Gerhard A. Ritter (Hg.) unter Mitarbeit von Elisabeth Miiller-Luckner,
Der Aufstieg der deutschen Arbeiterbewegung, Sozialdemokratie und Freie
Gewerkschaften im Parteiensystem und Sozialmilieu des Kaiserreichs, Miin-
chen 1990, S. 135-137

Manfred Treml, Kénigreich Bayern (1806-1918), in: Manfred Treml, Geschichte des
modernen Bayern. Konigreich und Freistaat. Mit Beitragen von Manfred
Treml, Franz Menges, Wolf Volker Weigand, Peter Jakob Kock/Manfred
Treml, Miinchen 20063, S. 13-159

Klaus G. Troitzsch, Die Landtagswahlen des Jahres 1970, in: Zeitschrift fiir Parla-
mentsfragen 2 (1971) S. 174-186

Christian Ude, Lebenslauf (http:/ /www.christian-ude.de/christian-ude/lebens-
lauf/) (14.01.2018)

Christian Ude, Georg von Vollmar - Aus dem Leben eines bayerischen Vollblutpoli-
tikers, in: Hartmut Mehringer (Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspar-
tei. Wegmarken der bayerischen Sozialdemokratie 1892-1992, Miin-
chen/London/New York/Paris 1992, S. 54-61

Hans Jochen Vogel, Die Amtskette. Meine 12 Miinchner Jahre. Ein Erlebnisbericht,
Miinchen 1972

Wilhelm Volkert, Geschichte Bayerns, Miinchen 2001

Wabhlen in Bayern 1946 bis 1990 umgerechnet auf den Gebietsstand zum 31. Dezem-
ber 1993. Ergebnisse der Landtags-, Bundestags- und Europawahlen nach
kreisfreien Stadten, Landkreisen, Stimmkreisen und Wahlkreisen sowie Ver-
zeichnisse der Abgeordneten des Bayerischen Landtags, Miinchen 1993 (= Bei-
tréage zur Statistik Bayerns - Heft 493)

Wolf Volker Weigand, Bayern in der NS-Zeit (1933-1945), in: Manfred Treml, Ge-
schichte des modernen Bayern. Konigreich und Freistaat. Mit Beitragen von
Manfred Treml, Franz Menges, Wolf Volker Weigand, Peter Jakob Kock, Man-
fred Treml, Miinchen 20063, S. 287-389

Emil Werner, Die SPD in Regierung und Opposition, in: Hartmut Mehringer (Hg.),
Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Wegmarken der bayerischen So-
zialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New York/Paris 1992, S. 279-
294

Emil Werner, Die Sudetendeutschen - Bayern vierter Stamm, in: Hartmut Mehringer
(Hg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei. Wegmarken der bayeri-
schen Sozialdemokratie 1892-1992, Miinchen/London/New York/Paris 1992,
S. 237-247

Emil Werner, Im Dienste der Demokratie. Die bayerische Sozialdemokratie nach der
Wiedergriindung 1945, Miinchen 1982

Bernhard Weflels, Wahlverhalten sozialer Gruppen, in: Hans Rattinger/Sigrid Rof3-
teuscher/Ruidiger Schmitt-Beck/Bernhard Wefiels u.a. (Hg.), Zwischen Lang-
weile und Extremen: Die Bundestagswahl 2009, Baden-Baden 2011, S. 103-117

238

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Wolfgang Zorn, Bayern unter der Regierung Goppel 1962-1978. Erste Skizzen zu
einem Kapitel neuester bayerischer Zeitgeschichte, in: Land und Reich. Stamm
und Nation. Probleme und Perspektiven bayerischer Geschichte. Festgabe fiir
Max Spindler zum 90. Geburtstag, hrsg. v. Andreas Kraus, Band III: Vom
Vormirz bis zur Gegenwart, Miinchen 1984, S. 531-545

Wolfgang Zorn, Bayerns Geschichte seit 1960, hg. v. Rolf Kieflling, Regensburg 2007

239

216.73.216.36, am 20.01.2026, 2019:14. © Utheberrechtiich geschltzter Inht 3
tersagt, ‘mit, f0r oder in Ki-Syster



https://doi.org/10.5771/9783828871144

Namensregister

Auer, Erhard 31f., 37-39, 41, 127,
163

Bebel, August 29, 32
Beck, Kurt 92, 154
Beckstein, Giinther 91, 135-138

Ehard, Hans 54, 65, 67
Erhard, Ludwig 67
Eisner, Kurt 34, 37-39

Fendt, Franz 49
Frieb, Hermann 46

Gabert, Volkmar 53, 56, 68
Glotz, Peter 58, 89

Goppel, Alfons 18, 67f., 70, 166,
205f.

Grillenberger, Karl 30f.

Held, Heinrich 40f.

Hiersemann, Karl-Heinz 58, 72, 75
Hitler, Adolf 43

Hoderlein, Wolfgang 59, 89
Hoegner, Wilhelm 25, 41, 49-56, 63,
65f., 128,163, 182, 189, 203, 208, 224
Hoffmann, Johannes 38-40
Hundhammer, Alois 50, 52, 65

Kiesinger, Kurt Georg 67
Knoeringen, Waldemar von 44f.,
49-54, 56, 128f£., 163, 185, 203, 208, 224
Kohl, Helmut 85

Kohnen, Natascha 59

Kronawitter, Georg 25f.

Lassalle, Ferdinand 29
Liebknecht, Wilhelm 29
Ludwig II. (Kénig von Bayern) 14

Maget, Franz 86-89, 91f., 94f.,
135-138, 153f., 164-166, 224
Merkel, Angela 148, 168, 182

240

Miiller, Josef 50

Pronold, Florian 59, 94

Rofshaupter, Albert 38, 44, 49
Rothemund, Helmut 58, 71-73

Schiffer, Fritz 49, 65

Schmid, Albert 203

Schmidt, Renate 58f., 76, 78,
85f., 135-138, 152f., 164-166,
198, 203, 208

Schofberger, Rudolf 57f., 68, 76,
217

Schosser, Fritz 203

Schroder, Gerhard 59, 76, 85, 88,
122, 148f., 153, 168, 193, 224
Schumacher, Kurt 50, 52f., 189
Seifried, Josef 49

Stiegler, Ludwig 59

Stoiber, Edmund 19, 76, 85f.,
88f., 91, 135-138, 148f., 152-154,
164-166, 168, 186, 206

Straufs, Franz Josef 18, 54, 58f.,
65, 67,70-72,75, 166, 206
Siisheim, Max 37

Timm, Johannes 38

Ude, Christian 94f., 135-139,
150, 155, 164-166, 203

Vogel, Hans Jochen 57, 69, 76,
129, 163, 166, 203, 208, 217, 224
Vollmar, Georg von 25, 30-32,
37,127f.,163, 180, 182, 224

Wager, Bebo 46

Ypsilanti, Andrea 91

216.73.216.35, am 20.01.2026, 20:19:14. © Urheberrechtiich geschitzter Inhat k.

‘mit, f0r oder in KI-Syster


https://doi.org/10.5771/9783828871144

	Inhaltsverzeichnis
	I. Einleitung
	II. Zur Geschichte der Sozialdemokratie in Bayern
	1. Zur Industrialisierung als Grundbedingung der Entstehung der bayerischen Sozialdemokratie
	2. Von den Anfängen bis zum Ende des Ersten Weltkriegs
	3. Von der Revolution 1918/19 bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 1945
	4. Von der Besatzungszeit bis zum Ende der Viererkoalition 1957
	5. Vom Beginn der Alleinherrschaft der CSU bis in die 1990er Jahre

	III. Die SPD in den Landtagswahlen in Bayern (seit 1946)
	1. Zum bayerischen Landtagswahlrecht
	2. Die Landtagswahlen von 1946 bis 1994
	3. Die Landtagswahlen von 1998 bis 2013
	3.1 Die Wahlergebnisse
	3.2 Die Wahlbeteiligung
	3.3 Zur regionalen Verteilung der Wahlergebnisse
	3.4 Zum Einfluss von Berufsgruppen und Konfession auf die Wahlentscheidung: Stammwählerschaften
	3.4.1 Berufsgruppen
	3.4.2 Konfession

	3.5 Weitere Indikatoren zum Wahlverhalten: Geschlecht, Alter und Bildung
	1.6 Zur Rolle der Spitzenkandidaten bei den Landtagswahlen
	3.7 Parteien und Lösungskompetenzen
	3.8 Exkurs: Zum Vergleich der Landtags- und Bundestagswahlen in Bayern
	3.9 Bestimmungsfaktoren der Wahlergebnisse der bayerischen Sozialdemokratie seit den 1990er Jahren


	IV. Fazit: Erklärungsansätze zum Verständnis der Schwäche der bayerischen Sozialdemokratie
	V. Conclusio: Folgerungen für sozialdemokratische Politik in Bayern
	Tabellen- und Abbildungsverzeichnis
	Quellen- und Literaturverzeichnis
	Namensregister

